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133. Sitzung 

Bonn, den 25. Juni 1964 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.02 Uhr 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich Glück-
wünsche zu entbieten dem Herrn Abgeordneten 
Hoogen, der heute seinen 60. Geburtstag feiert. 

(Beifall.) 

Die Tagesordnung soll erweitert werden um die 
Vereidigung des Bundesministers für besondere Auf-
gaben Dr. Westrick. Ich schlage Ihnen vor, die Ver-
eidigung des neuen Ministers heute um 11 Uhr 
vorzunehmen. 

Die Fraktion der FDP hat mit Schreiben vom 
23. Juni 1964 für die als stellvertretendes Mitglied 
im Europarat ausgeschiedene Abgeordnete Frau Dr. 
Flitz (Wilhelmshaven) den Abgeordneten Dr. 
Rutschke benannt. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Ich höre keinen Widerspruch. Damit ist der 
Abgeordnete Dr. Rutschke als stellvertretendes Mit-
glied der Beratenden Versammlung des Europarates 
gewählt. 

Die Fraktion der CDU/CSU hat mit Schreiben vom 
23. Juni 1964 als ordentliches Mitglied im Verwal-
tungsrat der Deutschen Bundespost für den ausge-
schiedenen Herrn Dr. Vogel den Abgeordneten 
Leicht benannt. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Ich höre keinen Widerspruch. Damit ist der Ab-
geordnete Leicht als ordentliches Mitglied in den 
Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost gewählt. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, sollte 
ich dem Hause vielleicht bekanntgeben, welche 
Gegenstände wir zunächst nach der Fragestunde be-
handeln werden. Zunächst ist der Punkt 26 aufzu-
rufen, dann soll der Punkt 11, Kriegsgefangenen-
entschädigungsgesetz, folgen, und dann wird ver-
sucht werden müssen, der Reihe nach zu verfahren. 
Ist das Haus damit einverstanden, daß wir so proze-
dieren? — Es wird nicht widersprochen; dann wird 
so verfahren werden. 

Wir treten nun in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
auf Punkt 1: 

Fragestunde (Drucksachen IV/2386, IV/2399). 

Wir beginnen mit den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Verkehr in Druck-
sache IV/2386. Ich rufe auf die Frage X/1 — des 
Abgeordneten Hussong —: 

Wann ist mit der  Weiterführung der  Bundesautobahn von 
Saarbrücken bis zur Landesgrenze zu rechnen? 

Herr Bundesverkehrsminister! 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Planung für die Bundesautobahn-Teil-
strecke von der Anschlußstelle Saarbrücken-Ost bis 
zur französischen Grenze ist abgeschlossen. Vorbe-
reitender Grunderwerb wird bereits getätigt. Der 
Bundesminister für Verkehr ist bestrebt, bald mit 
dem Bau zu beginnen. Zunächst muß jedoch das 
Planfeststellungsverfahren durchgeführt werden. 
Ein genauer Termin für den Baubeginn kann erst 
nach Abschluß des Planfeststellungsverfahrens an-
gegeben werden. Die Bauzeit wird voraussichtlich 
drei Jahre, die Kosten werden etwa 55 Millionen 
DM oder 10,5 Millionen DM je km betragen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage? --
Herr Abgeordneter Hussong! 

Hussong (SPD) : Herr Bundesminister, ist Ihnen 
bekannt, daß die Stadt Saarbrücken mit etwa 234 
Kraftfahrzeugen auf 1000 Einwohner die größte 
Verkehrsdichte aller Großstädte des Bundesgebietes 
hat, deren Mittelwert etwa 189 beträgt, und halten 
Sie es nicht für zweckmäßig, den baldigen Ausbau 
zu betreiben? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, mir sind alle Angaben, die Sie machen, 
bekannt. Mit der Stadt Saarbrücken und mit der 
saarländischen Regierung stehe ich in dieser Sache 
in engster Verbindung. Wir haben uns deswegen 
bemüht, diesen weiteren Ausbau vorzuziehen, nach-
dem wir im vorigen Jahr mit der Autobahn über-
haupt erst Saarbrücken erreicht haben. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Hussong. 

Hussong (SPD) : Herr Bundesminister, ist Ihnen 
bekannt, daß die Regierung des Saarlandes beab-
sichtigt, im Haushaltsjahr 1965 Mittel aufzubringen, 
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Hussong 
die zumindest teilweise für den Weiterbau der 
Autobahn bis zur Landesgrenze vorgesehen sind, 
und sind Sie Ihrerseits bereit, diese Mittel so auf-
zustocken, daß der Ausbau gesichert ist? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Hussong, die Regierung des Landes 
bringt keine Mittel für die Autobahn auf, sondern 
die Regierung des Landes steht nur mit der Stadt 
in Verbindung, um der Stadt gewisse Leistungen 
abzunehmen, die die Stadt aufzubringen hat. 

Vizepräsident Schoettle: Frage X/2 — des 
Herrn Abgeordneten Hussong —: 

Steht die Bundesregierung mit der französischen Regierung in 
Verhandlungen zwecks Weiterführung der  Autobahn in Richtung 
Metz? 

Bitte, Herr Minister. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Die Frage X/2, Herr Kollege, darf ich wie folgt be-
antworten: Ja. Die Auftragsverwaltung des Bundes 
im Saarland führt seit längerer Zeit vorbereitende 
Planungsbesprechungen mit der zuständigen franzö-
sischen Straßenbaubehörde in Metz. Eine abschlie-
ßende Besprechung zwischen dem Bundesverkehrs-
ministerium und der französischen Straßenbauver-
waltung in Paris ist für den 7. Juli in Saarbrücken 
vorgesehen. 

Vizepräsident Schoettle: Frage X/3 — des 
Herrn Abgeordneten Hussong —: 

Aus welchen Gründen hat es die Bundesregierung bis jetzt 
abgelehnt, sich an den Kosten zum Ausbau einer geplanten Um-
gehungsstraße (Südtangente) zur Entlastung der katastrophalen 
Verkehrsverhältnisse der Stadt Saarbrücken zu beteiligen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Hussong, Zuschüsse des Bundes zu 
den Kosten des Baus der südlichen Umgehungs-
straße von Saarbrücken, der sogenannten Süd-
tangente, können nicht gegeben werden, soweit die-
ser Straßenzug parallel zu der vom Bund allein zu 
finanzierenden Bundesautobahn verläuft. Dies trifft 
für den östlichen Teil dieses Straßenzuges zwischen 
der Bundesstraße 405 — St. Arnual — und der Bun-
desstraße 41 — Metzer Landstraße — zu. Dagegen 
wird der Teilabschnitt der Südtangente zwischen 
der Bundesstraße 41 und der Bundesstraße 406 durch 
das Deutschmühlental bezuschußt werden. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Hussong. 

Hussong (SPD) : Herr Bundesminister, teilen Sie 
nicht die Auffassung, daß, wenn die Stadt Saar-
brücken, wie man so sagt, nicht im Verkehr er-
sticken soll, der Bau von Umgehungsstraßen um die 
Stadt, zumindest um den durchfließenden Verkehr 
aufzunehmen, möglichst bald und ganz entschieden 
und energisch gefördert werden sollte? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ja, Herr Kollege, deswegen fördern wir den Auto-
bahnbau. Wir können nun nicht zwei Umgehungs-
straßen bauen. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage. 

Frage X/4 — des Herrn Abgeordneten Kreit-
meyer —: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche Bundesbahn zu 
veranlassen, daß sie dem Land Niedersachsen und der Ost-
hannoverschen Eisenbahn Einblick in alle Unterlagen gewährt, 
aus denen hervorgeht, weshalb der Personenzugverkehr zwi-
schen Lüchow und Dannenberg eingestellt worden ist? 

Dr.-Ing. Seebohm Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, einer besonderen Einwirkung auf die 
Deutsche Bundesbahn bedarf es nicht, denn das Land 
Niedersachsen kann hier von sich aus tätig werden. 
Nach § 43 Abs. 2 des Bundesbahngesetzes können 
die obersten Landesverkehrsbehörden vom Vor-
stand und ebenso von der für ihr Land zuständigen 
höheren Bundesbahnbehörde — hier der Bundes-
bahndirektion Hamburg — jede zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderliche Auskunft verlangen. Wie-
weit dann diese Auskunft vom Land an die unter 
Landesaufsicht stehenden nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen weitergegeben wird, muß 'dem Land über-
lassen bleiben. 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn liegt 
ihr ein Auskunftsersuchen des Landes zur Zeit nicht 
VOL  

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage. 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Minister, darf ich Sie, 
da sie die Worte „zur Zeit" so betont haben, fragen, 
ob früher schon, vor Jahren, ähnliche Unterlagen 
zur Verfügung gestellt worden sind? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Diese Frage kann ich im Augenblick nicht beant-
worten, Herr Kollege. Das ist durchaus möglich. 
Ich kenne natürlich den Schriftwechsel zwischen der 
Bundesbahndirektion Hamburg und den niedersäch-
sischen Behörden nicht. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage! 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Bundesminister, teilen 
Sie mit mir die Auffassung, daß die Situation im 
Zeitpunkt der Stillegung sich wesentlich von der 
Situation, die heute, nach der Industrieansiedlung, 
besteht, unterscheidet und daß daher ein begründetes 
Interesse besteht, den Personenzugverkehr wieder 
aufzunehmen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, das ist eine Angelegenheit, die, wie 
gesagt, das Land zunächst mit der Bundesbahn be-
sprechen muß. Ob ich diese Auffassung teile, hängt 
vor allem davon ab, welche Vorschläge die Bundes-
bahn, die diese Fragen in eigener Zuständigkeit zu 
behandeln hat, macht. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Wehner! 

Wehner (SPD) : Herr Bundesminister, wenn es so 
ist, wie Sie hier darlegen, daß es sich um Angelegen-
heiten des Landes oder der Länder und der Bundes- 
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Wehner 
bahn handelt — und so ist es wohl —: gibt es nicht 
außerdem ein Interesse der Bundesregierung und 
speziell auch des Bundesministers für Verkehr, dort, 
wo sich Schäden aus den Folgen der Spaltung 
Deutschlands, der Demarkationslinie, ergeben, ge-
wissermaßen einzuwirken, oder sehen Sie dazu 
keine Möglichkeit? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, ich beobachte die Sache sehr genau. 
Ich habe mir noch vor drei Monaten einen eingehen-
den Bericht über die Situation machen lassen, die 
dort entstanden ist und die sich dort entwickelt. 
Ich kenne auch den Raum aus eigener Anschauung 
sehr genau. Aber die Fragen sind hier eben etwas 
kompliziert, weil eine Kombination einer nicht-
bundeseigenen Eisenbahn und der Bundesbahn vor-
liegt und hier tatsächlich das Land in erster Linie 
zuständig ist. Das Land hat aber die notwendigen 
Verbindungen noch nicht aufgenommen, und außer-
dem ist die Bundesbahn der Meinung, daß für den 
Personenverkehr — wie damals bei der Stillegung 
mit dem Land vereinbart — genügend Ersatzver-
kehre bestehen.  Hier scheinen also zwischen der 
Bevölkerung einerseits und den verschiedenen Be-
hörden andererseits in der Auffassung gewisse Dis-
krepanzen vorzuliegen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Wehner! 

Wehner ,(SPD) : Ich bin Ihnen dankbar für diese 
Auskunft: Ich möchte nur noch einmal zusätzlich 
fragen, Herr Minister, ob nicht gerade diese Mehr-
schichtigkeit der Situation — ich weiß nicht, ob ich 
mich geschickt ausdrücke — auch für die Bundes-
regierung ein Anlaß sein sollte, natürlich unter 
Wahrung der Zuständigkeiten der anderen Beteilig-
ten dort selber einzugreifen? Um diese Frage mit 
einem Satz zu begründen: ich glaube, es ist unglück-
lich, daß eine große Weltfirma dankenswerterweise 
in Lüchow ein Werk errichtet hat — worüber wir 
alle froh sind und worüber auch die Bevölkerung 
selbst froh ist —, daß aber z. B. der Personenver-
kehr mit den Arbeitszeiten in keiner Weise in Ein-
klang zu bringen ist. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Wehner, ich teile Ihre Auffassung. 
Wenn diese Firma sich z. B. an mich gewendet hätte 
— was sie bisher nicht getan hat —, hätte ich diesen 
Anlaß natürlich sofort benutzt, um einzugreifen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Frage, Herr Ab-
geordneter Huys! 

Dr. Huys (CDU/CSU) : Glauben Sie nicht auch, 
Herr Bundesminister, daß es sehr mißlich ist, wenn 
eine Kreisstadt eines großen Kreises mit der Bahn 
überhaupt nicht zu erreichen ist? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ja, Herr Kollege, das ist natürlich darauf zurückzu-
führen, daß damals bei der Stillegung die zustän

-

dige Landesbehörde mit zugestimmt hat. Wenn alle 
Organe einer Stillegung zugestimmt haben, kann 
trotz persönlicher Bedenken des Bundesministers für 
Verkehr, der diese Sache kennt, kaum anders ent-
schieden werden. 

Dr. Huys (CDU/CSU) : Glauben Sie nicht auch, 
Herr Bundesminister, daß es hier gerade auf den 
Personenverkehr ankommt und daß die Crux darin 
liegt, daß die Bahn zwar den Personenverkehr auf-
gegeben hat, aber den Stückgutverkehr beibehalten 
will? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, diese Fragen sind wie bei jeder Still-
legung damals sehr genau geprüft worden. Sie 
wissen, daß auf der einen Seite ein Druck auf die 
Bundesbahn ausgeübt wird, unrentable Betriebs-
strecken aufzugeben, um die Verluste zu mindern, 
daß aber auf der anderen Seite die Bundesbahn 
natürlich, wenn sie z. B. den Personenverkehr von 
der Schiene auf die Straße verlegt, bestrebt ist, durch 
Einlegung von Bahnbuslinien für eine bessere Ver-
kehrsverbindung für die beteiligten Ortschaften zu 
sorgen. Denn es ist eine eindeutige Erfahrung, daß 
im allgemeinen mit Bahnbuslinien bei relativ kurzen 
Entfernungen eine bessere Bedienung der kleineren 
Orte erreicht werden kann als durch die Bahn. 
Den Güterverkehr dagegen wünschen wir naturge-
mäß aufrechtzuerhalten, um die Betriebsansiedlun-
gen und die vorhandenen Betriebe nicht in ihren 
Versandmöglichkeiten zu beschränken. Der Güter-
verkehr ist als Zulaufverkehr natürlich rentabler 
als der Personenverkehr. Sie wissen, Herr Kollege, 
daß wir beim Personennahverkehr große Verluste 
bei der Bundesbahn zu verzeichnen haben und daß 
deswegen die Leitung der Bundesbahn von diesem 
Hohen Hause in besonderer Weise darauf hinge-
wiesen worden ist, daß sie nach wirtschaftlichen 
Grundsätzen wie ein kaufmännisches Unternehmen 
geführt werden müsse und die Leitung der Bundes-
bahn sich danach zu richten habe, was dieses Hohe 
Haus ihr gesetzlich auferlege. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Frau Dr. Kiep-Altenloh. 

Frau Dr. Kiep-Altenloh (FDP) : Herr Bundes-
minister, halten Sie es nicht doch für notwendig, 
daß an diesen Grenzen, wo politische Fragen ent-
scheidend mitsprechen, eine starke Abstimmung des 
Verkehrsministeriums mit den für die politischen 
Fragen zuständigen Ministerien stattfindet? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Verehrte gnädige Frau, selbstverständlich halte ich 
das für notwendig. Ich darf für mich in Anspruch 
nehmen, daß ich im Jahre 1950 an der Zonengrenze 
den Verband der Handelskammern gegründet habe, 
daß wir — ich an der Spitze — im Jahre 1953 die 
ersten gewesen sind, die für diese Versorgung der 
Zonenrandgebiete mit entsprechend mehr Mitteln 
des Bundes gesorgt haben und daß ich seitdem in 
ständiger Arbeit für diese Dinge eintrete, und zwar 
mehr, als das je ein anderer getan hat. 
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Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Bundesminister, sind Sie 
nach der Frage meines Kollegen Wehner betreffend 
die Stadt Lüchow bereit, von sich aus initiativ zu 
werden, ohne erst einen Antrag abzuwarten? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, wenn ich von mir aus initiativ werde, 
kann ich nur die beiden Stellen bitten, sich das Pro-
blem neu zu überlegen. Das habe ich, wie gesagt, 
vor einigen Monaten schon getan. Wenn natürlich 
— wie Herr Kollege Wehner sagt — ein dort vor-
handener großer Betrieb besondere Wünsche an 
den Verkehr hat und diese Wünsche in Verhandlun-
gen mit den direkt zuständigen Behörden nicht er-
füllt werden, steht es diesem großen Betrieb natür-
lich frei, sich auch direkt an den Bundesminister für 
Verkehr zu wenden. Dann habe ich nämlich einen 
entsprechenden Anlaß, auf Grund dieses Antrags 
noch einmal — nicht nur von mir aus, sondern eben 
auf begründeten Antrag — tätig zu werden. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Büttner. 

Büttner (SPD) : Herr Bundesminister, Sie  sagen, 
Sie seien vor einigen Monaten schon tätig gewor-
den. Wäre das dann für Sie kein Anlaß, nach der 
Fragestunde heute sich einmal in Erinnerung zu 
bringen, den Fall aufzugreifen und die Sache zu 
forcieren? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, bitte bedenken Sie, daß noch eine 
Reihe Fragen zu diesem Tatbestand vorliegen. Sie 
müssen weiter bedenken, daß die Bundesregierung 
nur auf die Bundesbahn einen Einfluß hat, daß sich 
ihr Einfluß aber nicht auf eine nicht-bundeseigene 
Eisenbahn erstreckt. Das ist eine Angelegenheit, die 
nach dem Grundgesetz in die Zuständigkeit der Län-
der fällt. 

In der Kombination sind die Dinge außerordent-
lich schwierig. Die Verhältnisse, die Sie, wie ich 
annehme, kennen, sind deshalb so schwierig, weil 
es eine Zerreißung der Verkehrslinien nicht nur bei 
der Eisenbahn, sondern auch bei den Straßen im 
Lüchow Dannenberg-Gebiet gibt, die uns große Sor-
gen macht. Aber wir können eben wegen der Tren-
nung der Zuständigkeiten für Bundesstraßen und 
Landstraßen, für die Bundesbahn und für nicht-
bundeseigene Eisenbahnen nicht von uns aus zu-
sammenfassend tätig werden, ohne daß auch Nieder-
sachsen Entsprechendes tut. 

Ähnliche Verhältnisse liegen z. B. bei dem Pro-
blem des Hafenbaues in Schnackenburg und an an-
deren Stellen vor. Ich bin auf diesem Gebiet wirk-
lich dauernd darum bemüht, das Richtige zu tun, 
was zur Versorgung dieses an der Zonengrenze lie-
genden schwierigen Raumes erforderlich ist. 

Vizepräsident Schoettle: Die Frage ist erledigt. 

Wir kommen zur Frage X/5 — des Abgeordneten 
Reichmann —: 

Sind Pressemeldungen zutreffend, daß durch den neuen Mosel-
kanal der deutsche Steuerzahler alljährlich mit 100 Millionen 
DM belastet würde, weil infolge des verursachten Frachtaus-
falls der Deutschen Bundesbahn deren Defizit sich um etwa 
diesen Betrag vergrößere? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Nein, Herr Kollege, jedenfalls nicht in diesem Aus-
maß. Die Bundesrepublik und Frankreich haben be-
kanntlich den Ausbau der Mosel nach langwierigen 
Verhandlungen in Verbindung mit der Rückgliede-
rung des Saarlandes und den Ausbau des Ober-
rheins 1956 beschlossen. Wie sich die Wasser-
frachten auf der Mosel endgültig gestalten, ist heute 
noch nicht zu übersehen. Die Eisenbahnen werden 
aber mit Sicherheit einen Teil ihres Verkehrs an 
den neuen Wasserweg verlieren. Um dieser Ent-
wicklung entgegenzuwirken, wird die Bundesbahn 
im Einvernehmen mit den französischen Eisen-
bahnen ihre Tarife senken. Sie schätzt, daß sie durch 
Verkehrsverluste und Tarifsenkungen eine Minde-
rung ihrer Frachteinnahmen von jährlich etwa 
50 Millionen DM erleiden wird. Dieser Betrag ver-
mindert sich anderereits um die Betriebskosten-
ersparnisse, die sie erzielt, deren Ausmaß sich 
allerdings jetzt noch nicht absehen läßt. 

Vizepräsident Schoettle: Keine Zusatzfrage?- 

Ich rufe auf die Frage X/6 — des Herrn Abge

-

ordneten Faller —: 
Ist der  Bundesregierung bekannt, daß im Gebiet des Straßen

-

bauamtes Lörrach wegen Mangels an Haushaltsmitteln alle großen 
und mittleren, teilweise schon weit fortgeschrittenen Straßen-
baumaßnahmen eingestellt werden mußten? 

Die Fragen 'des  Herrn Abgeordneten Faller werden 
von Herrn Abgeordneten Cramer übernommen. 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident, erlauben Sie bitte, daß ich die Fra-
gen des Herrn Kollegen Faller wegen ihres sach-
lichen Zusammenhangs ,gemeinsam beantworte. 
Darf ich sie gemeinsam beantworten? 

Vizepräsident Schoettle: Bitte sehr. Dann rufe 
ich auch die Fragen X/7 und X/8 — des Herrn Abge-
ordneten Faller — auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Gefahr besteht, daß 
mittelständische Straßenbauunternehmen in Schwierigkeiten zu 
kommen drohen, weil die Anschlußaufträge ausgeblieben sind, 
die praktisch zugesagt waren, und entsprechende Dispositionen 
getroffen werden mußten, namentlich im Hinblick auf die  An-
werbung von in- und ausländischen Arbeitskräften? 

Trifft es zu, daß auch in anderen Teilen des Bundesgebietes 
ähnliche Schwierigkeiten — wie in Fragen X/6, 7 geschildert — 
wegen der Verzögerung der Anschlußaufträge entstanden sind? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Das Innenministerium Baden-Württemberg als zu-
ständige Auftragsverwaltung des Bundes hat mich 
bisher nicht davon unterrichtet, daß hinsichtlich der 
Finanzierung von Bauvorhaben im Bereiche des 
Straßenbauamtes Lörrach Schwierigkeiten aufgetre-
ten sind. 
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Bundesminister Dr.-Ing. Seebohm 
Gegenwärtig sind die Arbeiten noch im Gange. 

Damit keine Unterbrechung eintritt, ist veranlaßt, 
daß durch umgehende Durchführung des vorgesehe-
nen Mittelausgleichs die erforderlichen Mittel zur 
Fertigstellung des Bauvorhabens Maulburg bereit-
gestellt werden. 

Die Befürchtungen des Herrn Kollegen Faller, daß 
mittelständische Straßenbauunternehmen wegen Un-
terbrechung der in Gang befindlichen Arbeiten in 
Schwierigkeiten kommen könnten, dürften damit 
gegenstandslos werden. Ebenso glaube ich nicht, 
daß bereits getroffene Dispositionen hinsichtlich der 
Anwerbung von Arbeitskräften wieder rückgängig 
gemacht werden müssen, da die laufenden Arbeiten 
sicherlich ohne Unterbrechung fortgeführt werden 
können. 

Die weitere Frage, ob -auch in anderen Teilen des 
Bundesgebietes Schwierigkeiten ähnlicher Art auf-
getreten sind, kann ich mit Nein beantworten. 

Es trifft im allgemeinen nicht zu, daß in der 
Auftragsvergabe, soweit es sich um Bundesfern-
straßen handelt, Verzögerungen entstanden sind. 
Dies erklärt sich allein schon aus der Tatsache der 
erheblichen jährlichen Steigerung des Straßen-
bauvolumens im Rahmen der Bundeshaushalte. 

Ob und inwieweit allerdings Verzögerungen bei 
der Vergabe von Aufträgen für Landstraßen I. Ord-
nung und Landstraßen IL Ordnung, die von den 
obersten Straßenbaubehörden der Länder gleich-
falls veraltet werden, oder bei Straßenbauvorhaben 
der Städte und Gemeinden eingetreten sind, ist mir 
nicht bekannt. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Cramer. 

Cramer (SPD) : Herr Minister, darf ich daraus ent-
nehmen, daß die Umgehung im Zuge der B 317 bei 
Maulburg in diesem Jahr fertig wird, wie es vor-
gesehen war? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Jawohl, das können Sie, glaube ich, entnehmen, 
es sei denn, daß irgendwelche technischen Schwierig-
keiten bei der Bauausführung eintreten, die ich 
nicht übersehen kann. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Cramer. 

Cramer (SPD) : Ist Ihnen bekannt, Herr Minister, 
daß schon vergebene Aufträge im Wert von 800 000 
DM zurückgezogen wurden und nachher auf Drän-
gen der Unternehmer noch mit 60 000 DM bedient 
wurden? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Diese Einzelheiten bei der Auftragsvergabe sind 
mir nicht bekannt, weil die Aufträge unter 1 Mil-
lion DM von den Auftragsverwaltungen selbstän-
dig behandelt und nicht bei uns vorgelegt werden. 

Cramer (SPD) : Herr Minister, sind Sie bereit, 
wenn ich Ihnen Einzelheiten mitteile, den Fall nach-
zuprüfen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Selbstverständlich. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe auf die Frage 
X/9 — des Herrn Abgeordneten Eschmann —: 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, bei der Bundesbahn-
direktion Wuppertal darauf hinzuwirken, die geplante Stillegung 
des Personenverkehrs auf der Strecke Osberghausen—Waldbröl 
so lange hinauszuschieben, bis die Umgehungsstraßen Bielstein 
und Wiehl ausgebaut sind? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Darf ich, Herr Präsident, auch hier wegen des Sach-
zusammenhangs der beiden Fragen des Herrn Ab-
geordneten Eschmann bitten, mit einer gemeinsamen 
Beantwortung einverstanden zu sein, wenn der Herr 
Kollege zustimmt? 

Vizepräsident Schoettle: Er stimmt zu. Dann 
rufe ich auch die Frage X/10 — des Herrn Abgeord-
neten Eschmann — auf: 

Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, die Bundesbahn-
direktion Wuppertal zu veranlassen, auf der Strecke Osberg-
hausen—Waldbröl bis zur Fertigstellung der Umgehungsstraßen 
Bielstein und Wiehl verstärkt Schienenbusse einzusetzen mit 
vermehrter und verbesserter Einsteigemöglichkeit? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Danke sehr! 

Bisher liegt mir kein Antrag auf Einstellung des 
Reiseverkehrs auf der Nebenbahn Osberghausen-
Waldbröl (Rheinland) vor. 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn jedoch auf An-
frage mitteilt, beabsichtigt sie, die Bedienung des 
Reiseverkehrs auf diesem Streckenabschnitt in Zu-
kunft aufzugeben. Die Bundesbahndirektion Wup-
pertal hat sich deswegen an das Land Nordrhein-
Westfalen gewandt und gebeten, dazu Stellung zu 
nehmen. Diese Stellungnahme steht noch aus. Sie 
wird natürlich für die endgültige Entscheidung von 
wesentlicher Bedeutung sein. Dabei wird sicher der 
Ausbau der Straßen von Bedeutung sein, die als 
Landstraßen I. Ordnung in der Baulast des Landes 
liegen. Ich bin daher über den Ausbauzustand und 
die Ausbaupläne im einzelnen nicht unterrichtet. Bei 
dieser Sachlage kann ich zur Zeit in den von Ihnen 
angeschnittenen Fragen noch nicht tätig werden. Es 
ist allerdings kaum anzunehmen, daß die Deutsche 
Bundesbahn bereit sein wird, solange der Antrag 
läuft, verstärkt Schienenbusse einzusetzen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dresbach. 

Dr. Dr. h. c. Dresbach (CDU/CSU) : Darf ich mir 
als Abgeordneter des Kreises die Bemerkung erlau-
ben, daß ich in diesem Falle die Auffassung meines 
politischen Gegners und häufigen Widersachers in 
Wahlkämpfen durchaus unterstütze. 

(Heiterkeit.) 
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Vizepräsident Schoettle: Das war zwar keine 
Frage, aber immerhin ein bemerkenswertes Zeichen 
von Solidarität. 

(Abg. Wehner: Nicht von Solidarität, von 
Anständigkeit!) 

Keine weitere Frage? — 

Dann kommen wir zur Frage X/11 — des Herrn 
Abgeordneten Dr. Huys —: 

Welche Anstrengungen macht die Bundesregierung, um die 
schwebenden Verhandlungen zwischen der Deutschen Bundesbahn 
und den OHE (Osthannoversche Eisenbahnen) zur Besserung und 
Erhaltung der Eisenbahnverbindungen in Lüchow—Dannenberg 
zum Erfolg zu führen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Huys, im Rahmen der von Ihnen er-
wähnten Verhandlungen wurde die Übernahme der 
Betriebsführung auf der Nebenbahnstrecke der 
Deutschen Bundesbahn zwischen Dannenberg und 
Lübbow durch die Osthannoversche Eisenbahn AG 
(OHE) erörtert. 

Die Osthannoversche Eisenbahn, die auch die 
Strecke Lüchow — Schmarsau betreibt, untersteht 
als nichtbundeseeigene Eisenbahn, wie wir schon er-
örtert haben, nach dem Grundgesetz der Zuständig-
keit des Landes. Daher muß das Land in dieser An-
gelegenheit von sich aus tätig werden, ohne daß es 
eines Eingreifens der Bundesregierung bei der Deut-
schen Bundesbahn bedarf. 

Wie eine von mir veranlaßte Überprüfung zeigte, 
von der ich vorhin sprach, sind für die Strecke er-
hebliche Investitionen deswegen notwendig, weil 
die Gleise für den Reiseverkehr neu hergerichtet 
werden müssen. Dazu kommen noch die laufenden 
Betriebsführungskosten bei einem verhältnismäßig 
geringen Verkehrsaufkommen. Zur Übernahme die-
ser hohen Kosten ist bisher weder die Deutsche Bun-
desbahn noch die Privatbahn bereit. Die Frage einer 
Subvention ist bei dieser Sachlage allerdings aus-
schließlich Angelegenheit des Landes. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage! 

Dr. Huys (CDU/CSU) : Herr Minister, glauben Sie 
nicht auch — wir kämpfen bereits seit Jahren dar-
um —, daß die Bundesbahn mit der Schmarsauer 
Bahn einmal ein Übereinkommen treffen könnte, 
damit der Personenverkehr Lüchow-Dannenberg 
wieder aufgenommen wird? Das scheitert einfach 
daran, daß die Bundesbahn den Stückgutverkehr 
nicht abgeben will und nur den Personenverkehr 
aufgibt. Das ist für die Bevölkerung dieses Kreises 
unverständlich. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Huys, die Bundesbahn würde in einem 
Vertrag mit der OHE sicherlich auch bereit sein, 
eine Regelung zu treffen. Entscheidend ist aber, daß 
die OHE ihrerseits sich bereit erklären muß, den 
Personenverkehr fortzuführen und nicht nur den 
Güterverkehr zu übernehmen. Die OHE erklärt sich 
aber nur dann bereit, den Personenverkehr zu füh-
ren, wenn ihr entsprechende Mittel für den Ausbau 
der Strecke gegeben werden. Aus den Zonenrand

-

mitteln können Subventionen oder Mittel für den 
Ausbau von Bundeseisenbahnen und Bundesstraßen 
nicht zur Verfügung gestellt werden. Dagegen ha-
ben die Landesstraßen und die Lundeseisenbahnen 
derartige Möglichkeiten, Zuschüsse zu bekommen. 
Außerdem hat das Land durchaus die Möglichkeit, 
hier einzugreifen und in einer Kombination Land-
OHE-Bundesbahn mit entsprechender Darbietung 
der Mittel für die Herrichtung der Strecke für den 
Personenverkehr diese ganze Angelegenheit in die 
Hand zu nehmen. Dabei würde das Land auf meine 
volle Unterstützung, soweit sie dabei notwendig 
und möglich ist, rechnen können. Sie kann nur nicht 
in finanzielle Darbietungen gehen. 

Vizepräsident Schoettle: Sind die beiden letz-
ten Fragen, Herr Kollege Huys, durch diese Ant-
worten bereits erledigt? 

(Abg. Dr. Huys: Nein!) 

— Dann rufe ich auf die Frage X/12 — des Abge-
ordneten Dr. Huys — : 

Welche finanzielle Unterstützung zur Förderung der Verkehrs-
verhältnisse hat der Kreis Lüchow—Dannenberg seit 1954 aus 
dem Bundeshaushalt erhalten? [Vergleiche Erklärung des  Ober-
kreisdirektors Paasche vor der gesamten niedersächsischen SPD-
Landtagsfraktion anläßlich einer Bereisung des Kreises laut 
Elbe-Jeetzel-Zeitung vom 11. Juni 1964: „daß man leider auf 
diesem Gebiet" (schwierige Verkehrsverhältnisse) ,keinerlei Un-
terstützung durch den Bundesverkehrsminister erfahre".] 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ich beantworte die zwölfte Frage wie folgt: Mittel 
des Bundeshaushalts als Zuschuß sind im Landkreis 
Lüchow-Dannenberg für die Deutsche Bundesbahn 
nicht gegeben worden. Die Osthannoversche Eisen-
bahn hat für ihren gesamten Betrieb im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften Darbietungen erhalten. 
Die Elbe, die als Bundeswasserstraße die Grenze 
zur Sowjetzone bildet und den Landkreis am Rande 
berührt, hat die übliche Unterhaltung erfahren. In 
Schnackenburg ist eine Anlegekaje mit Bundes-
hilfe erstellt worden. Dafür wurden 200 000 DM 
gegeben. 

Für den Ausbau kommunaler Straßen als „Zu-
bringer zu Bundesstraßen" konnten Zuschüsse aus 
den seit 1961 verfügbaren Mitteln des sogenannten 
Gemeindepfennigs, die das Land zu verteilen hätte, 
leider nicht gewährt werden, weil die eingereichten 
Anträge den Richtlinien für Bundeszuwendungen 
nicht entsprachen. Dagegen sind dem Ausbau der 
den Landkreis durchziehenden vier Bundesstraßen 
216, 191, 71 und 248 rund 2,2 Millionen DM aus dem 
Bundesstraßenhaushalt zugute gekommen. Diese 
Bundesstraßen befinden sich mit Ausnahme ganz 
kurzer Strecken in einem guten, für die derzeitigen 
Verkehrserfordernisse ausreichenden Zustand. 

Aus den im Bundeshaushalt für „regionale För-
derung" bereitgestellten Mitteln sind von den im 
Zeitraum 1951 bis 1963 dem Zonengrenzkreis Lü-
chow-Dannenberg insgesamt in Höhe von 10,6 Mil-
lionen DM gewährten Zuschüssen rund 6 Millionen 
DM für den Ausbau von Straßen kommunaler Bau-
lasträger mit insgesamt 81 Einzelmaßnahmen zuge-
flossen. Die Erklärung, die Herr Oberkreisdirektor 
Paasche abgegeben hat, scheint mir daher nicht ganz 
zuzutreffen. 
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Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kreitmeyer! 

Kreitmeyer (FDP) : Herr Minister, ist Ihnen aus 
den Berichten nicht bekanntgeworden, daß die Be-
völkerung nach wie vor darüber klagt, daß der 
Ersatz, die Autobusverbindung, für sie nicht aus-
reichend ist,  weil damit nur in beschränktem Umfang 
lebenswichtige, sperrige Güter transportiert werden 
können? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Kreitmeyer, ich bin zuletzt, glaube ich, 
vor einem halben Jahr dort im Bezirk gewesen und 
habe mit einer Reihe von Persönlichkeiten gespro-
chen. Es ist ganz selbstverständlich, daß diese Per-
sönlichkeiten den dringenden Wunsch haben, daß 
der alte Eisenbahnverkehr wieder eingerichtet wird, 
hauptsächlich damit der billige Berufsverkehr wie-
der zum Zuge kommt, der bei Autobussen bekannt-
lich nicht so billig ist wie der Berufsverkehr und 
der Schülerverkehr der Eisenbahn, die  ja gerade die 
Verlustquelle für die Eisenbahn darstellen. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Zusatz-
frage. 

Kreitmeyer (SPD) : Herr Minister, würden Sie 
bitte noch einmal exakt überprüfen lassen, ob tat-
sächlich den Wünschen der niedersächsischen Lan-
desregierung und der osthannoverschen Eisenbahn 
in den vergangenen Jahren entsprochen worden ist, 
daß alle Unterlagen zur Beurteilung einer gewissen 
Rentabilität des Personenzugverkehrs — entspre-
chend den von Ihnen zitierten Paragraphen des 
Bundesbahngesetzes — ausgeliefert worden sind? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ich möchte das als sicher annehmen. Ich kann die 
Bundesbahn insoweit in Schutz nehmen, Herr Kol-
lege, daß, wenn sie um solche Unterlagen gebeten 
wird, sie sie in vollständigem Umfange erstellt. 
Auch von den uns gegebenen Unterlagen muß ich 
annehmen, daß sie zutreffend sind. Ich kann der 
Bundesbahn doch nicht unterstellen, daß sie da 
etwas unterschlägt. Welchen Grund hätte sie dafür? 
Ich kann keinen erkennen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD) : Herr Minister, darf ich Sie im 
Anschluß an diese fachlichen Ausführungen, die Sie 
in Ihrer Eigenschaft als Bundesminister für Verkehr 
gemacht haben — wenn auch im Zusammenhang 
damit zusätzlich als Mitglied des Bundeskabi-
netts —, fragen, ob Sie es nach Ihren eigenen Erfah-
rungen auf diesen Sachgebieten nicht für denkbar 
oder sogar für notwendig hielten, daß von der Bun-
desregierung mehr als bisher getan wird, koordinie-
rend und durch Impulse und durch Mittelschwer-
punkte, damit der kommunistische Separatismus 
nicht zu gewissen Versteppungserscheinungen ent-
lang der Zonengrenze führt? 

Und könnte dazu, wenn die bisherige Art nicht 
ausgereicht hat, vielleicht eine Einrichtung von der 
Art eines „Bundesbevollmächtigten für die Zonen-
randgebiete" helfen, der entsprechend dem Bundes-
bevollmächtigten für Berlin zusätzliche Aufgaben 
und Möglichkeiten wahrnehmen sollte, beratend 
tätig sein sollte für die einschlägigen Bundes-
ressorts, damit dieser Kampf um den Zonenrand, 
der Kampf dagegen, daß die Folgen der Spaltung auf 
den Schultern der Bevölkerung allmählich schwerer 
und schwerer drücken, analog dem Kampf um Berlin 
geführt Wird? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ich bin durchaus Ihrer Meinung, Herr Kollege Weh-
ner, daß hier mehr getan werden sollte und könnte. 
Ich bin ja einer der Vorkämpfer dafür, daß mehr 
getan wird. Sie wissen, daß wir seit dem Jahr 1951 
den Interministeriellen Ausschuß für die Zonen-
grenzgebiete haben, den sogenannten IMNOS. Diese 
Fragen sind aber im wesentlichen Angelegenheiten, 
die federführend vom Wirtschaftsministerium behan-
delt werden. Das Wirtschaftministerium hat sich 
nun nicht nur der Zonenrandgebiete angenommen, 
sondern auch der Förderungsgebiete und der ande-
ren Gebiete, die irgendwie in Notlagen geraten sind. 
Es hat auch durch ein Schwerpunktprogramm — mit 
der Bildung von Schwerpunkten um die Städte und 
Ortschaften, die diesen Schwerpunkt besonders be-
dienen, wozu in diesem Raum z. B. die Stadt 
Wittingen gehört — sich besonders um diese Fragen 
bemüht. 

Ich möchte aber sagen, daß auch ich aus meiner 
Kenntnis der ganzen Verhältnisse der Meinung bin, 
daß verstärkte Mittel den Bundeswirtschaftsminister 
in die Lage versetzen würden, mehr zu tun, und daß 
der Bundeswirtschaftsminister sicher sehr gern 
bereit sein würde, hier intensiv tätig zu werden, 
wenn ihm die verstärkten Mittel zur Verfügung 
gestellt werden könnten. Einen besonderen Bevoll-
mächtigten einzusetzen, halte ich deswegen nicht für 
notwendig, weil der Ministerialrat Giel im Bundes-
wirtschaftsministerium sich seit Jahren dieser Auf-
gaben in ausgezeichneter Weise annimmt. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Wehner. 

Wehner (SPD) : Ich höre, Herr Minister, und dar-
über war ich nicht im Zweifel, daß Sie sehr gut 
Bescheid wissen. Sie haben am Ende gesagt, es 
bedürfe keines besonderen Bevollmächtigten. Meine 
Frage sollte auch nicht so verstanden werden, als 
komme es auf einen neuen Minister für besondere 
Aufgaben an. 

(Heiterkeit.) 

Aber wäre es nicht möglich, daß auf Grund Ihrer 
Initiative — Sie könnten dabei die Diesellok sein 
als Verkehrsminister und als ein besonderer Kenner 
des Gebietes am Zonenrand — darüber, wie dieses 
Ringen auf die Höhe des Ringens um Berlin gehoben 
werden könnte, angesichts dieser konkreten Fragen 
im Gebiet des Verkehrs, die besonders prekär sind, 
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Wehner 
einmal zwischen der Bundesregierung oder den zu-
ständigen Ministern und einigen Ausschüssen des 
Bundestages sehr gründlich gesprochen wird? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Wehner, ich wäre sehr dankbar, wenn 
Sie in  dem von Ihnen geleiteten Ausschuß einmal 
eine solche Aussprache mit dem zuständigen Herrn 
Bundeswirtschaftsminister und mir und anderen 
Herren, die Sie einladen können, herbeiführten. Ich 
könnte vielleicht einiges dazu beitragen. Ich habe 
seinerzeit auch darauf hingewirkt, daß wir nicht 
nur den Zusammenschluß der Industrie- und Han-
delskammern entlang der Zonengrenze, sondern — 
wie Sie wissen — auch den Zusammenschluß der 
Kreise an der Zonengrenze und eine gewisse beson-
dere Zusammenarbeit der Länder an der Zonen-
grenze haben. Sie wissen, daß zwischen den Län-
dern Niedersachsen, Hessen und Bayern in dieser 
Beziehung eine sehr gute Zusammenarbeit bestan-
den hat und, wie ich annehme, heute noch besteht. 
Ich bin 'im Augenblick, da ich in der Kammer 
Braunschweig nicht mehr tätig bin und infolgedessen 
auch den Vorsitz für diese Arbeit habe abgeben 
müssen, nicht in  der Lage, Ihnen im einzelnen zu 
sagen, wie die Zusammenarbeit im Augenblick funk-
tioniert. Sie hat aber bisher durchaus gut funktio-
niert. Ich nehme das auch für die Zukunft an. Aber 
es wäre vielleicht zweckmäßig, Herr Kollege 
Wehner, daß man bei der Behandlung dieser Frage 
auch die Vertreter dieser drei Länder zuzieht, damit 
man einmal auch die Zuständigkeitsfragen vor dem 
Ausschuß mit den verschiedenen Institutionen abzu-
klären in der Lage ist. 

(Abg. Wehner: Danke!) 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Huys! 

Dr. Huys (CDU/CSU) : Herr Minister, könnten die 
Richtlinien für die Gewährung 'des Gemeinde-
pfennigs nicht überprüft werden, damit auch die 
Landkreise an der Zonengrenze, die wegen der Ver-
kehrsverhältnisse benachteiligt sind, in dessen 
Genuß kommen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ich würde das sehr gern tun. Ich habe das auch 
schon wiederholt angeregt und bearbeitet. Die Län-
der selber sind bisher nicht geneigt gewesen, weil 
sie natürlich bei den relativ geringen Mitteln des 
Gemeindepfennigs in ihren Ballungsgebieten und 
im Vorraum der Ballungsgebiete sehr große Auf-
gaben sehen. Da die Länder die Mittel selber ver-
teilen und auch an den Richtlinien mitgearbeitet 
haben, ist es natürlich so, daß sie selbst den Wunsch 
hatten, hier die Mittel mehr zu konzentrieren und 
entsprechend weiterzugeben. Ich weiß, wir befinden 
uns da immer zwischen Scylla und Charybdis, näm-
lich zwischen Ballungsgebieten einerseits und Er-
schließungsgebieten andererseits. Es ist für alle Be-
teiligten immer ein Dilemma, sich da zurechtzu-
finden. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sanger.  

Sänger (SPD) : Herr Bundesminister, würden Sie 
bereit sein, in Vorbereitung der von Herrn Abge-
ordneten Wehner angeregten und hoffentlich zu-
stande kommenden Diskussion präzise und kon-
krete Maßnahmen mit den Ihnen verbundenen Ver-
waltungen gemeinsam zu erarbeiten, damit wir in 
den Zonenrandgebieten nicht wieder Zustände be-
kommen, wie wir sie früher in unserer ostdeutschen 
Heimat hatten? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Sänger, soweit es meine Aufgaben an-
geht, unterziehe ich mich diesen Aufgaben immer 
mit großer Freude und Anteilnahme. Auch bei mei-
ner Bereisung, die ich in diesem Jahr wieder mache, 
werde ich die Zonenrandgebiete weit mehr berück-
sichtigen als irgendwelche anderen Gebiete. Aber 
hier ist natürlich eine echte Zusammenarbeit zwi-
schen Ländern und Bund notwendig, weil hier auch 
die Zusammenarbeit zwischen den Wirtschaftsmini-
sterien und den entsprechenden Organisationen auf 
der kommunalen Ebene das Entscheidende darstellt. 
Die Verkehrseinrichtungen sind zwar anregend, aber 
sind in anderer Weise auch sekundärer Art gegen-
über der Frage, wie man in den betreffenden Ge-
bieten durch entsprechenden Arbeiterwohnungsbau, 
durch entsprechende Ansiedlung neuer Industrien 
und alle solchen Maßnahmen das erreichen kann, 
was uns beiden, Herr Kollege Sanger,  am Herzen 
liegt, nämlich einer Verödung der Gebiete an der 
Zonengrenze entgegenzuwirken. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage! 

Sänger (SPD) : Herr Minister, glauben Sie mit 
mir, daß zwischen der Anteilnahme und der echten 
oder unechten Beteiligung der Länder und den Din-
gen, die wir tatsächlich bei der Bereisung der Zonen-
randgebiete gesehen haben, eine wesentliche Diffe-
renz besteht und daß diese in nächster Zukunft be-
seitigt werden muß? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Sanger,  ich bin der Meinung, daß dies 
im wesentlichen auch eine Frage der guten Zusam-
menarbeit in Raumordnungsangelegenheiten zwi-
schen Bund und Ländern ist. Sie wissen, daß wir 
ein Raumordnungsgesetz in Vorbereitung haben, 
mit dem von der Bundesebene aus in diesen Fällen 
mit eingegriffen werden soll, um uns eine bessere 
Zuständigkeit zu geben, hier wirklich tätig werden 
zu können. Ich wäre dankbar, wenn Sie diese Be-
mühungen der Bundesregierung unterstützten. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage? 
Dann die Frage X/13 — des Herrn Abgeordneten 
Dr. Huys —: 

Welche Verkehrsverbindungen im Zonengrenzkreis Lüchow-
Dannenberg sind seitens der Bundesregierung in den letzten 
10 Jahren aufgegeben, vermindert oder gefördert worden? 

Bitte, Herr Bundesminister! 
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Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Huys, ich nehme an, daß Ihre Frage 
auf die Veränderung bei den Eisenbahnverbindun-
gen abzielt, da die durch den Landkreis führenden 
Bundesstraßen Nrn. 216, 191, 71 und 248 in ihrem 
Ausbauzustand, wie erwähnt, verbessert worden 
sind; das hat sich auch auf die Flächenbedienung 
durch Omnibusse günstig ausgewirkt. 

Zu erwähnen bei den heute schon viel diskutier-
ten Eisenbahnverbindungen ist nur die Verlagerung 
des Reiseverkehrs auf der Strecke Dannenberg-
Lübbow von der Schiene auf den Omnibus sowie 
auf dem Abschnitt Lüchow-Lübbow. Auf dem letzten 
Abschnitt wurde am 22. Mai 1955 und auf dem Ab-
schnitt Dannenberg-Lüchow wurde am 4. Juli 1960 
der Reiseverkehr durch Straßenomnibusse ersetzt, 
also in dem einen Fall seit 1955, in dem anderen 
Fall seit 1960. Mit dieser Maßnahme konnte die 
Verkehrsbedienung durch den Einsatz von Straßen-
bussen, die ortsnäher und in einem dichteren Fahr-
plan verkehren, nach unserer Auffassung verbessert 
werden. Dazu trug die Erhöhung der Zahl der 
Haltestellen von bisher 14 auf der Schiene auf 26 
auf der Straße wesentlich bei. 

Wir sind der Auffassung, daß die heutige Ver-
kehrsbedienung trotz des Verkehrsrückganges bes-
ser ist, als sie in der Vorkriegszeit war. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage! 
Wir kommen zur Frage X/14 — des Herrn Abge-
ordneten Dr. Schwörer —: 

Sind Fälle bekannt, in denen die Blinklichter bei Bahnüber-
gängen versagt haben? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Darf ich fragen, Herr Präsident, ob mir erlaubt ist, 
die drei Fragen des Herrn Abgeordneten Schwörer 
wegen des Sachzusammenhangs miteinander zu be-
antworten? 

Vizepräsident Schoettle: Der Fragesteller 
stimmt zu? 

(Abg. Dr. Schwörer: Ja!) 

— Ich rufe dann weiter die Fragen X/15 und X/16 — 
des  Herrn Abgeordneten Dr. Schwörer — auf: 

Hat die Deutsche Bundesbahn auch andere Möglichkeiten —
außer Blinklichtern — zur Sicherung unbeschrankter Bahnüber-
gänge geprüft und erprobt? 

Wie steht die Bundesregierung zur Einführung von Halb-
schranken nach österreichischem Vorbild zusätzlich zu den Blink-
lichtern? 

Bitte, Herr Bundesminister. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, ein Versagen der Blinklichtanlagen 
trat bisher ganz selten auf. Ein Gefahrenzustand ist 
jedoch auch dann kaum gegeben, da jede Störung, 
ja sogar jeder Fehler sofort dem nächstgelegenen 
Fahrdienstleiter mittels besonderer Kontrolleinrich-
tungen oder rechtzeitig auch dem Lokomotivführer 
durch ein Überwachungssignal angezeigt wird. Alle 
Züge müssen dann, solange der Bahnübergang nicht 
durch Posten gesichert ist, vor dem Bahnübergang 
anhalten. 

Nach der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
sind die Bahnübergänge der Bundesbahn und der 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen durch wärterbe-
diente Schranken, durch Blinklichter oder durch 
Blinklichter mit Halbschranken zu sichern. Nur bei 
Nebenbahnen ist an Stelle dieser technischen Siche-
rung die Sicherung durch die Übersicht über die 
Bahnstrecke, gegebenenfalls in Verbindung mit aku-
stischen Signalen der Triebfahrzeuge, zugelassen. 

Die jüngste und modernste Sicherungsart ist die 
für mehrgleisige Strecken entwickelte Blinklichtan-
lage mit Halbschranken. Sie wird seit einigen Jahren 
in zunehmendem Umfange in europäischen und 
außereuropäischen Ländern verwendet, besonders 
in Holland, Osterreich, Frankreich und in der Bun-
desrepublik. Ihre Wirkungsweise ist überall gleich. 
Sie entspricht internationalen Vereinbarungen. Bei 
der Bundesbahn gibt es bis heute 200 derartiger 
Anlagen. 

Andere vorgeschlagene Sicherungsmethoden, die 
stets sorgfältig von uns geprüft worden sind, konn-
ten bisher den Anforderungen der Eisenbahnen nicht 
genügen. 

Vizepräsident Schoettle: Haben Sie noch eine 
Frage? — Bitte sehr, Herr Abgeordneter Dr. Schwö-
rer! 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
sind Sie mit mir der Ansicht, daß man möglichst 
schnell alle schienengleichen Bahnübergänge besei-
tigen müßte? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Schwörer, wir haben schon öfter dar-
über gesprochen. Sicher werden die Gefahren an 
einer schienengleichen Kreuzung am besten dadurch 
ausgeschaltet, daß man die Kreuzung niveauungleich 
gestaltet. Das kostet aber, wie wir alle wissen, 
viele Milliarden DM. Wir bemühen uns laufend, 
hieran zu arbeiten, und haben erhebliche Mittel da-
für zur Verfügung gestellt, auch durch das neue 
Eisenbahnkreuzungsgesetz, das leider vor dem Ver-
fassungsgericht durch eine Klage des Landes Bayern 
wieder in Frage gestellt wird. Mit dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz sollen die sehr schwierigen not-
wendigen Verfahren beschleunigt werden. Wir ha-
ben damit auch eine Möglichkeit für eine Anwei-
sung, daß die Beseitigung erfolgen muß, wobei Bund, 
Land, kommunale Seite und Eisenbahnen je nach 
der Zugehörigkeit zur Straßenbaulast an der Auf-
bringung der Mittel beteiligt sind. Wir hoffen, daß 
wir auf diese Weise schneller weiterkommen. 

Andererseits muß ich sagen: wir haben jedes Jahr 
auch eine Reihe von Unfällen, wo an niveauunglei-
chen Kreuzungen Fahrzeuge auf die Schienenstrecke 
abstürzen. Diese Unfälle sind natürlich besonders 
schwer, weil keine gegenseitige Warnung erfolgt. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage. Die Frage ist damit erledigt. 
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Vizepräsident Schoettle 
Wir kommen zur Frage X/17 — der Frau Abgeord-

neten Freyh (Frankfurt) —: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, den Verkehr 
flüssiger zu halten, indem sie Fußgänger beim Überschreiten der 
mit Zebrastreifen gekennzeichneten Fußgängerüberwege ver-
anlaßt, durch ein deutliches Zeichen, beispielsweise durch Hand-
aufheben, ihre tatsächliche Absicht zum Überschreiten der Straße 
bekanntzugeben? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Frau Kollegin, wenn Fußgänger die Fahrbahn auf 
einem Fußgängerüberweg erkennbar überschreiten 
wollen, müssen ihnen die Fahrzeugführer nach den 
neuen Vorschriften das Überqueren ermöglichen. 
Damit den Kraftfahrern diese Absicht der Fußgänger 
möglichst deutlich wird, habe ich veranlaßt, im Rah-
men der Verkehrserziehung und durch Presse und 
Rundfunk den Fußgängern zu empfehlen, ihre Ab-
sicht durch Handzeichen erkennbar zu machen. 

Wir haben aber davon abgesehen, dieses Zeichen 
ausdrücklich in der Verordnung vorzuschreiben, weil 
es den Fußgängern nicht immer möglich ist, solche 
Zeichen zu geben, z. B. wenn sie ihre Hände nicht 
frei haben oder wenn sie körperlich behindert sind. 
Die Verkehrserziehung wird jedoch in verstärktem 
Maße diese Handzeichen propagieren. Allerdings 
muß der Kraftfahrer auch die entsprechende Rück-
sicht nehmen, wenn ein solches Handzeichen nicht 
gegeben wird, aber auf andere Weise erkenntlich 
wird, daß der Fußgänger auf dem Fußgängerüber-
weg die Straße überschreiten will. 

Vizepräsident Schoettle: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Freyh! 

Frau Freyh (Frankfurt) (SPD) : Glauben Sie wirk-
lich, Herr Minister, daß diese Propagierung lediglich 
im Verkehrsunterricht ausreicht, um den Verkehr 
flüssig zu halten? Ihnen sind doch sicherlich auch 
die Erfahrungen vieler Autofahrer bekannt, die an 
Zebrastreifen unschlüssig halten müssen, weil sie 
nicht wissen, ob der Fußgänger tatsächlich die Ab-
sicht hat, die Straße zu überqueren. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Gnädige Frau, ich bin der Auffassung, daß wir für 
den Schutz der Fußgänger wesentlich mehr tun müs-
sen und daß die Kraftfahrer auf die Fußgänger mehr 
Rücksicht zu nehmen haben. Da das in Deutschland 
keine Selbstverständlichkeit ist, mußten leider Vor-
schriften dafür gegen die Kraftfahrer erlassen wer-
den. 

Frau Freyh (Frankfurt) .(SPD) : Meine Frage zielte 
aber nicht darauf ab, sondern einfach auf die  Not-
wendigkeit, den Verkehr flüssig zu halten. Damit 
wollte ich nicht, wie Sie es soeben hier dargelegt 
haben, dem Autofahrer nun wieder ein Vorrecht 
gegenüber dem Fußgänger geben. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Nein, aber nach meiner Auffassung wird der Ver-
kehr auch an den Fußgängerüberwegen flüssig ge-
halten, wenn die Autofahrer nicht unschlüssig, son

-

dern in viernünftiger Weise fahren und wenn die 
Fußgänger nicht unschlüssig, sondern in vernünf-
tiger Weise die Überquerung der Straße vornehmen. 
Wir wirken nicht nur durch Verkehrserziehung, 
sondern — wie ich soeben dargelegt habe — auch 
durch Presse und Rundfunk mit allen uns zur Ver-
fügung stehenden Mitteln auf beide Gruppen ent-
sprechend ein. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Josten! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, ist Ihnen be-
kannt, daß nach der neuen Verkehrsordnung durch 
Zebrastreifen, welche sich in der Nähe von Ver-
kehrsampeln befinden, die Situation entstehen kann, 
daß beim Überschreiten dieser Zebrastreifen durch 
Fußgänger die Verkehrsregelung der Ampeln un-
durchführbar wird? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Josten, die Ampelregelung hat natürlich den 
Vorrang vor einer Regelung ohne Ampeln. Wenn 
Fußgänger etwa die Straße überschreiten, obwohl 
die Ampelregelung es ihnen nicht erlaubt, so sind 
diese Fußgänger strafbar; denn sie haben sich nach 
der Ampelregelung zu richten. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß das nicht funktionieren soll; denn es 
hat bisher mit Ausnahme von einigen wenigen 
Fällen ohne weiteres funktioniert. Die Leute haben 
sich auch weitgehend daran gewöhnt. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Frage, 
Herr Abgeordneter Josten! 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, ich glaube, 
Sie haben mich nicht richtig verstanden. Darf ich Sie 
fragen, ob Ihnen z. B. die Situation am Bonner Bahn-
hof bekannt ist, wo Fußgänger den Zebrastreifen am 
zweiten Bahnzugang benutzen und somit die Ver-
kehrsregelung des Schutzmanns bei starkem Ver-
kehr einfach blockieren? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Das ist mir bekannt. Das liegt aber an der Stelle, 
die für diese Verkehrsregelung zuständig ist, näm-
lich an der Stadt. Es sollen eben nicht zwei Zebra-
streifen in dieser Form angebracht werden, wie sie 
am Bonner Bahnhof angebracht sind. Ich würde 
bitten, diese Frage den zuständigen Leuten in Bonn 
zu stellen, damit sie für Abhilfe sorgen. Im übrigen 
darf ich Sie darauf aufmerksam machen, daß die 
Fußgänger — das können Sie feststellen, wenn Sie, 
wie wir alle, am Bonner Bahnhof vorbeifahren — 
grundsätzlich ohne Benutzung der Zebrastreifen an 
jeder beliebigen Stelle die Straße überschreiten. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Wir kommen zur Frage X/18 — des Abgeordne-
ten Felder —: 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, mit der Deutschen 
Lufthansa AG Besprechungen zu führen, die eine dringend ge-
wünschte reguläre Flugverbindung Nürnberg—München mit Di-
rektanschluß an den Süden und Südosten zum Ziele haben? 

Bitte, Herr Minister! 
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Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Felder, die Wünsche Nürnbergs in 
bezug auf stärkere Einschaltung in das Fluglinien

-

netz der Deutschen Lufthansa sind bekannt und 
liegen mir wie Ihnen sehr am Herzen. Neben den 
bereits bestehenden täglichen vier Diensten nach 
Frankfurt wird ab Mittwoch nächster Woche (1. Juli 
1964) einmal täglich Düsseldorf direkt von Nürn-
berg angeflogen werden. 

Ich bin gerne bereit, Ihr Anliegen einer Direktver-
bindung nach München mit Anschlüssen an die nach 
Süden und Südosten führenden Luftlinien mit den 
Herren der Lufthansa zu erörtern. Ich glaube aller-
dings, daß diese Verbindung gegenüber Schiene und 
vor allem Straße kaum wesentliche Zeiterspar-
nisse bringen wird, weil Sie in Nürnberg und in 
München erst zum Flughafen fahren müssen, wobei 
Sie durch die neue Umfahrung von München im 
Zuge der Nürnberger Autobahn recht schnell nach 
Riem kommen. Wenn Sie die Zeiten berechnen, 
springt bei der langsamen Abfertigung der Flugzeuge 
auf den Flughäfen etwa eine Viertelstunde heraus. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Felder. 

Felder (SPD) : Herr Minister, ich stimme Ihrer 
letzten Äußerung teilweise zu. Ist Ihnen aber be-
kannt, daß man für den Flug von Nürnberg über 
Frankfurt nach Wien 368 Mark zahlen muß und daß 
eine Luftreise nach Rom — und das ist wesentlich —
66 DM mehr kostet, weil es keine direkte Verbin

-

dung von Nürnberg über München nach dem Süden 
gibt? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege; wir haben selbstverständlich noch 
nicht überall jene Verbindungen im Flugverkehr, 
wie wir sie bei der Eisenbahn gewohnt sind. Das 
wird sich im Zuge der Zeit aber noch einspielen. 
Wir sind da noch sehr im Aufbau. Ich bin aber für 
Anregungen, wie Sie sie gegeben haben, dankbar. 
Diese ganzen Verbindungen sind natürlich noch 
keineswegs vollkommen. Da stimme ich mit Ihnen 
völlig überein. 

Vizepräsident Schoettle: Noch. eine Frage! 

Felder (SPD) : Herr Minister, ist Ihnen die Fest-
stellung des Nürnberger Flughafendirektors be-
kannt, die besagt, daß im innerdeutschen Flugver-
kehr die langen Wartezeiten von 50 bis 90 Minuten 
auf dem Rhein-Main-Flughafen nervtötend sind und 
daß durch diese außergewöhnliche Verringerung des 
Zeitgewinns beim Fliegen die Passagiere aus Nord-
bayern besonders benachteiligt sind? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, daß ein Aufenthalt auf einer Um-
steigestation nervtötend sei, habe ich bei der Eisen-
bahn bisher noch nicht gehört. Das 'scheint mir also 
nur beim Luftverkehr der Fall zu sein, weil die 
Leute nicht schnell genug vom Fleck kommen. 

(Heiterkeit.) 

Dabei scheint 'mir die Sicherheit hier eine entschei-
dende Rolle zu spielen.  Sie können auf einem Flug-
hafen eben nicht wie bei der Eisenbahn verschie-
dene Bahnsteige benützen, sondern Sie haben eine 
Flugbahn, und auf dieser Flugbahn müssen beson-
ders in 'den Ballungsstunden die Flugzeuge sicher 
einfliegen und starten können. Infolgedessen er-
geben sich zwangsläufig gewisse Wartezeiten, zu-
mal auch das Umsteigen aus einem Flugzeug in das 
andere und  'der  Aufenthalt im Warteraum eine ge-
wisse Zeit erfordern. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Folger! 

Folger (SPD) : Herr Bundesminister, ist es richtig, 
daß 'das derzeitige Flugrecht für ausländische Ge-
sellschaften den Nürnberger Flughafen besonders 
stark hemmt, so daß z. B. ein Direktflug von Nürn-
berg nach Zürich unmöglich ist, obwohl gerade auf 
dieser Strecke ein erheblicher Zeitunterschied zwi-
schen Bahn und Flugzeug besteht, nämlich 8 Stun

-

den gegenüber 75 Minuten? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, das hat mit dem Luftrecht und mit 
Abmachungen nichts zu tun, sondern nur damit, ob 
es eine Fluggesellschaft außer der Lufthansa gibt, 
die bereit ist, eine solche Verbindung zu fliegen. 
Wenn die Verbindung geflogen wird, dann haben 
wir beim Flughafen Nürnberg noch niemals irgend-
ein Bedenken geltend gemacht, und bei unserem 
Prinzip, den Nachbarschaftsverkehr liberal zu be-
handeln, stimmt das auch mit unserer Flugpolitik 
überhaupt nicht überein. 

Vizepräsident Schoettle: Noch eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Folger. 

Folger (SPD) : Herr Bundesminister, warum darf 
z. B. die KLM, die täglich von Nürnberg über Köln 
nach Amsterdam fliegt, keine Fluggäste nach Köln 
mitnehmen, obwohl die Lufthansa keine 'direkte 
Verbindung von Nürnberg nach Köln hat? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, das hängt damit zusammen, daß in 
der innerdeutschen Kabotage — nicht in der grenz-
überschreitenden — natürlich gewisse Beschränkun-
gen gegenüber ausländischen Fluggesellschaften 
vorhanden sind. Beim grenzüberschreitenden Ver-
kehr 'besteht volle Liberalisierung, aber die inner-
deutsche Kabotage steht nicht unbedingt auch den 
anderen Fluggesellschaften zur Verfügung; sie steht 
auch in anderen Ländern den anderen Fluggesell-
schaften nicht zur Verfügung. Das 'ist eine inter-
nationale Gepflogenheit, sonst würde man den Ver-
kehr der eigenen Luftverkehrsgesellschaft finanziell 
überhaupt nicht durchführen können. 

Vizepräsident Schoettle: Die Frage ist erledigt. 
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Vizepräsident Schoettle 
Wir kommen zur Frage X/19 — des Herrn Ab-

geordneten Peiter —: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß an der Kreuzung der 
Bundesstraßen 54 und 414 in der Nähe der Orte Salzburg und 
Stein-Neukirch im Westerwald in den letzten 15 Jahren durch 
eine ungewöhnliche Häufung von Verkehrsunfällen, abgesehen 
von unübersehbaren Sachschäden, 11 Todesopfer sowie unzäh-
lige Schwerverletzte zu beklagen sind? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident, gestatten Sie mir, die Fragen 19 
und 20 im Zusammenhang zu beantworten, wenn 
Herr Kollege Peiter einverstanden ist? 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Peiter, sind Sie einverstanden? — Das ist der Fall. 

Dann rufe ich auch die Frage X/20 — des Herrn 
Abgeordneten Peiter — auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, den Gefahrenpunkt an der 
Kreuzung der Bundesstraßen 54 und 414 in der  Nähe der Orte 
Salzburg und Stein-Neukirch im Westerwald zu beseitigen, 
indem sie veranlaßt, daß an der vorgenannten Kreuzung ent-
weder Kreisverkehr eingeführt, Ampeln angeordnet oder aber 
die Kreuzung entsprechend verbreitert wird, damit Einbahn-
verkehr möglich ist? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Die Kreuzung der Bundesstraßen 54 und 414 in der 
Nähe der Orte Salzburg und Stein-Neukirch ist dem 
Bundesminister für Verkehr bekannt. Die Kreu-
zung ist gut einzusehen. Die B 54 ist vorfahrtbe-
rechtigt; im Zuge der Bundesstraße 414 stehen daher 
vor der Kreuzung Stop-Schilder. Nach Auskunft der 
zuständigen Straßenbaubehörde ist eine Ände-
rung des Knotenpunktes zur Zeit nicht beabsichtigt. 
Auch die zuständige Verkehrsbehörde hat bisher 
eine Änderung dieser Kreuzung nicht gefordert. Sie 
berichtet, daß, nachdem vor etwa 2 bis 3 Jahren zu-
sätzliche Stopzeichen an der Kreuzung aufgestellt 
worden waren, die Unfälle erheblich nachgelassen 
haben. Ich habe nunmehr die Auftragsverwaltung 
um Nachprüfung ihres Standpunktes gebeten. Von 
dem Ergebnis der Nachfrage werde ich Ihnen gern 
berichten, 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Peiter! 

Peiter (SPD) : Herr Minister, da Sie mir weitere 
Informationen in Aussicht stellen, möchte ich Sie 
fragen, ob Sie auch der Ansicht sind, daß meine 
Frage auf der Tatsache basiert, daß in den letzten 
Monaten viele Unfälle eingetreten sind, also der 
Bericht der Straßenbauverwaltung nicht stimmen 
kann. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, natürlich habe ich jetzt noch einmal 
die Straßenbauverwaltung kurz befragt. Da aber, 
wie Sie mir gesagt haben, diese Unfälle vorliegen, 
möchte ich eine ausführliche Stellungnahme der 
Straßenbauverwaltung haben, die ja dem Land 
Rheinland-Pfalz zugehört. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter 
Peiter! 

Peiter (SPD) : Ich bekomme die Antwort noch zu-
gestellt? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ich werde Ihnen nach Eingang der Sache berichten. 

Peter (SPD) : Danke. 

Vizepräsident Schoettle: Ich rufe die Frage 
X/21 — des Herrn Abgeordneten Peiter — auf: 

Wann ist damit zu rechnen, daß das Teilstück der Bundes-
straße 417 (Lahntalstraße) zwischen den Orten Laurenburg und 
Oberndorf fertiggestellt wird? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Das Teilstück der Bundesstraße 4l7, der sogenannten 
Lahntalstraße, zwischen den Orten Laurenburg und 
Oberndorf wird noch in diesem Jahr fertiggestellt. 
Die Vergabe der restlichen Bauarbeiten steht unmit-
telbar bevor. 

Peiter (SPD) : Danke sehr, Herr Minister. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weitere Frage 
in diesem Zusammenhang? 

Wir kommen zur Frage X/22 — des Herrn Abge-
ordneten Hübner —: 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, sich für eine ver-
bindliche und einheitliche Regelung des Zugangs zu den Flug-
zeugen stark frequentierter innerdeutscher Flugverbindungen 
einzusetzen, um die unerfreulichen und zum Teil unwürdigen 
Szenen des Bemühens um bevorzugte Sitzplätze abzustellen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, es trifft zu, daß Fluggäste beim Be-
steigen des Flugzeugs gelegentlich wenig Disziplin 
zeigen. Um diesem unerfreulichen Zustand, beson-
ders bei hohem Ladefaktor, abzuhelfen, sind ver-
schiedene Überlegungen angestellt worden. 

Die Ausgabe von Platzkarten für den innerdeut-
schen Fluglinienverkehr würde einen unverhältnis-
mäßig großen organisatorischen Aufwand erfordern, 
der sich kostenerhöhend auswirkt; zudem haben Er-
fahrungen mit Platzkarten im internationalen Ver-
kehr gezeigt, daß auch sie ein Gedränge beim Be-
steigen des Flugzeugs nicht verhindern. 

Eine grundlegende Abhilfe erscheint erst dann 
möglich, wenn von dem derzeitigen zentralen Ab-
fertigungsverfahren zu einem dezentralisierten Ver-
fahren auf den Flughäfen übergegangen wird. Einen 
erfolgversprechenden Ansatz hat hier die Deutsche 
Lufthansa bereits mit der Errichtung ihres Airbus-
Dienstes Hamburg—Frankfurt gemacht. Hierbei be-
treten die Fluggäste nicht mehr schubweise, sondern 
laufend nach der Reihenfolge ihrer Ankunft das 
Flugzeug. Um dieses System für den gesamten 
nationalen und internationalen Verkehr anwenden 
zu können, bedarf es der Errichtung von sogenann-
ten Fingerflugsteigen. Bei der Neuplanung der Flug-
häfen Frankfurt und Köln—Bonn, denen andere 
Flughäfen sicher später folgen werden, sind der-
artige funktionsgerechte Flughafengebäude bereits 
vorgesehen. Zu ihrer Errichtung bedarf es natür-
lich erheblicher öffentlicher Mittel. 
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Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Hübner. 

Hübner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, muß 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß Sie den jetzigen 
Zustand so belassen wollen, bis die Flugplätze ent-
sprechend umgebaut werden können? Es ist ja, wie 
Sie soeben sagten, doch damit zu rechnen, daß dar-
über noch viel Zeit vergehen wird. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, ich habe dazu gar nichts zu sagen, 
vielmehr steht das vollständig in der Hand der Flug-
hafengesellschaften, die den Betrieb der Flughäfen 
in dieser Beziehung allein zu betreuen haben. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage, 
Herr Hübner! 

Hübner (CDU/CSU) : Herr Minister, besteht für 
Sie auch keine Einwirkungsmöglichkeit aus dem 
Grunde, weil im innerdeutschen Verkehr Fluglinien 
betrieben werden, die stark von der öffentlichen 
Hand bezuschußt werden? Ich denke an den Berlin-
Verkehr. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Der Verkehr, der sich auf dem Flughafen zwischen 
dem Abfertigungsgebäude und den Flugzeugen und 
innerhalb des Abfertigungsgebäudes abwickelt, ist 
nicht Angelegenheit der Flugverkehrsgesellschaft, 
sondern Angelegenheit der Flughafengesellschaft. 
Wir haben also darauf keinen Einfluß; sonst hätten 
wir über die Lufthansa darauf Einfluß nehmen 
können. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen? 

Wir kommen nun zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Verkehr, die 
in der Drucksache IV/2399 aufgeführt sind. 

Ich rufe die Frage VI/1 — des Abgeordneten Lang 
(München) — auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die  durch 
den verstärkten Nachtflugverkehr auf dem Flughafen München-
Riem zunehmende Lärmbelästigung der Bevölkerung wenigstens 
von nachts 23 Uhr bis  6 Uhr früh einzudämmen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Es ist richtig, daß auf dem Flughafen München-Riem 
auch Nachtflugverkehr — zur Zeit 18 Landungen 
und 12 Starts in der Woche — abgewickelt wird, der 
naturgemäß gewisse Lärmauswirkungen hat. Zuge-
lassen sind dabei nur Luftfahrzeuge des Linien-
und des gewerblichen Verkehrs, aber keine Sport-
und Geschäftsflugzeuge. Hierbei wird offenbar der 
Stadtteil Trudering besonders betroffen. Um hier 
Abhilfe zu schaffen, wäre es Aufgabe des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Wirtschaft und Ver-
kehr, entsprechende Maßnahmen zu ergreifen. Die-
ses hat auch, soweit mir bekannt ist, in dieser Be-
ziehung bereits gewisse Maßnahmen ergriffen. Das 
ist aber keine Angelegenheit, die ich von mir aus 
regeln könnte. 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte sehr! 

Lang (München) (CDU/CSU) : Herr Minister, sind 
Sie nicht der Meinung, daß der Lärm noch mehr ge-
dämpft werden könnte, wenn das Anfahren etwas 
geräuschloser vonstatten ginge? Es gibt Maschinen, 
die eine halbe Stunde brauchen, bis sie überhaupt 
starten, und die dabei einen sehr großen Lärm er-
zeugen. 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, die Maschinen sind natürlich auch in 
ihrem Lärmfaktor verschieden, je nachdem, ob es 
sich um Kolbenmotorflugzeuge, Turboprop-Flug-
zeuge oder Düsenflugzeuge handelt. Der Lärmfak-
tor, den die Maschinen haben, läßt sich insbeson-
dere mit Rücksicht auf die Sicherheit nicht ohne wei-
teres verkleinern; darüber können wir keine Vor-
schriften machen, weil der volle Einsatz der Moto-
ren beim Start vor allen Dingen sicherstellt, daß 
kein Durchsacken und kein Absturz beim Startvor-
gang, der bekanntlich der schwierigste Teil des 
ganzen Fluges ist, erfolgt. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen! 

Wir kommen zur Frage VI/2 — des Abgeordneten 
Kulawig —: 

Aus welchen Gründen hat es die Bundesregierung versäumt, 
gemäß Artikel 70 Abs. 4 des Vertrages über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl bei der Hohen 
Behörde Antrag auf Genehmigung der zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und der saarländischen Regierung vereinbarten An-
wendung von Ausnahmetarifen lin Binnenverkehr (Als-ob-Tarife) 
zu stellen? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ein Versäumnis der Bundesregierung, Herr Kollege, 
liegt nicht vor. Bei den Als-ob-Tarifen, die die Bun-
desbahn am 1. Juni 1964 im Wettbewerb gegen den 
geplanten Saar-Pfalz-Kanal eingeführt hat, handelt 
es sich nach Ansicht der Bundesregierung um Maß-
nahmen des Wettbewerbs nach Art. 70 Abs. 5 des 
Montan-Vertrages, die — auch entsprechend jahre-
langer Praxis — der vorherigen Genehmigung der 
Hohen Behörde nicht bedurften. Die Hohe Behörde 
vertritt allerdings die Auffassung, daß ihre vorhe-
rige Genehmigung nach Art. 70 Abs. 4 des Vertrages 
notwendig gewesen sei. Die Bundesregierung hat 
ihre Rechtsauffassung der Hohen Behörde bereits 
mitgeteilt und ihr die für die Beurteilung erforder-
lichen Unterlagen übermittelt. 

Vizepräsident Schoettle: Keine weiteren Fra-
gen. 

Frage VI/3 — des Abgeordneten Dröscher —: 

Wie kann erreicht werden, daß die motorisierten Verkehrsteil-
nehmer mehr als bIsher angehalten werden, ihre Fahrzeuge auf 
den  Fahrbahnen der öffentlichen Straßen so  weit rechts wie mög-
lich zu halten? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Dröscher, nach § 8 Abs. 2 der Straßen-
verkehrsordnung haben die Führer von Fahrzeugen 
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Bundesminister Dr.-Ing. Seebohm 
auf der rechten Seite der Fahrbahn rechts zu fahren, 
soweit nicht besondere Umstände entgegenstehen. 
Zur Einhaltung dieses Rechtsfahrgebots haben sich 
die weißen Mittellinien und die Randlinien auf der 
Fahrbahn gut bewährt. Es ist Aufgabe der Exeku-
tive, das Rechtsfahrgebot zu überwachen und durch-
zusetzen. Der Bundesminister für Verkehr hat keine 
Möglichkeit, hierzu Weisungen zu erteilen, da das 
Grundgesetz die Ausführung bundesrechtlicher Nor-
men den Ländern zugewiesen hat. In der Verkehrs-
sicherheitspropaganda wird aber auf meine Veran-
lassung immer wieder auf die Notwendigkeit hinge-
wiesen, so weit rechts wie nur möglich zu fahren, 
z. B. durch den bekannten Slogan: „Fahre , rechts 
und die Straße wird breiter!" 

Vizepräsident Schoettle: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dröscher! 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, wie weit 
sind Ihre Untersuchungen darüber gediehen, ob es 
nicht zweckmäßiger wäre, die breiteren Bundesstra-
ßen mit drei Fahrbahnen zu versehen, damit zwangs-
weise eine rechte Fahrbahn eingehalten wird? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, ich habe in diesem Hohen Hause 
schon wiederholt gesagt, daß drei Fahrbahnen eine 
Mindestbreite von 10 m verlangen und daß bei 
unserem Regelquerschnitt von 7,50 m die Einrich-
tung von drei Fahrbahnen besonders bei den gro-
ßen und schweren Lastzügen Gefahren mit sich 
bringt, weil dann die mittlere Bahn — in der Art, 
wie dass im Ausland üblich ist — zu Überholzwecken 
benutzt wird, und das führt gerade bei schmalen 
Straßen immer wieder zu der Gefahr frontaler Zu-
sammenstöße von Fahrzeugen, die wir wegen der 
Schwere solcher Unfälle vermeiden müssen. 

Vizepräsident Schoettle: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, haben Sie 
eine ungefähre Vorstellung davon, wieviel Prozent 
der Unfälle dadurch verursacht werden, daß sich 
eine Reihe von Fahrern, vor allen Dingen unsichere 
Fahrer, an den Mittelstrich halten, anstatt rechts zu 
fahren? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Verehrter Herr Kollege, ich halte dieses Festhalten 
am Mittelstrich für absolut abwegig. Aber das ist 
leider eine Eigenschaft, die man nur durch Propa-
ganda nach und nach wegbekommt. Hierauf sollten 
die Exekutivbehörden,  die  einen stärkeren Einfluß 
auf die Fahrer haben, einwirken. Es sind genügend 
Polizeistreifen da, die solche Fahrzeuge ruhig ein-
mal anhalten und die Fahrer darauf hinweisen kön-
nen, daß der Mittelstreifen nicht eine Anleitung zur 
Befahrung mit dem linken Reifen ist, sondern eine 
Anleitung, daß man unter keinen Umständen wei-
ter auf die Mitte der Straße fahren darf. 

(Abg. Dröscher: Das geschieht leider viel 
zuwenig!) 

Vizepräsident Schoettle: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schwabe. 

Schwabe (SPD) : Herr Minister, würden Sie es an-
gesichts der von Herrn Kollegen Dröscher aufge-
zeigten Häufigkeit der Unfälle infolge Linksfahrens 
nicht für gut halten, von der von Ihnen genannten 
Möglichkeit der Unterrichtung oder Verkehrspropa-
ganda gerade jetzt zu Beginn der Reisezeit mehr 
Gebrauch zu machen? 

Dr.-Ing. Seebohm, Bundesminister für Verkehr: 
Ich danke für die Anregung. Wir werden das tun 
und die Landesverkehrsbehörden noch einmal dar-
auf hinweisen, daß ihre Exekutivorgane darauf 
achten sollten, und der Presse eine entsprechende 
Mitteilung geben. 

Vizepräsident Schoettle: Damit ist die Frage-
stunde geschlossen. 

Bevor wir in der Erledigung der Tagesordnung 
fortfahren, muß ich eine Mitteilung korrigieren, die 
ich im Hause heute vormittag gemacht habe. Nach 
dem Punkt 26, der als erster aufgerufen werden soll, 
sollen die Punkte 28 bis 32 folgen, also die Kon-
junkturdebatte. Dann wird man sehen müssen, wie 
der Rest der Tagesordnung behandelt wird. 

Ich rufe jetzt den Punkt 26 auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Aus-
führungsgesetzes zu Artikel 26 Abs. 2 des 
Grundgesetzes (Gesetz über die Beteiligung 
Deutscher an der Herstellung und dem Ver-
trieb von Waffen außerhalb des Bundesgebie-
tes) (Drucksache IV/2355). 

Es ist mir mitgeteilt worden, daß die Begründung 
zu diesem Gesetzentwurf schriftlich zu Protokoll ge-
geben werden soll. 

Ich eröffne die Aussprache. Wird das Wort ge-
wünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. Die 
Aussprache ist geschlossen. 

Die Vorlage soll an den Ausschuß für auswärtige 
Angelegenheiten als federführenden Ausschuß und 
an den Ausschuß für Inneres zur Mitberatung über-
wiesen werden. 

(Zuruf von der SPD: Rechtsausschuß!) 

— Rechtsausschuß? Hier steht nichts dergleichen. Ist 
das ein Vorschlag oder ein Antrag? 

(Abg. Jahn: Ein Antrag! An den Rechtsaus

-

schuß als federführenden Ausschuß, an den 
auswärtigen Ausschuß zur Mitberatung!) 

— Der Vorschlag lautet anders: Ausschuß für aus-
wärtige Angelegenheiten als federführender Aus-
schuß und Ausschuß für Inneres zur Mitberatung. 
Wenn Sie etwas Zusätzliches wollen, müssen Sie es 
beantragen. 

Herr Abgeordneter Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Es geht hier um ein Ausführungs- 
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Dr. Mommer 
gesetz zum Grundgesetz. Schon deswegen empfiehlt 
es sich, den Rechtsausschuß zum federführenden 
Ausschuß zu machen. Das Gesetz hat außerdem 
außenpolitische Aspekte; deswegen soll es zur Mit-
beratung an den auswärtigen Ausschuß überwiesen 
werden. Es ist nichts dagegen einzuwenden, daß sich 
auch der Innenausschuß damit befaßt. Aber die Fe-
derführung sollte beim Rechtsausschuß liegen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Einverstanden!) 

Vizepräsident Schoettle: Sie sind einverstan-
den. Dann würde also die Überweisung an  den 
Rechtsausschuß als federführenden Ausschuß und 
an  den  Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
sowie  den  Ausschuß für Inneres als mitberatende 
Ausschüsse erfolgen. — Es  ist so beschlossen. 

Ich rufe die  Punkte 28 bis 32 der Tagesordnung 
auf: 

28. a) Beratung des Berichts der Bundesregie-
rung über die Wirtschaftsentwicklung im 
Jahre 1963 und die Aussichten für 1964 
(Drucksachen IV/1752, zu IV/.1752) 

b) Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Sech-
zehnten Gesetzes zur Änderung des Um-
satzsteuergesetzes (Drucksache IV/2332); 

29. Erste Beratung des  von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Einkommen-
steuergesetzes, des Körperschaftsteuergeset-
zes und des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
(Drucksache IV/2345) ; 

30. Beratung des Schriftlichen Berichts des Außen-
handelsausschusses (17. Ausschuß) über die 
von der Bundesregierung vorgelegte Neun-
undsechzigste Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1963 (Konjunkturpoli-
tische Zollsenkung) (Drucksachen IV/2313, 
IV/2362) ; 

31. Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Außenhandelsausschusses (17. Ausschuß) über 
die von  der  Bundesregierung vorgelegte 
Zweiundsiebzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1963 (Konjunktur-
politische Zollsenkung — II. Teil) (Druck-
sachen IV/2314, IV/2360); 

32. Erste Beratung des  von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes, des 
Spar-Prämiengesetzes, des Wohnungsbau-
Prämiengesetzes und anderer Gesetze (Steuer-
änderungsgesetz 1964) (Drucksache IV/2400). 

Wir beginnen mit einer allgemeinen Aussprache. 
Das Wort hat  der  Herr Bundeskanzler. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Wenn ich diese 
Aussprache eröffne, so ist es doch nicht meine Ab-
sicht, eine wirtschaftspolitische Rede zu halten. Viel-
mehr beabsichtige ich, die Themen, mit denen wir 
uns hier zu befassen haben, in den politischen Raum  

zu stellen. Wir wissen, daß es in der Welt viele 
politische Krisenherde gibt, sei es in Südostasien, 
sei es in Zypern, ja, sei es auch bei uns angesichts 
der noch immer offenen deutschen Frage. Aber  es 

 gibt auch wirtschaftliche Krisenherde. Der wirt-
schaftliche Krisenherd in /der Welt — soweit wir 
nicht von Spannungen  in Entwicklungsländern  spre-
chen — ist heute Europa. Europa ist heute das Sor-
genkind der freien Weltwirtschaft. Denn im Gegen-
satz zu den angelsächsischen Ländern ist in Europa, 
und zwar nicht auf ein oder zwei Länder beschränkt, 
eine Entwicklung in Gang gekommen, die man nur 
mit tiefer Sorge betrachten kann. .Die Kosten, die 

 Preise sind in Bewegung geraten, aber von Land 
zu Land sehr differenziert. Diese Situation spiegelt 
sich in den Handels- und Zahlungsbilanzen wider. 

Welches sind die  Gründe? Wir sind in Europa — 
allerdings nicht nur in Europa — .zunehmend von 
einem Wachstumsfanatismus als Selbstzweck er-
griffen worden. Wachstum ist bestimmt etwas Gutes 
und Erstrebenswertes, soweit die Kapazitäten und 
die menschliche Arbeitskraft ausreichen, um diese 
Expansion zu bewältigen, und solange diese Expan-
sion insbesondere im Zeichen stabiler Preise steht. 

Wir — und wenn ich „wir"  sage, meine ich jetzt 
nicht nur uns Deutsche allein — haben uns wohl 
allzusehr Wunschträmen hingegeben. Wir haben die 
Vorstellungen über das Mögliche verloren, und ge-
stehen wir es auch ruhig zu — ich spreche  hier für 
Europa —, daß wir auch nicht von Großmannssucht 
frei waren. Hinzu kam, daß eine neue Begriffswelt 
im Entstehen begriffen war. Die „Planifikation" 
sollie sozusagen  die  Wunderwaffe sein, die alle 
Schäden zu heilen und das ewige Glück auf Erden 
zu gewährleisten vermag. 

Nun, die Ernüchterung ist in der Zwischenzeit fast 
allgemein. Aber, meine Damen und- Herren, lassen 
Sie uns die Dinge nicht nur im europäischen Lichte 
sehen, sondern von innen nach außen gehen. Ich 
spreche nicht von jenen Einfältigen, die mit dem 
Blick auf die Preise immer nur von einer Schuld und 
von einem Versagen der Bundesrepublik in bezug 
auf die Wirtschafts - und Konjunkturpolitik sprechen. 
Erstens ist das zu billig, zweitens ist es töricht und 
unwahrhaftig dazu. Denn wenn schon Kritik geübt 
werden soll — und ich bin für jede Kritik empfäng-
lich, wo sie am Platze ist und soweit sie eine sach-
liche Wurzel hat —, ist zuerst einmal festzustellen, 
daß die Bundesrepublik innerhalb Europas das sta-
bilste Land geblieben ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Haben Sie  keine Sorge! Ich komme hier nicht mit 
Statistiken und Ziffern. Darüber wird insbesondere 
noch zu sprechen sein, wenn Wirtschaftsminister 
Schmücker den Wirtschaftsbericht interpretiert. 

Wir haben eine nationale Verantwortung vor 
unserem Volk, vor allen denen, denen die Erhaltung 
unserer Kaufkraft am Herzen liegt, ja Schicksal be-
deutet. Diese Verantwortung, die die Bundesregie-
rung, aber auch dieses Hohe Haus, tragen, ist in 
sich schon groß genug. Wir brauchen also nicht erst 
nach außen zu schauen, um von dort her Begründun-
gen oder Entschuldigungen zu suchen. 
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1  Aber wir haben auch eine europäische Verant-
wortung. Nichts beleuchtet die Situation besser — 
ich meine den Fortschritt hin zu einem einigen 
Europa — als die Tatsache, daß wir heute mehr 
denn je erkennen, wie wenig ein einzelnes Land in 
sich noch eine stabile Ordnung gewährleisten kann 
bzw. im ganzen mit seinen Problemen fertig zu 
werden in der Lage ist. Vielmehr ist Europa heute 
schon als ein Ganzes aufgerufen, in Gemeinsamkeit 
zu handeln. 

Wenn ich trotzdem von einer deutschen Verant-
wortung für Europa spreche, dann deshalb, weil es 
gar nicht mehr zu bestreiten ist, daß wir fast eine 
Insel der Stabilität geblieben sind und darum sozu-
sagen den Kompaß, den Standard, den Maßstab bil-
den für das, was in anderen Ländern möglich und 
notwendig ist, um ein völliges Auseinanderleben 
der europäischen Länder oder gar eine offene In-
flation zu verhindern. 

Die Bundesregierung hat mit Zustimmung dieses 
ganzen Hohen Hauses schon im Jahre 1964 einen 
Haushalt verabschiedet und — wie ich gerne zugebe 
— auch verteidigt, der mit 60,3 Milliarden DM  in 

 etwa dem realen Zuwachs entsprach, der von 1963 
auf 1964 zu verzeichnen war. Die Bundesregierung 
hat, wie Sie wissen, auch den Haushalt für 1965 
schon verabschiedet, und zwar erstmals zu einer Zeit, 
die es ermöglicht, daß er noch vor den Ferien dem 
Bundesrat zugeleitet werden konnte. Wir haben ge-
treu den Empfehlungen der Europäischen Kommis-
sion, an denen wir mindestens geistig maßgebend 
mitgewirkt haben, einen Zuwachs von 6 % ange-
nommen. Wenn Sie davon 1% für konjunktur-
politisch neutrale Ausgaben wie etwa Schulden-
rückzahlung an die Bundesbank abziehen, bleibt 
unser Haushalt innerhalb der gesetzten Norm von 
5 %. 

In einem Gespräch mit den Ministerpräsidenten 
der Länder ist mir von diesen zugesichert worden, 
daß auch die Länderhaushalte in diesen Grenzen 
bleiben werden, so daß von dieser Seite her keine 
Störung oder zusätzliche Spannung in der Entwick-
lung von Löhnen, Kosten und Preisen eintritt, so-
lange die Mittel nicht geballt eingesetzt werden. 

(Abg. Etzel: Die Gemeinden!) 

Allerdings kommt dazu noch die große Zahl der 
öffentlichen Hände, d. h. der Städte und Gemeinden, 
auf die die Bundesregierung überhaupt keinen Ein-
fluß hat und die Länder, wie sie sagen, nur einen 
sehr peripheren Einfluß ausüben können. Ich bin 
der Meinung und würde das gern zum Vorschlag 
erheben: wenn die Bundesregierung vor dem gan-
zen deutschen Volk den Haushalt sowohl in seiner 
Höhe wie auch in seiner Substanz offenlegt, dann 
sollten die Länder ein Gleiches tun, und es müßte 
dann auch das Anliegen der Städte sein, vor dem 
deutschen Volk zu bezeugen, daß sich ihr Verhalten 
in die allgemeinen, politischen, konjunkturpoliti-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Notwendigkei-
ten einfügt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn überhaupt jemals eine antizyklische Kon-
junkturpolitik richtig und notwendig war, dann in 

diesem Augenblick. Aber, meine Damen und Her-
ren, wie oft ist auch in diesem Hause empfehlend 
von antizyklischer Konjunkturpolitik gesprochen 
worden, und wie wenig ist dabei herausgekommen! 
Manche Bemühungen von seiten der Regierung sind 
von diesem Hohen Haus meistens zunichte gemacht 
worden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

— Ja, meine Damen und Herren, das ist doch kein 
Geheimnis mehr, daß die Parlamente — ich weiß 
nicht, ob es nur in Deutschland so ist — im Prinzip 
ausgabewillig sind. Angesichts dieser Lage ist es 
natürlich schwer — ich erinnere an meine Regie-
rungserklärung —, eine gemäße Rang- und Wert-
ordnung der Ausgaben zu wahren. Es wird indessen 
mein Anliegen bleiben, dieses Prinzip in die Tat 
umzusetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es hat sich in Deutschland ein neuer Begriff her-
ausgebildet: der sogenannte Nachholbedarf. Einer 
läuft dem andern nach. Es ist ein Wettrennen mit 
dem eigenen Schatten, und wir kommen niemals 
zum Ende. Ich bin der Meinung, daß wir künftig in 
unserer Ausgabenpolitik nicht nur rückwärts blik-
ken, nicht immer nur fragen sollten, ob und wo noch 
etwas nachzuholen ist — denn immer ist noch etwas 
nachzuholen —, sondern wir sollten mehr vorwärts 
blicken, um zu erkennen, was notwendig ist, um uns 
eine gute und sinnvolle Ordnung zu erhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren, ich spreche wirklich zu 
diesem ganz en  Hause. Wenn wir uns wechsel-
seitig weiter treiben in der Überbietung um die 
Gunst der Gruppen, dann kann dieses Parlament 
seine Aufgaben nicht erfüllen, es bleiben dann wich-
tigste Anliegen auf der Strecke. Wenn es sich bei 
Ausgaben im obigen Sinne um 100 Millionen han-
delt, wird das Geld verhältnismäßig leicht zusam-
mengebracht, jedenfalls ist man aufgeschlossen. 
Aber ich denke daran, was angesichts dieser 100 Mil-
lionen DM, deren Dringlichkeit und Nützlichkeit 
und Rangordnung ich nicht immer ohne weiteres 
anzuerkennen bereit bin, dann nicht geleistet, nicht 
erfüllt werden kann! Das bedarf auch einmal der 
Beleuchtung. Kommen Sie einmal herum in der 
Welt! In der Darbietung unseres kulturellen Lebens, 
in unseren Aufwendungen für Schulen und andere 
Einrichtungen, mit denen der deutsche Name ver-
bunden ist, bieten wir das Bild eines unterentwik-
kelten Landes. Und wie steht es um die Gemein-
schaftsaufgaben, von denen wir so gerne sprechen! 

Meine Damen und Herren! Wie ist denn das: 
Wenn wir ein Sozialprodukt von 400 Milliarden DM 
haben und wir errechnen einen realen Zuwachs von 
5 %, dann bedeutet das ein Mehr von 20 Milliarden 
DM, die das ganze deutsche Volk, sei es für staat-
liche Investitionen, sei es für private Investitionen 
zum Zweck der Rationalisierung und Modernisie-
rung, sei es für Zwecke des menschlichen Konsums 
und für soziale Ausgaben zur Verfügung hat. Kurz 
und gut, wir können es drehen und wenden, wie 
wir wollen, wir haben nicht mehr als 20 Milliarden 
DM zur Verfügung, und damit müssen wir auskom- 
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men. Es wäre eigentlich recht und billig, wenn wir 
zu diesem Grad von Gemeinsamkeit und von ge-
meinsamer Verantwortung hinfänden, dann die 
Frage zu stellen — hier im Parlament, aber jeder 
einzelne auch vor seinem Gewissen —: Wie macht 
man von diesen 20 Milliarden DM den richtigen Ge-
brauch? 

Aber, meine Damen und Herren, wenn das dann 
ausartet in einen Wettlauf der Privilegierten, der-
jenigen, die sozusagen „am dransten" sind, weil 
gerade in ihrem Bereich zufällig und nicht durch 
eigenes Verdienst der Produktivitätsfortschritt am 
höchsten ist oder weil eine Gruppe besonders mäch-
tig auftreten kann, ja, dann kommt es dahin, daß 
man, wie ich gelesen habe, allenthalben bereit ist, 
jetzt einen „vollen Schluck aus der Pulle" zu neh-
men. 

(Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Wenn alle diejenigen, 
die einen vollen Schluck aus der Pulle zu nehmen in 
der Lage sind, zugreifen können, dann ist die Pulle 
sehr schnell leer. Aber ich frage mich: Wie steht es 
dann mit den anderen, die auch einen sogenannten 
Nachholbedarf haben und deren Ansprüche an das 
Leben man füglich nicht zurückweisen kann? 

(Beifall in der Mitte. — Zurufe von der SPD.) 

Nein, meine Damen und Herren, so geht es nicht — 
und hier spreche ich von unserer Verantwortung im 
besonderen —, daß zuerst einmal die Kassen für in-
dividuelle Ansprüche geleert werden, Vergünsti-
gungen für diese oder jene Gruppen gewährt wer-
den, und daß dann, wenn Gemeinschaftsaufgaben 
nicht mehr erfüllt werden können, es die Schuld der 
Bundesregierung sein soll, die versagt habe. Nein, 
diese Verzerrung der Tatsachen wird die Bundes-
regierung auf die Dauer nicht wortlos hinnehmen; 
sie läßt sich nicht anklagen für die Sünden, deren 
Wurzel nicht bei ihr, sondern andernorts liegen. 

Ich gebe dabei gerne zu, daß auch das Parlament 
nicht primär ausgabefreudig ist. Das geht uns alle 
an; denn in der Öffentlichkeit wird ja allgemein auf 
die öffentliche Hand als den Schuldigen hingewie-
sen. Jeder, der selbst keine Hemmungen hat, im-
mer höhere Ansprüche an das Sozialprodukt, an 
seinen Lebensstandard, an höhere Einkommen zu 
stellen, meint gleich wohl: Schuldig ist allein die 
öffentliche Hand. In Wahrheit spiegelt die Aus-
gabenpolitik der öffentlichen Hand eigentlich nur 
das Verlangen der Menschen wider, über den Staat, 
d. h. über die öffentlichen Haushalte zu einer immer 
wieder anders gearteten Neuverteilung und Umver-
teilung des Volkseinkommens zu gelangen. Hier 
wird die Nachgiebigkeit für ein Parlament und für 
eine Regierung nicht nur zur Schuld, sondern sie 
wird geradezu zum Fluch. 

Nun möchte ich doch auch die Opposition im be-
sonderen ansprechen. Ich identifiziere Sie nicht 
schlechthin mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund, 
der vorsichtigerweise sein Programm erst gestern 
abend herausgegeben hat, so daß es heute noch gar 
nicht in der Zeitung stehen konnte. In etwa aber ist 
das Programm des DGB ja bekannt. Ich, meine Da-
men und Herren; habe z. B. keine Hemmungen, auch 
die deutsche Wirtschaft, insonderheit die Industrie, 

anzusprechen. Ich habe das jetzt wiederholt getan 
und darauf hingewiesen, daß dort, wo durch Ratio-
nalisierungserfolge, oder besonders hohe Produk-
tivität Preissenkungen möglich sind, davon Gebrauch 
gemacht werden soll, sowohl im Interesse des deut-
schen Verbrauchers, aber nicht zuletzt auch des-
halb, um den an dieser Stelle zwangsläufig auftre-
tenden überhöhten Anforderungen nicht mehr ent-
sprechen zu können. Es sollen keine Beispiele ge-
setzt werden, die einen Standard für Forderungen 
auch dort auslösen, wo sie einfach nicht zu erfül-
len sind. 

Meine Damen und Herren, ich vermisse, daß auch 
Sie den Mut haben, Dinge und Probleme anzuspre-
chen, die nun einmal erklärtermaßen Schwächen 
aufweisen. Solche Mängel müssen angesprochen 
werden. Wenn man mit offenen Augen durch die 
Welt geht, Gespräche führt — mit wem auch immer, 
nicht etwa nur mit den Betriebsführern oder mit 
großen Bossen —, spürt, ja, weiß man doch, daß es 
um unsere Arbeitsmoral nicht überall zum aller-
besten bestellt ist. 

(Abg. Matthöfer: Woher kommt denn der 
Produktivitätszuwachs?) 

— Da sehen Sie! Ja, das wollen Sie nicht hören! 

(Unruhe bei der SPD. — Abg. Seuffert: Man 
wird doch noch einen Zwischenruf machen 

dürfen!) 

Die Krankheitsquote ist doch auch nicht echt. Ich 
gebe gerne zu, daß die moderne Technik und die 
Automation ungeheure Anforderungen an den ein-
zelnen Menschen stellen, nicht nur physischer, son-
dern auch psychischer Art. Aber das ist doch nicht 
nur in Deutschland so. Daß deutsche Menschen dar-
auf anders reagieren als andere Völker, ist jeden-
falls nicht wahrscheinlich. Alle diese Unzulänglich-
keiten gehen in der Auswirkung zu Lasten des deut-
schen Volkes, insbesondere der arbeitenden Men-
schen. Jeder, der bummelt, jeder, der „krank feiert", 
jeder, der in seiner verkürzten Arbeitszeit nicht 
seine volle Arbeitskraft einsetzt, bestiehlt im 
Grunde genommen den Arbeitskameraden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sprach schon eingangs davon, daß es eine 
wissenschaftliche Erkenntnis ist — und das wird 
auch in Ihrem Lager ganz deutlich gesehen —, daß 
heute kein Land mehr für sich und in sich allein alle 
Dinge befriedigend ordnen kann. Aber dann möge 
man aus dieser Erkenntnis auch die Nutzanwendung 
ziehen und nicht in der Öffentlichkeit trotz dieser 
Erkenntnisse — wahrheitswidrig — parteipolitische 
Angriffe gegen die Regierung richten. Was als Er-
kenntnis erhärtet ist, darf in der Öffentlichkeit nicht 
ins Gegenteil verzerrt werden. 

Nun haben wir heute eine ganze Reihe von Ver-
ordnungen zu behandeln. Ich wäre dem Hohen 
Hause sehr dankbar, wenn es mit dieser Besinnung, 
auf die wir auf die Dauer ohnedies nicht verzichten 
können, an die Probleme heranginge. Seien Sie sich 
dessen bewußt: Es gibt auch noch andere Mittel, 
die insbesondere die Kreditpolitik griffiger machen. 
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Wenn Sie mich fragten, ob ich die vorgeschlage-

nen konjunkturpolitischen Maßnahmen schon für 
ausreichend halte, dann würde ich eher zu sagen 
geneigt sein — 

(Zuruf von der SPD: Das ist aber eine sehr 
vorsichtige Formulierung!) 

Wir wissen ja, wie schwer manche Dinge durchsetz-
bar sind. Sie müssen ja nicht nur unter den Ressorts 
abgestimmt werden. Wir wissen dazu, welche Sorge 
und welche Mühe es bereitet, etwa im Kreise der 
Sechs ein gleichförmiges Verhalten zu erreichen. Sie 
werden darüber in der Presse lesen, und wenn Sie 
sich dafür interessieren, kann ich Ihnen das sehr 
leicht noch im Detail darlegen. 

Die Handels- und Zahlungsbilanzüberschüsse, aber 
auch die negative Form der Unterschüsse, sind ein 
Beweis dafür, daß etwas nicht in Ordnung ist,  daß 
die europäischen Volkswirtschaften etwas aus den 
Fugen geraten sind. 

Nun habe ich wiederholt gesagt und wiederhole es 
auch von dieser Stelle aus: wir denken nicht an eine 
Änderung der  Wechselkurse, also kurz gesagt, an 
eine Aufwertung. Denn es ist unmöglich, es wäre 
widersinnig, ja es wäre fast ein Anreiz für andere, 
es weiterhin an Disziplin mangeln zu lassen, wenn 
wir jeweils nachliefen, um durch unsere Maßnahmen 
das Versagen ,an anderer Stelle zu heilen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist kein Rezept! Wir würden dann wirklich ins 
Schwimmen geraten. Denn wo ist dann eigentlich der 
Standard, wo und wann hört dann endlich einmal 
dieses Spiel auf? 

Das gleiche gilt in bezug auf die sogenannten 
Bandbreiten, die ja auch in der Öffentlichkeit er-
örtert worden sind. Bandbreiten — das hört sich 
ganz schön an; aber wie die Dinge im Augenblick 
liegen, bedeutet ,das, daß das eine Land sofort am 
oberen Punkt und das andere Land sofort am unteren 
Punkt anlangt. So handelte es sich praktisch um  eine 
kombinierte Ab- und Aufwertung. Auch das kann 
also nicht Heilung bringen. Überhaupt kann man 
von technischen Manipulationen keine Wunder er-
warten; der Kern liegt im Innern, in der Ordnung 
und in den Grundlagen der Politik. 

Europa steht, wie ich überzeugt bin — und ,das 
ist eine ganz große und brennende Sorge —, vor 
der Gefahr, daß das Auseinanderlaufen — nicht nur 
innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
— nicht nur die wirtschaftliche Intregration gefähr-
det, sondern auch die politische Kraft dieses Europas 
schwächt. Man kann Gesetze der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft nicht 'so vollziehen, als ob dabei 
Kosten- und Preis-Veränderungen überhaupt keine 
Rolle spielten. Es wird sich vielmehr erweisen, daß 
dieses oder jenes Land nationale Sonderregelungen 
für sich beansprucht, wenn es nicht die  Kraft findet, 
das Gemäße zu tun. Ich habe auch den Mitgliedern 
der Europäischen Kommisison, die sehr richtige 
Empfehlungen .an die einzelnen Regierungen gege-
ben hat, gesagt: Es scheint mir weniger eine Frage 
der Einsicht und der Erkenntnis zu sein als eine 
Frage der politischen Durchsetzbarkeit dessen, was 

getan werden muß, — daran wird man nicht vorbei

-

kommen. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Wenn die einzelnen Länder dazu' nicht in der Lage 
sind, dann operieren wir — das muß man mit aller 
Deutlichkeit sagen — mit falschen Wechselkursen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es ist tatsächlich so, daß wir eine unzureichende 
internationale Währungsordnung haben. Auch die-
ses Problem wird beraten, auch das wird wieder 
Gegenstand der Konferenz des Währungsfonds sein. 
Wir sind in den Ausschüssen vertreten, in denen 
das beraten wird. Niemand wird sagen wollen, daß 
der derzeitige Zustand der internationalen Geld-
und Währungsordnung in idealer Weise funktio-
niert. Angesichts der Übersteigerungen und Über-
hitzungen, wie sie nicht nur in der europäischen 
Wirtschaft, sondern im Rahmen einer weltweiten 
Konjunktur auch anderwärts in Erscheinung treten, 
erweisen sich diese Schwächen deutlich genug. 

Meine Damen und Herren, wenn wir in diesem 
Jahr unseren Handelsbilanzüberschuß gegenüber 
dem Vorjahr, ich nehme an, verdreifachen — ich 
rechne, daß wir in diesem Jahr mit einem Handels-
bilanzüberschuß von 9 Milliarden DM abschlie-
ßen —, dann ist zu fragen, was das bedeutet? Wir 
liefern um 9 Milliarden DM mehr Güter an das Aus-
land, als wir einführen. Wir bekommen Zahlung, 
aber Zahlung nach den geltenden Wechselkursen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 
 

Die innere Kaufkraft der einzelnen Währungen ist 
jedoch außerordentlich unterschiedlich. Daher möch-
te ich sagen, daß jedes Mehr an Export, d. h. jeder 
Exportüberschuß, jedes Plus in unserer Handels-
bilanz einen Verlust für unsere deutsche Volkswirt-
schaft bedeutet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der FDP.) 

Aber es ist auch nicht ganz einfach, diese Wirkung 
zu paralysieren. Es wird über Zollsenkungen bera-
ten werden, über Zollsenkungen im inneren Bereich 
der Sechs. Was aus dem deutschen Vorschlag wird, 
im Vorausgriff und in Anrechnung auf die Kennedy-
Runde die Zölle gegenüber Drittländern um 25% 
zu senken, weiß ich nicht. Aber wenn Sie mich fra-
gen, möchte ich antworten: Ich bin nicht allzu 
optimistisch, ob der Vorschlag Annahme finden wird. 
Im übrigen ist die deutsche Wettbewerbsposition 
nicht etwa gleichartig gegenüber allen anderen 
Ländern. Das schaffte auch die Problematik bei der 
Zollsenkungsvorlage. Gegenüber den Ländern, die in 
einen gefährlichen tendentionell inflationären Kurs 
geraten sind, bestünden keine Bedenken. Aber wir 
stehen auch im Wettbewerb mit den angelsächsi-
schen Ländern, mit Großbritannien, mit den Verei-
nigten Staaten. Mit ihnen stehen wir dort im Defizit, 
und diese Länder zeichnen sich durch ein besonders 
hohes Maß von Stabilität, aber auch von Disziplin 
der Bevölkerung und der Gruppen hinsichtlich der 
Anforderungen an das Sozialprodukt oder den Staat 
aus. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1964 	6529 

Bundeskanzler Dr. Dr. h. c. Erhard 
Meine Damen und Herren, es wäre dringend 

wünschenswert, wenn wir als immerhin zweitgröß-
tes Welthandelsland auch daran dächten, unseren 
eigenen Kapitalexport zu verstärken, einmal, um 
die Überschüsse in der Handelsbilanz, in der Zah-
lungsbilanz besser auszugleichen, zweitens aber 
auch, um den deutschen Markt etwas zu entlasten 
und beschäftigungsmäßig ein besseres Gleichgewicht 
zu finden, aber auch durch Zulieferungen vom 
Ausland bzw. durch deutsche Investionen zur in-
neren Stärkung, aber auch zur Festigung der Bezie-
hungen innerhalb der freien Welt beizutragen. Wir 
werden auf die Dauer ohnedies nicht darauf verzich-
ten können, das zu tun. Aber man sollte nicht sagen, 
daß man von einem Unternehmer nur dann ver-
langen könne, Geld im Ausland zu investieren, 
wenn er dazu steuerlich massiv angereizt wird. Es 
gehört zum Wesen eines Unternehmers, daß er be-
reit ist, solche Aktionen in eigener Verantwortung 
zu tun und das Risiko selbst zu tragen, — um so 
mehr er ja die freie Wahl hat, in welchem Land er 
sich betätigen will. 

Im ganzen gesehen ist die deutsche Situation da-
durch gekennzeichnet, daß die Auslandsnachfrage 
weiter anhält und daß neben den Bewegungen in-
nerhalb des Gemeinsamen Marktes heute auch an-
dere europäische Länder in einen gefährlichen Trend 
geraten sind. Heute ist es nicht mehr so, daß die 
Auftragseingänge nur aus dem EWG-Raum beson-
ders hoch sind. Nein, sie steigen auch aus anderen 
Ländern. Die Konjunktur wird offensichtlich von 
den Unternehmern günstig eingeschätzt, und das 
bewirkt wieder eine lebhaftere Nachfrage nach In-
vestitionsgütern. Wir verzeichnen das nicht nur in 
den Beschäftigungszahlen oder im Auftragseingang 
der entsprechenden Industrien, wir spüren es auch 
in der Bauwirtschaft, in der der Wirtschaftsbau wie-
der sehr stark nach vorn gerückt ist. Es ist also eine 
allgemeine Nachfrageexpansion zu erwarten. 

Meine Damen und Herren! In dieser Situation 
müssen wir den möglichen Entwicklungen ins Auge 
schauen, um zu verhindern, daß unser Produktions-
potential überfordert wird. Wir stehen mehr und 
mehr vor einer Auslastung der Kapazitäten inner-
halb der deutschen Wirtschaft. Die Auftragsbestände 
steigen weiter an. Die Fertigwarenläger nehmen ab. 

Wie die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt lie-
gen, brauche ich nicht zu sagen. Ich bleibe dabei, 
daß wir in dieser Situation, in der wir bei allen 
politisch bedenklichen Nebenerscheinungen eine 
Million fremder Arbeitskräfte bei uns beschäftigen, 
in der wir genau 627 000 offene Stellen nicht mehr 
besetzen können, endlich aus solcher Erkenntnis 
heraus fürs nächste einmal auf weitere Arbeitszeit-
verkürzungen verzichten sollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe mit dem Gewerkschaftsbund gesprochen. 
Er sagt: wir werden Kürzungen nicht generell zum 
allgemeinen Maßstab erheben, denn wir haben auch 
bisher immer dort Rücksicht genommen, wo die 
Grenzen sichtbar sind und die Verhältnisse anders 
gelagert sind. Ich bin bereit, das anzuerkennen. 
Aber glauben Sie wirklich, daß diese These hält? 

Auch in diesem Bereich wird der Nachholbedarf 
angemeldet werden und durchschlagen. Wir werden 
diesem verhängnisvollen Circulus vitiosus nicht 
entrinnen können. 

Sie wissen auch von den Maßnahmen, die die 
Deutsche Bundesbank zur Abwehr von heißem oder 
spekulativem Geld aus dem Ausland ergriffen hat, 
sei es in der Verweigerung der Verzinsung, sei es 
in der Mindestreservenpolitik. Sie wissen, daß 
allein die Ankündigung der Kapitalertragsteuer eine 
erfreuliche Wirkung hatte, d. h. eine Umkehrung 
der Geldströme vom Zulauf zur Abwanderung be-
wirkte. Das alles liegt im Sinne einer richtigen Kon-
junkturpolitik. 

Ich möchte wünschen, daß diese Debatte nicht 
nach Art von Scheingefechten geführt wird, in denen 
man sich erhitzt und gegenseitig Vorwürfe macht. 
Das habe ich auch nicht getan. Ich habe Ihnen sagen 
wollen, wie ich die Lage beurteile. 

Meine Damen und Herren, ich bin doch immer 
wieder erschüttert, wenn ich ständig höre, die Bun-
desregierung tue nicht genug, Ja, ist es denn in 
Deutschland wirklich so, daß man vom deutschen 
Volk in allen seinen Schichten und seinen Vertre-
tungen überhaupt keine Vernunft und keine Ein-
sicht erwarten darf? 

(Hört! Hört! und weitere Zurufe von der SPD.) 

— Sie halten es für unzumutbar? Ich halte es eigent-
lich für das vernünftigste von der Welt, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD.) 

Denn hier schimmert eine gefährliche deutsche Ei-
genschaft durch, nämlich die: gehorcht wird nur, 
wenn der Befehl erteilt wird und wenn man unter 
Zwang steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich meine, das ist auch für unser öffentliches, sozia-
les und gesellschaftliches Leben ein schlechtes Prin-
zip. Wo Gesetze notwendig sind, um die Dinge in 
die rechte Bahn zu lenken, da soll gewiß nicht dar-
auf verzichtet werden. Aber der einzelne Staats-
bürger soll sich in seinen Vertretungen nicht so ge-
bärden, als ob er überhaupt keine Verantwortung 
trage, ihn unsere gemeinsame Zukunft nichts an-
ginge. 

(Zuruf von der SPD: Wem sagen Sie das!) 

Das gehört alles zusammen, wenn wir ein Volk und 
im besten Sinne des Wortes eine Gemeinschaft sein 
wollen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident Meine 
Damen! Meine Herren! Der Herr Bundeskanzler hat 
durch die Tatsache seiner Erklärung und durch deren 
Inhalt die Bedeutung der Fragen, die uns heute be-
schäftigen werden, hervorgehoben. Wir stellen er- 
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freut fest, Herr Bundeskanzler, daß hier eine gute 
Übung entsteht, indem der Kanzler und die Regie-
rung von sich aus die Debatte hier im Hause suchen 
und sich stellen. Das ist ein guter Stil, den wir be-
grüßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Fraktion der CDU/CSU wird immer und gerne 
die auf innere Stabilität, auf Erhaltung des guten 
deutschen Geldes, auf Vollbeschäftigung und sozia-
len Fortschritt gerichtete Politik der Bundesrepublik 
unterstützen. 

In diesem ersten kurzen Beitrag unserer Fraktion 
möchte ich mich auf fünf Punkte beschränken: 

Erstens. Ein Blick auf die Verbraucherpreise west-
licher Länder — der Bundeskanzler hat davon ge-
sprochen, wir seien das stabilste Land in Europa, 
und der Wirtschaftsminister wird sicher die einzel-
nen Daten vorlegen — zeigt, daß wir — wenn man 
die Preise des Jahres 1953 gleich 100 setzt — bei 124 
liegen, Italien bei 137, Norwegen bei 138, Schweden 
bei 139, um nur einige zu nennen. Der Hinweis auf 
diese Daten ist zwar kein Anlaß, die Dinge bei uns 
treiben zu lassen, aber wohl geeignet, die Diskus-
sion zu versachlichen. Dies wenigstens ist unsere 
Absicht, und wir stimmen auch insoweit mit der 
Schlußbemerkung des Herrn Bundeskanzlers über-
ein. Bei diesem Blick auf andere Länder darf ich als 
bekannt voraussetzen, welche politischen Gruppen 
dort regieren und welche wirtschaftspolitischen Prin-
zipien und Methoden dort angewandt werden. 

Zweitens. Die Entwicklung bei uns ist nicht ganz 
ohne mögliche künftige Gefahren. Es ist aber kein 
Beitrag zu dem Bemühen, diese Gefahren zu ban-
nen, wenn wir uns in eine Krise hineinreden, die 
wir noch gar nicht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen! Meine Herren! Mit allem Nach-
druck weisen wir die Behauptung unseres sozial-
demokratischen Kollegen Möller zurück, der am 
23. Juni laut SPD-Pressedienst ausführte, die deut-
sche Wirtschaftspolitik steuere gegenwärtig einen 
Inflationskurs. Herr Kollege Möller, solcherart 
Äußerungen helfen nicht, sondern schaden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man kann sich in  die Dinge hineinreden, und wir 
alle wissen, daß sich der moderne Wirtschaftsablauf 
auch im Rahmen psychologischer Vollzüge ent-
wickelt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der CDU/CSU: Fernsehen!) 

Die Tatsachen beweisen das Gegenteil. Sie bewei-
sen, daß der wirtschaftspolitische Wille der Bundes-
regierung sich schnell in Maßnahmen konkretisiert 
hat. Auf die neuen Tendenzen in der konjunkturel-
len Entwicklung mit der Gefährdung des marktwirt-
schaftlichen Gleichgewichts hat sie zügig reagiert. 
Ich nenne: die in Verbindung mit der Bundesbank 
verfolgten und vorbereiteten Maßnahmen zur Ab-
wehr eines nicht vertretbaren Zustroms von Aus-
landsgeld, die Orientierung der Bundesausgaben an 
dein realen Zuwachs des Sozialprodukts, das Be-
mühen der Bundesregierung um ein gleiches Ver

-

halten der Länder und Gemeinden, die Zolisen-
kungsvorschläge sowie  die  richtungweisende Poli-
tik der Bundesregierung auf der Ebene der EWG zu 
einer Koordinierung der europäischen Konjunktur-
politik. Das alles — und auch künftige Maßnahmen, 
Herr Bundeskanzler, — wird von der Fraktion der 
CDU/CSU begrüßt und unterstützt. 

(Abg. Erler: Auch die Zollsenkung?) 

— Wir werden sie gleich auf der Tagesordnung ha-
ben, Herr Kollege Erler, und ich bin froh, daß es 
gestern ein einstimmiges Votum im Ausschuß gab. 

(Abg. Wehner: Erfreulich, daß Sie zugelernt 
haben! — Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möl

-

ler: Also bitte, da gibt es noch Gehorchen!) 

— Aber, Herr Kollege Möller, wir wollen diese De-
batte nachher führen, und Sie werden sehen, daß es 
zu einer einstimmigen Zustimmung kommen wird. 
Es ist aber klar, daß die Sorge vieler Kollegen be-
rechtigt war. 

(Abg. Wehner: Was Sie haben, sind „be

-

rechtigte Sorgen" ; was die anderen haben, 
ist Denkmalsschändung!) 

— Aber, Herr Kollege Wehner, ich habe doch vor-
hin gesagt, daß man die Dinge wirklich durch das 
Inflationsgerede und durch den Satz, den Herr Kol-
lege Möller gesagt hat, 

(Zuruf von der SPD: Das haben gewisse 
Leute von der CDU/CSU angefangen!) 

anheizt und nicht beruhigt, so daß man sie nicht so 
in den Griff bekommt, wie wir es alle brauchen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir haben die Absicht, die Debatte mit der Ruhe 
und dem Ernst zu führen, die der Materie angemes-
sen sind. 

(Zuruf von der SPD.) 

Meine Damen! Meine Herren! Ich komme zu 
einem dritten Punkt. In unserer rechtlichen und 
gesellschaftlichen Wirklichkeit kommt es darauf an, 
daß alle Kräfte, die auf die ökonomische Entwick-
lung einwirken, im Bewußtsein gemeinsamer Ver-
antwortung handeln. Unsere Bemühungen werden 
durchschlagender und wirksamer sein, wenn sich 
immer mehr die Erkenntnis durchsetzt, daß in einem 
demokratischen Staatswesen und in einer auf Frei-
heit begründeten  Wirtschaftsordnung nicht nur die 
Wirtschaftspolitik des Bundes, sondern auch andere 
Kräfte durch ihr Handeln oder durch ihr Unterlassen 
Einfluß nehmen auf die wirtschaftliche Entwicklung 
und auch auf das Preisniveau. Ich nenne die Preis-
politik der Unternehmen, die  Lohn- und Arbeitszeit-
politik der Gewerkschaften, die Forderungen an die 
öffentliche Hand. Alles das wirkt auf das Gesamt-
geschehen ein. 

Wir sind weiter bereit — und das haben wir in 
diesem Jahr mit der harten Begrenzung des Haus-
halts 1964 bewiesen —, alles zu tun, was in unseren 
Möglichkeiten steht, um auch künftig unseren Bei-
trag zu einer Politik wachsenden Wohlstandes für 
alle bei möglichster Stabilität zu leisten. 

Diese Politik dient 'zugleich den Sparern, den 
Rentnern, den Alten und den Schwachen. Ich kann 
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nur unterstreichen, was der Herr Bundeskanzler 
über den kräftigen „Schluck aus der Pulle" gesagt 
hat, den Otto Brenner kürzlich für die in aktiver 
Arbeit Stehenden gefordert hat. Ich will gegenüber 
dieser Forderung nach einem kräftigen Schluck nicht 
nur an die Rauschgefahr erinnern, die hier anstek-
kend sein könnte, sondern auch der Hoffnung Aus-
druck geben, daß Herr Brenner und seine Freunde 
über diesem Durststillen die Flasche nicht leerzu-
trinken gedenken; denn auch die Schwachen müssen 
aus der gemeinsamen „Flasche" des wirtschaftlichen 
Gesamtertrages leben. 

(Beifall in der Mitte. — Lachen bei der 
SPD. — Zuruf von der SPD: Es gibt nicht 

nur eine Flasche!) 

Viertens. Nicht jede Mehraufwendung für Lei-
stungen, nicht jede Preissteigerung ist Ausdruck 
einer Geldentwertung. Die Gegebenheiten im 
Dienstleistungsgewerbe und im lohnintensiven Be-
reich sind wohl ebenso bekannt und weltweit wirk-
sam wie die Tatsache, daß höhere Qualitätsansprü-
che, verbesserter Lebensstandard und Erleichterun-
gen bei den Verrichtungen des Alltags Geld kosten. 
Hoher Lebensstandard ist teurer als Armut. 

(Zuruf: Sehr wahr! — Heiterkeit.) 

Mit dem Blick auf diese Erkenntnisse wie auf die 
internationale ökonomische Lage, mit der Einsicht 
in die Tatsachen unserer jährlichen Produktivitäts-
steigerung, des wachsenden Angebotes, der Zu-
wachsrate der Spartätigkeit, des steigenden Real-
lohnes — ich freue mich, daß auch Sie meine Damen 
und Herren, diese erfreulichen Tatsachen mit Freude 
zur Kenntnis nehmen —, der zunehmenden sozialen 
Sicherheit kann und muß man wohl davon spre-
chen — ich glaube, man muß es in dieser Stunde 
tun angesichts einiger Unruhe —, daß die Grund-
lagen für eine weitere gute Entwicklung festgefügt 
sind, so daß hier zu einem übertriebenen Pessimis-
mus, Herr Kollege Möller, kein Anlaß besteht. 

Fünftens. Ein Teil unserer Sorgen und Probleme 
hat seine Ursachen in wirtchaftlichen Entwicklungen 
anderer Länder. Auch deshalb ermuntern wir die 
Bundesregierung, ihre europäische Politik unbeirrt 
fotzusetzen und insbesondere in der EWG eine ge-
meinsame Stabilisierungspolitik und, wenn auch 
schwer erreichbar, Herr Bundeskanzler, Senkung der 
Außenzölle der Gemeinschaft und ein gleichgerich-
tetes konjunkturelles Verhalten zu erwirken. Wir 
wissen alle, daß die nationalen Kompetenzen in der 
EWG heute nicht mehr ausreichen für eine allein 
national wirksame Stabilisierungspolitik. 

In diesem werdenden  Europa sollten alle Mitglied-
staaten der Gemeinschaft die gleichen Grundsätze 
und Ziele verfolgen und sich entsprechend verhal-
ten. Weil zudem weder der Gemeinsame Markt 
automatisch zur politischen Union führt noch ohne 
politische Gemeinschaft der  Gemeinsame Markt 
seine volle Wirksamkeit erhält, ist es auch sozial 
und ökonomisch dringend nötig — über andere 
Argumente haben wir oft 'aus anderem Anlaß ge-
sprochen —, den  Motor der europäischen Einigung 
auf volle Touren zu bringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Mit Hinweis auf diese wenigen Punkte — über 
die Heiterkeit, die  sie erregten, freue ich mich; ich 
nehme an, daß wir dann auch eine muntere Debatte 
im Verlauf des Tages bekommen werden — möchte 
ich es in diesem ersten Umgang bewenden lassen. 
Es wäre gut, wenn vor den Parlamentsferien das 
ganze deutsche Volk,  in dessen Hauptstadt wir uns 
in der nächsten Woche aus anderem Anlaß treffen 
werden, sehen könnte, daß wir uns ernsthaft und 

 gemeinsam bemühen, wenn es darum geht, zu erhal-
ten, was wir geschaffen haben, und  so die Chancen 
für einen weiteren sozialen Fortschritt und für eine 
gute Zukunft zu verbessern. 

Nach Meinung der  Fraktion der CDU/CSU ist die 
Bundesregierung auf dem rechten Wege. Wir wer-
den sie weiter unterstützen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Meine Damen und 
Herren, da um 11 Uhr die Vereidigung des Herrn 
Bundesministers Dr. Westrick vorgenommen werden 
soll und zu erwarten ist, daß der nächste Redner 
längere Zeit sprechen wird, möchte ich dem Hause 
vorschlagen, die Sitzung für einige Minuten zu unter-
brechen und nach der Vereidigung die  Debatte fort-
zusetzen. — Das Haus ist einverstanden. 

(Unterbrechung der Sitzung von 10.56 Uhr 
bis 10.58 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, die unterbrochene Sitzung wird wieder-
aufgenommen. Ehe ich das Wort dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Möller erteile, rufe ich den Punkt 
auf, um den die Tagesordnung von  heute erweitert 
worden ist: 

Vereidigung des Bundesministers für beson-
dere Aufgaben, Dr. Ludger Westrick. 

Der Herr Bundeskanzler hat mir mit Schreiben 
vom 20. Juni 1964 mitgeteilt, daß der Herr Bundes-
präsident auf seinen Vorschlag Herrn Dr. Ludger 
Westrick zum Bundesminister für besondere Auf-
gaben ernannt hat. 

Ich 'bitte den  Herrn Bundesminister, zur Eides-
leistung heranzutreten und  den  nach Art. 56 des 
Grundgesetzes für die  Übernahme des Amtes vor-
geschriebenen Eid zu leisten. Herr Bundesminister, 
ich spreche den Eid vor und bitte Sie, ihn mit den 
Worten „Ich schwöre es,  so  wahr mir Gott helfe" 
zu 'bekräftigen. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Der Eid lautet: 

Ich schwöre, daß ich meine Kraft dem Wohle des 
deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen meh-
ren, Schaden von ,ihm wenden, das Grundgesetz 
und die Gesetze des Bundes wahren und ver-
teidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen 
und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde. 

Sind Sie bereit, Herr Bundesminister, diesen Eid zu 
leisten? 
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Dr. Westrick, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Ja, ich bin bereit.  

Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe.  

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich stelle fest,  
daß der  Herr Bundesminister für besondere Auf-
gaben damit den  im Grundgesetz für die Übernahme  

seines Amtes vorgeschriebenen Eid vor dem Deut-
schen Bundestag geleistet hat. Herr Bundesminister,  

ich spreche Ihnen für Ihre Amtsführung Gottes Segen  

aus.  
(Allseitiger Beifall.)  

Wir fahren mit dem aufgerufenen Tagesordnungs-
punkt fort. Das Wort hat der Herr Abgeordnete  

Dr. Möller.  

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Bevor ich mich 
unserer Stellungnahme zur konjunkturpolitischen 
Situation zuwende, gestatten Sie mir einige Vorbe-
merkungen. 

Zunächst: Wenn sich in früheren prekären kon-
junkturpolitischen Situationen die Auffassungen des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers nicht durchsetzten, 
so scheiterte er an den Richtlinien der Politik, die 
vom Herrn Bundeskanzler bestimmt wurden. Heute 
ist die Situation anders. Heute ist ein Mann Bundes-
kanzler, der seit der Gründung der Bundesrepublik 
bis zum Oktober vorigen Jahres Bundeswirtschafts-
minister war. Der Herr Bundeswirtschaftsminister 
Schmücker muß es also sehr leicht haben, vernünf

-

tige, wenn auch schwer zu realisierende Richtlinien 
der Konjunkturpolitik bei diesem seinem Bundes-
kanzler durchzusetzen. 

Man hatte in den letzten Monaten manchmal das 
Gefühl, daß der Herr Bundeskanzler seiner alten 
Liebe, der Wirtschaftspolitik, abgeschworen habe, 
und wer ihn heute bei Eröffnung dieser Konjunktur-
debatte gehört hat, der wird sicher zugeben, daß 
seine Ausführungen den Dämpfer getragen haben. 
Insoweit habe ich auch noch vorweg einige Bemer-
kungen zu dem aggressiven Teil seiner Darstellung 
zu machen. 

Zunächst „Inflationsgerede" — eine Bemerkung, 
die auch von dem Herrn Kollegen Barzel aufgenom-
men wurde, der sicher kein Musterbeispiel für die 
Versachlichung einer Debatte geliefert hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was ich gesagt habe, werde ich exakt zu begrün-
den versuchen, und ich wäre Ihnen dankbar, Herr 
Kollege Barzel, wenn Sie sich dann mit diesen exak-
ten Begründungen auseinandersetzten und wenn Sie 
darauf verzichten könnten, durch eine Bemerkung 
etwas zu behaupten, was mit den Realitäten des 
augenblicklichen Zustandes und der möglichen wei-
teren Entwicklung nicht in Übereinstimmung zu 
bringen ist. 

Meine Damen und Herren, wieso „Inflations-
gerede"? Wir beschäftigen uns mit einer Situation, 
die beispielsweise von der Sparerschutzgemein-
schaft, in der doch wirklich Sachkenner sitzen und 
ganz sicher nur wenige, die meiner Partei nahe- 

stehen, haargenau so angesehen wird, wie wir das 
in unserer öffentlichen Diskussion heute darstellen. 
Das beweisen ein vor einigen Tagen dem Herrn 
Bundeskanzler zugegangener Brief dieser Gemein-
schaft zum Schutze der deutschen Sparer und auch 
ein Brief, den die Herren Fraktionsvorsitzenden, 
wahrscheinlich also auch Herr Kollege Barzel, erhal-
ten haben. Aber man müßte solche Briefe lesen. 

„Inflationsgerede" ist nach Auffassung der Mehr-
heit dieses Hohen Hauses immer dann berechtigt, 
wenn es sich um Rentenerhöhungen, wenn es sich 
um Lohnbewegungen, wenn es sich um Fragen der 
Arbeitszeitverkürzung handelt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn aber aus anderen Ursachen heraus, die, wie 
ich nachweisen werde, sicherlich nicht ihre Haupt-
quelle bei der Binnennachfrage haben, Bedenken 
geltend gemacht werden, dann sollte man sie ernst 
nehmen, dann sollte man argumentieren und nicht 
versuchen, sich mit Redensarten darüber hinweg-
zubringen. 

Die zweite Vorbemerkung, die ich machen möchte, 
betrifft den Hinweis auf die Arbeitsmoral. Nun ja, 
man kann über die Arbeitsmoral in Betrieben, in 
Institutionen, in Parlamenten geteilter Meinung 
sein, sogar über die Arbeitsmoral der Regierung. 
Aber ich will ganz sicher nicht global die Arbeits-
moral einer Regierung abwerten, sondern ich würde 
mich dann mit Einzelerscheinungen beschäftigen — 
das muß ich leider auch im Laufe meiner Ausfüh-
rungen — und würde dazu etwas sagen, nicht um zu 
moralisieren, sondern um den Finger auf eine 
Wunde zu legen und zu versuchen, die Sache in 
Ordnung zu bringen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Will vielleicht die Bundesregierung und will viel-
leicht die Mehrheit dieses Hohen Hauses bestreiten, 
daß wir in der arbeitenden Bevölkerung unseres 
Landes gegenüber den vergleichbaren anderen 
Ländern der westlichen Welt, insbesondere der 
EWG-Gemeinschaft, die höchste Erwerbsquote vor-
zuweisen haben? Das muß doch irgendeinen Grund 
haben. Man kann die Arbeitsleistung der Arbeit-
nehmer und insbesondere der Arbeiterschaft vom 
Zeitpunkt unseres Zusammenbruchs bis heute nicht 
abwerten, sondern immer nur mit höchster Aner-
kennung versehen. Denn ohne diese großartige Lei-
stung stünden wir nicht da, wo wir stehen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Sie haben so viele Redner vorgesehen, daß Sie 
sich nun wirklich hier an diesem Pult zu meinen 
Äußerungen bemerkbar machen können. Dann 
sagen Sie bitte, warum Sie diese meine Auffassung 
nicht teilen. 

Vergleichen Sie einmal die effektive Arbeitszeit 
in unserem Lande von 1945 bis zum Jahre 1964, 
auch die in den Hungerjahren effektiv geleistete 
Arbeit, mit der Arbeitsleistung in anderen Natio-
nen!  

(Beifall bei der SPD.) 
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Der Herr Bundeskanzler hat davon gesprochen, 

daß hier nur gehorcht werde, wenn ein Befehl gege-
ben werde, daß aber die Einsicht fehle. Es ist da ein 
Zwischenruf wegen ,des Verhaltens der Koalitions-
abgeordneten im Außenhandelsausschuß bei der 
ersten Behandlung der Zollvorlage gemacht worden. 
Ich will nun nicht sagen, das sei ein typisches Bei-
spiel für die Anwendung des Wortes des Herrn 
Bundeskanzlers: Gehorcht wird nur, wenn ein 
Befehl gegeben wird, aber die Einsicht fehlt; aber 
sonst könnte es nicht plötzlich zu der von Herrn 
Barzel verkündeten völligen Einmütigkeit gekom-
men sein. 

Der Herr Bundeskanzler hat auch gesagt: Die 
Staatsbürger tun so, als wenn sie gar keine Verant-
wortung tragen. Herr Bundeskanzler, Sie irren sich 
in der Beurteilung der Staatsbürger. Die Staatsbür-
ger wären gern bereit, sich gerade auf diesem Ge-
biet, auf dem Gebiet der Preisentwicklung, so zu 
verhalten, wie es dem Verantwortungsgrad der 
Bundesregierung und dieser Mehrheit entspricht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben aus den einleitenden Bemerkungen 
des Herrn Bundeskanzlers gehört, daß er für sich in 
Anspruch nimmt, ,daß seine Meinung die allein gül-
tige Norm sein soll, daß Einsicht nur gegeben ist, 
wenn dieser seiner Auffassung zugestimmt wird, 
daß er mit der Autorität seines Amtes wie selbst-
verständlich die Behauptung verbindet, e r wisse es, 
und alle anderen Meinungen seien uneinsichtig. 
Meine Damen und Herren, da muß ich Ihnen schon 
sagen: Der Geist des Befehlens, der Geist des Re-
spektierens, der aus diesen Worten sprach, sozu-
sagen das Obrigkeitliche, das findet unseren Beifall 
nicht. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Wir suchen und brauchen die freie Aussprache und 
das Abtasten im Miteinander der verschiedenen 
Auffassungen, um auf diesem Wege zu einer ver-
nünftigen und realistischen Arbeitssynthese zu kom-
men. 

In der Haushaltsdebatte am 9. Januar 1964 habe 
ich im Namen der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion erklärt: 

Im zweiten Wirtschaftsbericht 

— nämlich 'dem vom Dezember, zu dem der nun-
mehrige Nachtrag erforderlich wurde — 

wird der Außenbeitrag für 1964 auf 3,8 Mil-
liarden DM geschätzt. Das ist sicher zu niedrig. 
Aus den von den Forschungsinstituten geschätz-
ten Zuwachsraten läßt sich der von ihnen ver-
anschlagte Außenbeitrag auf 6 Milliarden DM 
errechnen, 

— Soweit mein Zitat. Was hatte in derselben 
Debatte, also am 9. Januar, vor mir der Herr Bun-
deskanzler erklärt? „Ich lasse mich über die 4,5 % 
nicht hinauslocken", nämlich über eine solche Schät-
zung der realen Zuwachsrate des Bruttosozialpro-
dukts. Heute steht fest, daß der Ausgangspunkt der 
Bundesregierung in der völlig falschen Einschätzung 

der außenwirtschaftlichen Entwicklung und des 
Außenbeitrags bestanden hat. 

Diese Tatsache bestätigt uns der Nachtrag zum 
damaligen Wirtschaftsbericht, der zugleich auch als 
ein Nachtrag zur damaligen Regierungserklärung 
angesehen werden muß. Rückschauend und unter 
Beachtung der jetzt vorliegenden Situation kann 
man sagen,  der  Herr Bundeskanzler wäre nicht 
schlecht beraten, wenn er in Zukunft den Über-
legungen der sozialdemokratischen Bundestagsfrak-
tion mehr Beachtung schenkte. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ich will Ihnen jetzt einige Zitate aus dem Nachtrag 
zum Bericht über die Wirtschaftsentwicklung im 
Jahre 1963 und die Aussichten für 1964 bringen und 
darf Sie höflichst bitten,  sich einmal zu überlegen, 
wie Sie  reagieren würden, wenn wir in einer Er-
klärung nachträglich, und zwar relativ kurzfristig, 
solche Korrekturen anbringen müßten. Im Nachtrag 
heißt es: 

Die Erwartung einer rasch wirksamen Be-
kämpfung der  in  wichtigen Ländern bestehen-
den Inflation hat sich nicht bestätigt. Damit steht 
die Bundesregierung heute vor einer Situation, 
die im Zeitpunkt der Vorlage des Wirtschafts-
berichts 1963 nicht berücksichtigt werden konnte. 
Es erscheint daher notwendig, den besonders 
frühzeitig veröffentlichten Wirtschaftsbericht für 
1964 

— veröffentlicht im Dezember 1963 — 

in  einigen wichtigen Punkten zu revidieren.... 
Die Veränderung der außenwirtschaftlichen 
Situation wird besonders deutlich am Waren-
handel sichtbar.... Das Ergebnis des stark un-
terschiedlichen Wachstums von Ausfuhr und 
Einfuhr ist ein wachsender Handelsbilanzüber-
schuß.... Die Schätzung des sogenannten 
Außenbeitrags im Wirtschaftsbericht, 

— im Wirtschaftsbericht der Bundesregierung, füge 
ich hinzu — 

die  für 1964 mit plus 3,8 Milliarden DM ange-
geben war, muß jetzt beträchtlich höher ange-
gesetzt werden. 

Soweit die Zitate aus dem Nachtrag zum Wirt-
schaftsbericht der Bundesregierung. Aber vergeblich 
suchen wir und ganz sicher auch andere nach den 
Konsequenzen aus dem Eingeständnis der Irrtümer, 
suchen war nach der neuen, verbesserten quantita-
tiven Beurteilung für den Rest des Jahres und für 
1965. Statt dessen wird mit dürren Worten mitgeteilt 
— ich zitiere wörtlich —, „daß eine Neuberechnung" 
für das laufende, bereits zur Hälfte vergangene 
Jahr „erst vorgenommen werden kann, wenn  die 

 wirtschaftspolitischen Entscheidungen in der Bundes-
republik und den europäischen Nachbarländern 
klarer zu übersehen sind". Soweit das Zitat. Ich 
sage, das heißt realistischer ausgedrückt: ... erst 
vorgenommen werden kann, wenn die Bundesregie-
rung zur Kenntnis nimmt, was andere Länder kon-
junkturpolitisch machen und was sie selber gegen 
die Vielzahl und Vielfalt ihrer Interessentengruppen 
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durchzusetzen imstande ist. Dieser Hinweis kann 
nur als eine neue — — 

(Zuruf von der SPD: Leider hört der  Bun

-

deskanzler nicht zu!) 

— Das isst ,aber nichts Neues, wenn  ein Oppositions-
sprecher hier im Bundestag die Auffassungen der 

 sozialdemokratischen Bundestagsfraktion vorträgt. 

(Zuruf von der SPD: Er kriegt gerade Nach

-

hilfeunterricht!) 

Das hängt ganz sicher mit dem Stil ,der Bundesregie-
rung zusammen, der in diesem Punkt bestimmt nicht 
neu ist.  

(Beifall bei der SPD.) 

Ich wollte, meine Damen und Herren, mit  meinem 
Hinweis nur diese neue Entwertungserscheinung 
— Entwertungserscheinung habe ich gesagt, Herr 
Kollege Barzel — lautstarker Ankündigungen der 
Bundesregierung festhalten. Ich muß das deswegen 
feststellen, weil heute eine revidierte Vorausschät-
zung die Grundlage jeder Wirtschaftspolitik, die 
realistisch sein will, sein muß, die  zumindest in 
den letzten Monaten des Jahres 1964 noch wirksam 
werden will — das kann überhaupt kein Wirtschafts-
experte bestreiten —, weil  ferner die Steuervoraus-
schätzungen der Bundesregierung für 1964 und 1965 
auf Sozialproduktberechnungen für diese Jahre auf-
bauen — das wissen wir doch aus der Begründung 
des neuen Haushaltsentwurfs für 1965 — und weil 
schließlich der Nachtrag an einer anderen Stelle, 
sogar für 1965, eine indirekte .Aussage über eine 
Zunahme des realen Bruttosozialprodukts von 5 % 
macht, die  in der Begründung des Entwurfs des 
Bundeshaushalts 1965 im Bulletin ,der Bundesregie-
rung  bestätigt wird. 

Ich bin bei diesem bedauerlichen Sachverhalt ge-
nötigt, eine grundsätzliche Bemerkung über die Be-
deutung der Qualität amtlicher Informationen zu 
machen. Der Wirtschaftsbericht und der Nachtrag 
stellen die Information der Bundesregierung für 
Parlament, EWG und Öffentlichkeit dar. Neben der 
Gesetzgebung ist es die vornehmste Aufgabe des 
Parlaments, die Regierung in ihren politischen Maß-
nahmen zu kontrollieren. Eine solche Kontrolle ist 
hinsichtlich ihrer Qualität wiederum abhängig von 
der Qualität der Information. Daher wird von der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion jegliches 
Material begrüßt, das zum Beispiel in diesem Fall 
zur Aufhellung wirtschaftspolitischer Tatbestände 
führt. Wir sind jedoch der Meinung, daß die uns 
hier gegebenen Informationen diesem Anspruch 
nicht genügen. Dem Nachtrag kommt aber funda-
mentale Bedeutung zu, da der eigentliche Wirt-
schaftsbericht als so überholt angesehen werden 
muß, daß er nur noch ergänzend herangezogen wer-
den kann. 

Auch die Koalitionsparteien sollten sich fragen, 
wer bei uns durch ein solches Verhalten das Parla-
ment zu überspielen droht. Es werden unzureichende 
Informationen gegeben, und die erforderliche Kon-
trolle wird — wenn ich das ganz vorsichtig formu-
liere — erschwert. Es ist daher die Frage zu stellen: 
Ist der Nachtrag zum Wirtschaftsbericht der Bundes-
regierung eine ausreichende Informationsquelle 

zur Beurteilung und Kontrolle so lebenswichtiger 
Entscheidungen, wie sie die konjunkturpolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung darstellen? 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion ist 
jedenfalls der Meinung, daß das, was uns als Nach-
trag vorgelegt worden ist, in der Prognose eine un-
zulängliche Berichterstattung darstellt, weil es mit 
unverbindlichen Darstellungen — die sind wir zwar 
gewöhnt, können sie aber nicht akzeptieren — das 
mühsam zu verhüllen sucht, was das Kennzeichen 
der jetzigen Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
ist, nämlich Untätigkeit angesichts eines beginnen-
den — wie es im neuesten Lagebericht des Bundes-
wirtschaftsministeriums heißt — vierten Booms nach 
dem Kriege. 

Die Präambel des Nachtrags bedeutet nach meiner 
Meinung eine Bagatellisierung der bestehenden 
Schwierigkeiten im EWG-Raum. Wir vermissen eine 
Erklärung der Bundesregierung, was sie im Zuge 
der Integration gegen die unrealistischen, einzel-
staatlichen Stabilisierungsprogramme der EWG-
Mitgliedsländer getan hat und weiterhin zu unter-
nehmen beabsichtigt. Die Bundesregierung muß sich 
doch von vornherein darüber im klaren gewesen 
sein, daß die — wenn ich einmal zwei Beispiele 
nennen darf — von Frankreich und vor allem von 
Italien vorgesehenen Stabilisierungsmaßnahmen 
nicht ausreichen und teilweise sogar illusionär wa-
ren und sind. 

Da die Bundesregierung gemäß Ziffer II, 4 der 
Ansicht ist, daß von der wirtschaftlichen Entwick-
lung in unseren Nachbarländern unsere eigene  

Situation weitgehend beeinflußt wird, hätte der Bun-
destag eine eingehendere Analyse der Lage in den 
Nachbarländern — besonders über die mögliche 
Wirksamkeit der Stabilisierungsprogramme — be-
nötigt, um selbst für die Bundesrepublik Deutschland 
das Richtige tun zu können oder — wie der Herr 
Bundeswirtschaftsminister Mitte Juni auf der Schluß-
kundgebung des 57. Verbandstages der EDEKA in 
Karlsruhe in beachtlichem Übermut erklärte — um 
— ich zitiere wörtlich — „ein konjunkturpolitisches 
Programm, an dem sich die anderen europäischen 
Partnerstaaten orientieren können, jetzt durch die 
Bundesrepublik vorzuexerzieren". 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

In Wirklichkeit bedeutet das Abwarten mindestens 
auf das, was die anderen EWG-Länder nun tun, den 
Versuch, sich ein Alibi für die eigene Unzulänglich-
keit des Handelns zu verschaffen. 

Daran ändert auch eine andere Behauptung des 
Herrn Bundeswirtschaftsministers wenig, daß die 
Bundesregierung nämlich mit ihrem Programm 
Maßstäbe für die Konjunkturpolitik im gesamten 
EWG-Raum setzen müsse. Ich kann nur sagen: 
armer EWG-Raum, wenn du auf diese Maßstäbe an-
gewiesen bist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Mit dem, was die Bundesregierung bisher an Maß-
nahmen zu ergreifen beabsichtigt, wird sie es 
schwerlich tun können, und zwar weder für die 
außenwirtschaftliche noch für die binnenwirtschaft-
liche Entwicklung. 
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Abgesehen von den quantitativen Ex-post-Aus-

sagen bemüht sich die Bundesregierung in ihrem 
Nachtrag weiterhin um eine Verschleierung der auf 
uns zukommenden Entwicklung, die auch Herr Kol-
lege Barzel nicht richtig gesehen hat: Sie will uns 
in ihrem Nachtrag nahebringen, daß die von ihr 
vorgeschlagenen Maßnahmen zur Sicherung der 
Preisstabilität in der vor uns liegenden Zeit aus-
reichend sind. Es ist auch nicht zu übersehen, daß 
der Bericht den Eindruck erwecken soll — das ist 
ein ganz wichtiger Punkt, auf den ich das Hohe 
Haus ausdrücklich aufmerksam machen möchte —, 
als ob die angekündigten Maßnahmen noch im Jahre 
1964 voll wirksam würden. 

Dazu haben wir mit aller Deutlichkeit zu sagen: 
Aus einer nunmehr sich der Realität nicht mehr ver-
schließenden Diagnose akuter Inflationsgefahr — 
Herr  Kollege Barzel, so ist es dem Nachtrag des 
Wirtschaftsberichts der Bundesregierung zu entneh-
men, sehen Sie bitte ganz von meinen Darstellun-
gen ab — wird etwas entwickelt, was jeder durch-
greifenden Wirksamkeit entbehrt. Es wird lediglich, 
wie es so oft ist, an einigen Symptomen herum-
experimentiert. 

Die vorgesehenen Binnenzollsenkungen — so 
richtig sie als Teilstück eines Programms zur Wie-
derherstellung des außenwirtschaftlichen Gleich-
gewichts sind und von uns von Anfang an ohne 
Etappen der Verirrungen betrachtet wurden — wer-
den den deutschen Ausfuhrüberschuß durch Mehr-
einfuhren bestenfalls — ich habe den Mut, eine Zahl 

! zu nennen; Herr Bundeswirtschaftsminister, wider-
legen Sie diese Zahl — um eine halbe Milliarde DM 
senken können. Dabei ist vorausgesetzt, daß die 
Zollsenkung ein volles Jahr wirksam geworden ist, 
was für 1964 bekanntlich nicht zutreffen kann. Die-
ser Betrag ist nun im Vergleich mit dem Ausfuhr-
überschuß für 1964 zu sehen, der Vorausschätzun-
gen der Forschungsinstitute zufolge um 3 bis 3,5 
Milliarden DM, den Äußerungen eines höheren Be-
amten des Bundeswirtschaftsministeriums zufolge 
sogar um 4 bis 5 Milliarden DM höher als 1963 sein 
wird. Damit Sie die Quelle nicht allzu lange suchen, 
verweise ich auf die Ausführungen des Herrn Mini-
sterialdirektors Dr. Gocht auf der Berliner Jahres-
tagung der Arbeitsgemeinschaft Selbständiger Un-
ternehmer Ende Mai 1964, nachzulesen in der Be-
richterstattung der Informationsredaktion von dpa 
vom 2. Juni. Und dabei kamen auch immer wieder 
diese Stoßseufzer — Sie können es nachlesen in 
der Quelle, die ich genannt habe —: „Wenn nichts 
geschieht ...", „wenn nichts geschieht ...", oder der 
andere Stoßseufzer: „Höchste Zeit, daß gehandelt 
wird!" — Ja, das muß ich auch dem Herrn Bundes-
kanzler sagen: Übersehen Sie denn ganz, daß Sie 
in diesem Bundestag die Mehrheit haben? 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Wer ist denn maßgebend, meine Damen und Her-
ren, das, was der Herr Bundeskanzler hier als Män-
gel empfunden hat, was er für notwendig erklärte, 
nun wieder in Anträgen und Gesetzen niederzu-
schlagen? Sie haben doch die Mehrheit, und alles, 
was versäumt wird, das wird der Mehrheit und 

denen, die die Regierungsverantwortung tragen, an-
zukreiden sein. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD.) 

Mit uns, meine Damen und Herren, können Sie sich 
nur beschäftigen, wenn wir vernünftige Vorlagen, 
die  Sie  zur Meisterung dieser Situation dem Hohen 
Hause zugänglich machen, attackieren oder ihre Ver-
abschiedung unmöglich machen. Aber weit davon 
entfernt, meine Damen und Herren, bevor Sie Ihrer 
Fraktion im Außenhandelsausschuß das Gehorchen 
beigebracht haben, konnte man doch in der Zeitung 
lesen, daß die Bundesregierung hofft, mit einem Teil 
Ihrer Koalition und den Sozialdemokraten die  Zoll-
vorlage in ,diesem Hause durchzubringen. Also von 
uns hat man von vornherein eine vernünftige und 
realistische Haltung vorausgesetzt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. 
Besold: Ist das denn beleidigend?) 

— Nein, im Gegenteil. Aber, meine Herren, ich sage 
 Ihnen das,  weil  Sie ja in solchen Punkten an einer 

chronischen Vergeßlichkeit leiden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Eine unzulängliche Darstellung stellt Ziffer IV B, 
1 bis 3 dar. Allein schon unsere internationalen Ver-
pflichtungen werden in diesem Jahr eine kräftige 
Zunahme des Staatsverbauchs mit :sich bringen. So-
weit wir Daten über die  öffentlichen Bauinvestitio-
nen zusammenstellen konnten, kann sich hieraus 
keine nennenswerte Abnahme in  den Zuwachsraten 
ergeben. Zusammen mit  der Darlehensgewährung 
für den Wohnungsbau dürfe sich allein bei dieser 
Position ein Ausgabenanstieg ergeben. Außerdem 
verfügt die Öffentlichkeit über ausreichende Erfah-
rungen mit der Begrenzung ,der Staatsausgaben. 

Auch der Bundesetat 1963 ist nicht eingehalten 
worden. Die vorgesehene Zunahme der  Ausgaben 
war um 1/2 Milliarde DM höher als die von diesem 
Hause beschlossenen knapp 4 Milliarden DM. 

Für dieses Etatjahr und mit der jetzt von der 
Bundesregierung in der Haushaltspolitik, die ein 
Instrument der Konjunkturpolitik sein soll, betrie-
benen Augenwischerei setzt sich — natürlich ohne 
eine solche deklarierte Zielsetzung — Ministerial-
direktor Korff in  den  „Finanzpolitischen Mitteilun-
gen des  Bundesministeriums oder Finanzen" vorn 
19. und 20. Juni dieses Jahres .auseinander. Ich ver-
weise ,das Hohe Haus, insbesondere die Kolleginnen 
und Kollegen der Koalition, auf die Feststellungen 
in den „Finanzpolitischen Mitteilungen des Bundes-
ministeriums der Finanzen" Mr. 95 und Nr. 96 vom 
19. und 20. Juni. Wahrscheinlich wird Gelegenheit 
bestehen, hierauf noch einmal einzugehen, weil 
Ministerialdirektor Korff hier nach sachlichen Ge-
sichtspunkten festgestellt hat: Erstens. Das Ver-
halten der Opposition hinsichtlich der Verabschie-
dung ides Bundeshaushalts war einwandfrei. Wir 
haben nur Anträge mit einer finanziellen Mehr-
belastung von 34,4 Millionen DM für den  Bundes-
haushalt 1964 gestellt, eine Zahl, die man festhalten 
muß, wenn  man an  (die öffentlichen Diskussionen 
draußen im Lande bei Wahlkämpfen denkt. Zweitens 
macht Herr Ministerialdirektor Korff sehr richtig auf 
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die außerhalb des Bundeshaushalts laufenden Wirt-
schaftspläne aufmerksam, für die eine volle Ver-
antwortung der Bundesregierung besteht. Drittens 
hat er die Verlagerung der Fälligkeiten, ,die für die 
Beurteilung des Haushaltsvolumens eine erhebliche 
Rolle 'spielen, mit 2132 Millionen DM, die  Haushalts-
reste auf Ende 1963 mit 3,2 Mililarden DM ange-
geben. Viertens wurden von ihm eine ganze Reihe 
der verdeckten Risiken aufgezählt, beispielsweise 
Bindungsermächtigungen in Höhe von 36,2 Milliar-
den DM und einiges mehr. Das alles, meine Damen 
und Herren, muß man zur Gesamtbeurteilung des 
Bundeshaushalts und des konjunkturgerechten Ver-
haltens mit berücksichtigen, wenn man der Wahrheit 
die Ehre geben will. 

Daß wir in einer solchen Situation sind, daran 
ist nicht zuletzt auch das Fehlen der von uns immer 
wieder mit Nachdruck geforderten Finanz- und 
Steuerreform schuld. Diese Schuld wird  der  Bundes-
regierung und ihrer Mehrheit nicht abgenommen. 
Ich beziehe mich dabei auf die Feststellungen im 
Arbeitsprogramm der Gutachterkommission für die 
Finanzreform, doch wohl eine Feststellung, die in 
ihrem Sach- und Wertgehalt von  niemandem be-
stritten werden kann. Da heißt es in Ziffer 3: 

Die vorrangigen Ziele der langfristigen Wirt-
schaftspolitik, insbesondere die Wahrung der 
gesamtwirtschaftlichen Stabilität, der Ausgleich 
der Zahlungsbilanz, die Sicherung eines har-
monischen Wirtschaftswachstums und .der Voll-
beschäftigung, finden in der geltenden Finanz-
verfassung nicht den Rückhalt, der zur wirk-
samen und planmäßigen Wahrnehmung dieser 
wirtschaftspolitischen Aufgaben notwendig ist. 

(Abg. Etzel: In der Verfassung!) 

— Nein, Herr Kollege Etzel, wir haben ja dauernd 
eine solche Änderung der  Finanzverfassung gefor-
dert, 

(Abg. Etzel: Wir auch!) 

und Gott sei Dank ist jetzt diese Expertenkommis-
sion eingesetzt. — Herr Kollege Etzel, Sie haben 
schon mit vernünftigen Kollegen viel gefordert, aber 
es  list  doch hier  nie durchgegangen. Es steht doch 
fest, daß wir 'bei diesen Vorschlägen immer in der 
Minderheit 'gelblieben sind. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Etzel: Wozu 
haben wir denn die Kommission?) 

Ich wiederhole noch einmal: Die Mehrheit in 
einem Parlament ist nicht nur dazu da, eine Regie-
rung zu bilden und ihre Amtsführung zu veranlas-
sen, sondern eine solche Mehrheit hat auch die Ver-
antwortung für die Gesetzgebung und  die  Verant-
wortung für alles, was auf dem Gebiete einer not-
wendigen Gesetzgebung unterbleibt. 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Dresbach: Stichwort 
Bundesrat!) 

— Aber, meine Damen und Herren, die  unter sozial-
demokratischer Führung 'stehenden Länder haben 
sich diese Forderung  'der  sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion immer zu eigen gemacht. 

(Oho-Rufe und Lachen 'bei der CDU/CSU- 
Fraktion.) 

Sie wissen — — meine Damen und Herren, lachen 
Sie doch nicht bei so  ernsten Feststellungen, und 
denken Sie daran, wie sich Ihre Länder verhalten! 
Soll ich Sie daran erinnern, daß, als hier bei der 

 Verabschiedung des Gesetzes über den Bundesanteil 
an der Einkommen- und Körperschaftsteuer zum 
erstenmal die Frage eines Gentleman's Agreement 
im Vermittlungsausschuß zur Diskussion stand, auch 
von unserer Seite und auch von seiten der sozial-
demokratisch geführten Länder klar zum Ausdruck 
gebracht worden ist: jawohl, wir müssen den 
Art. 120 des Grundgesetzes ändern, um klare Ver-
hältnisse zu schaffen, und zwar ändern im Sinne 
einer Entlastung des Bundesetats. Das steht doch 
fest. Der Gesetzentwurf liegt jetzt vor. An diesem 
Beispiel werden wir wieder einmal erleben, wie 
staatsbewußt und staatsbürgerlich verantwortungs-
bewußt die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
und die von  der  SPD 'beeinflußten Länderregierun-
gen handeln. Meine Damen und Herren, kümmern 
Sie sich um ein ähnliches Verhalten der Kolleginnen 
und Kollegen hier im Hause und um ein solches Ver-
halten der CDU-Länderregierungen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Wir möchten an dieser Stelle die Bundesregie-
rung fragen, wie sie sich grundsätzlich die Lösung 
der immer dringender werdenden Gemeinschaftsauf-
gaben vorstellt, — wenn auch jetzt der Schwer-
punkt konjunkturpolitischer Maßnahmen bei der 
Ausgabenwirtschaft der öffentlichen Hand gesetzt 
wird. Ich finde es nicht sehr gut, daß das immer 
wieder mit dem Hinweis auf die sogenannten öffent-
lichen Hände erfolgt, — heute auch in der Rede des 
Herrn Bundeskanzlers, und es gab Beifall bei einem 
Teil dieses Hauses. Denn man muß doch auch an die 
Aufgabenstellung dieser öffentlichen Hände denken 
und muß darauf aufmerksam machen, daß nun ein-
mal unvermeidbare Kosten des Wachstums in den 
Etats der öffentlichen Hände ihren Niederschlag 
finden. Das kann man doch nicht einfach wegdisku-
tieren, 

(Abg. Dr. Burgbacher: Aber in Relation zu 
den übrigen Ausgaben!) 

indem man den Nachholbedarf mit solchen Bemer-
kungen versieht, wie es der Herr Bundeskanzler ge-
tan hat. Schließlich ist dieser Nachholbedarf doch 
durch den verlorenen Krieg entstanden, durch die 
Zerstörung unserer Wirtschaft, unserer Städte und 
Dörfer, durch diesen Trümmerhaufen, den wir 1945 
hatten und den ganz sicher die Sozialdemokraten 
nicht verschuldet haben. Diesem Nachholbedarf 
müssen wir Rechnung tragen. 

Es gibt keinen technischen Fortschritt ohne Infra-
struktur. Es gibt keinen technischen Fortschritt, der 
sich nicht auch in neuen Aufgaben des Bundes, der 
Länder und nicht zuletzt der Gemeinden nieder-
schlägt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, versuchen Sie einmal, 
eine sachliche Prüfung vorzunehmen! Nehmen Sie 
doch beispielsweise die Nachrichten vom Deutschen 
Gemeindetag vom 8. Juni 1964. Da ist von einem 
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Investitionsbedarf in Gemeinden und Landkreisen 
in Höhe von 97 Milliarden DM die Rede. 

(Zurufe von der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Schmidt [Wuppertal]: Das haben wir längst 

schon ausgerechnet!) 

— Äußern Sie sich bitte in der weiteren Debatte 
darüber, welche Punkte in diesem Investitionspro-
gramm auf die Dauer, d, h. in einer längeren Zeit-
dauer nicht haltbar sind oder gestrichen werden 
könnten. 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Dresbach: Herr Möller, 
darf ich mir eine Bemerkung erlauben?) 

— Bitte sehr. 

Dr. Dr. h. c. Dresbach (CDU/CSU) : Herr Möller, 
glauben Sie mir folgendes — ich bin selber mal 
Vorsteher eines solchen kommunalen Spitzenver-
bandes gewesen —, glauben Sie mir wirklich: es 
ist nicht alles Gottes Wort, was dort verlangt wird. 

(Heiterkeit. — Zuruf von der SPD: Das 
war eine tolle Bemerkung!) 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E.  h. Möller (SPD) : Meine 
Damen und Herren, wer wollte an den reichen 
Schatz von Erfahrungen rühren, die Herr Kollege 
Dresbach in früheren glücklichen Jahren gesammelt 
hat! 

(Heiterkeit.) 

Aber darum handelt es sich nicht. Es handelt sich 
um die jetzige Situation und die Aufgaben, die wir 
in dieser Zeit, 

(Beifall bei der SPD) 

in der Zeit der technischen Revolution haben. Und 
nehmen Sie es mir nicht übel, Herr Kollege Dres-
bach, wenn ich sage: Hätte die Bundesregierung ein 
klares Konzept hinsichtlich der Dringlichkeit und 
der besseren Finanzierung der Gemeinschaftsauf-
gaben von Bund, Ländern und Gemeinden, dann 
wäre sie vermutlich auch in der Frage der Einkom-
mensteuersenkung anders verfahren. Mit der Still-
legung von Mitteln im Zentralbankensystem hätte 
sie sich die Möglichkeit geschaffen, in einer kon-
junkturell günstigen Lage Beträge zur Finanzierung 
der Gemeinschaftsaufgaben heranzuziehen und da-
mit wirklich im Sinne der im Anhang zum Nachtrag 
propagierten antizyklischen Finanzpolitik tätig zu 
werden. Das hat ganz sicher nichts zu tun mit den 
zur Entscheidung stehenden Novellierungen der Ein-
kommensteuer, bei denen für uns nur die Steuerge-
rechtigkeit Ausgangspunkt und Zielsetzung bleibt. 

Bei der Untersuchung der öffentlichen Ausgaben 
wird offenbar, daß sich die Bundesregierung ihrer 
Argumentation selber nicht sicher ist. Sie gibt näm-
lich merkwürdigerweise an dieser Stelle — worauf 
ich schon hingewiesen habe — Wachstumsraten für 
das reale Bruttosozialprodukt für 1965 bekannt. Wir 
müssen daraus entnehmen, daß die Bundesregierung 
sehr wohl über eine Vorausschätzung der volks-
wirtschaftlichen Aggregate verfügt. Unter den Zif-
fern IV C und D sind die der Öffentlichkeit bereits 
hinreichend geläufigen Maßnahmen zur Umkehrung 
des bisherigen Kapitalimports in einen Kapitalex

-

port wiederholt worden. Sie haben zwar die Be-
dingungen für eine Kreditaufnahme im Inland ver-
schlechtert, können aber doch bei der gegebenen 
Konstellation stark steigender Gewinne — davon 
hat bei einer anderen Gelegenheit auch der Herr 
Bundeskanzler gesprochen — und sich gegenüber 
1963 beschleunigender Steuergänge — das zeigt die 
Statistik — nichts oder jedenfalls nichts Meßbares 
zu einer Minderung der güterwirtschaftlichen Span-
nungen beitragen. Das festzuhalten, war mir ein 
Bedürfnis. 

Am Ende der konjunkturpolitischen Weisheit 
steht der übliche Appell, den wir auch heute gehört 
haben, an die Tarifparteien — heute haben wir ihn 
nur halbiert gehört, nur an den einen Teil der Tarif-
parteien —, sich bei Lohnerhöhungen und Arbeits-
zeitverkürzungen im Rahmen der Produktivitäts-
zunahme zu halten. Auch für diesen Teil des Doku-
ments hat die deutsche Öffentlichkeit ihr Urteil be-
reits gesprochen: Die Tarifparteien haben im ganzen 
Jahr 1963 maßgehalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Steht ja drin im 
Nachtrag!) 

Sie tun es auch heute noch und hoffen — trotz der 
wirklich nicht sehr ermutigenden Erfahrungen im 
vorigen Jahr — nach wie vor, daß von dem zur Ver-
fügung stehenden konjunkturpolitischen Instru-
mentarium Gebrauch gemacht wird. Auch hierum 
handelt es sich bei unserer heutigen Debatte. 

Mit dem Hinweis am Schluß des Nachtrags, daß 
die Begrenzung des Lohnanstiegs auf den voraus-
sichtlichen Produktivitätszuwachs weiterhin als Leit-
linie gelten soll, wird wieder einseitig der Eindruck 
in der Öffentlichkeit erweckt, als ob die Preisstabili-
tät in erster Linie eine Frage der Lohnpolitik sei, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch!) 

die ihrerseits ihre Grenze in der Arbeitsproduktivi-
tät finden müsse. Verbunden damit wird der Hin-
weis auf die Empfehlung des EWG-Ministerrats vom 
14. April 1964, Ziffer 8, hinsichtlich der soweit wie 
möglich anzustrebenden Parallelität zwischen der 
Expansion des nominalen Einkommens pro Kopf 
der Erwerbstätigen und dem prozentualen Wachs-
tum der nationalen Produktion pro Kopf der Er-
werbstätigen. 

Ich möchte hier auf den feinen, aber doch erheb-
lichen Unterschied aufmerksam machen zwischen 
der Formulierung des EWG-Ministerrats, der in dem 
erwähnten Zusammenhang von Einkommenspolitik 
spricht und das Einkommen aller Erwerbstätigen im 
Auge hat, und der Formulierung der Bundesregie-
rung, die sehr bewußt auf Preis-, Lohn- und Arbeits-
zeitpolitik einschwenkt. 

Löhne und Gehälter — nicht Einkommen aller Er-
werbstätigen — werden dem Primat der Vorrangig-
keit der Preispolitik unterstellt. Als ob es hier eine 
Unterstellung geben könnte; es gibt nach unserer 
Auffassung nur eine Gleichrangigkeit. Ich möchte 
nicht näher auf die Binsenweisheit der Wirtschafts-
wissenschaft eingehen, daß die Arbeitsproduktivität 
der Gesamtwirtschaft, etwa gemessen am Brutto-
inlandsprodukt je Erwerbstätigen, ein im hohen 
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Grade unechter Durchschnitt sei — zum Beispiel 
sind Branchenabweichungen recht groß — und daß 
ferner der Strukturfaktor der Produktivität recht 
problematisch sei. 

Die Bundesregierung hingegen erhebt diese glo-
balen Aussagen zur Leitlinie. Für bestimmte, in 
Konfliktsituationen zutreffende lohnpolitische Ent-
scheidungen bedeuten solche Globalaussagen über-
haupt nichts. Das haben wir wiederholt feststellen 
müssen. Sie dienen praktisch einzig und allein einer 
ganz bestimmten öffentlichen Polemik von Bundes-
regierung und Koalition, welche bezweckt, Ursache 
und Wirkung tatsächlichen Versagens zu überdek-
ken.  

Können die eben angesprochenen Gruppen noch 
zu Recht hoffen? Gibt es ernsthafte Anzeichen da-
für, daß Regierung und Mehrheitsfraktionen mit uns 
Sozialdemokraten die deutsche Volkswirtschaft von 
einem Kurs abbringen oder herunterbringen wollen, 
der, wenn ich das nur ganz vorsichtig formuliere, 
ein Inflationskurs sein könnte, und in ruhigere 
Fahrwasser steuern wollen? 

Der Nachtrag gehört ganz gewiß nicht zu diesen 
Anzeichen. Das beschämende Zerwürfnis zwischen 
der Regierung und ihren Abgeordneten im Außen-
handelsausschuß über die Zollsenkungsvorlage habe 
ich ja schon erwähnt. Eine wirksame Konjunktur-
politik, die uns vor den immer noch nicht abge-
schlossenen Inflationsstößen im übrigen Westeuropa 
bewahrt, muß anders aussehen als die des Nach-
trags, die der Seelenmassage und die des Zurück-
weichens selbst vor der kleinsten Interessenten-
gruppe. 

Die Sozialdemokratische Partei hat ihr Konjunk-
turprogramm vor der Veröffentlichung des Nach-
trags bekanntgegeben, und zwei Anträge mit gesetz-
geberischen Konsequenzen liegen diesem Hohen 
Hause bereits vor. Sie werden noch im Laufe des 
heutigen Tages von Kollegen meiner Fraktion be-
gründet. 

Lassen Sie mich zum Abschluß meiner Stellung-
nahme aber auch noch aus dem vorhin erwähnten 
Brief der Gemeinschaft zum Schutz der deutschen 
Sparer vom 19. Juni d. J. einen Absatz zitieren, des-
sen Inhalt den Dreh- und Angelpunkt für die Beur-
teilung der heutigen Situation darstellt. Eine solche 
Zusammenfassung von Verbänden, wie sie in der 
Gemeinschaft zum Schutz der deutschen Sparer vor-
handen ist, macht folgende Aussage: 

Dieser von den inflatorisch wirkenden Ausfuhr-
überschüssen angeheizte Konjunkturaufschwung 
kann auf die Dauer weder durch die Zurückhal-
tung der  öffentlichen Haushalte noch durch 
Maßhalten der Sozialpartner genügend ge-
bremst werden. Es ist zwar aus vielen Gründen 
wünschenswert, in beiden Bereichen zu einem 
auf die gesamtwirtschaftlichen Belange Rück-
sicht nehmenden Verhalten zu kommen. 

Und nun der entscheidende Satz: 

Solange jedoch die außenwirtschaftlichen Quel

-

len einer solchen Übernachfrage nicht verstopft 
werden, besteht die Gefahr, daß die inflatori

-

schen Kräfte stärker als alle guten Vorsätze 
und Appelle sind. 

Ich möchte noch einmal betonen, daß wir dem 
Hohen Hause Vorschläge unterbreitet haben, die 
Instrumente für ein richtiges konjunkturpolitisches 
Verhalten in dieser und einer späteren Lage sein 
können. Die Novelle zum Umsatzsteuergesetz ent-
hält beispielsweise eine Ermächtigung an die Bun-
desregierung. Mit diesem Vorgehen, der Bundes-
regierung ein solches Ermächtigungsgesetz zu ge-
ben, ist von uns ein gewaltiger Schritt getan. Bei 
einer weiteren Behandlung der Vorlage interessiert 
uns sehr, ob auch die Koalitionsparteien den Mut 
haben, der Bundesregierung ein solches Ermächti-
gungsgesetz zu geben, von dem sie ja nur nach 
ihren Erkenntnissen Gebrauch machen muß. 

(Abg. Dr. Schmidt [Wuppertal] : Wir haben 
nicht den Mut, etwas Falsches zu tun!) 

— Dann bin ich ja beruhigt. Dann werden Sie unse-
ren Vorschlägen zustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber genau diese Vorschläge und Instrumente 
würde eine sozialdemokratische Bundesregierung 
gern von ihrer späterer Opposition erhalten; 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

nur daß sie darauf nicht warten müßte, sondern den 
Mut hätte, im richtigen Augenblick auch das Rich-
tige zu tun. Wir — und die deutsche Öffentlichkeit 
— sind nicht in  der Lage, uns die gegenwärtige und 
nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiet zu bemer-
kende Lethargie der Regierung stillschweigend an-
zusehen, sie also zu verchweigen und dadurch zu 
decken. Die Fachwelt und die Experten in den Bun-
desministerien stimmen sicher mit weiten Teilen 
der deutschen Öffentlichkeit und der Sozialdemo-
kratie in dem einen Punkt überein: Es muß jetzt 
gehandelt werden, um Stabilität und weiteren Auf-
stieg zu sichern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Treffend überschreibt die angesehene „Neue Zür-
cher Zeitung" — die ja von einem Mitglied des 
Hohen Hauses, das jetzt nicht mehr auf der Regie-
rungsbank sitzt, zu Recht besonders aufmerksam 
gelesen wird — vom 7. Juni 1964, Nr. 155, ihren 
Eindruck über die konjunktur- und stabilitätspoli-
tische Ratlosigkeit und Resignation in Westdeutsch-
land mit der Überschrift: „Die deutsche Stabilisie-
rungspolitik in einer Sackgasse". 

(Abg. Dr. Dr. h. c. Dresbach: Herr Möl

-

ler, gestatten Sie mir eine Frage? Es 
kommt — —) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? — Das Fragezeichen muß ich 
hören. 

Dr. Dr. h. c. Dresbach (CDU/CSU) : Es ist be-
stimmt nichts Böses dabei. Gestatten Sie  mir  nur 
vielleicht, in einem gewissen Gegensatz zu meinem 
Freund Schmidt zu sagen, — — 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu fragen! 

Dr. Dr. h. c. Dresbach (CDU/CSU) : Verzeihen 
Sie, „Gestatten Sie" habe ich gesagt. 

(Große Heiterkeit.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Kollege 
Dresbach, die Form „Gestatten Sie" kann in der 
deutschen Sprache e benso gut einen Ausrufesatz wie 
einen Fragesatz einleiten. 

Dr. Dr. h. c. Dresbach (CDU/CSU) : Wollen Sie 
mir die Freude abnehmen, zu sagen, daß ich mich 
gefreut habe, weil die SPD der Bundesregierung eine 
Ermächtigung erteilen will? Bisher war eis  so — 
jedenfalls im „Steuerausschuß" —, daß bei dem 
Wort „Ermächtigung" sich bei Ihnen und bei Ihrem 
Freund Seuffert alle verfassungsrechtlichen Haare 
gesträubt haben. 

(Heiterkeit.) 

Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Kol-
lege Dresbach, es kommt 'immer darauf ,an, zu was 
man ermächtigt. Ich könnte hinzufügen: Bei uns be-
steht sogar und leider die Beruhigung, daß die 
Bundesregierung von dieser Ermächtigung über-
haupt nicht Gebrauch macht. Insoweit sind also diese 
Gefahren nicht vorhanden, die uns schrecken könn-
ten. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Zum Schluß! Die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion erklärt: Es  fehlt der Bundesregierung und 
mindestens einflußreichen Teilen ihrer Koalition an 
der Erkenntnis, daß eindeutige und ausreichende 
Entscheidungen auf dem Gebiet ,der gesamten Wirt-
schafts- und Finanzpolitik notwendig sind. Die Un-
terlassung derartiger Entscheidungen hat zu einer 
Boomsituation geführt, die sich nicht mehr selbst-
tätig korrigiert oder dadurch, daß man weiter auf 
das Verhalten der  EWG-Partner ,oder der  Sozial-
partner wartet. Diese Vorstellung eines selbsttätigen 
Konjunkturmechanismus entstammt einer Vergan-
genheit mit harmonisierten Marktregulierungen, die 
heute weder in ,der Wirtschaftspraxis Europas noch 
in ,der wirtschaftswissenschaftlichen Theorie eine 
Rechtfertigung finden. Das Schweizer Urteil „Sack-
gasse" ist für die fehlende realistische Vorstellung 
und mangelnde Handlungsbereitschaft der heute und 
hier Regierenden zutreffend. Wir können dieses 
Urteil nur dick unterstreichen. 

(Lebhafter Beifall bei der .SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Starke.  

Dr. Starke (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In dieser Konjunktur-
debatte, die wir heute führen, habe ich die Ehre, 
für die Freien Demokraten zu erklären, daß wir 
die Stabilitätssicherungsbemühungen der Bundes-
regierung mit allen uns zu Gebote stehenden 
Kräften unterstützen werden. 

Eine Politik der Geldwerterhaltung ist nach un- 
serer Auffassung nicht nur vereinbar mit einer 
Politik der Vollbeschäftigung, sondern sie ist deren 
Voraussetzung und zugleich auch die Voraussetzung 
für ein stetiges Wachstum der Wirtschaft, für reale 
Einkommenssteigerungen, für eine Eigentumsbil-
dung in breiten Schichten und für eine echte soziale 
Sicherung. Für uns ist deshalb die Erhaltung 
des Geldwertes und des Wertes der Ersparnisse ein 
Ziel, das in der Situation unseres Volkes nach zwei 
Inflationen allen anderen Zielen vorangestellt wer-
den muß. Wir begrüßen und unterstützen jede 
konjunkturpolitische Maßnahme der Bundesregie-
rung, die der Erreichung dieses Zieles dient. Wir 
werden auf dem Gebiete der Währungs- und Noten-
bankpolitik, der Wirtschaftspolitik, der Haushalts-
und Finanzpolitik jede solche Maßnahme unter-
stützen. 

Wir begrüßen die heutige Debatte vor allem auch 
deshalb, weil unser Haus nicht sehr viele solcher 
Konjunkturdebatten führt. Es ist vielleicht am Platze, 
darauf hinzuweisen, daß das Thema, über das wir 
uns heute hier unterhalten, die Konjunkturpolitik, 
ein außerordentlich wichtiges Thema ist und daß von 
dem, was aus dieser Debatte nun an Maßnahmen 
und Wirkungen hervorgeht, in den nächsten Mona-
ten sehr viel für unser Volk abhängen wird. Es wird 
insbesondere darauf ankommen, daß wir uns selbst 
in diesem Hohen Hause und der Bevölkerung vor 
Augen führen, daß Konjunkturpolitik nicht etwas ist, 

 was um der Wirtschaft willen oder um ihrer selbst 
willen betrieben wird. Konjunkturpolitik dient 
eben der Stabilität in allen wirtschafts- und sozial-
politischen Bereichen. Sie dient schlechthin der 
Stabilität des Geldwertes. Es geht vor allem — und 
das ist unser Anliegen — bei unserer Debatte heute 
um die Grundlage unserer freiheitlichen Wirtschafts-
und Gesellschaftsordnung, zu der sich ja alle drei 
Parteien in diesem Hohen Hause bekennen. Wir 
sollten beim Durchdenken dieser Probleme bei allen 
Kontroversen über die anzuwendenden Mittel und 
dergleichen nicht übersehen, daß diese gemeinsame 
Grundlage für alle drei Parteien des Hauses gegeben 
ist. 

Wenn wir uns nun der Lage, die wir vorfinden, 
zuwenden, so möchte ich das Wort des Herrn Kolle-
gen Möller von der „Sackgasse" noch einmal auf-
greifen. Ich lese die „Neue Zürcher Zeitung" sehr 
aufmerksam. Es ist natürlich nicht ganz so, Herr 
Kollege Möller, daß diese Sackgasse nach der An-
sicht dieser Zeitung nur darin besteht, daß die 
Bundesregierung etwas falsch macht. Sie haben 
sicherlich sehr genau gelesen, daß auch einer gan-
zen Reihe von anderen Institutionen, Parteien, 
Bevölkerungsteilen usw. dabei recht deutlich vor 
Augen geführt wird, daß gerade auch durch ihr 
Verhalten diese Sackgasse entstanden ist. 

Zur konjunkturpolitischen Situation stelle ich zu-
nächst einmal in Übereinstimmung mit Ihnen, Herr 
Kollege Möller, fest, daß der Wirtschaftsbericht der 
Bundesregierung überholt ist und wir deshalb einen 
Nachtrag haben, zu dem ich jetzt nicht Stellung neh-
men will, weil das der Kollege Dr. Aschoff heute 
nachmittag tun wird. Aber lassen Sie mich kurz zu- 
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rückblicken, damit wir ganz klar sehen, wo wir 
heute stehen. In der Situation 1961/62 hatten wir 
nach gewaltigen Kostensteigerungen, und zwar 
gegenüber der europäischen Umwelt und den Ver-
einigten Staaten, eine bedrohliche Lage, weil die 
Lohnentwicklung weit über die Produktivität hin-
ausgegangen war und die Preise sowohl beim Er-
zeuger wie für den Verbraucher stiegen. Es ging 
damals um die Erhaltung des Geldwertes im Innern 
und um die Erhaltung unserer internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit. Damals haben wir die Haushalts-
und Finanzpolitik in den Dienst der Preisstabilisie-
rung gestellt. Wir sollten dafür dankbar sein, daß 
diese Konjunkturpolitik damals eingeleitet und bis 
heute durchgehalten worden ist. Die Konjunktur-
politik, die wir betrieben haben, ist auch nicht ohne 
Erfolg geblieben; denn Löhne und Preise haben sich 
im Laufe des Jahres 1963 beruhigt. Wir sollten das 
nicht übersehen, wenn man für heute die richtigen 
Maßnahmen sucht. 

Ganz besonders wichtig — und das wird eine 
Rolle spielen bei den Ausführungen, die Fraktions-
kollegen von mir heute nachmittag machen werden 
— ist aber, daß im Jahre 1963 der Anteil der pri-
vaten Haushalte an der laufenden Ersparnis — also 
die Vermögensbildung — 37% betrug; das ist mehr 
denn je vorher. 1960 bis 1962 lag er bei 27 bis 32 %. 
Der absolute Betrag dieser Vermögensbildung lag 
mit 22,9 Milliarden DM um 20% höher als im Vor-
jahr. Vor allem muß man beachten, daß die Spar-
quote der privaten Haushalte, d. h. der Anteil der 
Ersparnis am verfügbaren Einkommen, mit 9,6% 
den bisher höchsten Stand erreicht hat. Dieser Ver-
trauensbeweis des deutschen Sparers darf uns nicht 
Anlaß geben, auf erworbenen Lorbeeren auszu-
ruhen. Wir müssen uns vielmehr doppelt bemühen, 
das Vertrauen des Sparers in die D-Mark nicht zu 
enttäuschen. Auf diesem Vertrauen beruht unsere 
bisherige Stabilität. Das sollten wir nicht verges-
sen. In einem Teil unserer Nachbarländer ist mit 
dem Vertrauen auch die Stabilität zunehmend ge-
schwunden. Mir lag daran, das ganz eindeutig her-
auszustellen. 

Heute stehen wir vor einer neuen Situation. Un-
sere Sorgen sind gegenüber 1961/62 andere gewor-
den, aber sie sind nicht kleiner. 

Denken wir an die europäischen Verhältnisse. 
Wir sollten uns dabei den Satz vor Augen führen, 
den der Vizepräsident der Europäischen Kommis-
sion, Marjolin, mit aller Deutlichkeit geprägt hat. 
Er hat gesagt: 

Die Inflationstendenzen in einigen Mitglied-
staaten der EWG beginnen auf die anderen 
Mitgliedstaaten überzugreifen. Die Stabilität in 
der EWG, 

— so drückte er sich im Europäischen Parlament 
aus — 

deren Zahlungsbilanz und derren Wettbewerbs-
fähigkeit sind bedroht. 

Ich glaube, daß man diese Sätze hier gar nicht deut

-

lich genug zum Ausdruck bringen kann. Der Bun

-

desregierung, dem Bundestag, den Ländern und dem 

Bundesrat, ja uns überhaupt in Deutschland erwächst 
aus dieser neuen Situation eine doppelte Aufgabe, 
vor der wir nicht kapitulieren dürfen. Wenn wir 
1960/61 die Stabilität unserer Wirtschaft und un-
serer Währung im Innern und gegenüber weltweit 
gegebenen Tendenzen verteidigt haben, so erwächst 
die Gefahr heute besonders aus dem engeren Be-
reich der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. Ich 
möchte hier noch einmal das festlegen, was ich schon 
am 10. April in einer Rede vor den öffentlich-recht-
lichen Kreditinstituten erklärt habe: man muß sich 
klar vor Augen halten, daß die Geldentwertung kein 
Ordnungselement für das innere Gefüge eines Staa-
tes ist. Ich schließe mich da einem Satz des Herrn 
Bundeskanzlers an. Sie ist aber auch keineswegs 
ein Integrationselement in einer werdenden Ge-
meinschaft, wie es die EWG darstellt. Ihre Wirkun-
gen sind unausweichlich desintegrierend. Der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft — und das müs-
sen wir vor allem sehen — werden jetzt echte poli-
tische Entscheidungen abverlangt. Unsere Hinweise, 
daß diese echten politischen Entscheidungen eine 
Notwendigkeit für die weiteren Fortschritte in der 
Bildung der Gemeinschaft sind, erweisen sich damit 
als richtig. 

In dieser ernsten Bewährungsprobe, vor der die 
Gemeinschaft steht, können — und das ist sehr wich-
tig — Gedanken über eine spätere Währungseinheit 
und über ein späteres föderales Notenbanksystem 
zur Lösung der aktuellen Aufgabe ebensowenig un-
mittelbar beitragen wie ein überspitzter Institutio-
nalismus, dem man in Brüssel allzugern huldigt. All 
das kann eine einheitliche politische Willensbildung, 
auf die es jetzt in der Gemeinschaft ankommt, nicht 
ersetzen. Diese ist vielmehr umgekehrt auf dem Ge-
biet der Finanz- und Haushaltspolitik, auf dem Ge-
biet der Wirtschafts- und Konjunkturpolitik und auf 
dem Gebiet der Lohn- und Sozialpolitik Vorausset-
zung für engere Integrationsformen auf dem Wäh-
rungsgebiet. Bisher — das möchte ich mit aller Deut-
lichkeit feststellen — haben die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft trotz inter-
national fixierter Wechselkurse eine Wirtschafts-
und Finanzpolitik betrieben, die fast ausschließlich 
nationalen Zielsetzungen diente und wenig oder 
gar keine Rücksicht auf die gemeinsame Aufgabe 
nahm, die Gemeinschaft zu gestalten. 

Das Problem der „importierten Inflation", entstan-
den durch ein forciertes Wachstum und damit zu-
sammenhängende Nachfrageaufblähung in anderen 
Ländern, mag weltüber oder wie auch immer gelöst 
werden. Man bemüht sich zur Zeit darum. In der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit ihren 
offenen Grenzen — offen für Menschen, Waren, Lei-
stungen, Geld und Kapital — muß diese Gefahr mit-
samt der sich daraus ergebenden Geldentwertung 
überwunden werden, wenn wir die Gemeinschaft 
nicht in Frage stellen, sondern sie sogar zur Wirt-
schaftsunion ausbauen wollen. 

Für uns kann es ausschließlich eine gemeinschaft-
liche Rückkehr zur Stabilität geben. Jeder andere 
Weg wäre für uns ungangbar nach dem politischen 
Zusammenbruch, in unserer Lage am Eisernen Vor-
hang und nach der unerträglichen Depossedierung 
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breitester Schichten unserer Bevölkerung durch zwei 
Inflationen wie durch Vertreibung und Flucht. Ein 
Denken in dynamischen Renten, ein Indexdenken für 
Löhne und öffentliche Dienste, eine Flucht in Grund-
stücke als Sachwerte, Geldwertklauseln wie in fran-
zösischen Anleihebedingungen hülfen nicht. Wir 
könnten uns die soziale Unrast, die in einer Reihe 
von Nachbarländern urn uns herrscht, nicht leisten. 
Wir würden mit einer solchen Geldentwertung die 
Voraussetzungen für eine erfolgreiche weitere Poli-
tik bei uns gefährden. Es darf hier kein Kompromiß 
geben. 

Die Bundesregierung hat mit Recht in Brüssel ge-
drängt. Konjunkturpolitik steht unter Zeitdruck. 
Immerhin müssen wir nun abwarten, wie die Part-
ner in der Gemeinschaft auf die Empfehlungen des 
Ministerrats reagieren. Den sichtlichen Bemühungen 
unserer Partner — ich möchte das einmal ausdrück-
lich hervorheben —, vor allem den Bemühungen 
Frankreichs, zollen wir hohe Anerkennung. Wir 
sollten zu jeder Unterstützung bereit sein. Konjunk-
turpolitik im Stadium starker Geldentwertung greift 
noch viel tiefer in die allgemeine Staatspolitik 
ein, als wir es in den letzten Jahren kennengelernt 
haben. Dieser Einsicht müssen wir uns beugen. 

Unterdessen, während sich diese Entwicklung in 
Europa vollzieht, haben wir, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, im eigenen Haus keine Zeit zu 
verlieren. Auch bei uns beginnt ein neues Kapitel 
der Konjunkturpolitik. Die deutsche Wirtschafts-
politik — darüber kann kein Zweifel sein — ist vor 
Herausforderungen gestellt, die wir bewältigen müs-
sen. Damit kommen wir, wie gewöhnlich — mein 
Kollege Aschoff wird dazu heute nachmittag aus-
führlich Stellung nehmen —, zu dem sogenannten 
konkunkturpolitischen Instrumentarium. Lassen Sie 
mich dazu nur einen Satz sagen. 

Wenn wir die Dinge prüfen, dann werden wir 
feststellen, daß schon die heutige Rechtslage mehr 
wirksame Steuerungsmöglichkeiten im Sinne der 
Konjunkturpolitik enthält oder wenigstens zuläßt, 
als man gemeinhin glaubt und jedenfalls bisher ge-
nutzt hat. Allerdings setzt die Handhabung dieser 
Steuerungsmöglichkeiten schwerwiegende und häu-
fig mindestens zeitweilig unpopulär erscheinende 
politische Entscheidungen voraus. Hier liegt ein 
Problem der Konjunkturpolitik, dem man instituti-
onell und rechtlich nicht beikommen kann. 

Ich möchte ausdrücklich hervorheben, daß neben 
dem Sachverständigengremium, das wir begrüßen, 
dem Gedanken einer Plattform für ein dauerndes 
Gespräch zwischen Regierung und Verwaltung, Wis-
senschaft und Sozialpartnern und anderen Gruppen 
der Bevölkerung mehr Bedeutung beigemessen wer-
den sollte als bisher, ohne daß deshalb dem deut-
schen Perfektionismus unbedingt ein Institutionali-
sieren bis in paritätisch besetzte Unterstufen hinein 
erlaubt sein sollte. Ich möchte hinzufügen, daß ein 
solche Gespräch gerade auch über die vorgesehenen 
Gutachten und Berichte des Sachverständigengremi-
ums, insbesondere im Laufe der Zeit, durchaus da-
zu beitragen könnte, starre Frontstellungen der Ver-
gangenheit aufzulockern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es lag 
mir daran, darauf einmal hinzuweisen. Zu dem kon-
junkturpolitischen Instrumentarium im einzelnen 
wird ja heute nachmittag gesprochen werden. Las-
sen Sie mich aber noch einmal ganz kurz auf unsere 
Situation eingehen. 

Wir sprechen von einem Nachfrageüberhang, der 
die Möglichkeiten unserer Wirtschaft zu überfor-
dern droht. Es genügt, wenn wir uns vor Augen 
halten, daß dieser Nachfrageüberhang aus allen Be-
reichen kommt, sowohl aus dem Ausland wie von 
der öffentlichen Hand wie auch von der Wirtschaft, 
am wenigsten noch — gerade im Jahre 1963 — aus 
den privaten Haushaltungen. Denn diese haben 
durch ihr Verhalten im Jahre 1963 zur Beruhigung 
beigetragen. Das ist besonders wichtig, wenn man 
an das Anliegen der Bundesregierung denkt, das 
Gesetz über die Steuersenkungen durchzubringen. 
Wir vertrauen im Hinblick auf das Verhalten des 
Sparers im vergangenen Jahr darauf, daß auch in 
den Jahren 1964 und 1965 das gleiche Verhalten an 
den Tag gelegt werden wird, selbst wenn es in den 
Nachbarländern zum Teil anders verlaufen mag. 

Ich möchte an dieser Stelle folgendes sagen. Wir 
sehen drei große Aufgaben vor uns, die gleich wich-
tig und unlösbar miteinander verknüpft sind. Hier, 
Herr Kollege Möller, komme ich noch einmal auf die 
Gemeinschaftsaufgaben und die öffentlichen Auf-
gaben zurück. Die drei Aufgaben sind erstens die 
Erfüllung der öffentlichen Aufgaben, zweitens die 
Sicherung eines gleichmäßigen Wachstums der Wirt-
schaft und drittens die soziale Sicherung und die Bil-
dung privaten Eigentums in möglichst breiten Schich-
ten der Bevölkerung. Es nützt uns gar nichts, heute 
über die schwierige Finanzierung öffentlicher Auf-
gaben und morgen über die mangelnde Eigentums-
bildung zu klagen. Es kommt vielmehr darauf an, 
daß wir diese Aufgaben in ihrer inneren Abhän-
gigkeit voneinander als Ganzes sehen und sie ge-
meinsam lösen. Nur dann werden wir Wohlstand 
und Freiheit auf die Dauer bewahren. 

Wenn wir diese Aufgaben gegeneinander abwä-
gen, dann kommen wir bei sorgfältiger Berücksich-
tigung aller sozialen und eigentumspolitischen Ge-
sichtspunkte zu dem Ergebnis, daß man den erfreu-
lichen Vermögensbildungsprozeß in den privaten 
Haushaltungen nicht stören, sondern fördern sollte. 
Für uns ist deshalb die angekündigte Steuersenkung 
— ich sagte es schon — konjunkturpolitisch wichtig. 
Wir vertrauen darauf, daß auch 1964 und 1965 der 
größte Teil des Einkommenszuwachses gespart wird. 

Die Nachfrage der privaten Wirtschaft sollten wir 
nicht ohne Not beschränken. Immer noch stehen 
Produktion und Produktivität am Anfang allen Wirt-
schaftens. Sie verbürgen letzten Endes unsere inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit. Wer anders als sie 
sollte die Grundlage unserer künftigen Lebenshal-
tung abgeben? 

Wir Freien Demokraten haben eine sehr hohe 
Achtung vor den Gemeinschaftsaufgaben der öffent-
lichen Hand, insbesondere auch den Aufgaben der 
Länder und der Gemeinden. Wir verweisen nur auf 
unsere Vorstellungen und Vorschläge zur Kultur-
und Bildungspolitik. Aber wir wehren uns ange- 
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sichts unserer hohen Steuerbelastung, mit der wir 
an der Spitze der westlichen Welt stehen, gegen 
jede weitere Steuererhöhung. 1963 standen einem 
Bruttosozialprodukt von 376 Milliarden DM Aus-
gaben der öffentlichen Hand in Höhe von 151 Mil-
liarden DM gegenüber. Diese Ausgaben waren ge-
genüber 1962 um 9%, das Bruttosozialprodukt nur 
um 6 % gestiegen, in konstanten Preisen, also real, 
überhaupt nur um 3,2%. Diese Beträge und ihr Ver-
hältnis zum Bruttosozialprodukt reichen nach unse-
rer Auffassung aus, um alle Ausgaben der öffent-
lichen Hand Schritt für Schritt und Jahr für Jahr zu 
erfüllen. Grundsätzlich soll sich die Erhöhung der 
öffentlichen Ausgaben mindestens im Rahmen der 
Steigerung des Sozialprodukts halten. Wir wissen, 
wie sehr sich der Finanzminister gerade dieser 
Frage annimmt. 

Dabei müssen wir natürlich feststellen — dieses 
Wort sei mir erlaubt, und zwar von Europa her 
gesehen, weil ich nun einmal dem Europäischen 
Parlament angehöre —, daß das Ausmaß 'der  Koordi-
nierung der Haushalts - und Finanzpolitik innerhalb 
der Bundesrepublik in genau umgekehrtem Verhält-
nis zu den Forderungen steht, die wir selbst bezüg-
lich der gleichen Koordinierung innerhalb der EWG 
in Brüssel stellen. Sollten in Zukunft statt einer 
Empfehlung in Brüssel einmal verbindliche konjunk-
turpolitische Richtlinien beschlossen wenden, wie wir 
es sogar 'gefordert hatten und was der Vertrag vor-
sieht, so stünden wir vor einem großen Dilemma. 
Sollte hier nicht von der Bundesregierung ein neuer 
Versuch unternommen werden, eine Art konjunk-
turpolitischer Notstandsklausel zu schaffen, die  im 
Wege eines Einigungsverfahrens angerufen werden 
könnte, wie wir es auf finanzpolitischem Gebiet 
kennen? Sollte sich unser föderalistischer Staatsauf-
bau nicht auch gegenüber dieser lebenswichtigen 
Frage besser bewähren, wenn man sich gerade im 
Interesse der Millionenschicht der Staatsbürger und 
des Wertes ihrer Ersparnisse 'einigte? Wer wollte 
glauben, daß bei einem solchen Einigungsverfahren 
etwa die  Aufgaben der Länder und  der  Gemeinden 
zurücktreten müßten? Für die  Freien Demokraten 
habe ich zur Genüge gerade auf die kulturpolitischen 
Forderungen hingewiesen. 

Es wäre am  Platze, an dieser Stelle nun auf eine 
Fülle von Fragen einzugehen. Ich versage es  mir, 
weil das ja heute nachmittag behandelt wenden soll. 

Ich möchte auch zu der  Zollverordnung nicht Stel-
lung nehmen, sondern nur kurz folgendes sagen: 
Diese Zollverordnung, mit der auf die EWG be-
schränkt Zollsenkungen vorgenommen werden sol-
len oder, besser gesagt, vorgezogen werden sollen, 
müssen 'wir natürlich heute — und das erklärt vieles 
— anders ansehen als etwa in den 50er Jahren, als 
wir mit Zollsenkungen gearbeitet haben. Und zwar 
deshalb, weil sich die Kostenlage der  Wirtschaft in 

 der Bundesrepublik seit dieser Zeit gegenüber den 
anderen Ländern doch beinahe umgekehrt 'hat.  Lagen 
wir damals noch recht weit unten in unseren Kosten 
gegenüber vergleichbaren Ländern, so stehen wir 
heute recht weit oben und, wie Sie wissen, zu einem 
erheblichen Teil an  der Spitze. Die Schwierigkeit 
besteht bei dieser Zollsenkung darin, daß man einem 

kleinen Teil der Wirtschaft die echten Lasten auf-
lädt, während bei einem anderen, dem erheblich 
größeren Teil der  Wirtschaft diese Zollsenkung 
kaum zur Wirkung kommt. Daraus ergeben sich na-
türlich nicht unerhebliche Gefahren für diesen klei-
nen Teil der Wirtschaft, von dem ich sprach, der da-
bei besonders belastet wird. Das wird sicherlich 
heute nachmittag alles im einzelnen besprochen 
werden. Ich bin glücklich darüber, daß es 'gelungen 
ist, eine Einigung bezüglich einer Ausnahmeliste zu 
finden, auf die es uns ganz besonders ankommt. 

Ich möchte auch keine Ausführungen machen über 
das Verhalten der Sozialpartner und über eine maß-
volle Lohnpolitik, die von besonderer Bedeutung 
gerade für den Herbst ist. Auch das wird heute 
nachmittag 'besprochen werden. Man sollte dabei 
auch, wie es der Herr Bundeskanzler schon getan 
hat, auf die Preise eingehen, die sich aus Wirtschafts-
bereichen ergeben, in denen eine so starke Ratio-
nalisierung nicht möglich ist und wo die Lohn-
erhöhungen häufig in die Preise durchschlagen. Denn 
das ist ein großes, u. a.  auch ein politisches Problem, 
und ich hoffe, 'daß man darauf heute nachmittag 
eingeht. Wir haben ja eine Denkschrift des  Gewerk-
schaftsbundes gerade zu diesen Preisen erhalten, 
und ich stehe nicht an, hier zu sagen, daß ich mit 
den Schlußfolgerungen dieser Denkschrift nicht über-
einstimme. Natürlich sind diese politischen Preise 
im Jahre 1963 gestiegen; aber sie sind gestiegen — 
ohne daß ich das hier im einzelnen 'behandeln will —, 
weil sie eben steigen mußten, wen man nicht in 

 vermehrtem Maße Subventionen zahlen wollte. Das 
wird sicherlich ein wichtiger Punkt sein, über den 
man sich unterhalten muß. 

Wenn ich das alles einmal im Zusammenhang be-
trachte, möchte ich sagen, daß es letztlich und vor 
allem — und darauf sollten wir in unserer heutigen 
Debatte eingehen — darauf ankommt, daß man der 
Übernachfrage, von der ich sprach, ein größeres 
Angebot gegenüberzustellen versucht. Wir sprachen 
darüber. Man kann diese Nachfrage auch künstlich 
zurückdrängen, mindestens eine Weile; aber echt 
kann man ihr nur zu Leibe rücken, wenn man an 
die Quellen der überstarken Geldversorgung geht 
und sie, soweit nötig, verstopft. Von der güterwirt-
schaftlichen Seite allein werden wir die Probleme, 
vor denen wir jetzt stehen, nicht lösen können. Ich 
möchte das mit aller Deutlichkeit sagen. 

Wenn wir uns mit diesen Fragen näher befassen, 
können wir einmal auf die Empfehlungen des Mini-
sterrats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
Bezug nehmen, die über die Geld- und Kreditpolitik 
etwas aussagen. Wir können uns aber auch auf eine 
Äußerung des Nationalen Kreditrates in Frankreich, 
die ich wiederum der „Neuen Zürcher Zeitung" ent-
nommen habe, beziehen, wo man, wie ich sagte, mit 
außerordentlichem Ernst um die Probleme der 'dor-
tigen Preisentwicklung, der inflationären Entwick-
lung ringt. Es heißt dort mit Recht, daß die Entwick-
lung der Kredite und des Geldumlaufs ständig 
streng überwacht werden muß und daß neben der 
strengen Politik im Bereich der öffentlichen Finan-
zen vor allem die Mäßigung der Kreditausweitung 
die unerläßliche Voraussetzung für die Stabilisie- 
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rung der Preise und die Erhöhung der Realeinkom-
men ist. 

Ich habe hier mit allem Bedacht einmal diese 
französische Stimme des Nationalen Kreditrates 
erwähnt, um zu zeigen, daß diese Probleme in den 
Nachbarländern im Vordergrund stehen. Wenn bei 
uns die Probleme der Notenbank und die Probleme 
der Anwendung der Instrumente der Notenbank 
behandelt werden, so hören wir — das wissen wir 
alle — immer wieder das gleiche. 

Es heißt dann, daß eine im Innern geübte Diszi-
plan wirkungslos bleibe, wenn eine inflationistische 
Politik im Ausland geführt werde. Sie werden es 
mir nicht übelnehmen, wenn ich an dieser Stelle 
einmal sage: ich wehre mich gegen das Wort „wir-
kungslos". Ich gebe zu, daß die ausländischen Ein-
flüsse da sind; wer wollte sie leugnen? Aber man 
darf nicht von der Wirkungslosigkeit innerer Diszi-
plin sprechen. 

Man spricht weiter darüber, daß über die stei-
gende Nachfrage aus dem Ausland und über die 
Geld- und Kapitalbewegungen nun die Inflation ins 
Inland importiert wird. Weiterhin haben Sie dann 
in der Gegenüberstellung: Konvertibilität der Wäh-
rung, Freiheit des Geld- und Kapitalverkehrs und 
feste Wechselkurse, immer wieder die Überlegun-
gen zu hören: es gibt keine autonome Geld- und 
Kreditpolitik mehr; die Instrumente der Notenbank 
greifen nicht, weder die Mindestreserven noch die 
Zins- und Diskontpolitik. Je mehr Disziplin durch 
Mittel im Inland erreicht wird, um so größer wird —

I so heißt es  dann — das fundamentale Ungleichge-
wicht der Zahlungsbilanz. Nur — so sagt man — 
eine internationale Koordinierung, eine Harmoni-
sierung der staatlichen Wirtschafts- und Finanzpoli-
tiken könne zum Ziele führen. 

Ich glaube, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, man darf sich nicht der Tatsache verschließen, 
daß wir hier am Kernpunkt der ganzen Erörterun-
gen stehen. Ich möchte bewußt einmal die Frage 
stellen: Sollen wir vor dieser Entwicklung kapitu-
lieren? Ich beantworte diese Frage mit einem klaren 
Nein; wir dürfen es nicht tun. Eine Marktwirtschaft 
mit ihrem freien Spiel braucht einen Rahmen in 
einer Wettbewerbsordnung, und sie braucht ebenso 
einen Rahmen in einer straffen Finanzpolitik. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
richtig!) 

 
Eine straffe Finanzordnung muß vor allem die Quel-
len der Geldschöpfung kontrollieren. Bei uns sind 
diese Quellen — wie wir alle wissen — gegeben 
durch den Liquiditätszufluß aus dem Ausland, über 
die Devisenerlöse aus den Außenhandelsüberschüs-
sen und aus dem Kapitalimport. 

Wir haben im Jahre 1960 in einer Situation ge-
standen — ich greife heute bewußt diese Fragen als 
Kern meiner Ausführungen auf —, die vielleicht in 
diesem Punkt noch ernster war als heute. Im Jahre 
1960 hat die Notenbank mit allem Ernst ihre kon-
junkturpolitischen Instrumente angesetzt, und sie 
hat — wir sollten das nie übersehen — nachgege-
ben. Es ist nicht unsere Aufgabe, zu untersuchen, 

wie es im einzelnen damals gelaufen ist. Wir müs-
sen nur feststellen, daß die damaligen kreditpoliti-
schen Maßnahmen der Notenbank, mit denen sie 
versuchte, der Lage Herr zu werden, daran geschei-
tert sind, daß aus dem Ausland Geld ins Inland floß, 
und zwar aus den verschiedensten Quellen, und 
daß Geld zurückgerufen wurde. Diese Zuflüsse und 
Rückströme waren die Grundlage für eine damals 
enorme Kreditausweitung. 

Die Notenbank hat dann das Steuer herumgewor-
fen und, meine sehr verehrten Damen und Herren 
— das darf ich Ihnen allen noch einmal ins Gedächt-
nis rufen —, wir landeten bei der Aufwertung. Das 
war die Folge dieser Schwenkung der Notenbank. 
Sie wissen, daß dieses Kapitel in einem neu aufge-
legten Buch von  einem namhaften Professor aus 
Erlangen, der sich mit diesen Fragen sehr befaßt 
hat, die Überschrift trägt: „Das große Versagen der 
Notenbank-Politik" ; nicht der Notenbank, sondern 
„Das große Versagen der Notenbank-Politik". Wir 
müssen das deutlich sehen, um zu wissen, worum es 
jetzt geht. Es kommt jetzt für uns nämlich darauf 
an, daß wir diesen Schock von 1960 überwinden, 
daß wir loskommen von dem Glauben, wonach sol-
che autonomen kreditpolitischen Maßnahmen un-
möglich und wirkungslos seien. 

Noch viel mehr sollten wir uns von dem Gedan-
ken frei machen, daß wir hier weltanschauliche 
Grundsatzdebatten führen müßten, die um das Wort 
„Dirigismus" und dergleichen kreisen. Für uns 
kommt es darauf an, daß wir pragmatisch vorgehen 
und daß wir eine gute Politik machen, die für die 
nächsten Monate entscheidend sein wird. 

Wenn wir untersuchen, wie die Dinge denn nun 
stehen, so müssen wir verhindern, daß ein uner-
wünschter Liquiditätszuschuß aus dem Ausland 
kommt. Auf der anderen Seite ist uns allen gemein-
sam, daß wir den mühsam aufgebauten und unse-
ren Lebensstandard tragenden Export nicht gefähr-
den. Eine Anpassung auf der anderen Seite an die 
Preisentwicklung in den Inflationsländern lehnen 
wir ab; sie kommt nicht in Frage. 

Dann stehen wir — und bewußt fasse ich dieses 
heiße Eisen an — vor der Frage der Aufwertung. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr 
Bundeskanzler hat ja dazu noch einmal eine Erklä-
rung abgegeben. Ich möchte Ihnen sagen, wir sind 
heute in einer sehr glücklichen Lage für eine Dis-
kussion, weil wir uns nicht mehr darüber zu unter-
halten brauchen, ob die Aufwertung 1961 richtig 
oder falsch war. Und zwar deshalb, weil die Situa-
tion heute eine andere ist. Auch die, die damals für 
eine Aufwertung waren und sie für richtig hielten, 
sprechen sich heute gegen die Aufwertung aus. Wir 
wissen alle, daß das vor allem daran liegt, daß wir 
heute nicht mehr ein Ungleichgewicht über den At-
lantik hinweg haben, sondern daß wir seit 1959 eine 
Entwicklung in den Vereinigten Staaten haben, die 
schon in Europa und der EWG Sorgen bereitet, 
nämlich eine Stabilität, wie wir sie nicht mehr zu 
verzeichnen haben. Das ist die Veränderung der 
Situation. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
heißt nun folgendes: Unsere Kostensituation ist 
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wohl gegenüber einigen im Augenblick im Infla-
tionsstadium befindlichen Nachbarländern vielleicht 
eine günstige, bestimmt aber nicht anderen großen 
Welthandelsnationen gegenüber. Eine Aufwertung 
muß generell wirken. Herr Kollege Möller, übrigens 
auch die Veränderung der Umsatzausgleichsteuer 
und der Exportrückvergütung wirkt immer generell, 
man kann sie nicht nach Ländern abstufen. Insofern 
ist dieses Bedenken — und es liegt mir sehr viel 
daran, das zu betonen — gegen die Vorschläge so-
wohl der Veränderung der Umsatzsteuer an der 
Grenze wie der Veränderung der Aufwertung ge-
geben. 

Ich möchte Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, darauf hinweisen, daß man von einer Auf-
wertung bei einem fundamentalen Ungleichgewicht 
spricht, und das ist bei uns nicht gegeben. Wenn 
ich einmal die Kapitalseite weglasse, so bleibe ich 
bei der Außenhandelsbilanz. Die Außenhandels-
bilanz weist 1963 einen sehr hohen Überschuß auf. 
Aber wir sehen doch immer mehr, in welch gro-
ßem Ausmaß sowohl die unentgeltlichen Leistungen 
wie die Dienstleistungen in ein Minus gerutscht 
sind, so daß ein erheblicher Teil des Überschusses 
der Handelsbilanz dadurch schon aufgezehrt wird. 
Das ist bedeutungsvoll, weil wir uns nunmehr sehr 
stark der Situation der Schweiz nähern, bei der ja 
bekanntlich infolge einer passiven Handelsbilanz 
— also noch weitergehend als bei uns — die ganze 
innere Schwierigkeit überhaupt nur noch aus den 
Kapitalbewegungen stammt. Ich bitte das zu beach-
ten, weil es ein außerordentlich wichtiger Punkt ist 
für die Vergleichbarkeit mit den Schweizer Maßnah-
men. 

Wir haben unterdessen vor allem aber gelernt, 
daß eine Aufwertung, ob sie nun nach der Auffas-
sung jemandes geglückt ist oder nicht geglückt ist, 
auf alle Fälle sowohl vorher, wenn man darüber 
spricht — wir haben es in den letzten Tagen erlebt 
—, wie auch nachher die Spekulation anreizt. Wei-
ter haben wir gelernt, daß wir weiten Bereichen der 
Wirtschaft schaden; ich erwähne nur einmal die 
Werften, um es ganz deutlich zu machen. Wir wis-
sen aber auch darüber hinaus, daß die Aufwertung 
das Ringen um die innere Disziplin nicht überflüssig 
macht. Ich habe mir 1961 einmal in einer Rede un-
mittelbar nach der Aufwertung zu sagen erlaubt, 
man solle nicht glauben, daß die Aufwertung die 
Disziplin im Innern ersetze, sie könnten nur gemein-
sam Hand in Hand gehen. 

Nun kommt aber das Entscheidende. Was uns alle 
bedrückt, und ich glaube, auch diejenigen, die der 
Aufwertung damals zugestimmt haben, ist doch, daß 
die internationale Gesamtsituation durch die Auf-
wertung, nicht erleichtert wird, es sei denn, daß die 
anderen Staaten in Zukunft die gleiche Disziplin 
üben. Und das haben sie eben nicht getan, weshalb 
ich hier zunächst einmal mit dieser kurzen Begrün-
dung den Satz deutlich aussprechen möchte: Aufwer-
tung und ähnliche Maßnahmen gehören an das Ende 
von Harmonisierungsbestrebungen und nicht an den 
Anfang! Das ist ein wichtiger Punkt, den wir beson-
ders im Auge behalten sollten. Es ist eine besondere 
Vorsicht am Platze, wenn man über die Aufwertung 

spricht oder sie andeutet oder anklingen läßt. Es gibt 
dafür einen modernen Ausdruck, den ich gar nicht so 
gerne höre: Es gebe auch Maßnahmen, die man ohne 
das Parlament durchführen könne. Dazu möchte ich 
doch sagen: Wem ist es denn ein Geheimnis geblie-
ben, daß die Wirtschaft sich vor einer Aufwertung 
und den damit verbundenen Verlusten schützen 
muß? Das tut sie, indem sie sich im Ausland verschul-
det. Sie müssen sich darüber klar sein, daß das in den 
letzten 14 Tagen reichlich der Fall gewesen ist. Diese 
Verschuldung im Ausland führt uns gerade das zu, 
was wir nicht wollen, nämlich Devisen und Liquidi-
tät. Ich habe das bewußt auch hier einmal gesagt, 
weil es ja sehr, sehr schwierig ist, in diesen Debat-
ten um unsere Konjunkturpolitik etwas zu sagen, 
ohne daß man damit gleich Folgen heraufbeschwört, 
die uns allen nicht angenehm sind. 

Hatten wir bisher die Diskussion um die Auf-
wertung, so ist in den letzten Wochen — der Herr 
Bundeskanzler hat es gleichfalls erwähnt — vor 
allen Dingen die Diskussion um Begriffe wie „schlei-
chende Aufwertung" aufgekommen. „Schleichende 
Aufwertung" ist gewissermaßen eine Aufwertung 
in kleinen Dosen. Andere Begriffe sind „Bandbreite 
der Wechselkurse" und schließlich „flexible Wech-
selkurse". Ich glaube, man sollte das nicht im ein-
zelnen untersuchen; denn wenn Sie es auf den Kern 
untersuchen — was uns hier zu weit führen 
würde —, landen Sie immer wieder bei den Pro-
blemen, die ich auch zur Aufwertung genannt habe. 

Nur dem Problem der flexiblen Wechselkurse 
möchte ich einige Worte widmen, weil es so sehr im 
Vordergrund steht. Man sollte jetzt nicht sagen, so 
etwas sei abzulehnen. Das hat auch der Herr Bun-
deskanzler nicht getan. Ich wiederhole hier meinen 
Satz: Flexible Wechselkurse können sinnvoll wie 
eine Aufwertung oder Abwertung in anderen Län-
dern immer nur am Ende von Bemühungen um eine 
gemeinsame Stabilisierung stehen. Damit ist für uns 
die Frage schon dahin beantwortet, daß flexible 
Wechselkurse und die Bemühungen darum uns rein 
zeitlich aus unseren Nöten, die uns auf den Nägeln 
brennen, nicht helfen können. Wir müssen zunächst 
einmal mit dem Internationalen Währungsfonds ver-
handeln, wir müssen in der EWG verhandeln. 

Das weitere Problem, das damit zusammenhängt 
und uns bekannt ist, ist die Frage des Exports. Wir 
exportieren nicht nur Dinge, die morgen bezahlt 
sind, sondern wir exportieren auch Güter und Aus-
rüstungen, die in Jahren erst bezahlt werden. Dann 
ist die große Frage der Sicherung der Firmen gegen 
solche flexiblen Wechselkurse gegeben. 

Aber ich glaube, das ist noch nicht einmal alles; 
denn das wesentliche Moment, das mir — nur für 
mich persönlich sage ich es hier einmal — die flexib-
len Wechselkurse als nicht geeignet erscheinen läßt, 
ist ein anderes. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, die Wechselkurse wurden dann, wenn sie 
flexibel sind, nicht nur durch die Leistungsbilanz, 
sondern auch durch die Kapitalbewegungen bewegt. 
Sie müssen dann nämlich, wenn Sie die Wechsel-
kurse flexibel gemacht haben, genau das suchen, 
was wir jetzt gemeinsam suchen: eine Abwehr ge-
gen die Schwierigkeiten aus Kapital- und Geld- 
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strömen. Damit ist uns überhaupt nicht geholfen. Ich 
habe mich bemüht, einmal den Kern der Fragen 
herauszuschälen, weil es gerade angesichts der vie-
len, vielen Aufsätze und Worte, die man darüber 
liest und hört, immer nur auf diesen Kern ankommt. 

Nun noch ein letztes, das ich in Gesprächen mit 
sehr maßgeblichen Leuten auf diesem Gebiet heraus-
zukristallisieren versucht habe. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wer wollte denn übersehen, 
daß flexible Wechselkurse ein handelspolitisches In-
strument werden könnten und wahrscheinlich wür-
den, welches weit mehr den freien internationalen 
Handel stören könnte als Zölle und alle anderen 
Maßnahmen? Durch die Beeinflussung der Wechsel-
kurse über die Notenbanken, die ja nicht überall so 
unabhängig vom Staat sind wie bei uns, könnte man 
nämlich handelspolitische Situationen schaffen, die 
für den einen Staat sehr günstig, für den anderen 
Staat extrem ungünstig sind. Ich sage Ihnen offen 
— um einmal das Wort zu benutzen, das jemand vor 
kurzem öffentlich geschrieben hat —: Mir erscheint 
es höchst zweifelhaft, ob das Kursprestige der eige-
nen Währung pädagogisch genügend wirksam sein 
würde, um die Staaten zu der Disziplin zu bringen, 
zu der sie bisher nicht gebracht worden sind. 

Ich bin tatsächlich der Meinung, daß mit  der 
Lösung der Wechselkurse, beinahe möchte ich sagen, 
das Letzte an Bindung genommen wind, was noch 
für eine disziplinierte Haltung —über die Welt hin 
— in den Staaten gegeben ist. So möchte ich denn 
sagen: aus institutionellen wie aus Gründen der 
Praktikablität können solche Maßnahmen nicht am 
Anfang, sondern nur am Ende von internationalen 
Bemühungen stehen. 

Ich belege das mit einem Satz, den ich ebenfalls 
in .der öffentlichen Diskussion gelesen habe — der 
eine oder andere wird ihn kennen —: es wird näm-
lich von Anhängern flexibler Wechselkurse selber 
gesagt, daß ,diese freien Wechselkurse um so we-
niger schwanken werden, je mehr national und 
international Disziplin geübt wird. Das ist gerade 
das, was ich meinte. 

Ich möchte mich auf einen Mann stützen, der eine 
international bekannte Auffassung zu diesen Dingen 
vertritt. Das ist der Präsident der Notenbank von 
Österreich, Herr Kauritz. Herr Kamitz bringt die 
Frage flexibler Wechselkurse nach der „Zürcher 
Zeitung " — Herr Möller, wir beziehen unsere Weis-
heit sehr viel daraus — wie folgt: 

Durch eine solche intensive internationale Ko-
operation wird es möglich sein, das Entstehen 
hoher Zahlungsbilanzüberschüsse oder -defizite 
auf ein erträgliches Maß zu reduzieren. 

Und dann heißt es: 

Die Beseitigung des verbleibenden Ungleich-
gewichts könnte durch eine gewisse Elastizität 
der Wechselkurse, wenn auch nur in abgegrenz-
tem Rahmen, erfolgen. 

Sie sehen also, daß auch hier diese Frage so 'ange-
sehen wird, wie ich es tue. 

Ich möchte hervorheben, daß wir die Maßnahmen 
der Notenbank zur Abwehr zeitweilig unerwünsch

-

ter  Liquidität aus dem Ausland begrüßen. Aber un-
geachtet dessen, daß man diese Maßnahmen treffen 
muß, müssen wir das Vertrauen, das das Ausland 
uns entgegenbringt, mit ,allem Nachdruck schützen 
und schonen. Die  Schweiz kann ,uns darin ein Vor-
bild sein, wie bei 'gewichtigen Maßnahmen, die sie 
getroffen hat, trotzdem das Vertrauen des Auslandes 
nicht aus idem Auge verloren wurde. 

Die Forcierung des Geldexports, über die wir so 
viel lesen, !beinhaltet nichts für die Lösung unseres 
Problems. Es ist ein Window-dressing,  wie man 
es nennt; ,es ist nur ein besseres Ausgestalten der 
Bilanz. 

Die Frage des Kapitalexports ist ebenfalls heute 
angeschnitten worden. Der Kapitalexport sollte 
sicherlich gefördert werden. Aber ich möchte an 

 dieser Stelle nur einen Satz sagen: Devisenvorräte 
sind nicht mit Kapitalreichtum gleichzusetzen. Das 
sollten wir nicht übersehen. Was glauben Sie denn, 
in welchem Ausmaß wir langfristig Kapitalexport 
betreiben können? Das wird zu diesem Problem 
immer nur ein wenig beitragen können. Es ist sicher 
nicht der Weisheit letzter Schluß — das ist kein 
Vorwurf, das ist nur eine Feststellung der Situ-
ation —, wenn wir in Deutschland, in der Bundes-
republik  am  laufenden Band Geld exportieren zu 
2 oder 3 %, wenn wir Kapital exportieren zu 3 oder 
4 %, und wenn wir wiederum in so großem Umfang 
aus dem Ausland Kapital .zu ,6 % aufnehmen. Man 
muß auch das einmal deutlich sehen und erneut 
überprüfen. 

Ich komme damit 'zu der Kapitalertragsteuer, die 
angekündigt worden ist und die unser Parlament 
heute 'kurz behandeln, im übrigen dann im Oktober 
beraten wird. Hier spielt die Schonung des Ver-
trauens des Auslandes eine sehr erhebliche Rolle. 
Es wird bei der Beratung, wie wir wissen, sehr viel 
technische und Abgrenzungsschwierigkeiten geben. 
Aber über all dem möchte ich deutlich zum Aus-
druck 'bringen, daß man die wirkungsvolle Ent-
lastung, die unser Land allein durch die Ankündi-
gung der Steuer erfahren hat, nicht 'übersehen darf. 
Das zu sagen, ist man, glaube ich, denjenigen, die 
diese Ankündigung ausgesprochen haben, schuldig, 
wenn  man  auch sicherlich bescheiden hinzufügen 
kann: eine gewisse, größere Geschicklichkeit bei der 
Bekanntgarbe der Maßnahmen hätte uns vielleicht 
alles ein wenig erleichtert. Aber wir bewegen uns 
sozusagen in Neuland. 

Lassen Sie mich hier einschalten, was ich vorhin 
schon einmal gesagt habe; es ist für den Schluß mei-
ner Ausführungen von Bedeutung. Die Situation bei 
uns wird bei aller Unterschiedlichkeit in den ent-
scheidenden Problemen, mit denen wir zu ringen 
haben, immer ähnlicher derjenigen der Schweiz. Das 
ist für uns natürlich nicht ohne Belang. Auch dort 
ist eine Aufwertung nicht am Platz, weil die Gefahr 
einer schweren Beeinträchtigung des  Exports  gege-
ben wäre, der in der Schweiz eine vielleicht noch 
größere Rolle als bei uns spielt. Aber auch bei uns 
kommt beinahe schon wie in der Schweiz — ich er-
wähnte es vorhin schon einmal — die Auslands-
liquidität über die Geld- und Kapitalimporte ins 
Land, denn wir verbrauchen die Überschüsse der 
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Handelsbilanz weitgehend für die Defizite in der 
Dienstleistung und in der Bilanz der unentgeltlichen 
Leistungen. In beiden Ländern kommt es also darauf 
an, daß die aus dem Ausland zugeführte Liquidi-
tät nicht zur Grundlage einer übermäßigen Kredit-
expansion wird. Das ist das Problem, vor dem wir 
gemeinsam stehen. Sie wissen, daß die Schweiz in 
den letzten Monaten zur Bewältigung dieser Pro-
bleme eine Reihe von Maßnahmen ergriffen hat, die 
wir gar nicht intensiv genug studieren können. In 
beiden Ländern ist eine enge, wirkungsvolle und 
intensive Zusammenarbeit zwischen Notenbank und 
Geschäftsbanken erforderlich. Ich darf hier  die  Er-
wartung aussprechen, daß unsere Notenbank diesen 
Weg gehen wird. 

(Abg. Etzel: Kleineres Land!) 

— Die Schweiz ist sicherlich kleiner. Aber Frankfurt 
ist auch ein großer Bankenplatz; dort ist ja alles 
vereint. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht nur in 
Frankfurt!) 

— Ich stimme Ihnen ganz zu. — In der Schweiz hat 
man nun durch ein besonderes Gesetz eine Mög-
lichkeit geschaffen, die wir genau betrachten müs-
sen. Man hat dort die Möglichkeit geschaffen, daß 
freiwillige Vereinbarungen zwischen Notenbank 
und Banken durch den Bundesrat — das ist, was bei 
uns die Bundesregierung ist — für allgemein ver-
bindlich erklärt werden können. Die Schweiz hat 
diese Maßnahme als unerläßlich für die Fortsetzung 
einer Stabilitätspolitik angesehen. 

Ich brauche es diesem Hohen Haus nicht zu sagen: 
In fast allen Punkten, in denen sich die Schweiz 
diese Vollmachten geschaffen hat, brauchen wir sie 
nicht zu schaffen, weil sie in unserem Außenwirt-
schaftsgesetz enthalten sind. Ich darf mich damit be-
gnügen, diesen Satz hier deutlich auszusprechen. 
Wir sollten diese Fragen sehr genau überprüfen, 
ohne daß wir heute hier auf Einzelheiten eingehen. 
Diese Vollmachten sind ja nicht dazu da, daß man 
sie anwendet, bevor es notwendig ist. Wir müssen 
uns nur in  Erinnerung rufen, daß sie gegeben sind 
und daß sie ein wirkungsvoller Hintergrund für eine 
Geld- und Kreditpolitik sein können, wie wir sie bei 
uns in der Bundesrepublik zur Bewältigung der Pro-
bleme, die anstehen, unbedingt brauchen. Man 
sollte hier nicht von Dirigismus sprechen. Allzu oft 
steht hinter diesem Wort auch ein Interesse. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Wir sind der Meinung, daß eine autonome mone-
täre Steuerung ein wesentliches und unverzicht-
bares Element unserer Marktwirtschaft und unserer 
freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
ist. Diese Ordnung verteidigen wir z. B. gegenüber 
anderen Ordnungen im Osten durch Kontingente 
im Handelsverkehr, und das tun wir nicht, weil wir 
sie lieben, sondern um uns vor den Gefahren, die 
aus diesen anderen Systemen auf uns zukommen, 
nach Möglichkeit zu schützen. Ich bitte Sie, die von 
mir erwähnten Vollmachten einmal unter dem Ge-
sichtspunkt zu sehen, daß sie uns vor Gefahren 
schützen sollen, die nun einmal unausweichlich im 
Augenblick aus ausländischen Entwicklungen auf 

uns zukommen. Die Vollmachten sollen uns einen 
Spielraum für eine autonome Politik geben, mit der 
wir der inneren Stabilität dienen wollen. 

Manchmal, so möchte ich eigentlich sagen, drehen 
wir uns in unseren Betrachtungen ein wenig im 
Kreis. Wenn ich Ihnen nun einmal zwei Gedanken-
gänge vor Augen führe, werden Sie mir recht geben. 
Man sollte das alles einmal genau überdenken. Sie 
hören z. B.: hereinströmendes Auslandskapital 
bringt unerwünschte Liquidität. Auf der anderen 
Seite sagt man uns: ohne dieses hereinströmende 
Auslandskapital haben wir nicht ausreichend Kapi-
tal, um all das, einschließlich der Wünsche der 
öffentlichen Hand, zu bewältigen, was wir bewälti-
gen wollen. Zur gleichen Zeit empfehlen wir einen 
Kapitalexport! Ich darf Sie darauf aufmerksam 
machen, daß alle, die sich mit diesen Fragen be-
fassen, die Sätze, die zu verschiedenen Zeitpunkten 
und an verschiedenen Orten gesprochen werden, 
einmal untereinander stellen sollten; um sie mit-
einander zu vergleichen. 

Wir sollten bei unserer im Augenblick überfor-
derten Wirtschaft mit einer gewissen Ruhe ansehen, 
was etwa passiert, wenn es uns gelänge, zu einer 
gewissen Stabilität im Inneren zu kommen. Es kann 
ja keine Rede davon sein, daß jeder freie Raum, 
der hier entstünde, sofort für einen verstärkten 
Export benutzt werden könnte. Ich darf auf eines 
hinweisen. Von einem Teil unserer Wirtschaft meint 
man im allgemeinen — ich wage es kaum mehr zu 
sagen —, daß er doch recht überfordert sei, wie die 
Bauwirtschaft. Sie wird ganz sicherlich nicht in den 
Export gehen, wenn der eine oder andere große 
Auftrag nun eben erst im nächsten Jahr kommen 
sollte. 

Ich komme zum Letzten. Es gibt auch — selbst 
diese Stimmen melden sich schon wieder — keinen 
Konflikt zwischen einer solchen Konjunkturpolitik 
der Stabilität und einer Wachstumspolitik. Wer 
überlegt, was es heißt, jetzt Forderungen nach stär-
kerem Wachstum zu stellen, wo in den letzten Jah-
ren der reale Anstieg unseres Sozialproduktes wie-
derholt nur noch halb so groß war wie der nomi-
nelle Anstieg — d. h. daß die Hälfte des glorreichen 
Anstieges aus Preissteigerungen bestand —, der 
wird sich wahrscheinlich weiteren Überforderungen 
aus einem noch hektischeren Wirtschaftswachstum 
verschließen. 

Frankreich — ich darf das zu meiner Freude noch 
einmal sagen, und wir sollten das alle sehr sorg-
fältig beobachten — kämpft im Augenblick einen 
heroischen Kampf, von der öffentlichen Hand bis in 
alle Bereiche hinein. Wir sollten gerade nach dem, 
was wir bisher dort sahen, das sehr sorgfältig beob-
achten, damit es nicht in einigen Jahren einmal 
heißt, Deutschland müsse sich auf einer Reihe von 
Gebieten der Politik einmal ansehen, wie wirkungs-
voll in Frankreich die Dinge gestaltet würden. Das 
sollte man ruhig ins Auge fassen. 

(Zuruf von der SPD: Planification!) 

Ich komme nun zu einem weiteren Punkt in 
Ergänzung dieses Vorbringens. Ich habe vorhin ein-
mal davon gesprochen, daß wir in den zurückliegen- 
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den Jahren weltüber mit Schwierigkeiten zu tun 
hatten. Ich betone, daß diese Schwierigkeiten im 
Augenblick nur gegenüber unseren europäischen 
Nachbarländern bestehen. Wir haben keinen Anlaß, 
davor so schnell zu kapitulieren, daß wir etwa mei-
nen, mit einer eigenständigen Politik von unserer 
Seite könne man dem nicht begegnen. Ich bin der 
Auffassung, daß wir uns mit einer wirksamen Geld-
und Kreditpolitik, die nach den Erkenntnissen der 
Notenbank zur richtigen Zeit und im Einvernehmen 
mit der Bundesregierung eingesetzt wird, eine Posi-
tion schaffen können, die eine bessere Verhand-
lungsposition in den Bemühungen um Stabilität 
international und weltüber darstellt; denn dann 
würde deutlich erkannt, daß wir nicht gewillt sind, 
von uns aus wiederum Maßnahmen zu treffen, die 
es den anderen Ländern erlauben, ohne eigene Maß-
nahmen den bisherigen Weg der Instabilität weiter-
zugehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn 
man mir sagt — und auch das ist bereits gesagt 
worden —, daß ein solcher Weg notwendig zur Auf-
wertung führen müsse, dann antworte ich: Nein, das 
ist nicht richtig! Dieser Weg führt uns vielmehr zu 
einer besseren Verhandlungsposition, wie ich sagte, 
und am Ende des Bemühens um die Stabilisierung 
in der EWG, die ja kommen muß, wenn die Integra-
tion nicht Schiffbruch leiden soll, an einem solchen 
Ende der Verhandlungen, die eine Stabilisierung 
herbeigeführt haben werden, stehe ich nicht an zu 
sagen, daß dann eine Entzerrung verzerrter Kurs-
relationen möglich ist. Dabei bleibt völlig offen, 
ob das eine deutsche Aufwertung oder etwa eine 
Abwertung anderer Länder sein müßte. 

Wir sollten deutliche Erklärungen abgeben. Es 
kann für uns keine Anpassung an die Preisentwick-
lungen inflatorischer Länder geben. Es kann für uns 
in dieser Situaton keine Aufwertung geben, wohl 
aber eine sichere monetäre Steuerung der  Nach-
frage durch die Notenbank im Einvernehmen mit 
der Bundesregierung, die im notwendigen Umfang 
zum Nutzen des Ganzen nach außen abgeschirmt 
werden muß, bis die Bemühungen der Bundesregie-
rung, die sie gemeinsam mit anderen Ländern glei-
cher Zielsetzung anstellen sollte — und gemeinsam 
liegt hier in ihren Belangen und Interessen mit uns 
die Schweiz —, zu einem Erfolg geführt haben, zu 
einer besseren internationalen Harmonisierung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Dann, und erst dann 
entsteht, wie ich sagte, unter Umständen die Not-
wendigkeit, gewisse Kursrelationen zu entzerren. 

Ich komme zum Schluß. Wir haben eine freiheit-
liche Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Sie ba-
siert auf einer stabilen Währung. Mit der Vertei-
digung des Geldwerts verteidigen wir zugleich 
dieses freiheitliche System. Der Preis dieser Frei-
heit ist die Disziplin, die Disziplin des Staates und 
des Bürgers. Dabei muß der Staat unzweifelhaft die 
Richtpunkte setzen, nach denen sich wiederum diese 
Disziplin ausrichten soll. Ich glaube, wenn wir so 
vorangehen, ohne daß wir weltanschauliche Grund-
satzdebatten führen, sondern indem wir uns prag-
matisch das vorstellen, was getan werden muß, kön-
nen wir einen Weg gehen, auf dem wir nicht zu 

kapitulieren brauchen, auf dem wir — diese These 
stelle ich hier auf — mit unseren Maßnahmen nicht 
so wirkungslos zu bleiben brauchen, wie es heute 
manchmal dargestellt wird. 

Ich möchte für die Freien Demokraten noch ein-
mal sagen: Das war für uns der Sinn, der im großen 
heute die ganze Debatte durchziehen sollte, auch 
dort, wo sie nur Einzelgesetze und -verordnungen 
betrifft, die alle ein Stück beitragen sollen zu dem 
gemeinsamen Ziel der Verteidigung unserer Frei-
heit durch eine Aufrechterhaltung der Stabilität 
unserer Verhältnisse. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Wir treten in die 
Mittagspause ein. Wir werden die Verhandlungen 
mit Punkt 27 der Tagesordnung fortsetzen. An-
schließend wird die Konjunkturdebatte fortgesetzt; 
erster Redner ist dabei der Herr Bundesminister 
für Wirtschaft. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 12.50 Uhr 
bis 15.01 Uhr.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Ich rufe zunächst auf Punkt 27 der Tagesordnung: 

a) Erklärung des Bundestagspräsidenten 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betr. Ergänzung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages (Drucksache IV/2403). 

Meine Damen und Herren! Ich gebe dem Haus 
von folgendem Kenntnis: 

1. Nach § 2 Abs. 3 des Gesetzes über den Wehr-
beauftragten des Bundestages hat der Wehrbeauf-
tragte nach Schluß des Kalenderjahres einen schrift-
lichen Gesamtbericht zu erstellen. Der Bericht für 
das Jahr 1963 wurde unter dem 4. Juni 1964 abge-
schlossen, einige Tage danach mir vorgelegt und am 
12. Juni 1964 als Drucksache IV/2305 an die Mit-
glieder des Hauses verteilt. Da ich dem Jahres-
bericht des Wehrbeauftragten Bedeutung nicht nur 
für das Parlament beimesse, habe ich vor Druck-
legung angeordnet, daß 6600 Exemplare des Berichts 
der Bundeswehr zur Verfügung gestellt werden. 
Das ist geschehen. Am 15. Juni habe ich den Be-
richt nach § 76 Abs. 2 unserer Geschäftsordnung 
dem Ausschuß für Verteidigung überwiesen. 

2. Am gleichen Tage gab mir der Staatssekretär 
im Bundeskanzleramt Kenntnis von einem an ihn 
gerichteten Brief der Redaktion einer Illustrierten, 
in dem es hieß, daß ihr der Wehrbeauftragte — ich 
zitiere — „einen erstaunlichen Bericht zur Ver-
fügung gestellt habe". Der Wehrbeauftragte habe 
das der Illustrierten gegenüber wie folgt begründet 
— ich zitiere weiter —: „In diesen Tagen habe ich 
dem Parlament meinen Jahresbericht vorgelegt, 
aber ich habe nicht das Recht, zu diesem Bericht vor 
dem Parlament persönlich Stellung zu nehmen. Des- 
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halb wähle ich das Forum dieser Illustrierten." So 
weit Zitat aus jenem Schreiben. 

3. Ich habe den Wehrbeauftragten sofort von dem 
an mich gerichteten Schreiben des Staatssekretärs 
im Bundeskanzleramt in Kenntnis gesetzt und ihn 
um unverzügliche Stellungnahme gebeten. Am Tage 
darauf, also am 16. Juni, fand zwischen dem Wehr-
beauftragten und mir eine Besprechung statt. In die-
ser Besprechung legte der Wehrbeauftragte Wert 
auf die Feststellung, daß er 

1. in keiner Weise beabsichtigt habe, gegen 
das Parlament zu demonstrieren. Es sei des-
halb auch eine Mißdeutung, wenn seine Ver-
öffentlichungen als ein Protest dagegen be-
zeichnet würden, daß er vor dem Parlament 
nicht selbst das Wort ergreifen könne. 

2. Die Aufmachung seiner Gedanken, seiner 
Überzeugungen und Formulierungen in der 
Illustrierten befremde ihn selber. Sie könne 
auch eine Verfremdung der von ihm ge-
meinten Sache bedeuten, die er natürlich be-
dauern würde. 

3. Er würde nicht anstehen, sich in angemesse-
ner Form zu entschuldigen, wenn das für 
notwendig gehalten werde. 

4. Der Wehrbeauftragte ließ schließlich auch 
keinen Zweifel daran, daß er auch bereit 
sei, anderweitige persönliche Konsequenzen 
zu ziehen, wenn sich das als erforderlich er-
weisen sollte. 

5. Seine kritischen Betrachtungen seien im gan-
zen bereits im Satz. Sie würden in der näch-
sten Folge überhöht durch konstruktive Vor-
schläge. 

Soweit das Ergebnis der Besprechung vom 16. Juni. 

Ich erklärte in derselben Besprechung dem Wehr-
beauftragten, daß sein ungewöhnliches Vorgehen 
nach meiner .Überzeugung zum Gegenstand einer 
formellen und materiellen Überprüfung gemacht 
werden müsse. Die formelle Seite der Sache würde 
ich nach Abschluß seiner Veröffentlichungen, der 
Übung des Hauses entsprechend, zunächst zum Ge-
genstand eines Gesprächs im Ältestenrat machen. 
Die materielle Seite müsse nach meiner Überzeu-
gung von dem Verteidigungsausschuß geprüft wer-
den. Dabei müsse geklärt werden, ob seine nicht-
amtlichen Auslassungen in Übereinstimmung ge-
bracht werden könnten mit seinem amtlichen Bericht 
an das Parlament. 

Ich machte den Wehrbeauftragten weiter darauf 
aufmerksam, daß die Frage, ob er im Parlament zu 
seinem Bericht das Wort nehmen könne oder nicht, 
noch keineswegs entschieden sei, sondern daß nach 
einer Aussprache, die im Ältestenrat darüber statt-
gefunden habe, der rechtskundige Vizepräsident 
des Bundestages, Herr Dr. Dehler, ein Rechtsgut-
achten erstattet habe und daß nunmehr der Ge-
schäftsordnungsausschuß des Hauses mit der Frage 
befaßt sei. 

Ich erklärte weiter, daß eine Entscheidung in die-
ser Sache mit Sicherheit zu erwarten sei, e h e sein 
bei dem Verteidigungsausschuß liegender Bericht 

dem Plenum des Hauses zur Diskussion vorgelegt I 
werde. 

Um dem Wehrbeauftragten sodann die Möglich-
keit zu geben, sich selber schon vor der beginnenden 
Überprüfung seines Verhaltens dienstlich zu inter-
pretieren, wurde vereinbart, daß er sich zu folgen-
den Fragen schriftlich äußern solle: 

1. ob die inhaltlichen Aussagen seiner „Quick"-
Veröffentlichung beabsichtigt oder unbeabsichtigt 
über die Feststellungen des amtlichen Berichts an 
den Bundestag nicht nur hinausgehen, sondern die-
sen Feststellungen in. wichtigen Punkten auch zu-
widerlaufen, 

2. warum er sich über seine amtliche Möglichkeit 
hinaus in Fragen seines Amtes in einer Illustrierten 
geäußert habe. 

Unter dem 22. Juni hat der Wehrbeauftragte in 
einem an mich gerichteten Brief zu den beiden Fra-
gen wie folgt Stellung genommen: 

Ich bin der Auffassung, 

— so schreibt der Wehrbeauftragte — 

daß die Äußerungen in der Artikelserie im 
Sachgehalt nicht über die Feststellungen in mei-
nem Jahresbericht hinausgehen. In meinem Be-
richt an den Bundestag habe ich zum Ausdruck 
gebracht, daß die Diskussion um die Grundsätze 
der Inneren Führung mit einer Heftigkeit ge-
führt wird, wie dies bisher nicht der Fall war. 
Ich habe mich mit dem Bild des Soldaten, wie 
es den Gegnern der Inneren Führung vor-
schwebt, auseinandergesetzt und nachdrück-
licher als bisher meine Bedenken dagegen vor-
gebracht. Die gleichen Einwände gegen diese 
überholten Vorstellungen vom Soldaten habe 
ich,  dem Zweck der Veröffentlichung entspre-
chend, etwas schärfer auch in der Artikelserie 
erhoben. 

Wie ich festgestellt habe, ist vor allen Dingen 
meine Äußerung, in der Bundeswehr sei der 
Trend zum Staat im Staate unverkennbar, miß-
verstanden worden. Ich habe in meinem Ge-
spräch mit dem Herrn Bundesminister der Ver-
teidigung am 20. Juni 1964 ausdrücklich erklärt, 
daß diese Formulierung nicht dahin zu ver-
stehen sei, daß sich in der Bundeswehr ein 
Trend, auf der politischen Ebene vorzudringen, 
bemerkbar mache. Ich wollte meine Äußerung 
lediglich so verstanden wissen, daß sich in der 
Bundeswehr eine Gefahr zur gesellschaftlichen 
Selbstisolierung abzeichne. Keinesfalls habe ich 
daran gedacht, die Bundeswehr auch nur im ge-
ringsten mit dem Odium politischer Ambitionen 
zu belasten. Allerdings bin ich der Auffassung, 
daß eine gesellschaftliche Selbstisolierung den 
Grundsätzen der Inneren Führung widerspre-
chen würde. 

Auch aus meinem Jahresbericht läßt sich ent-
nehmen — worauf ich in der Artikelserie ein-
dringlich hingewiesen habe —, daß sich in der 
Bundeswehr ein Stil zu entwickeln drohe, der 
der Vergangenheit angehöre und daher vom 
Soldaten der Gegenwart strikt abgelehnt werde. 
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Ich habe mich bei der Veröffentlichung von dem 
Gedanken leiten lassen, die Grundtendenz mei-
nes Jahresberichts in eine Sprache zu bringen, 
die den mit den Problemen nicht näher vertrau-
ten Staatsbürgern ohne weiteres verständlich 
ist. 

Dies machte es erforderlich, daß hier und da 
schärfere, vielleicht auch einmal verallgemei-
nernde Akzente gesetzt worden sind, die aber 
meines Erachtens im Grundsätzlichen dem Ge-
halt meines Jahresberichts nicht widersprechen. 

Ich stehe nicht an, Ihnen, sehr geehrter Herr 
Bundestagspräsident, bei dieser Gelegenheit zu 
sagen, daß ich nach der sehr sachlich geführten 
Besprechung mit dem Herrn Bundesverteidi-
gungsminister am 20. Juni 1964 für den weite-
ren Verlauf der Diskussion gern auf Formulie-
rungen verzichtet hätte, die als überspitzt ange-
sehen werden können oder im einen oder an-
deren Falle gar als persönliche Angriffe ge-
wertet werden könnten. Meine Bemühungen, 
die zweite und dritte Artikelserie in dieser Hin-
sicht zu ändern, blieben aus technischen Grün-
den leider erfolglos. 

Das, meine Damen und Herren, ist der Brief des 
Herrn Wehrbeauftragten vom 22. Juni 1964 an den 
Bundestagspräsidenten. 

4. Von diesem Sachverhalt und dem Brief des 
Wehrbeauftragten habe ich den Vorsitzenden des 
Verteidigungsausschusses des Bundestages sogleich 
in Kenntnis gesetzt und ihn gebeten, seinen Aus-
schuß so rasch als möglich einzuberufen, damit er 
sich noch in dieser Woche wenigstens über die Me-
thode der Behandlung der Sache einigen könne. Der 
Verteidigungsausschuß ist heute früh zusammen-
getreten und hat beschlossen, mit der Beratung des 
Jahresberichts des Wehrbeauftragten zu beginnen, 
und den Wehrbeauftragten zu ersuchen, seine außer-
amtlichen Äußerungen zu begründen und entstan-
dene Mißverständnisse aufzuklären. 

5. Ich habe gestern mittag den Wehrbeauftragten 
erneut zu einer Besprechung empfangen. Dabei hat 
mich der Wehrbeauftragte gebeten, ihm sogleich 
Krankheitsurlaub zu gewähren, damit er sich einer 
im übrigen schon seit längerer Zeit vorgesehenen 
Untersuchung unterziehen könne. Der Herr Wehr-
beauftragte hat nicht verschwiegen, daß er bei dieser 
Gelegenheit auch hoffe, einige Distanz zu den Er-
eignissen zu gewinnen. Ich habe trotz der Notwen-
digkeit, die aufgeworfenen Fragen so rasch als mög-
lich einer Klärung zuzuführen, der Bitte des Wehr-
beauftragten entsprochen, weil sie ohne jeden Zwei-
fel sachlich berechtigt ist. Es wird sich vielleicht nicht 
vermeiden lassen, daß die Lösung der Aufgabe, mit 
der der Verteidigungsausschuß in diesem Falle be-
faßt ist, dadurch verzögert wird; aber ich konnte die 
Ablehnung des Krankheitsurlaubs des Wehrbeauf-
tragten dennoch nicht in Erwägung ziehen. 

6. Ich bin davon überzeugt, daß ich mich im Ein-
vernehmen mit dem ganzen Hause, befinde, wenn 
ich in diesem Zusammenhang sage, daß es nicht die 
Aufgabe des Präsidenten dieses Hauses ,sein kann, 
festzustellen, ob der  Wehrbeauftragte materiell rich 

tige oder unrichtige Feststellungen, sei es in seinem 
amtlichen Bericht, sei es in nichtamtlichen Ver-
öffentlichungen und Äußerungen, getroffen hat. 
Solche Feststellungen können sich unter Umständen 
als zwingend notwendig erweisen; aber  dann sind 
sie nicht vom Präsidenten dieses Hauses, sondern 
vom Hause selbst zu treffen. Sache des Verteidi-
gungsausschusses ist es, in seinem Bericht dafür die 
erforderlichen Unterlagen zu liefern. 

Der Präsident des  Hauses kann auch im vorliegen-
den Fall nur insofern ;in Erscheinung treten, als es 
ihm der  § 7 der Geschäftsordnung des Hauses zur 
Pflicht macht und ,soweit es seine Eigenschaft als 
Dienstvorgesetzter des Wehrbeauftragten erfordert. 
Der § 16 des  Gesetzes über ;den Wehrbeauftragten 
bestimmt, daß der Wehrbeauftragte ,der Dienstauf-
sicht des Präsidenten des Bundestages untersteht. 
Der § 5 desselben Gesetzes 'stellt ;den  Wehrbeauf-
tragten aber  auch , ausdrücklich von Weisungen frei, 
unbeschadet der Bestimmungen des § 2 des Gesetzes, 
wonach der Wehrbeauftragte auf Weisung des  Bun-
destages ,der des Bundestagsausschusses für Ver-
teidigung zur Prüfung bestimmter Vorgänge 
tätig wird. 

In Anbetracht dieser Rechtslage und des noch nicht 
geklärten Tatbestandes vermag ich im Augenblick 
noch nicht zu entscheiden, ob ich als Dienstvor-
gesetzter des  Wehrbeauftragten einzugreifen habe. 
Ich halte dafür, daß auch zur Beurteilung dieser 
Frage die  Ergebnisse der Untersuchung, die im Ver-
teidigungsausschuß geführt wird, unerläßlich sind. 
Aus dem gleichen Grunde habe 'ich es auch nicht für 
richtig gehalten, allgemeine Entschuldigungen ent-
gegenzunehmen und zu veröffentlichen. Auch sie 
müssen samt den eventuell notwendig werdenden 
weiteren Konsequenzen auf das Ergebnis einer 
denkbar objektiven Prüfung gestellt werden. Im 
übrigen ist sich der Wehrbeauftragte durchaus be-
wußt, daß er auch für das einzustehen hat,  was  er in 
Sachen seines  Amtes außerdienstlich verlautbart. 
Ich habe dem Wehrbeauftragten den Rechts- und den 
Ehrenschutz zugesagt, auf den er auch dann einen 
Anspruch hat, wenn sich die eine oder andere seiner 
Maßnahmen oder Äußerungen als unhaltbar er-
weisen sollte. Bei dieser Zusage bin ich auch davon 
ausgegangen, daß der Wehrbeauftragte kein selb-
ständiges Verfassungsorgan ist, sondern ein Hilfs-
organ ;des Deutschen Bundestages ist und bleiben 
sollte, ein Hilfsorgan, das gemeinsam mit dem Ver-
teidigungsausschuß )an der Kontrolle der Bundes-
wehr mitzuwirken hat, so wie es Verfassung und 
Gesetz wollen. 

7. Meine Damen und Herren, ich bedaure, dem 
Hause in diesem Zusammenhang sagen zu müssen, 
daß eine Vielzahl von teilweise bedrückend ernsten 
Äußerungen mir auch in diesem Fall wieder deutlich 
gemacht hat, wie schwer die Bundeswehr im ganzen 
noch an der Last unserer Geschichte trägt. Sie hat 
diese Last  nichtallein zu tragen; denn wir, das ganze 
deutsche Volk und  der  ganze Staat, haben dafür ein-
zustehen. Ich habe den Eindruck, ,daß sich die Bun-
deswehr dabei jedoch weitgehend alleingelassen 
fühlt und  daß sie darunter heute nicht weniger, son-
dern mehr noch als vor einigen Jahren leidet. Auch 
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der Herr Wehrbeauftragte hat bei seinen regel-
mäßigen Vorträgen und Besprechungen bei mir zu 
erkennen gegeben, daß die Bundeswehr im ganzen 
in einer höchst ehrenhaften Weise darum ringt, da-
mit und 'mit den noch immer nicht überwundenen 
Schwierigkeiten eines raschen Aufbaus und eines 
empfindlichen Personalmangels I fertig zu werden. 
Dazu kommen die außerordentlichen Belastungen, 
die sich aus der  Bewußtseinslage unserer Zeit er-
geben und für die die  Bundeswehr nicht verantwort-
lich gemacht werden kann. Der Staatsbürger in 
Uniform setzt eben ein hinreichend durchgebildetes 
staatsbürgerliches Bewußtsein mit seinen großen 
Rechten und seinen strengen Pflichten voraus. Die 
Bundeswehr ist überfordert, wenn von ihr erst ver-
langt wird, daß sie ein solches Bewußtsein nicht nur 
pflegen und weiterbilden, sondern bei Hundert-
tausenden erst wecken und schaffen soll. 

Es ist meine Pflicht, das Haus weiter darauf auf-
merksam zu machen, daß sich die Bundeswehr offen-
sichtlich häufig und völlig zu Unrecht dadurch ver-
dächtigt fühlt, daß das Versagen einzelner Soldaten 
— das ,es auch im zivilen Bereich, id. h. bei Zivilisten, 
überall gibt — allzu rasch und allzu .gern als Symp-
tom einer 'bedenklichen inneren Verfassung der Bun-
deswehr überhaupt gewertet wird. Das ist nicht erst 
der Fall, seitdem sich der Wehrbeauftragte außer-
dienstlich geäußert hat. Aber .es ist kein Zweifel, 
daß seine Äußerungen inzwischen nicht nur zu einer 
Art Charakterprotest in der Bundeswehr geführt 
haben, sondern daß sie — was mir schlimmer er-
scheint — eine schon zuvor vorhandene Resignation 
vieler pflichtbewußter und ehrenhafter Soldaten ge-
fährlich vertieft haben. 

Meine Damen und Herren, eine Armee kann nicht 
leben, ohne daß ihr ein waches und klares Ehr-
bewußtsein zugebilligt wird. Was ihr verweigert 
werden muß, ist ein Ehrbewußtsein, das für den 
Uniformträger einen qualifizierteren Charakter oder 
höheren Rang als für den Zivilisten beansprucht. Der 
Eindruck, dien ich aus den Berichten und Bespre-
chungen mit dem Wehrbeauftragten und aus zahl-
reichen Briefen sowie .aus Begegnungen mit Sol-
daten aller Dienstgrade in diesen Jahren gewonnen 
habe, ist jedoch nicht der,  daß das Zugeständnis 
eines solchen qualifizierten Sonderbewußtseins ver-
langt oder erwartet wird. Die Bundeswehr hat je-
doch, wie ich glaube, das 'berechtigte Verlangen, 
vor der Öffentlichkeit und den Organen des Staates 
nicht fortgesetzt vor die Notwendigkeit gestellt zu 
werden, ihre Existenz dem eigenen Volk gegenüber 
stillschweigend zu verteidigen oder zu rechtfertigen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auch der Mann, der dem Vaterland mit der Waffe 
dient, hat einen Anspruch auf die Ehrerbietung, die 
jedem redlichen Dienst für Volk und Staat gebührt. 
Zwischen mir und dem Wehrbeauftragten Ides  Deut-
schen Bundestages besteht darüber jedenfalls, meine 
Damen und Herren, unbeschadet aller anderen hin-
und hergehenden Äußerungen, Deutungen und Miß-
deutungen Übereinstimmung. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundeskanzler: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! 

Ein geachtetes früheres Mitglied dieses Hauses, 
der ehemalige Abgeordnete Vizeadmiral a. D. Hell-
muth Heye, hat weit über die Bundesrepublik hin-
aus Meinungen und Kritiken ausgelöst, die vom 
Sachlichen her, aber vor allem in politischer Sicht 
unsere ganze Aufmerksamkeit erfordern. In seiner 
Eigenschaft als Wehrbeauftragter des Bundestages 
hat Admiral Heye pflichtgemäß seinen Bericht über 
das Jahr 1963 dem Bundestag vorgelegt. Aber zu bei-
nahe der gleichen Zeit veröffentlichte er eine Ar-
tikelserie in einer Illustrierten, in der abweichend 
von seinem Bericht einseitige und verallgemei-
nernde schwerwiegende Vorwürfe gegen die Bun-
deswehr erhoben werden. 

Das Urteil über die ungewöhnliche Art dieses Vor-
gehens obliegt nicht der Bundesregierung, sondern 
dem Bundestag. Meine Erklärung möge verstanden 
werden als Ausdruck der ernsten Sorge, mit der die 
Bundesregierung diesen Vorgang betrachtet und im 
besonderen die sehr betont vorgebrachten kritischen 
Äußerungen Heyes wertet. 

Der Wehrbeauftragte wirft der Bundeswehr vor, 
daß sie die Grundsätze der inneren Führung miß-
achte und sich deshalb zum Staat im Staate zu ent-
wickeln drohe. Diese äußerst schwere Anschuldi-
gung ist innenpolitisch geeignet, das Vertrauen zur 
Bundeswehr zu erschüttern, und außenpolitisch, die 
Glaubwürdigkeit unserer festgefügten demokrati-
schen Ordnung in Frage zu stellen. Den Vorwurf, 
die Bundeswehr entwickle sich zum Staat im Staate, 
hat der Wehrbeauftragte zwar inzwischen öffentlich 
insofern eingeschränkt, als er erklärt hat, daß er 
damit nicht ein Streben nach politischer Macht ge-
meint, sondern an die Gefahr einer Isolierung der 
Soldaten in unserer freien Gesellschaft gedacht 
habe. Admiral Heye mußte aber wissen, daß in der 
leidvollen Geschichte der letzten 50 Jahre der Be-
griff vom Staat im Staate mit Vorstellungen belastet 
ist, die keine subjektive Auslegung oder Umdeu-
tung zulassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung hat von den ersten Anfän-
gen der Errichtung der Bundeswehr bis zum heuti-
gen Tag es als ihre vordringliche Aufgabe angese-
hen, den Aufbau der Verteidigung in harmonischem 
Einklang mit den demokratischen Grundsätzen un-
seres Staates zu halten und die Bundeswehr als Teil 
des Ganzen in unser Staatsgefüge einzubauen. 

Der Bundesregierung stellen sich grundsätzlich 
zwei Aufgaben von gleichem Rang. Die Bundeswehr 
muß ihren Verteidigungsauftrag im Rahmen der 
NATO erfüllen können, und sie muß gleichzeitig in 
sich selbst eine Ordnung verwirklichen, die unseren 
Vorstellungen vom Bürger in Uniform und den An-
forderungen moderner Menschenführung entspricht. 
Die Bundesregierung wird deshalb die vom Wehr-
beauftragten erhobenen Vorwürfe mit aller Sorg-
falt prüfen und nicht zögern, Folgerungen zu ziehen, 
falls oder soweit sich die Sorgen und Klagen des 
Wehrbeauftragten als berechtigt erweisen. Mit Über-
spitzungen und Verallgemeinerungen, die Admiral 
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Heye glaubte benützen zu müssen, wird jedenfalls 
der  Bundeswehr  kein guter Dienst erwiesen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Ohne indessen dem Ergebnis dieser Prüfung vor-
zugreifen, muß die Bundesregierung feststellen, 
daß Treue, Gehorsam und Pflichterfüllung, ohne die 
die Bundeswehr nicht aufgebaut werden konnte 
noch weiterbestehen kann, Achtung, Schutz und 
Vertrauen verdienen. Es besteht kein Zweifel, daß 
dieses innere Gesetz mit geringen Ausnahmen von 
den militärischen Führern aller Dienstgrade als ver-
pflichtend anerkannt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist nicht zuletzt der Dienst des Soldaten, dem es 
zu danken ist, daß wir in Freiheit leben dürfen. 

Die menschlichen Probleme der Bundeswehr 
haben eine doppelte Wurzel. Die eine betrifft 
unsere innere Einstellung zu dieser Institution, der 
die Sicherung gegen äußere Bedrohung übertragen 
ist. Zum anderen handelt es sich um die Qualifika-
tion der Menschen, denen wir unsere jungen Wehr-
pflichtigen anvertrauen. 

Die deutsche Geschichte der letzten 50 Jahre mit 
ihren steilen Fieberkurven macht wesentlich auch die 
Geschichte des deutschen Soldaten aus. Der Über-
bewertung des Militärischen im Kaiserreich folgte 
als Reaktion nach 1918 eine grobe Abwertung des 
soldatischen Geistes überhaupt. Die Dolchstoß

-

Legende belastete die Republik  von  Weimar auf 
das schwerste und trug dazu bei, die Reichswehr 
und die ihr nahestehenden Kreise in uns unver-
ständlicher Verblendung tatsächlich zu einer Art 
Staat im Staate werden zu lassen. 

Der Nationalsozialismus wiederum hob die Solda-
ten — um sie für seine Zwecke mißbrauchen zu kön-
nen — aus jener moralischen Isolierung zu über-
großem Ansehen empor. Um so tiefer war dann 
auch der Sturz nach 1945. Eine ganze Generation 
stand vor den Trümmern ihrer geschändeten Ideale. 
Den Soldaten trafen Haß und Verfehmung. Er wurde 
zum Schreckensbild verzerrt und zum Symbol eines 
zuchtlos entarteten Volkes verallgemeinert. 

Kaum aber, daß sich die Narben der Kriegswun-
den geschlossen hatten und ein neuer Staat seine 
ersten vorsichtigen Schritte auf dem Boden der 
Demokratie machte, mußte sich dieser junge Staat 
nunmehr in  enger Gemeinschaft mit seinen Ver-
bündeten gegen eine Bedrohung von außen sichern 
und noch einmal an den gebrochenen Wehrwillen 
der Jugend und der Bürger appellieren. Das „Ohne

-

Mich" war bei vielen die sattsam bekannte Reak-
tion eines tiefen Unwillens. Die inneren Gegner 
eines deutschen Verteidigungsbeitrags lösten — wie 
bekannt — schwere Verfassungskämpfe aus, die zu 
Zeitverlusten im Aufbau und zu psychologischen 
Belastungen im Gefüge der jungen Bundeswehr 
führten. 

So war der Aufbau der Bundeswehr von inner-
politischen Spannungen überschattet, die auch heute 
noch nicht völlig abgeklungen sind. Das kommu-
nistische Lagere vor allem ließ in  aller Welt nichts 
unversucht, den deutschen Verteidigungswillen und 

seine Träger zu beschimpfen, lächerlich zu machen 
oder schamlos zu verdächtigen. Gleichzeitig aber 
machten ,die bedrohliche militärische Übermacht des 
Ostens wie auch die Erwartungen unserer NATO-
Verbündeten einen beschleunigten Aufbau unserer 
Streitkräfte notwendig. 

Dieser Situation hatten mein Vorgänger, Bundes-
kanzler Adenauer, und die früheren Verteidigungs-
minister Rechnung zu tragen. Die von vielen als 
uneheliches Kind dieses Staates apostrophierte Bun-
deswehr trug in ihrem Taufschein die Bezeichnung 
„notwendiges Übel", ein wahrlich gefährliches und 
falsches Wort, das noch bis heute nachwirkt. 

Gewiß wären wir alle bereit, eine friedliche Welt 
ohne Rüstung und Soldaten als ein Ideal anzuer-
kennen. Aber leider erweisen sich — wahrhaftig 
nicht durch unsere Schuld — Verteidigungsmaßnah-
men angesichts der Weltlage als unentbehrlich. 
Dieser gleiche Soldat ist unentbehrlich, da und so-
lange die Existenz unseres Staates von außen be-
droht bleibt. Der Soldat ist kein „notwendiges 
Übel", sondern ein wichtiger Garant unserer Sicher-
heit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Diese Leistung für uns alle kann er nur dann und 
so lange erfüllen, als wir ihm alle den Rückhalt 
geben, der ihm selbst den Einsatz seiner Person 
wert erscheinen läßt. 

Hier stellt sich eine weitere Frage: Ist der Vor-
wurf wirklich berechtigt, daß die Behandlung der 
Wehrpflichtigen gegen die Grundsätze der Men-
schenführung, wie sie unsere Zeit erfordert, ver-
stoße? Gewiß ließen sich die pädagogischen Quali-
täten der Führer durch verlängerte und zusätzliche 
Ausbildung noch heben. Das gilt schließlich für alle 
Bereiche des öffentlichen Lebens. Aber neben dem 
moralischen Rückhalt, den Regierung und Öffent-
lichkeit diesen Menschen zu geben schuldig sind, so-
lange sie nicht schuldig werden, ist ebenso entschei-
dend die Quantität, um die fehlenden Stellen aus-
zufüllen, die überforderten Truppenführer zu ent-
lasten und um auch eine strengere Auswahl zu er-
möglichen. Der Mangel an jungen Offizieren und 
Unteroffizieren stellt ein Problem dar, das sich mit 
Geld allein nicht lösen läßt. Unsere Jugend läßt sich 
Gott sei Dank nicht kaufen. Sie ist bereit, sich für 
die Gemeinschaft einzusetzen, aber sie will dafür 
nicht auch noch verunglimpft werden. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Unruhe bei der SPD.) 

Sie erwartet mit Fug und Recht eine gerechte Be-
wertung ihres Dienstes. Das klar zu sehen und die 
Konsequenzen zu ziehen bedeutet nicht, militäri-
sche Maßstäbe als den einzigen und höchsten Rang 
zu setzen. Militarismus im Sinne des herkömmlichen 
Schlagwortes empfinden wir alle als Atavismus. Der 
Soldat, der im Dienst unseres demokratischen Staa-
tes seine Pflicht erfüllt, ist alles andere als ein 
Militarist. 

Die Verteidigung unseres Landes und seiner Men-
schen ist nicht nur Sache der Soldaten. Sie ist auch 
nicht nur Sache der Regierung und der Parteien. 
Unsere Verteidigung findet ihre Stütze und Stärke 
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vor allem in der Haltung und Gesinnung eines 
jeden Bürgers. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Der Keim hierzu ist schon früh in der Heranbildung 
unserer Jugend im Elternhause und Schule zu set-
zen. Staatsbürger wird man nicht durch Berufswahl, 
auch nicht durch Uniform. Wenn wir das erkannt 
haben und uns darüber einig sind, sollte es nicht 
schwer fallen, die Sorgen zu beheben, mit denen 
wir uns hier zu beschäftigen haben. 

Innerhalb eines Zeitraums von 50 Jahren haben 
wir den deutschen Soldaten in vielfacher Gestalt ge-
sehen, vom „ersten Mann im Staate" zum „Staat 
im Staate". Wir wissen um den gläubigen und miß-
brauchten Soldaten ebenso wie um den im Wider-
streit zerbrochenen oder den im Widerstand sich 
opfernden Soldaten. Erstmalig in unserer Geschichte 
erleben wir den Soldaten, der als Freier und Glei-
cher Bürger unseres demokratischen Staates ist. Es 
ist unsere Pflicht, alles zu tun, daß dieser Staats-
bürger in Uniform sich auch in seinem Lebens-
bereich als Staatsbürger fühlen kann. 

Wenn Berichte in öffentlichem Auftrag und sub-
jektive, dazu noch sensationell aufgemachte Ver-
lautbarungen nicht übereinstimmen, erscheint letzte 
Klarheit geboten. Recht muß und soll Recht bleiben. 
Aber dieser Grundsatz erfordert auch über gefühls-
betonte Einstellung das lautere Bekenntnis und den 
Mut zu leidenschaftsloser Objektivität. In dieser 
Stunde rufe ich unseren Soldaten zu: Wir wissen 
um die Bedeutung euer Aufgaben, wir wissen auch, 
daß ihr manche Mühe und manchen Verzicht auf 
euch zu nehmen habt; ihr könnte gewiß sein, wir 
stehen zu euch so, wie ihr treu und gewissenhaft 
diesem Staat und unserem Volke dient. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordneter Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Fraktion der CDU/CSU 
dankt dem Herrn Präsidenten und dem Herrn Bun-
deskanzler für ihre Erklärungen. Sie 'stimmt ihnen 
zu und begrüßt die Gelegenheit dieser kurzen, 
grundsätzlichen Aussprache, weil die nanstehende 
Frage — ungeachtet sonstiger Sach- und Termin-
planungen — von so hohem Rang ist, daß sie der 
Deutsche Bundestag so  'schnell wie möglich auf-
greifen mußte. Wir meinen Idles  auch, weil vor-
züglich hier  der  Ort des  verantwortlichen poli-
tischen Gesprächs ist und immer sein sollte. Es wird 
doch unerträglich, daß die politische Debatte sich zu 
sehr an dritte und weniger kompetente Orte ver-
läuft. 

(Zuruf von der SPD: Fernsehen!) 

Zum erstenmal in der deutschen Geschichte haben 
wir zugleich Demokratie und Wehrpflicht. Wir hat-
ten, als wir begannen, Erfahrungen mit  der Demo-
kratie und Erfahrungen mit der Wehrpflicht, nicht 
aber Erfahrungen mit beidem zugleich. Trotzdem 

kann man heute sagen, daß uns dieses Zugleich, aufs 
Ganze gesehen, gelungen ist. 

Es kommt hinzu, daß wir eine Bundeswehr neu 
aufbauen mußten nach einem verlorenen Kriege, 
in einem gespaltenen Lande,  während einer Zeit 
gefährlicher äußerer Bedrohung und — für die ersten 
Jahre — nur mit Unterstützung eines Teiles der 
Bevölkerung, der öffentlichen Meinung und des 
Parlamentes. Diese Bundeswehr entstand und lebt 
zudem inmitten einer Gesellschaft, die  sich frei ent-
faltet, in der Freiwilligkeit, Selbstverantwortung, 
Gleichheit entscheidende Grundtatsachen sind. In 
dieser Lage eine Bundeswehr aufzubauen, in der 
Staatsbürger in Uniform nach ,den Grundsätzen der 
Inneren Führung Dienst tun, die aber doch Befehl 
und Gehorsam, Unterordnung, Disziplin, Härte und 
unfreiwillige Gemeinsamkeit unentbehrlich braucht, 
das war, ist und bleibt eine schwere Aufgabe. Hier 
gilt es, Maß und Mitte zu finden. 

Wer diese historischen, psychologischen, soziolo-
gischen und politischen Bezogenheiten für unsere 
Bundeswehr kennt, wer zudem weiß, wieviel red-
liches Mühen, wieviel gute menschliche Haltung, 
wieviel militärische Wirksamkeit und wieviel inter-
nationale Einsicht in dieser Bundeswehr unserer 
Demokratie lebendig sind, der wird den Vorwurf als 
unberechtigt und verletzend empfinden, hier ent-
stehe ein „Staat im Staate" und hier gebe es eine 
„gesellschaftliche Selbstisolierung" der Truppe. 

(Beifall bei 'der CDU/CSU.) 

Aus eigener Kenntnis bestreiten wir die Berech-
tigung dieses Vorwurfes. 

Unser Vertrauen zur Bundeswehr, in der unsere 
Väter, Brüder, Freunde, Landsleute einen schweren 
Dienst tun, ist unerschüttert; es ist wohl begründet. 

Wo Menschen zusammen sind, gibt es Schwächen, 
Fehler, Entgleisungen. Nicht diese Fehler dürfen 
unser Urteil bestimmen, sondern der Blick auf die 
ganze Wirklichkeit. Auch wollen wir nicht, hier 
nicht und nirgendwo, die Illussion aufkommen las-
sen, es sei möglich, irgendeine menschliche Gesell-
schaft anders als aus Menschen zu rekrutieren. 

Wir werden schnell und zügig alles prüfen, was 
vorgetragen wird. Wir werden nichts vertuschen, 
verheimlichen, beschönigen. Wir werden unsere 
Konsequenzen aus allem ziehen und der Öffent-
lichkeit nichts vorenthalten. Indem wir uns so ein-
stellen, dienen wir der Sache: Im Interesse der De-
mokratie wie der Bundeswehr, in dem der Wehr-
pflichtigen und ihrer Eltern, im Interesse unserer 
Sicherheit wie unseres Ranges in der freien Welt 
tut Klarheit not. Wir werden mitwirken, sie schnell 
und gründlich zu schaffen. 

Der Herr Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes-
tages wird sicher selbst Wert darauf legen, uns nun 
einen vollständigen Bericht zu geben. Wir wollen 
amtlich die ganze Meinung des Mannes kennen, der 
für uns diese Dinge bearbeitet. 

Wir haben inzwischen gehört, daß der Herr Wehr-
beauftragte selbst gewisse Äußerungen interpretiert 
habe, von einigen abgerückt sei und den Vorwurf 
des „Staates im Staate" nicht politisch gemeint habe. 
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Der Wehrbeauftragte, Admiral a. D. Heye, unser 
früherer Kollege, ist in ständigem Kontakt mit uns. 
Er hat vor unserer Fraktion wie auch vor anderen 
Fraktionen gesprochen. Unsere Türen stehen ihm 
immer offen. Um so betroffener sind wir über die 
Methode, die er wählte. Er weiß doch, daß wir 
unsere Verantwortung für die Soldaten kennen und 
ihr entsprechen. 

Um jeden Zweifel auszuschließen, bekennen wir 
uns erneut zur Institution des Wehrbeauftragten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im Zusammenhang mit diesen hier anstehenden Fra-
gen werden wir uns auch Rechenschaft darüber ge-
ben müssen, ob nicht das Ja zur Bundeswehr hier 
und da von einem Aber begleitet war, das das Ja in 
der Auswirkung eher zum Vielleicht werden ließ. 

Eine gesunde Entwicklung und wechselseitiges 
volles Vertrauen setzen voraus, daß wir alle — 
hinüber und herüber — ohne Vorbehalte ja zuein-
ander sagen. Indem wir das tun, verbessern wir die 
politische wie die gesellschaftliche Integration der 
Bundeswehr und das Miteinander der Bürger mit 
und ohne Uniform. Wir sind dazu bereit. 

Eine Gesellschaft freier Menschen braucht zur 
Verteidigung der Freiheit eine wirksam Sicherheit 
gebende Truppe. Die Basis des Miteinander ist und 
bleibt Vertrauen. Wir — die Bürger mit und die 
Bürger ohne Uniform — leben in gesicherter Frei-
heit, weil Bürger in Uniform dem Ganzen dienen. 

Selbst um sachliches Urteil bemüht, bitten wir 
alle in unserem Volk, ohne Hektik, sachgerecht und 
verantwortungsbewußt dieses Gespräch zu führen 
und der Bundeswehr Zeit zu lassen. Es geht um un-
sere Soldaten und um unseren freiheitlichen Rechts-
staat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Namens der sozialdemokra-
tischen Bundestagsfraktion habe ich zu den Erklä-
rungen des Wehrbeauftragten des Deutschen Bun-
destages, Admiral a. D. Heye, folgende Erklärung 
abzugeben: 

In allen freiheitlichen Gesellschaften stellt sich das 
Problem der Beziehung von Demokratie und bewaff-
neter Macht zueinander. Die deutsche Geschichte 
macht diese Frage für uns schwieriger lösbar als für 
Länder mit ungebrochener demokratischer Tradition. 
Bundestag und Bundesregierung haben auf diesem 
Gebiet beim Aufbau der Bundeswehr erfolgreich 
einen neuen Anfang gesetzt und die bewaffnete 
Macht der Führung durch die dem Parlament ver-
antwortliche zivile Regierung und der Kontrolle 
durch die frei gewählte Volksvertretung unterwor-
fen. 

Es geht hier und heute nicht um die Existenz und 
die Notwendigkeit der Bundeswehr und ihre Mit-
wirkung im westlichen Bündnis. Sie sind unbestrit-
ten. Es geht nicht um die Verunglimpfung unserer 

dienenden Jugend, sondern um ihre den Grund-
sätzen zeitgemäßer Menschenführung entsprechende 
Behandlung, auch in der Bundeswehr. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist das eigentliche Thema. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Jede Streitmacht muß zur Erfüllung ihres Auftrages 
auf Befehl und Gehorsam beruhen. Aber Befehl und 
Gehorsam müssen Gesetz und Recht entsprechen, 
die Grundrechte im Rahmen der Gesetze achten und 
dürfen die Menschenwürde nicht verletzen. Deshalb 
wacht der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundes-
tages über die Einhaltung dieser Prinzipien und der 
Grundlagen der inneren Führung. 

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages 
braucht genau wie die Bundeswehr selbst die Unter-
stützung von Parlament, Regierung und Öffentlich-
keit für verantwortungsvolle Arbeit. Seine Berichte 
lassen erkennen, daß im Bereich der Bundeswehr 
immer wieder Mängel und Schwächen auftauchen, 
die es zu überwinden gilt. Die Berichte machen aber 
auch deutlich, daß die Bundeswehr kein Fremd-
körper in unserem Staatswesen mit eigenen politi-
schen Ansprüchen ist. 

(Beifall bei der SPD. — Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Der schnelle Aufbau und der dadurch bedingte Man-
gel an qualifizierten Offizieren und Unteroffizieren 
haben zu vielerlei Unzuträglichkeiten geführt. Sie 
waren voraussehbar. Deshalb hat die Sozialdemo-
kratische Partei seit 1957 die entsprechenden Maß-
nahmen gefordert. 

(Rufe von der CDU/CSU: Oh! Oh!) 

Es ist bedauerlich, daß nicht alle Kommandeure, 
gleich welcher Stellung, Lehrgänge der Schule für 
Innere Führung durchlaufen haben. Mit der Errich-
tung von Unteroffiziersschulen ist zu spät begonnen 
worden. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Die Offiziersausbildung ist zu kurz, die schnelle 
Teilung und Neugliederung militärischer Verbände 
hat zu großer Unruhe geführt, übermäßig lange 
Trennung der Soldaten von ihren Familien verur-
sacht und Truppe und Führung nicht organisch zu-
sammenwachsen lassen. 

(Beifall bei der SPD.) 

In manchen Einheiten der Bundeswehr wird die 
notwendige Trennlinie zwischen der erforderlichen 
militärischen Ausbildung und der unter allen Um-
ständen zu vermeidenden Schikane nicht eindeutig 
eingehalten. Wo immer falsch verstandene Kame-
radschaft zu einer Vertuschung von Mißständen zu 
führen droht, statt durch eindeutige Untersuchung 
und freimütige Erörterung zu ihrer Abstellung bei-
zutragen, müssen Parlament und  Regierung ihre 
Pflicht erfüllen und für Abhilfe sorgen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Angesichts der klaren Regelung durch Gesetz und • 
Befehl sind Verstöße gegen die Grundsätze der 
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Inneren Führung als Gehorsamsverweigerung zu 
ahnden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion weiß, 
unter welchen Schwierigkeiten — und ich habe eben 
von einigen dieser Schwierigkeiten gesprochen — 
und mit welchen Anstrengungen und Opfern Sol-
daten, Unteroffiziere und Offiziere der Bundeswehr 
ihren schweren Dienst für uns alle leisten. Sie dankt 
der überwältigenden Mehrheit jener, die sich bei 
aller Mühsal um die Einhaltung der Grundlagen der 
Inneren Führung und um das rechte Verständnis 
für den richtigen Standort der bewaffneten Macht 
in unserer Demokratie bemühen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion weist 
darauf hin, daß der Bundestag die Feststellungen des 
Wehrbeauftragten zum Anlaß einer gründlichen 
Prüfung und zum Fordern der notwendigen Abhilfe -
maßnahmen nehmen muß. Durch die Erörterung der 
Form und des Ortes von Ausführungen des Wehr-
bauftragten darf man sich nicht davon ablenken 
lassen, seinen Feststellungen zur Sache die not-
wendige Beachtung zu schenken und für Abhilfe 
festgestellter Unzuträglichkeiten zu sorgen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages 
ist ein Organ des Parlaments und kein Beauftragter 
der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD.) 

An dieser klaren Zuständigkeitsregelung darf nicht 
gerüttelt werden. 

(Abg. Rasner: Will auch keiner!) 

— Dann ist es gut. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Also!) 

— Dann ist es gut, wenn niemand das tut. Gewisse 
Zitierungen haben da ja Zweifel aufkommen lassen. 

(Beifall bei der SPD. — Widerspruch bei 
der CDU/CSU.—Zurufe von der CDU/CSU: 
Welche? — Wo?) 

Er muß Gelegenheit haben, seinen Bericht vor dem 
Bundestag zu vertreten und, um seiner Pflicht ge-
nügen zu können, dem Plenum des Bundestags Rede 
und Antwort zu stehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Diesem Ziel dient der von meiner Fraktion ein-
gebrachte Antrag zur Änderung der Geschäftsord-
nung. Er soll nur diese Rechte und Pflichten klar-
stellen. Nach unserer Auffassung waren sie auch 
bisher schon gegeben. 

Der Wehrbeauftragte leistet bei seiner Arbeit 
einen Dienst an unserer freiheitlich-demokratischen 
Staatsordnung und an der Bundeswehr. 

Der Verteidigungsausschuß des Bundestages 
sollte, wie heute vormittag vereinbart worden ist, 
den Bericht des Wehrbeauftragten schneller als in 
den vergangenen Jahren erörtern und dem Plenum 
seine Stellungnahme hierzu so bald wie möglich vor

-

legen. Wir teilen die Auffassung des Herrn Bun-
destagspräsidenten, daß der Bundestag zu den Er-
klärungen des Wehrbeauftragten erst nach sorg-
fältiger Prüfung des Inhalts durch den Verteidi-
gungsausschuß des Deutschen Bundestages wertend 
Stellung nehmen kann. Mit vorwegnehmenden 
Urteilen ist weder der Bundeswehr noch dem An-
sehen unserer demokratischen Staatsordnung ge-
dient. 

(Beifall bei der SPD.) 

Durch die Abstellung von gelegentlich auftretenden 
Übelständen wird das Ansehen der Bundeswehr 
nicht geschmälert, sondern das Vertrauen von Volk 
und Bundeswehr zueinander auf eine gesündere 
Grundlage gestellt 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und das Vertrauen unserer Freunde in der Welt in 
eine demokratische Zukunft unseres Volkes ge-
stärkt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete von Kühlmann -Stumm. 

Freiherr von Kühlmann -Stumm (FDP) : Herr 
Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Die Bun-
destagsfraktion der Freien Demokratischen Partei 
begrüßt es, daß sich der Bundeskanzler und der Prä-
sident dieses Hohen Hauses eindeutig vor die Bun-
deswehr und gegen den Vorwurf, sie wolle „Staat 
im Staate" sein, gestellt haben. Die Aussprache gibt 
uns die Möglichkeit, vor diesem Hohen Hause und 
damit vor der deutschen und ausländischen Öffent-
lichkeit ein in der Diskussion der letzten Tage ent-
standenes Zerrbild unserer Bundeswehr zu beseiti-
gen. 

Die deutsche Wiederbewaffnung mußte unter 
schwersten psychologischen Belastungen durchge-
führt werden. Die diffamierenden Angriffe auf den 
Soldatenberuf, ja sogar auf die Opfer des Krieges 
waren noch nicht verklungen, als es galt, für den 
Aufbau der Bundeswehr aus dem Nichts heraus 
geeignete Persönlichkeiten zu finden, die bereit 
waren, sich in dieser Zeit zur Verfügung zu stellen. 
Der Aufbau der Bundeswehr hat sich in anderen 
Formen vollzogen als wir das damals gewünscht 
haben. Trotzdem kann gesagt werden, daß die Sol-
daten aller Dienstgrade mit Pflichtbewußtsein und 
Einsatzbereitschaft an die Erfüllung der von unse-
rem demokratischen Staat gestellten Aufgabe her-
angegangen sind. So ist unter den schwierigsten 
Bedingungen in unserer besonderen Lage eine be-
achtliche Aufbauleistung erzielt worden. 

Dabei konnte es nicht ausbleiben, daß Mängel und 
bedauerliche Vorgänge festgestellt werden mußten, 
die sich nicht wiederholen sollten. Es wäre aber 
falsch, aus Einzelerscheinungen Rückschlüsse auf 
den Geist der Truppe im allgemeinen zu ziehen. 
Hier hat der ungewöhnliche Schritt des Wehrbe-
auftragten, seine Meinung über eine Illustrierte und 
nicht in seinem Bericht zum Ausdruck zu bringen, 
Verwirrung gestiftet. Im Interesse unseres demo-
kratischen Staatswesens und auch im Interesse un- 
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serer Bundeswehr muß Klarheit geschaffen werden. 
Es geht nicht an, daß durch die verallgemeinernde Be-
trachtung von Einzelfällen zahllose bewährte Offi-
ziere, Unteroffiziere, Beamte und Angestellte unge-
recht beurteilt werden. Wir sind der festen Über-
zeugung, daß die jetzt in Gang gekommene Diskus-
sion auch die letzten Zweifel und Unklarheiten über 
die Fragen der Inneren Führung in der Bundeswehr 
beseitigen wird. Alle Verantwortlichen werden da-
bei selbstkritisch und objektiv die Erfahrungen der 
Aufbaujahre würdigen und so die Grundsätze einer 
modernen Menschenführung in einer freiheitlichen, 
modernen Gesellschaft bestimmen. 

Voraussetzung für diese verantwortungsvolle 
Menschenführung, der unsere Familien ihre Söhne 
anvertrauen, ist aber auch, daß eine ausreichende 
Zahl qualifizierter junger Offiziere und Unteroffi-
ziere zur Verfügung steht. Es müssen deswegen un-
verzüglich Maßnahmen ergriffen werden, um den 
Nachwuchsmangel in unserer Bundeswehr zu besei-
tigen. 

Es ist dabei die Aufgabe dieses Hohen Hauses 
und der Bundesregierung, im deutschen Volk das 
Verständnis dafür zu stärken, daß die Bundeswehr 
ein wesentlicher Bestandteil unseres demokratischen 
Staates ist. Ohne sie ist die Freiheit dieses Teils un-
seres Vaterlandes bedroht. Sie hat im Rahmen des 
NATO-Bündnisses eine hervorragende Aufgabe für 
die gesamte freie Welt zu erfüllen. Unsere Bundes-
wehr ist nicht notwendiges Übel, sondern lebens-
wichtige Notwendigkeit. 

(Beifall bei der FDP.) 

Unentbehrlich für die Gewinnung eines qualifi-
zierten Nachwuchses für die Bundeswehr ist auch 
eine angemessene Verbesserung der Bedingungen, 
unter denen die Soldaten Dienst zu tun haben. 

Eine Objektivierung und Offenlegung des Beför-
derungssystems durch neue, unserer Zeit angepaßte 
Laufbahnrichtlinien, eine Verbesserung der Für-
sorge, vor allem der Wohnungsfürsorge, und eine 
gerechte Bewertung von Verantwortung, Funktion 
und Spezialkenntnissen des einzelnen Offiziers und 
Unteroffiziers sind unbedingt erforderlich. 

Wer die Forderung stellt, :daß Führer und Unter-
führer in unserer Bundeswehr mit den Grundsätzen 
moderner, freiheitlicher Menschenführung vertraut 
sind, der muß auch die Möglichkeit schaffen, daß die 
Soldaten in ihrem Wirkungsbereich in einem stän-
digen, dauernden Kontakt zu den Angehörigen aller 
anderen Lebensbereiche ‘stehen können. 

Die Freie Demokratische Partei hält die Institution 
des Wehrbeauftragten ,dieses Hohen Hauses für not-
wendig. Der Wehrbeauftragte hat eine verfassungs-
rechtlich und staatspolitisch einmalige Stellung, die 
ihn zu hohem Verantwortungsbewußtsein verpflich-
tet. Er :ist nach idem Wortlaut des Grundgesetzes 
zum Schutze der Grundrechte berufen. Er ist darüber 
hinaus Hilfsorgan des 'Bundestages bei der Aus-
übung der  parlamentarischen Kontrolle. Wir sollten 
uns hier in aller Offenheit die  Frage stellen, ob wir 
uns dieses Hilfsorgans immer und in ausreichendem 
Maße bedient haben. Wir müssen aber auch den 
Wehrbeauftragten fragen, warum er nicht die ihm 

gegebenen Möglichkeiten der Berichterstattung voll 
ausgeschöpft hat. Zur Erfüllung der  Aufgabe, die 
dem Wehrbeauftragten gestellt ist, .gehört es nach 
unserer Meinung auch, daß er bei der Beraung 
seines Berichts im Deutschen Bundestag das Wort 
ergreifen kann. 

Wir begrüßen, idaß die  jetzt in Gang gekommene 
Diskussion unser ganzes Volk mit den Sorgen und 
Nöten unserer Bundeswehr vertraut macht. Die 
Stärke eines demokratischen Staatswesens erweist 
sich in der aufrichtigen und freimütigen Aussprache. 
Das sollte man auch in der Öffentlichkeit der mit 
uns verbündeten Länder erkennen. Wir bejahen 
diese freie Aussprache, aber wir erwarten, daß sie 
mit der notwendigen Verantwortung von allen Be-
teiligten geführt wird. 

Meine Fraktion hat die Einbringung einer Großen 
Anfrage im Deutschen Bundestag zur Lage der  Bun-
deswehr beschlossen. Wir ermöglichen damit eine 
Versachlichung der Diskussion und verlagern diese 
Diskussion dorthin, wo die Verantwortung für 
unsere Bundeswehr liegt, nämlich in dieses Hohe 
Haus. 

Die 'Bundeswehr ist kein „Staat im Staate", aber 
wir dürfen auch nicht zulassen, daß sie aus diesem 
Staat heraus in eine innere Emigration gedrängt 
wird. Bei der freimütigen Aussprache über die Män-
gel in der Bundeswahr ,sollten wir die Erörterung 
darüber, was  der  Bundeswehr  not  tut, nicht ver-
gessen. Wir Freien Demokraten wenden alles daran-
setzen, unsere Bundeswehr aus :dem unerträglichen 
Zwielicht herauszuführen, in das sie ohne ihr Zutun 
geraten ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen. 

Meine Damen und Herren, es liegt vor ,der Antrag 
der Fraktion der SPD auf Drucksache IV/2403 betref-
fend Ergänzung der  Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages. Der Antrag ist begründet. Wird das 
Wort gewünscht? — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Vorgesehen ist die Überweisung ,an den Ausschuß 
für Geschäftsordnung — federführend — und an den 
Verteidigungsausschuß — mitberatend —. Kein 
Widerspruch; das Haus ist einverstanden; es ist so 
beschlossen. 

Wir fahren fort in  der  allgemeinen Aussprache zu 
den Punkten 28 bis 32 der Tagesordnung: Bericht 
der Bundesregierung über die Wirtschaftsentwick-
lung, Entwurf eines .Sechzehnten Gesetzes zur Ände-
rung  ides  Umsatzsteuergesetzes, Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung und Ergänzung des Einkom-
mensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes 
und des Kapitalverkehrsteuergesetzes, Neunund-
sechzigste Verordnung zur Änderung ides Deutschen 
Zolltarifs 1963, Zweiundsiebzigste Verordnung zur 
Änderung :des Deutschen Zolltarifs 1963 und  Steuer-
änderungsgesetz 1964. 

Ehe ich dem :Herrn :Bundeswirtschaftsminister das 
Wart gebe, mache ich darauf , aufmerksam, daß mir 

 in dieser allgemeinen Aussprache noch 12 Wortmel- 
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dungen vorliegen. Diese Diskussion soll noch heute 
beendet werden. — Das Wort hat 'der Herr Bundes-
wirtschaftsminister. 

(Unruhe.) 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich hoffe, die 
anderweitig beschäftigten Kollegen nicht allzu sehr 
zu stören, wenn ich mit meinen Ausführungen be-
ginne. 

(Anhaltende Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, 'die Sitzung geht weiter. Ich bitte, Platz 
zu nehmen. 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es war ver-
abredet oder, sagen wir stilgerechter: geplant, die 
wirtschaftspolitische Debatte mit einer kurzen Runde 
von Grundsatzerklärungen zu eröffnen. Danach soll-
ten der Wirtschaftsbericht und der Nachtrag zum 
Wirtschaftsbericht vom Bundesminister für Wirt-
schaft eingebracht und anschließend beide Berichte 
diskutiert werden. Wie bei ,den meisten Planungen 
ist eis auch hier anders gelaufen. Wir befinden uns 
in dieser Debatte bereits seit über anderthalb Stun-
den in der Aussprache über den Bericht, den ich 
jetzt einbringen und erläutern sollte. 

Es wäre für mich viel reizvoller, z. B. die rheto-
risch sehr beachtliche Rede des Herrn Kollegen Möl-
ler Punkt tür Punkt ,aufzurollen, aber ich wende dem 
widerstehen und nach meiner eigenen Disposition 
die erforderlichen Antworten geben; denn würde 
ich mich auf das bloße Antworten beschränken, dann 
würde ich mich zwangsläufig der Diktion des Kol-
legen Möller anpassen. Und eben diese Diktion halte 
ich für falsch. 

Noch eine zweite generelle Vorbemerkung! Herr 
Kollege Möller, Sie haben mit harten, zum Teil so-
gar verletzenden Vorwürfen Rügen ausgesprochen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Ich werde mich bemühen, anders ,zu verfahren; denn 
ich habe keinen Zweifel, daß Sie und Ihre Kollegen — 
das bestätige ich gern aus der Ausschußarbeit — es 
ernst meinen. Aber ,ich möchte gern von Ihnen wis-
sen, was eigentlich in Ihnen vorgeht, wenn Sie, 
verehrter Kollege Möller, uns vorwerfen, daß wir 
uns bei gewissen Voraussagen in Zahlen irren, wo 
Sie doch selber wissen, daß die Sozialdemokratie 
nicht etwa bei Zahlen, sondern bei grundsätzlichen 
Prognosen,  denen sie damals genauso heftig die 
Stimme geliehen hat wie Ihren heutigen Feststellun-
gen, zu Fehleinschätzungen gekommen ist, die Sie 
jüngst verbrennen mußten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Würden Sie einmal die Güte haben, die Wirt-
schaftspolitik der 15 Jahre von 1918 bis 1933 oder 
der letzten 15 Jahre miteinander zu vergleichen und 
zu überdenken, Herr Kollege Möller! Es kommt 
doch wohl darauf an, daß man in allem das rechte 
Maß findet und die verschiedenen Dinge in das 
rechte Verhältnis zueinander bringt. 

Ich habe vor der sozialdemokratischen Politik 
nicht so sehr Sorge wegen ihres Programms, denn 
es ist nur eine Utopie, mindestens in dem Bereich, 
über den wir jetzt sprechen. Aber ich will Ihnen 
ganz offen sagen, Herr Möller: Sie übertreiben mix 
zuviel, sowohl im Positiven wie im Negativen. Ge-
rade in der Wirtschaftspolitik kommt es auf das 
rechte Maß und auf das rechte Verhältnis der Dinge 
zueinander an. 

Darf ich gleich mit der Entstehung des Wirt-
schaftsberichts beginnen. Da war ja Ihr Tadel nicht 
zu überhören. Sie haben einige Vorwürfe gegen die 
Verfasser erhoben. Ich darf in Erwiderung darauf 
einen ausdrücklichen Dank an meine Mitarbeiter 
aussprechen, die den Wirtschaftsbericht so pünktlich 
— er liegt dem Parlament schon ein halbes Jahr 
vor — erstellt haben. Ich spreche diesen Dank auch 
besonders deswegen aus, weil wir beim nächsten-
mal über den Bericht des Gutachtergremiums zu 
sprechen haben, die Bundesregierung also nicht 
mehr in der Verlegenheit ist, selbst Verfasser zu 
sein. 

Meine Damen und Herren! Der Bericht ist natür-
lich nicht in 14 Tagen herzustellen. Er ist im wesent-
lichen im November/Dezember erarbeitet worden. 
Es mußten Abstimmungen nicht nur im Kabinett, 
sondern auch innerhalb der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft vorgenommen werden; es kann 
niemand mehr einen Wirtschaftsbericht für sein 
Land abgeben, ohne Rücksicht zu nehmen auf die 
Verhältnisse in den Nachbarstaaten. Trotzdem ist 
es uns gelungen, den Bericht erstmalig pünktlich 
vorzulegen. Ich habe bei der Abgabe des Berichts, 
als sich einige Veränderungen anzeigten, ein wenig 
darüber geschmunzelt. So rasch überholen sich die 
Dinge. 

Nun, meine Damen und Herren, niemand in die-
sem Hause ist schuld daran, daß wir das erst heute 
diskutieren. Ich meine das, wie ich es ausspreche. 
Ich darf daran erinnern, daß wir schon einen Termin 
festgelegt hatten und daß wir ihn infolge des 
schmerzlichen Todes unseres Kollegen Dr. Deist 
verschieben mußten. Wir hatten schon alles vorbe-
reitet, und in jener Situation waren sich alle Be-
teiligten auch darüber im klaren, daß sie bei der 
Debatte den Veränderungen Rechnung tragen müß-
ten. Es sind erhebliche Veränderungen eingetreten 
— wer wollte das bestreiten? —, Veränderungen 
vom Warenexport her und vom Kapitalimport her. 

Die Darstellung der Vergangenheit mag relativ 
leicht sein, obwohl es sich auch hier um eine schwie-
rige intellektuelle Arbeit handelt; aber eine Pro-
gnose ist immer riskant, und ich hoffe, daß sie ris-
kant bleibt und daß wir Menschen nie die Möglich-
keit der Prophetie erhalten. Wenn wir dennoch trotz 
aller Zurückhaltung Prognosen wagen, so selbst-
verständlich deswegen, weil man sich über die mög-
liche Entwicklung Gedanken machen muß. Das We-
sentliche ist aber, daß man seine Vorausschau jeden 
Tag erneut daraufhin überprüft, ob die Annahmen 
noch stimmen. Sie verändern sich jeden Tag. Des-
halb müssen Anpassungen vorgenommen werden. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1964 	6557 

Bundesminister Schmücker 
Lassen Sie mich einige dieser Änderungen erwäh-

nen. Ich sagte schon, daß bei Vorlage des Berichts 
die Exportsituation sich wandelte und die Kapital-
importe uns ziemliches Kopfzerbrechen bereiteten. 
Dann kam aber im weiteren Verlauf die Verlage-
rung des Exports auf Drittländer, und der Kapital-
import nahm weiter zu. Im März setzte der Rück-
gang ein. Die Maßnahmen und die Ankündigungen 
der Bundesregierung hatten ihren ersten Erfolg. 

Ich würde es sehr gut verstehen, wenn man uns 
fragte: Hat es denn überhaupt Zweck, daß man an-
gesichts solcher Entwicklungen eine Vorausschau 
wagt? Ich sage noch einmal: Ja, das ist notwendig; 
aber man muß immer aufs neue überprüfen, ob die 
Grundannahmen noch den Tatsachen entsprechen. 
Das gilt auch für 'die heutige Debatte. Es ist sehr 
nett, die Veränderungen der letzten sechs Monate 
hier zu akzeptieren oder gar Vorwürfe damit zu 
verbinden; aber ich möchte darum bitten, daß nie-
mand sich am heutigen Tage  die  Freiheit nimmt, 
apodiktisch zu behaupten: So oder so wird die Ent-
wicklung sein. Ebensowenig wie wir das im Dezem-
ber exakt sagen konnten, werden wir das heute 
sagen können. Vielmehr können nur Wahrschein-
lichkeitsrechnungen angestellt werden. Deshalb ist 
es auch notwendig, all  das,  was man tun will und 
tun muß, nicht zu überstürzen, mutig zu handeln, 
aber nicht übermütig, eilig, aber nicht voreilig, vor-
sichtig, aber nicht zögerlich, und vor allem alles im 
rechten Maß zu tun. 

Hier setzt die Kritik ein — in den  letzten Wochen 
ist sie nicht abgeklungen —, die Kritik, entweder 
die Bundesregierung habe zuviel oder sie habe zu-
wenig getan. 

Eins ist erstaunlich: wenn Vorschläge gemacht 
werden — jeder macht die Vorschläge, die er für 
richtig hält —, so beklagen sich alle diejenigen, die 
nicht zum Zuge kommen, gemeinsam darüber. Meine 
Damen und Herren, alles kann man sicher nicht tun, 
und das sollten auch diejenigen einsehen, deren 
Vorschläge nicht zum Zuge kommen. Ich möchte 
sagen, daß auch das, was ich Ihnen heute an Maß-
nahmen und an Vorschlägen mitteile, natürlich die-
ser einleitenden Bemerkung unterliegt. Ich habe 
keine Angst vor einem Prestigeverlust; denn man 
muß von zeitgebundenen Wertungen und Urteilen 
immer wieder abrücken können, wenn sich die all-
gemeinen Umstände ändern. Ich habe keineswegs 
Angst davor, das, was ich heute ablehne oder zu-
rückstelle, unter Iden dauernd sich ändernden Ver-
hältnissen morgen als richtig zu akzeptieren. Man 
muß eben diesen dauernden Veränderungen in sei-
ner Betrachtung und vor allem in seiner  Bewertung 
den gebührenden Platz zukommen lassen. 

Nun 'zu einigen grundlegenden Aussagen im 
Wirtschaftsbericht! Unter Ziffer 9 wird gesagt: „Ein-
deutigeZeichen für einen allgemeinen Wiederauf-
schwung 'der Investitionstätigkeit sind fürs erste 
nicht zu sehen". Tatsächlich sind diese Zeichen im 
ersten Vierteljahr 1964 deutlich hervorgetreten. 
Dann weiter: „Von der privaten Nachfrage strahlen 
nur wenig Impulse aus." Sie werden erst jetzt lang-
sam etwas stärker. Man sieht sehr deutlich, daß 

sich die Menschen eben nicht nach mechanischen 
Gesetzen entscheiden. 

In Ziffer 23 wurde dann deutlich gesagt: „Gewisse 
Gefahren .drohen von der Entwicklung im langfristi-
gen Kapitalverkehr". Und: „Von der außenwirt-
schaftlichen Entwicklung drohen der Preisstabilität, 
wenn sich die Annahmen bestätigen, fürs erste keine 
unmittelbaren Gefahren." Nun, ich gebe zu, hier ist 
die Hoffnung enttäuscht worden. Die 'Gefahren 'sind 
sichtbar, sie sind so deutlich sichtbar, daß wir .ge-
handelt haben und noch weitere Maßnahmen werden 
ergreifen müssen. 

Aber in Ziffer 31 wurde rauch schon dargelegt: 

Immerhin sollte der  'wieder steigende Über-
schuß im Warenhandel ,dazu veranlassen, alle 
eventuell auftauchenden Vorschläge, die ge-
wollt oder ungewollt einen exportfördernden 
Effekt haben könnten, besonders kritisch zu 
überprüfen. 

Weiter heißt es: 

Das gleiche gilt umgekehrt für die Einfuhr. Je 
liberaler die Importpolitik 'gehandhabt wird, 
um  so  weniger sind von einer 'verstärkten Aus-
fuhr unerwünschte Rückwirkungen auf die in-
terne Stabilität zu befürchten. 

Das sind Aussagen, die auch heute noch ihre volle 
Gültigkeit haben. Ich 'wiederhole aber: ich habe 
ganz bewußt einige Sätze ,herausgegriffen, die sich 
nicht bewahrheitet 'haben, um darauf aufmerksam 
zu machen, daß es keinen Menschen gibt, der hier 
eine langfristige Vorausschau wagen könnte. 

Meine Damen und Herren, es wurde einige Kritik 
am Wirtschaftsbericht geübt. Die erste und breiteste 
Kritik war die, daß das Lob, das in diesem Wirt-
schaftsbericht — das wurde heute von einem Redner 
vergessen — den  Tarifpartnern gespendet worden 
sei, die Tarifpartner übermütig mache. Ich verstehe 
eine solche Kritik nicht. Ich meine, wenn wir deutlich 
erkennen, daß die maßvolle Tarifpolitik ides  letzten 
Jahres 'wesentlich dazu beigetragen hat, daß es nur 
relativ geringe Preisbewegungen ,gegeben hat, ,dann 
sollten wir das herausstellen. Nicht etwa, um die 
Tarifpartner aufzufordern, nun von diesem Weg ab-
zugehen, sondern um sie zu ermuntern, diesen Weg 
auch weiter zu beschreiten. Ich habe noch nie ge-
hört, daß man  durch ein Lob jemand veranlassen 
könnte, das Gegenteil von dem zu tun, was zu die-
sem Lob geführt hat. 

Ich gebe aber gern zu,  meine Damen und Herren, 
daß die Debatte, die heute in der Öffentlichkeit 
stattfindet, zur Vorsicht mahnt. Ich habe das Kon-
junkturprogramm, das uns der Deutsche Gewerk-
schaftsbund für diese Debatte zur Verfügung gestellt 
hat, heute mittag bekommen. Ich hörte erstmalig 
gestern übend im Rundfunk davon, daß es der Re-
gierung zugestellt sei. Ich hoffte, ich würde es am 
Morgen in der Zeitung lesen. Dort liest man ja 
immer vormittags, was für Briefe man .am Nach-
mittag bekommen wird. Aber die Zeit hat gerade 
noch gelangt, in der Mittagspause dieses Programm 
durchzulesen. Ich sage  Ihnen ganz offen: Darüber 
läßt sich natürlich 'sprechen. Nur eins fehlt darin: 
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der eigene Beitrag, und darauf kommt es an. Nie-
mand soll sagen,  es gehe nur 'um Lohnpolitik, nur um 
Haushaltspolitik, nur um Kapitalverkehrspolitik. 
Meine Damen und Herren, es geht um alles  dies. 

 Jeder muß einen Beitrag leisten, und  wer Vor-
schläge für die anderen macht, der muß auch für 
sich selber Vorschläge machen und Beweise seines 
eigenen guten Willens liefern. 

(Beifall.) 

Dazu fordere ich jeden auf, der Vorschläge machen 
will. 

Das zweite Kapitel sind die Preiserhöhungen, die 
im Jahre 1963 eingetreten sind. Man hat uns ge-
sagt, diese Preiserhöhungen seien auf ein Versagen 
der Bundesregierung zurückzuführen. Darf ich zu-
nächst einmal die Zahlen nennen. Wir hatten 1963 
für das ganze Sozialprodukt eine Erhöhung von 3%, 
für den privaten Verbrauch von 2,7%, für Bauten 
von 5,2% — ich bin der Meinung, hier muß mehr 
getan werden als bisher, so geht die Entwicklung 
nicht —, für andere Anlagen von 1 %. Im einzelnen 
gab es Verschiebungen, besonders bei Dienstleistun-
gen und Mieten. Meine Damen und Herren, man 
muß sich leider mit diesen Zahlen beschäftigen, und 
ich bitte, es mir nachzusehen, wenn ich Ihnen noch 
einige mehr nenne: Die Lebenshaltungskosten sind 
im Jahre 1963 gegenüber dem Vorjahr insgesamt 
um 3,1 % gestiegen, davon Waren 2,5%, Leistun-
gen 5,5 %, Mieten 6,1 %. Durchschlagend waren mit 
6,1 % die Mieten, weil sie ein Gewicht von 9,3% 
haben. Bildung, Unterhaltung und Erholung haben 
eine Steigerung von 4,1 %, Milch und Milcherzeug-
nisse von 9,3 % zu verzeichnen. Dazu beigetragen 
haben ferner die Bekleidung mit 2,4 % Steigerung 
und der öffentliche Verkehr mit 10,1 % , der aller-
dings nicht so durchschlägt, weil er im Gewicht nur 
2,1 % ausmacht. Mildernd sind die Preisbewegungen 
bei Hausrat und bei elektrischen Geräten auf-
getreten. Aber wie sehr gerade die Dienstleistun-
gen durchschlagen, erkennen Sie an folgendem Ver-
gleich: Die Getränke in Gaststätten sind um 2,6 % 
teurer geworden, die Getränke im Hausverbrauch 
um 0,3%. Meine Damen und Herren, jeder von uns 
weiß, daß es dem Gaststätten- und Beherbergungs-
gewerbe keineswegs gut geht. Wir, die wir leider 
soviel reisen müssen, haben einige Bekanntschaft 
mit diesem Gewerbe. Man erkennt, daß hier die 
Dienstleistungen ganz anders durchschlagen als in 
den Bereichen, in denen durch Rationalisierung 
Lohnsteigerungen aufgefangen werden können. 

Meine Damen und Herren, zu diesen Positionen 
muß man einiges sagen. Wir haben zwar schon 
darüber diskutiert. Aber ich muß bei dem Problem 
der Mieten doch die Frage stellen: Sollen die Haus-
besitzer weiterhin den Verlust tragen und soll da-
mit der Wohnungsmarkt weiterhin wenig marktwirt-
schaftlich und ungeordnet bleiben, oder soll etwa 
eine staatliche Subvention gezahlt werden? Bezahlt 
werden muß der Preis auf jeden Fall. Es fragt sich 
nur, wer ihn bezahlt. Ich meine, wir sind dazu ver-
pflichtet, den gerechtesten Weg zu wählen. Natür-
lich ist es auch ärgerlich, daß öffentliche Verkehrs-
mittel teurer werden. Aber, meine Damen und Her-
ren, wenn sich die Tarife nicht erhöhen, dann wer

-

den die Preise eben aus Subventionen, aus Staats-
zuschüssen entrichtet. Wir zahlen sie auch, nur 
schematisch und ungerecht. 

Es hat nach .meiner Meinung wenig Zweck, daß 
man einfach behauptet: Die Bundesregierung hat die 
Schuld, weil in dem Bereich der administrativ ge-
lenkten Preise ,Steilgerungen entstanden sind. Die 

 Lohnsteigerungen lassen sich eben nicht in alien 
Bereichen auffangen. Da heute so viele Menschen 
im Dienstleistungsbereich arbeiten, ist es ganz natür-
lich, daß Lohnbewegungen heute andere Folgen 
haben als zu einer Zeit,  da  es weniger Dienstleistun-
gen gab. 

Ich möchte zur dritten Kritik etwas sagen. Es 
wurde uns gesagt, wir hätten die Preiserhöhung für 
1964 zu niedrig geschätzt. Nun, meine Damen und 
Herren, ich werde Ihnen gleich die Zahlen vorlesen. 
Ich werde ihnen auch sagen, wie wir den Trend 
sehen. Die gegenwärtigen Zahlen entsprechen genau 
dem, was wir gesagt haben. Natürlich wird es er-
heblichere Preissteigerungen geben, wenn die Maß-
nahmen, die notwendig sind, nicht rechtzeitig er-
griffen werden. Wir haben ihnen Maßnahmen vorge-
schlagen, und ich hoffe, daß das Hohe Haus diesen 
Vorschlägen zustimmen wird. 

Die  Entwicklung .ist keineswegs so dramatisch, wie 
sie vielfach dargestellt wird. Wir sehen Gefahren, 
die im Herbst liegen. Wir sollten höllisch aufpassen, 
daß wir von diesen Gefahren nicht überrundet wer-
den. Aber wir sollten nicht ,so tun, als sei jetzt schon 
alles verloren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir haben einen Ausfuhrüberschuß von 650 Millio-
nen DM im Januar, von 910 Millionen DM im 
Februar, von 815 Millionen DM im März, von 767 
Millionen DM im April und von 737 Millionen DM 
im Mai. Würden Sie bitte so gut sein, die Zahlen 
noch einmal zu überlesen. Sie erkennen darin doch 
einen gewissen Trend. Auch muß darauf hinge-
wiesen wenden, daß ,der Überschuß im Vergleich zum 
Vorjahr mehr als doppelt so hoch ist. Im vorigen 
Jahr waren es 1,8 Milliarden DM, in diesem Jahr 
sind wir bei 3,9 Milliarden DM. 

Die Auftragseingänge nehmen erheblich zu. Sie 
liegen im ersten Vierteljahr 1964 um 18% über 
denen des  Vorjahres, im April um 20 % über denen 
des Vorjahres. Seit März stellen wir fest, daß nach 
den Exportsteigerungen neuerdings die Inlandsauf-
träge stark anwachsen. Vielleicht darf ich die  Ziffern 
einmal nennen. Im Januar hatten wir eine Steige-
rung  der  Inlandsaufträge um 12 % und eine Steige-
rung  der Auslandsaufträge um 24 %, im Februar 
eine Steigerung der Inlandsaufträge um 26 %  und 

 eine Steigerung der  Auslandsaufträge um 30 %, im 
März eine Steigerung der Inlandsaufträge um 15% 
und eine Steigerung der Auslandsaufträge um 12 %, 
und im April ,betrug die Steigerung der Inlandsauf-
träge 12 %, die der Auslandsaufsträge 18%. Wir 
haben also einen Exportauftrieb und zusätzlich einen 
Auftrieb der Inlandsaufträge zu verzeichnen. 

Die Ausfuhrzunahme beschränkt sich nicht mehr, 
wie es in den ersten Monaten der Fall war, auf 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1964 	6559 

Bundesminister Schmücker 
Italien und Frankreich, auch nicht mehr auf die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, ja, sie be-
schränkt sich nicht mehr .auf die EFTA, sondern geht 
auch schon in die außereuropäischen Länder. 1963 
betrug die Zunahme der Ausfuhr in  die EWG 21 %, 
in die EFTA-Länder 7% und nach Nordamenika, also 
USA und Kanada, 7%. Von Januar bis April dieses 
Jahres sieht das Bild folgendermaßen aus: Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft ein Plus von 23%, 
EFTA ein Plus von 17% und Vereinigte Staaten 
und Kanada ein Plus von 24%. Bei der letzten 
Ziffer muß ich darauf hinweisen, daß hier einige 
Besonderheiten vorliegen, die die Bedeutung der 
Zahl etwas abmildern. 

Die  Lage des Arbeitsmarktes, meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, ist bekannt. Sie ist stark 
angespannt. Wir haben im Mai fünfmal soviel offene 
Stellen wie Arbeitslose und sind inzwischen bei der 
international unerreichten Arbeitslosenquote von 
0,6% angekommen. Ich weiß, daß angesichts der 
Unterschiedlichkeit der Statistik gewisse Vorbehalte 
gemacht werden müssen, aber ich frage mich bei 
diesen Zahlen, wie sich wohl ein Sozialdemokrat 
aufführen würde, wenn er dem Deutschen Bundestag 
diese Erfolgsmeldung vorlegen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, trotz alledem stellen 
wir fest, daß das Preisniveau bis jetzt noch relativ 
ruhig ist. Alle Preisindizes für Inlandswaren zeigen 
Monat für Monat geringere Erhöhungen gegenüber 
dem Vorjahr als 1963 und 1962. 

(Abg. Illerhaus: Sehr richtig!) 

Ich bin nun versucht, Ihnen diese lange Statistik 
vorzulesen. Ich will mir einige Punkte herausneh-
men. Damit es nicht allzu lange dauert, will ich dar-
auf verzichten, Ihnen die ganze Liste vorzutragen, 
aber ich will sie zu Protokoll geben.*) 

Die Lebenshaltungskosten haben sich im Januar 
1964 im Verhältnis zum Januar des Vorjahres um 
2,6 % erhöht. 1963 betrug die Erhöhung im gleichen 
Monat gegenüber dem Jahr 1962 3,6% und 1962 
im Verhältnis zu 1961 3,5 %. Im Februar dieses Jah-
res betrug die Steigerung der Lebenshaltungskosten 
gegenüber dem Februar des Vorjahres 1,5%, im 
vorigen Jahr betrug die entsprechende Steigerung 
gegenüber dem Februar 1962 4,7 % und im Jahre 
1962 gegenüber 1961 3,5%. Für den Monat März 
betrugen die entsprechenden Erhöhungen in diesem 
Jahr 1,3 %, 1963 4,4% und im Jahre 1962 3,8 %, im 
April in diesem Jahr 1,6%, 1963 3,6% und 1962 
4,6%. 

Dasselbe Bild zeigt sich bei den Einzelhandels-
preisen, bei den industriellen Erzeugerpreisen, bei 
den landwirtschaftlichen Preisen. Es zeigt sich leider 
nicht auf dem Baumarkt. Dort sind die Ziffern un-
günstiger. 

Unsere Lage ist also im internationalen Vergleich 
nach wie vor gut. Trotzdem erkennen wir die Ge-
fahren genau, gegen die wir uns wenden müssen. 
Es ist uns gesagt worden, wir sollten bei all dem, 
was wir tun, in Betracht ziehen, was in den Nachbar- 

*) Siehe Anlage 4 

ländern geschieht. Nun, ich kann es mir nicht ver-
sagen, die Ziffern zum Vergleich heranzuziehen. In 
der Bundesrepublik hatten wir im März dieses Jah-
res — und das ist eine sehr günstige Ziffer; Sie dür-
fen sie nicht verabsolutieren — eine Steigerung der 
Verbraucherpreise gegenüber dem März des Vor-
jahres von 1,3%. In Frankreich beträgt die Ziffer 
3,9%. Allerdings müssen wir hier vorsichtig sein, 
denn wir haben es bei Frankreich mit einem Land 
zu tun, das staatlich kontrollierte Preise hat. Be-
kanntlich kann man Preise nicht kontrollieren; sie 
suchen sich dann anderweitig Luft. In den Nieder-
landen beträgt die Plusziffer 3,8 %, in Italien 5,2 %, 
in der Schweiz 3,2%, in Osterreich 2,9% und in 
Schweden ebenfalls 2,9 %. Nur in den Vereinigten 
Staaten von Amerika waren die Preise stabiler als 
in der Bundesrepublik. Meine Damen und Herren, 
das sind die Vorteile eines großen Marktes, den wir 
ja auch anstreben. Das ist der Vorteil einer durch-
rationalisierten Wirtschaft, und das ist auch der 
Vorteil einer vernünftigen Lagerhaltung, die selbst 
im privaten Bereich betrieben wird. Ich glaube gar 
nicht so sehr daran, daß die in den Vereinigten 
Staaten vorhandene Arbeitslosigkeit — wie einige 
sagen — ein Vorteil ist. Es gefällt mir in diesem 
Zusammenhang gar nicht, von „Vorteil" zu reden; 
darüber hinaus ist die Arbeitslosigkeit dort regional, 
also strukturell bzw. sie ist seltsamerweise jahr-
gangsmäßig gebunden und zwar an Bereiche, in 
denen die Ausbildungsmöglichkeiten nicht ausrei-
chen. Sie hat mit der wirtschaftlichen Lage nach mei-
ner Meinung nur sekundär etwas zu tun. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Iller-
haus? 

Illerhaus (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, bei 
der Schilderung dieser Lage hätte ich eine Frage an 
Sie. Sind Sie nicht auch der Meinung, daß es bei 
dieser wirtschaftlichen Lage in Deutschland unver-
antwortlich ist, wenn man in der Öffentlichkeit und 
in Publikationsorganen von einer „schleichenden 
Inflation" spricht? 

(Zurufe von der SPD: Das steht ja dm 
Bericht!) 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Kollege, ich warne ja davor, daß man die Dinge 
durch übertreibende Parolen gefährdet. Ich bin da-
für, daß man sich maßvoll ausdrückt. Angesichts der 
gegenwärtigen Lage ist das sicherlich eine maßlose 
Übertreibung. Ich möchte aber mit der Darstellung 
der gegenwärtigen Situation die Gefahren keines-
wegs bagatellisieren, vor denen wir stehen. 

(Abg. Illerhaus: Einverstanden!) 

Die Gefahr der kommenden Monate besteht in der 
Tat darin, daß der Exportboom durch eine starke 
Inlandsnachfrage nach Investitionsgütern noch über-
lagert wird. Das wird unsere Kapazitäten sehr bald 
völlig auslasten, und bei dem Engpaß am Arbeits-
markt — Sie wissen, daß hier keine großen Chan-
cen bestehen; ich will über das Problem der Gast-
arbeiter gar nicht sprechen — ist doch zu befürch- 
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ten, daß alle die Unartigkeiten, die wir kennen, wie-
der aufleben. Außerdem ist es so, daß über die 
Tariflöhne für 8 Millionen Arbeitnehmer neu ver-
handelt werden muß. Die Folge dieser Entwicklung 
können, wenn sie übertrieben ausgenützt wird, na-
türlich Preiserhöhungen sein. Es ist mein Bemühen 
und das Bemühen der Bundesregierung — und ich 
bitte dabei um Ihre Unterstützung —, diesen Gefah-
ren zu begegnen. 

Meine Damen und Herren, ich habe von den künf-
tigen Gefahren gesprochen. Selbstverständlich ist es 
die Aufgabe der Konjunkturpolitik, vorbeugend tä-
tig zu werden. Wir müssen jetzt handeln, damit spä-
tere Eingriffe nicht zu brutal und nicht zu unge-
zielt ausfallen. Je rechtzeitiger man handelt, um so 
einfacher können die  Maßnahmen sein. Wir haben 
in der Bundesrepublik ein leidlich gutes Instrumen-
tarium, das sicherlich noch ausgeweitet werden muß, 
und von diesem leidlich guten Instrumentarium ha-
ben wir Gebrauch gemacht und werden wir weiter-
hin Gebrauch machen. Wir möchten klare Maßnah-
men durchführen und uns nicht verzetteln. 

Wenn nun aber immer wieder Maßnahmen ge-
fordert werden, dann hört man die Meinung her-
aus, die Regierung sei in der Lage, mit dirigisti-
schen, zwangswirtschaftlichen Maßnahmen und Ge-
setzen etwas durchzusetzen. Einige tun so, als hät-
ten wir keine freiheitliche, marktwirtschaftliche 
Wirtschaftsordnung. 

(Abg. Illerhaus: Sehr richtig!) 

Man sollte keine Forderungen stellen, die diese 
Wirtschaftsordnung in Gefahr bringen. Dann soll-
ten wir lieber von dem viel verlachten Mittel der 
„Seelenmassage" Gebrauch machen. Dieser Aus-
druck ist ja in sich schon eine Satire, eine Ironie; 
ich weiß das wohl. Aber was wird denn damit ange-
sprochen? In der Demokratie müssen wir doch mit-
einander reden. Wir müssen mit den Verbänden 
sprechen, mit den Tarifpartnern, mit den Unterneh-
mern. Wir müssen doch versuchen, den anderen 
durch unsere Argumente zu überzeugen, nicht durch 
Befehle, zu denen wir nach den gesetzlichen Mög-
lichkeiten nicht berechtigt sind und darüber hinaus 
nach unseren politischen Vorstellungen auch keine 
Berechtigung haben wollen. Wir möchten doch un-
sere freiheitliche Ordnung bewahren. Wir möchten 
nicht, daß Löhne und Preise — wie das in einigen 
Ländern, die sich auch freiheitlich nennen, der Fall 
ist — durch Befehle festgelegt werden, ganz davon 
abgesehen, daß das gar nicht geht; denn der Staat, 
der Löhne und Preise festlegt, kann sich nur dann 
durchsetzen, wenn er zufällig die Marktlage trifft. 
Trifft er zufällig die Marktlage, brauchte er auch 
keinen Befehl zu erlassen, dann erledigt sich alles 
von selber. Trifft er sie nicht, so tun die Menschen 
auch das, was Sie wollen. Das haben wir doch alles 
hinter uns, das haben wir doch alles gehabt. Es 
bleibt also nichts anderes übrig, als fortgesetzt das 
Gespräch zu suchen und sich zu bemühen, den 
anderen zu überzeugen, und sich selbst zu bemühen, 
zuzuhören, um aus Anregungen zu lernen. 

Sicherlich ist es richtig, daß der Staat mit gutem 
Beispiel vorangehen muß. Er muß bei all dem, was 
er seinen Bürgern zumutet, darauf verweisen kön

-

nen, daß er das in seiner unmittelbaren Macht 
Stehende getan hat. Ich spreche mit diesem Satz Sie, 
meine Damen und Herren, das Parlament, und die 
Regierung an. Wir können mit unseren Forderun-
gen nicht alles verlangen und gleichzeitig sagen, 
wir dürfen die Verteidigung nicht einschränken, 
nicht die Sozialleistungen, nicht die Subventionen, 
nicht den Straßenbau, den Wohnungsbau usw., um 
zum Schluß zu sagen: Die anderen müssen es tun! 
So geht es nicht. Die Methode „Heiliger St. Florian" 
hat sich noch niemals bewährt. Es kommt darauf an, 
daß wir selber handeln, auch wenn wir erkennen, 
daß die heutigen Gefahren im wesentlichen aus den 
Nachbarländern zu uns herüberspielen. Wir müssen 
die europäischen und die Gemeinschaftseinrichtun-
gen ausnutzen, um dort für eine gemeinsame Kon-
junkturpolitik zu werben, so, wie wir es in den 
letzten Monaten mit Erfolg getan haben. 

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft ist die 
wichtigste Stätte dieser wirtschaftspolitischen Aus-
sprache. Am 24. Februar 1964 hat die Bundesregie-
rung einen Vorschlag zur Stärkung der konjunktur-
politischen Zusammenarbeit gemacht. Dieser Vor-
schlag ist für meine Begriffe sehr schnell akzeptiert 
und realisiert worden; denn bereits am 14. April 
1964 ist dieses Stabilisierungsprogramm, das auf 
deutsche Anregung entstanden ist, einstimmig an-
genommen und mit einer allgemeinen Empfehlung 
für alle und einer besonderen Empfehlung für ein-
zelne Länder, speziell Italien, aber auch für die 
Bundesrepublik weitergeleitet worden. Der Kern-
satz der Empfehlung an die Bundesrepublik heißt, 
sie möge die bisherige Politik fortsetzen; sie möge 
darüber hinaus dafür sorgen, daß eine Erleichterung 
der Einfuhr eintritt. Es wurde ihr empfohlen, so, wie 
sie begonnen hat, die Begrenzung der Haushalts-
ausgaben in diesem Jahr ebenfalls durchzuführen 
und keine Änderung der Kreditpolitik anzustreben. 

Die Bundesregierung hat entsprechend der Auf-
forderung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
einen Bericht verfaßt. Er wird in den entsprechen-
den Gremien in der nächsten Zeit zur Debatte ste-
hen. Ich möchte aber an dieser Stelle noch einmal 
auf die Bemerkung des Herrn Kollegen Möller zu-
rückkommen und sagen, daß wir alles tun müssen 
— ich sage das in Übereinstimmung mit Ihnen —, 
um den Wirtschaftsraum zu vergrößern, um in 
einem größeren Wirtschaftsraum zu arbeiten; denn 
die Enge der nationalen Wirtschaftsräume ist eine 
der Hauptursachen für die Schwierigkeiten, mit 
denen es die einzelnen Länder zu tun haben. Dar-
um sagte ich vorhin schon, daß die Wirtschaftspoli-
tik den Amerikanern leichter fällt als uns in den 
zersplitterten Staaten. Sie verfügen über einen grö-
ßeren Wirtschaftsraum, der leichter in der Lage ist, 
Spannungen auszugleichen. Es ist darum eine auch 
wirtschaftspolitisch wichtige Aufgabe, dafür zu sor-
gen, daß die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 
vollendet wird. Die Wirtschaft ist der staatsrecht-
lichen Entwicklung etwas davongelaufen, und vie-
les, was wirtschaftlich notwendig ist, kann man erst 
durchführen, wenn die staatsrechtliche Entwicklung 
nachgekommen ist. 

Aber nicht nur die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft ist wichtig. Sie werden vielleicht erstaunt 
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sein, wenn ich in diesem Zusammenhang auf die 
OECD hinweise. Die OECD stellt eine Verbindung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit den 
EFTA-Ländern und darüber hinaus mit den Ver-
einigten Staaten dar. Hier  in  diesem Kreise sind 
wirtschaftspolitische Debatten und Abstimmungen 
möglich, zu denen die  Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft nicht in der Lage ist. Herr Kollege Möl-
ler, Sie beklagen sich darüber, daß zuwenig Mate-
rial aus den anderen Ländern vorgelegt wird. Ich 
war ein wenig enttäuscht über einen solchen Vor-
wurf; denn nach der Tagung der OECD habe ich 
sofort den  Wirtschaftsbericht der OECD, der eine 
Darstellung der Lage der Mitgliedsländer in  her-
vorragender Form bringt, allen Fraktionen und auch 
den Mitgliedern der wirtschaftspolitisch interessier-
ten Ausschüsse zugestellt. Andere Berichte liegen 
zur Zeit nicht vor. Ich werde mich bemühen, diese 
Methode fortzusetzen und das internationale Mate-
rial den Kollegen, die wirtschaftspolitisch inter-
essiert sind, zur Verfügung zu stellen. 

Über die Bemühungen in der OECD hinaus haben 
wir eine Reihe von bilateralen Gesprächen im Rah-
men des deutsch-französischen Vertrages geführt. 
Wir hatten mit den Italienern, mit den Engländern 
Gespräche gehabt. Ich war in Dänemark, wir haben 
mit den Schweden und den Norwegern Verhandlun-
gen, und vor der Tür steht nun ein Gespräch mit 
den wirtschaftspolitisch verantwortlichen Herren 
aus Benelux. 

Meine Damen und Herren, ich möchte schon jetzt, 
obwohl es an dieser Stelle etwas verfrüht ist, auf 
die Arbeit hinweisen, die in der sogenannten Zeh-
nergruppe geleistet wird, wo die Währungspro-
bleme weltweit zur Debatte stehen: Wie sollen 
Defizite finanziert werden? Wieviel internationale 
Liquidität soll und darf es ohne Inflation geben? 
Wir Deutschen haben Vorschläge gemacht, und ich 
verspreche mir, daß auf der Konferenz in Tokio, die 
im Herbst stattfindet, grundlegende Beschlüsse ge-
faßt werden. 

Nun darf ich zu den Maßnahmen +im eigenen 
Lande kommen. Das Kernstück unserer Maßnahmen 
ist die Haushaltspolitik. Der Herr Bundesfinanzmi-
nister wird nachher das Wort ergreifen. Ich brauche 
mich nur auf die  Erwähnung zu beschränken und 
darauf hinzuweisen, daß es in der Tat eine große 
Leistung ist, den Haushalt hart zu begrenzen. Wir 
haben uns vor drei Jahren erstmalig bemüht. Sie 
wissen, aus welchen Gründen — ich nenne das 
Stichwort „Nassau" — wir nicht zum Zuge gekom-
men sind. Im letzten Jahr sind wir ein gutes Stück 
weitergekommen, und in diesem Jahr haben wir 
Ihnen einen Vorschlag gemacht — er ist auf dem 
Wege zu den gesetzgebenden Körperschaften — 
über 64,3 Milliarden DM. 

Es bleibt das große Problem, wenn ich diese Fra-
gen in Brüssel bespreche, inwieweit die deutsche 
Vertretung für alle öffentlichen Hände sprechen 
kann. Wir können ja immer nur für den Bund als 
oberstes Organ, wenn ich so sagen darf, sprechen, 
nicht aber für die Länder und Gemeinden. In der 
letzten Besprechung, die 'der Herr Bundeskanzler 
mit den Ministerpräsidenten hatte, hat er von den 

Ländern die Zusage bekommen, daß auch sie sich 
im Rahmen der Richtlinien der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft etatpolitisch verhalten wollen. 
Sie haben weiterhin zugesagt, daß sie mit ihren 
Großgemeinden 'sprechen wollen, um Entsprechen-
des zu erreichen. 

Herr Kollege Starke hat einen Vorschlag aufge-
nommen, der in der Länderwirtschaftsministerkon-
ferenz in Berlin — vor zwei Monaten war es, glaube 
ich — diskutiert worden ist. Es ist doch irgendwie 
ein Witz, daß wir innerhalb der EWG zwischen den 
sechs beteiligten Ländern einen Konjukturausschuß 
haben und uns freiwillig beschränken, aber inner-
halb der Bundesrepublik eine solche Einrichtung 
nicht haben. Sicherlich, verfassungsmäßig haben wir 
keine Grundlagen. Aber dann sollten wir den Weg 
eines freiwilligen Ausschusses gehen. Es scheint ein 
Widerspruch zu sein, daß man so etwas auf inter-
nationaler Ebene durchsetzen kann, aber nicht auf 
nationaler Ebene. 

Das Zweite in der Aufzählung der Maßnahmen 
ist 'unter dem Stichwort der antizyklischen Fiskal-
politik zu nennen. Ich darf auf die Anlage zum Nach-
trag verweisen und sagen, daß nach den Grund-
sätzen, die der Bundesfinanzminister und der Wirt-
schaftsminister erarbeitet haben, eine Vorlage ent-
steht. Aber schon jetzt ist der § 7 des Haushalts-
gesetzes neu gefaßt worden. Die Regierung kann aus 
konjunkturpolitischen Gründen bestimmte Ausgaben 
verweigern. Es wird notwendig sein,  die  hier oft 
diskutierten mehrjährigen Investitionspläne für 
Bahn, Post, Straßenbau, Deichbau und Küstenschutz 
durchzuführen, wie man ja auch den Grünen Plan 
als mehrjährigen Investitionsplan !ansehen muß. An 
ihm kann man erkennen, 'daß auch mehrjährige 
Pläne nicht .schon deswegen gut sind, weil sie mehr-
jährig sind. Auch bei mehrjährigen Plänen muß man 
sich immer wieder anpassen. 

In dieser antizyklischen Fiskalpolitik wird es na-
türlich notwendig sein, Sperrmöglichkeiten gegen 
eine Überkonjunktur und Vorratsprojekte gegen 
eine Depression zu haben. Ich erinnere an die kon-
junkturellen Möglichkeiten bei der  Abschreibung 
und darf die  Steuersenkung, zu der der Herr Bun-
desfinanzminister das Wort ergreifen wind, auch nur 
der Aufzählung wegen erwähnen. Ich erinnere daran, 
daß es nicht leicht war, die Richtigkeit dieser Pläne 
in  der  EWG anerkannt zu erhalten. Aber man hat 
uns die Anerkennung nicht versagt, als man unsere 
Begründung hörte und sie für richtig befand. 

Im Bereich des  Geld- und Kapitalverkehrs sind, 
wie Sie wissen, 'schon die Maßnahmen der  Bundes-
bank in Kraft. Ich brauche sie nicht im einzelnen 
aufzuzählen. Der Erfolg ist da. Wir 'haben vom 
Januar bis Mitte Juni 1964 fast  2 Milliarden .ins 
Ausland exportiert. Dann kam die Ankündigung 
der Bundesregierung am 23. März: Abschaffung der 
Wertpapiersteuer, Ausdehnung der  Kapitalertrag-
steuer auf Anleihezinsen. Auch darüber ist sehr 
viel 'diskutiert worden. Es ist die Behauptung auf-
gestellt worden, dieses Gesetz sei nach internatio-
naler Rechtsauffassung diskriminierend. Ich bin nicht 
dieser Auffasung. Denn man kann Steuern jederzeit 
ändern. Eine Steuerfreiheit ist nie versprochen wor- 
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den. Im übrigen trifft diese Maßnahme nur Steuer-
hinterzieher, und ich glaube, auf die Dauer ist es 
unzweckmäßig, es in einem durch Handelsverkehr 
verbundenen Kreis zuzulassen, daß aus steuerlichen 
Gründen die  Gelder von einem in ein anderes Land 
gehen. Ich erinnere nur daran, welche Debatten wir 
hier über die Flucht deutschen Kapitals in das 
Tessin oder in andere Gegenden geführt haben. 

Auf jeden Fall ist der Erfolg dieser Ankündigung 
eingetreten. Wir haben starke Kapitalabflüsse zu 
verzeichnen gehabt. Allein im April wurden 387 Mil-
lionen langfristiges Kapital exportiert, und die De-
visenbilanz schließt im April mit einem Verlust von 
607 Millionen DM ab. Auch im Mai sind die Ziffern 
noch defizitär. Wenn Sie das bei dem hohen Aktiv-
saldo in der Handelsbilanz berücksichtigen, kann 
man doch nicht bestreiten, daß, fast über die Erwar-
tung hinaus, zumindest aber in großem Umfange, 
das eingetreten ist, was mit den Maßnahmen erzielt 
werden sollte. Ich muß aber darauf hinweisen, daß 
wir nicht damit rechnen können, daß die Devisen-
bilanz weiterhin passiv bleibt. Die letzten Meldun-
gen weisen darauf hin, daß wir im Juni mit einem 
beträchtlichen Zufluß zu rechnen haben. Wir können 
also annehmen — und das ist wichtig für die Er-
kennung des Trends —, daß im Juni das Devisen-
defizit abgebaut wird und wir wieder in ein Plus 
kommen. 

Sehr stark ist, vor allen Dingen von Herrn Kolle-
gen Starke, die Kapitalmarktseite betont worden. Ich 
will das in keiner Weise schmälern; aber ich habe 
immer wieder den Eindruck, daß diejenigen, die 
etwas mit dem Kapitalmarkt zu tun haben, bevor-
zugt auf die güterwirtschaftliche Seite hinweisen, 
und diejenigen, die in der Güterwirtschaft stehen, 
sagen: Ihr müßt über den Kapitalmarkt eingreifen. 
In allen Bereichen muß richtig reagiert, richtig ge-
handelt werden. 

Ich darf nun zur güterwirtschaftlichen Seite etwas 
sagen. Die Bundesregierung hat zu keinem Zeit-
punkt daran gedacht, eine Exportdrosselung vorzu-
nehmen. Das ist uns auch im Gutachten oder in der 
Empfehlung des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
vorgeworfen worden. Ich möchte aber ausdrücklich 
betonen, daß wir es ablehnen, eine Exportsteigerung 
und eine Exportförderung durchzuführen. Es scheint 
uns jedoch im gegenwärtigen Augenblick nicht rich-
tig zu sein, schon oder überhaupt eine Exportdämp-
fung vorzunehmen; denn der deutsche Export in die 
anderen europäischen Länder mit seinen stabilen 
Preisen hilft doch, den inflationären Trend in den 
Nachbarstaaten zu bremsen. Die Waren werden in 
verstärktem Umfange bei uns gekauft, weil sie bil-
liger sind als dort. Würden wir sie nicht aus unseren 
Grenzen herauslassen, dann würde die Bremswir-
kung nicht eintreten. Ich brauche nur darauf hinzu-
weisen, daß wir uns umgekehrt bemühen, das in-
ländische Angebot anzureichern. 

Ich möchte betonen, daß der deutsche Export 
gegenüber Drittländern noch ausbaufähig ist und 
daß die Notwendigkeit besteht, hier sehr sorgsam 
die Entwicklung zu beachten. Unser Exportüber-
schuß, der zwar gegenüber Drittländern zunimmt, 
muß zu der Außenhandelsbilanz der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft in Beziehung gesetzt wer-
den. Diese Außenhandelsbilanz ist sehr schlecht. 
Würden wir unseren Export bremsen, würde diese 
Außenhandelsbilanz, die ja in wenigen Jahren un-
sere gemeinsame Außenhandelsbilanz sein wird, 
also noch weiter verschlechtert werden. Aus diesen 
Überlegungen heraus glaubte die Regierung, Ihnen 
eine Exportdrosselung nicht vorschlagen zu sollen. 

Dagegen sind wir der Meinung, daß man erheb-
liche Anstrengungen machen sollte, die Importe zu 
steigern. Zu diesem Vorhaben gibt es in der öffent-
lichen Diskussion im wesentlichen drei Vorschläge. 
Der erste Vorschlag ist die Aufwertung oder die 
Einführung eines flexiblen Wechselkurses. Der 
zweite Vorschlag ist die Änderung der Umsatzsteuer 
im grenzüberschreitenden Verkehr. Der dritte Vor-
schlag betrifft die Zollsenkungen. 

Lassen Sie mich zu der Frage des Wechselkurses 
ein klärendes Wort sagen! Jede Spekulation auf 
eine Aufwertung, in welcher Form auch immer, geht 
an  den  Realitäten und an dem erklärten politischen 
Willen der Bundesregierung vorbei. Ich brauche in-
soweit lediglich auf die erneuten, ganz eindeutigen 
Erklärungen des  Herrn Bundeskanzlers zu verwei-
s en. 

Allerdings gibt es in der internationalen Wäh-
rungsordnung Probleme, die  außerordentlich wich-
tig sind und über die man jetzt erfreulicherweise 
ernsthaft diskutiert. Die Bundesregierung 'beteiligt 
sich intensiv an den Beratungen über eine Verbesse-
rung  der  internationalen Währungsordnung. Sie 
drängt hierbei insbesondere darauf,daß die Ver-
pflichtungen der  nationalen Regierungen, währungs-
politisch Disziplin zu üben, d. h. Preisstabilität zu 
wahren, verstärkt werden. Diese Erörterungen fin-
den seit der letzten Jahrestagung des Internatio-
nalen Währungsfonds in  der  sogenannten Zehner-
gruppe statt. 

Es ist aber einfach unverständlich, daß man jedes 
Wort oder jede Äußerung über diesen Fragenkreis 
sofort als eine mögliche Änderung in der Haltung 
der Bundesregierung zur konkreten Frage des deut-
schen Wechselkurses mißdeutet und hiervon aus-
gehend aufgeregte Spekulationen anstellt. Es ist an 

 der Zeit, mit diesen Spekulationen Schluß zu ma-
chen. Ich meine, es ist an der  Zeit, das langfristige 
Währungsproblem, ohne daß Menschen dadurch 
allergisch werden, offen und freimütig zu diskutie-
ren. 

Ich möchte den zweiten Weg ganz kurz behan-
deln. Es  ist ja ein Weg, der sehr viel Sympathie 
bei der Sozialdemokratie findet. Es ist der Vor-
schlag, die  Umsatzsteuer im 'grenzüberschreitenden 
Verkehr konjunkturpolitisch einzusetzen. Meine Da-
men und Herren, ich habe vorhin ausdrücklich !ge-
sagt, daß man alles das, was man zu diesen ein-
zelnen Möglichkeiten ausführen kann, immer wieder 
mit den gegenwärtigen Verhältnissen konfrontieren 
muß. Ich will durchaus zugeben, daß es einen Zeit-
punkt geben kann, zu dem es notwendig ist, über 
diese Frage zu sprechen. Gegenwärtig, meinen wir, 
besteht aber nicht das Bedürfnis, besteht vor allen 
Dingen nicht das Bedürfnis zu einer solchen Ermäch- 
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tigung. Ich möchte zu dem Problem als solchem sa-
gen: wir meinen, daß es unzweckmäßig ist, mit  der 

 Umsatzsteuer zu hantieren, weil damit das höhere 
Ziel der Harmonisierung gefährdet werden könnte, 
ganz abgesehen davon — ich ,glaube, der Kollege 
Schmidt sagte es —, daß das eine getarnte Aufwer-
tung werden könnte. 

Ich meine, wir sollten uns bemühen, das, was wir 
zur Zeit konzunkturpolitisch tun müssen, mit den 
übrigen, weiterreichenden Plänen in Übereinstim-
mung zu bringen. Das wäre bei der Umsatzsteuer 
nicht möglich; denn hier ist der weiterreichende 
Plan die Harmonisierung. Ich glaube nicht, daß eine 
Harmonisierung Sinn hat, wenn die Länder die Um-
satzsteuer nachher konjunkturpolitisch unterschied-
lich handhaben. 

Anders ist es mit  den  Zollmaßnahmen. Die Zölle, 
mindestens in  der  Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, aber hoffentlich bald darüber hinaus, sollen 
ohnehin auf Null reduziert werden. Da ist ,es doch 
besser, wenn man  den  gleichen  oder ähnlichen güter-
wirtschaftlichen Effekt erzielen kann, man geht die-
sen Weg. So hat die Bundesregierung im Wege der 
Suspendierung die  Zollsenkung vorgezogen: eine 
Zollsenkung, die den Termin vom 1. Januar 1965 
ohne Ausnahmeliste vorzieht, und den Termin vom 
1. Januar 19,66 mit Ausnahmeliste. Ich möchte aus-
drücklich auch hier erklären, daß wir, wenn sich her-
ausstellen sollte, daß in einzelnen Bereichen Gefah-
ren auftreten, von  den  durch die Suspendierung 
gegebenen Möglichkeiten Gebrauch machen und die 
Zollermäßigung in der  betroffenen  Position zurück-
nehmen werden. 

Weiter möchte ich darauf hinweisen, daß die Bun-
desregierung willens ist, das bereits vorbespro-
chene Struktur- und Sanierungsprogramm Baum-
wolle und Wolle durchzuführen und auch in an-
deren Bereichen — ich nenne nur das Stichwort 
Leder — ähnliche Programme ins Leben zu rufen. 
Mit Zollrücksichten ist den Bereichen, die in Schwie-
rigkeiten gekommen sind, nicht zu helfen. 

Ich darf aber an dieser Stelle, da einige po-
lemische Bemerkungen gefallen sind, den Außen-
handelsausschuß ausdrücklich für den heißen und 
fairen Kampf in dieser Sache danken. Ich bedanke 
mich auch bei den Kolleginnen und Kollegen von 
der Sozialdemokratie, die mich in dieser Frage un-
terstützt haben. Diese Zollsenkungen sollen Preis-
steigerungen auffangen, die im Ausland aufgetre-
ten sind. Schon von dieser Begründung her, meine 
ich, läßt sich eine erhebliche Bedrohung für einzelne 
Industriezweige überhaupt nicht konstruieren. Ich 
gebe eher denen Gehör, die fragen, ob diese Maß-
nahme ausreicht. Immerhin wird durch sie ein Preis-
druck von etwa 3,5% bis 4 % bei den betroffenen 
Waren erzeugt. Darüber hinaus haben wir die Ab-
sicht, in der Kennedy-Runde noch einiges mehr zu 
tun. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß die Ausnahme-
liste, die so erhebliche Kritik gefunden hat, von mir 
von Anfang an gewollt gewesen ist. Es war unmög-
lich, die Ausnahmeliste sofort vorzulegen; denn 
dann hätte sie sich ausgeweitet, wie Sie wissen, und 
es hätte kein Halten mehr gegeben. 

Natürlich wäre es einfacher gewesen, den Weg 
des geringsten Widerstandes zu gehen und uns nicht 
um die Situation in den einzelnen Bereichen zu 
kümmern. Aber, meine Damen und Herren, das 
wäre keine Politik mehr. Es kommt doch darauf an, 
auf die differenzierten Verhältnisse der Wirtschaft 
Rücksicht zu nehmen. 

Das ist geschehen. Das ist in einem Ausmaß ge-
schehen, daß ich der jetzt gefundenen Lösung gern 
zustimme und mich freuen würde, wenn das Hohe 
Haus dieser Lösung ebenfalls die Zustimmung gäbe. 
Diese Maßnahme soll übrigens ein Auftakt sein für 
den Versuch, in der Kennedy-Runde schneller vor-
anzukommen. Meine Damen und Herren, die 
Kennedy-Runde ist sicherlich aus anderen Motiven 
entstanden. Es sollte das wirtschaftliche Verhältnis 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft aufgebessert wer-
den. Inzwischen aber hat die Kennedy-Runde eine 
neue Bedeutung bekommen; denn über die Zoll-
senkungen wird es möglich sein, in allen Ländern 
eine bessere Stabilisierungspolitik zu betreiben. 

Als wir den Vorschlag machten, die EWG-Binnen-
zölle zu senken, haben die Vertreter anderer Län-
der gesagt, wir seien gute und nette Europäer, weil 
sie glaubten, 'ihre Waren nun leichter loswerden zu 
können. Ich habe sofort geantwortet: Auf dieses 
Konto geht das nicht, denn wir wollen unser inlän-
disches Angebot anreichern; ihr solltet euch jetzt 
fragen, ob ihr die Exporte überhaupt verkraften 
könnt. Es ist zu bezweifeln, daß das in allen Berei-
chen möglich ist. Wenn es nicht möglich ist, dann 
müssen wir zur Anreicherung des güterwirtschaft-
lichen Angebots eben gegenüber den Drittländern 
die Schleusen weiter öffnen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich hoffe, meine Damen und Herren, daß sich diese 
Argumentation in Brüssel — wenn auch der Herr 
Bundeskanzler einige Skepsis geäußert hat —, wenn 
nicht von heute auf morgen, so dach langsam und 
sicher durchsetzt. 

Wenn man  nämlich — ich habe das in Genf ausge-
führt — Zölle ermäßigt, so ist das nicht etwa eine 
Vorleistung oder ein Zugeständnis. Vielmehr sind 
Zollermäßigungen einfach eine Maßnahme, um das 
eigene Warenangebot anzureichern. Man sollte also 
hier nicht mit alten Begriffen arbeiten, die der Wirk-
lichkeit nicht mehr entsprechen. 

Im übrigen aber, meine Damen und Herren, 
könnte man fast sagen: Wenn es nur Zölle gäbe auf 
der Welt, wie schön wäre das! Die eigentlichen 
Wettbewerbsverfälschungen liegen ganz woanders. 
Sie hegen bei den Subventionen, sie liegen bei den 
Steuerbestimmungen, bei Anti-Dumpinggesetzen, bei 
Kontingenten, bei Zollberechnungsverfahren, und sie 
liegen in der Administration, die ,die einzelnen Ge-
setze in den einzelnen Ländern unterschiedlich an-
wendet. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wenn es möglich wäre, die  Zölle als einziges Mittel 
der internationalen Handelspolitik zu haben und all 
das andere vom Tisch zu wischen, wäre das eine 
herrliche Sache,  
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Wir freuen uns, daß es uns  immerhin gelungen 

ist, in der Kennedy-Runde die übrigen Wettbewerbs-
verzerrungen auf die Tagesordnung zu bringen. Wir 
wollen die diskriminierenden Bestimmungen, die  die 

 einzelnen Länder erfunden haben und die sie mit 
 einer erstaunlichen Weisheit und Akribie hand-

haben, zur Debatte stellen. Wir hoffen, daß es auf 
dem Wege über die Beseitigung der Wettbewerbs-
verzerrungen möglich sein wird, den Welthandel im 
Sinne der Verbesserung der weltweiten Arbeits-
teilung zu beflügeln. Es wird notwendig sein, noch 
sehr viele Gespräche zu führen. Wie ich vorhin an 
dem Beispiel der Binnenzollsenkung zeigte, steht 
jeder dem Problem je nach seiner Interessenlage 
anders gegenüber. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich zur Bewer-
tung der Maßnahmen komme, möchte ich noch ein 
paar Bemerkungen über die Notwendigkeit einer 
Strukturpolitik machen. Ich erwähnte sie bereits im 
Zusammenhang mit Baumwolle, Wolle und Leder. 
Ich meine, wir sollten die Strukturpolitik auch als 
regionale Strukturpolitik verstärken. Das können 
wir nur in Zusammenarbeit mit den Ländern. 

Heute morgen war ich Zeuge eines Zwiegesprächs 
zwischen Herrn Wehner und Herrn Seebohm, und 
ich hatte mir vorgenommen, jetzt darauf zurückzu-
kommen. Herr Wehner, wir müssen nicht nur in den 
Zonenrandgebieten — aber besonders dort —, son-
dern in allen strukturschwachen Gebieten die  Reser-
ven erschließen, die uns fehlen und die wir .ander-
weitig nicht finden können. Aber nicht nur von 
der herben Frage des Arbeitsmarktes her, sondern, 
wie ich meine, auch von dem Problem ,der gleichen 
Lebensmöglichkeiten in der Bundesrepublik her, die 
zu schaffen wir nach dem Grundgesetz gehalten sind! 
Wir müssen die Wirtschaftsstruktur verbessern. Die 
Bundesregierung hat daher auch bei aller Notwen-
digkeit, etatpolitisch kurz zu treten, die Mittel für 
diese Aufgabe nicht gekürzt, sondern sie wird sich 
bemühen, zusammen mit den Ländern die regionale 
Strukturpolitik voranzutreiben; denn je besser die 
Wirtschaftsstruktur ist, um so geringer ist die Not-
wendigkeit, mit konjunkturpolitischen Maßnahmen 
einzugreifen. Der größere Markt kann uns  dabei 
helfen, aber auch die gesunde Struktur, die wir in 
Deutschland anstreben müssen. 

Meine Damen und Herren! Nun kann man sagen, 
daß diese Maßnahmen, die ich Ihnen eben noch ein-
mal aufgezählt habe und allen bekannt sind, nicht 
ausreichen. Ich bin davon überzeugt — und die 
Zahlen geben uns recht —, daß wir bis zum jetzigen 
Zeitpunkt das Notwendige getan haben, und ich 
darf Ihnen versichern, daß, wenn die Verhältnisse 
sich zuspitzen sollten, auch die entsprechenden Maß-
nahmen ergriffen und dem Hohen Hause vorge-
schlagen werden. Aber man soll auch hier maßhal-
ten und nicht alles auf einmal tun; denn dann ent-
steht doch die Gefahr, daß sich die Folgen über-
schlagen. 

Wir sind dankbar für jede Kritik, besonders für 
eine Kritik, die Vorschläge enthält. Wir meinen 
aber, dieser Kritik gegenüber sagen zu können, daß 
sich — an den Früchten soll man es erkennen — 
die  Politik der Bundesregierung sehen lassen kann. 

Die Bundesregierung wird die Maßnahmen, die von 
ihr vorgeschlagen sind, durchführen, und sie wird 
auch nicht davon ablassen, mit den Gewerkschaften, 
mit den Unternehmern, mit den Ländern, mit den 
Gemeinden, mit jedermann zu diskutieren und sich 
zu bemühen, jeden von der Notwendigkeit zu über-
zeugen, sich hier einzufügen; denn, meine Damen 
und Herren, keiner kann das Problem alleine lösen. 
Die Bundesregierung, die Bundesrepublik, Regie-
rung und Parlament, müssen mit gutem Beispiel 
vorangehen. Wenn wir das tun, haben wir das 
Recht, an die übrigen Kreise zu appellieren. 

Ich bitte die Unternehmer, dazu beizutragen, daß 
wir stabile Verhältnisse behalten. Das Gebot der 
Stunde heißt konsolidieren und nur dort expan-
dieren, wo es der Markt erlaubt. Man sollte aus 
dem brancheengen Denken herauskommen und eine 
maßvolle Preispolitik betreiben; denn jede maßlose 
Politik, jede Politik der aus den Tagesereignissen 
möglichen Übergewinne kommt doch doppelt hart 
zurück — wie ein Bumerang. 

Wir haben die Chancen der Kooperation verbes-
sert. Im Sinne der Stabilisierung der Verhältnisse 
möchten die Unternehmer davon Gebrauch machen. 
Wir appellieren an die sogenannten Verbraucher, 
die wir ja alle sind, von den Möglichkeiten, die jeder 
als Verbraucher hat, Gebrauch zu machen. Man 
sage mir nicht, diese Möglichkeiten seien gering. 
Nun, sie sind nicht umfassend, das weiß ich auch, 
aber unsere Parole lautet, daß jeder an seinem 
Platz mitwirken soll. Der Verbraucher hat eine 
große Macht. Er soll sie nutzen. 

Der Appell geht an die öffentlichen Hände, der 
Allgemeinheit ein Beispiel für die Disziplin zu ge-
ben. Das gilt nicht nur für uns selber hier in diesem 
Hohen Hause, das gilt für die Länder, für die Ge-
meinden und alle öffentlichen Körperschaften. 

Der Appell geht auch an die Tarifpartner. Sie ent-
scheiden nicht allein, aber sie sind ein sehr wichtiger 
Bestandteil, und sie sollten dafür sorgen, daß durch 
eine vernünftige Tarifpolitik die Tariffreiheit er-
halten bleibt, weil sie Bestandteil einer freien 
Marktwirtschaft ist. Ich kann nur die Hoffnung aus-
drücken, daß man sich bei den Lohnverhandlungen 
sowohl bezüglich des Lohns als auch der Arbeitszeit 
maßvoll verhält. 

In der letzten Zeit mehren sich die Äußerungen, 
ich möchte fast sagen, krankhafter Schwarzseher, 
die meinen, daß man heute schon eine technolo-
gische Arbeitslosigkeit befürchten müsse. Meine 
Damen und Herren; wenn solch eine Gefahr auf-
treten wird, dann ist es doch selbstverständlich, daß 
Bundesregierung und Parlament rasch reagieren 
werden. Es wäre doch geradezu närrisch, eine solche 
Entwicklung nicht aufzufangen. Auch die Frage der 
Arbeitszeitverkürzung steht im Zusammenhang mit 
den heutigen wirtschaftlichen Bindungen. Wenn die 
Bedingungen sich ändern, wird man darüber spre-
chen können — hoffentlich ist dieser Tag bald da. 

Ebenso verhält es sich mit den Löhnen. Natürlich 
sollen die Löhne steigen, aber doch nur dann, wenn 
ein realer Vorteil für alle dabei herauskommt, und 
nicht, weil irgendwie ein Tarifspiel durchgezogen 
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werden muß. Es kommt darauf an, daß alle real 
mehr von der Wohlstandsmehrung haben und daß 
nicht der eine dem anderen den Schluck aus der 
Pulle wegnimmt. Gesundes Wachstum heißt eine 
Wohlstandsmehrung bei stabilen Verhältnissen, und 
das ist das wirtschaftspolitische Ziel der Bundes-
regierung. 

Wir können dieses Ziel nicht allein als Bundes-
regierung, sondern nur mit dem ganzen Volk ge-
meinsam erreichen und auch nur dann, wenn wir im 
Verein mit den befreundeten Nationen handeln. Die 
staatsrechtliche Entwicklung — das sagte ich vorhin 
schon — ist hinter der Internationalisierung der 
Wirtschaft zurückgeblieben. Es wird auch aus wirt-
schaftspolitischen Gründen Zeit, daß wir die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft vollenden, damit 
sie dann weltoffen mit allen, die die Gleichheit und 
Gegenseitigkeit achten, zusammenarbeiten kann. 
Stabilität ist eine Sache der Gerechtigkeit, und ihre 
Verwirklichung, die nur in gemeinsamer Anstren-
gung von Parlament, Regierung und Bevölkerung 
gelingen kann, ist zugleich die Verwirklichung des 
Grundsatzes des gleichen Rechts aller vor dem 
Gesetz. 

Ich bitte Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
um eine offene Aussprache und um eine Kritik, die 
uns in der Sache weiterbringt. Zu den konkreten 
Vorlagen der Bundesregierung erbitte ich Ihre Zu-
stimmung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Kurlbaum! 

Kurlbaum (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Am Anfang möchte ich zum Ausdruck 
bringen, daß die Art der Aussprache, die der Herr 
Bundeswirtschaftsminister heute mit uns gepflegt 
hat, wohl eine geeignete Grundlage für eine sach-
liche und faire Diskussion ist. Ich begrüße das vor 
allem deshalb, weil wir in der Vergangenheit teil-
weise etwas anderes erlebt haben. 

Bevor ich auf die eigentlichen Sachprobleme ein-
gehe, möchte ich aber kurz noch etwas zu der Frage 
der Aktualität des Wirtschaftsberichts der Bundes-
regierung sagen. Als wir nach den Weihnachts-
ferien den Wirtschaftsbericht der Bundesregierung 
in unseren Fächern vorfanden, war das, was darin 
gesagt wurde, zweifellos teilweise schon wieder 
durch das überholt, was gleichzeitig von den wirt-
schaftswissenschaftlichen Instituten veröffentlicht 
wurde. In diesem Zusammenhang möchte ich den 
Herrn Bundeswirtschaftsminister daran erinnern, 
daß wir uns seinerzeit bei der Beratung des Ge-
setzes über das Sachverständigengremium sehr dar-
um bemüht haben, zu erreichen, daß der Wirtschafts-
bericht so schnell wie möglich in die Hand der Ab-
geordneten gelangt und nicht erst durch das Sieb 
der Bundesregierung geht und dort einen längeren 
Zeitverlust erleidet. Vielleicht wäre ein Teil der 
Kritik, die heute mit Recht an diesem Bericht geübt 
worden ist, vermieden worden, wenn wir den Be-
richt mit seinen Daten frühzeitiger erhalten hätten, 

nämlich so frühzeitig, wie er tatsächlich vom Mini-
sterium fertiggestellt worden war. 

Nun zu der konjunkturpolitischen Lage und ins-
besondere zu unserem Antrag Drucksache IV/2332! 
Ich glaube, daß der Gang und vor allem auch der 
Ausgang der heutigen Wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Diskussion entscheidend dafür sein wird, ob 
der Staatsbürger in der Bundesrepublik in Zukunft 
weiter befürchten muß, daß die schnelle Steigerung 
der Lebenshaltungskosten, wie wir sie insbesondere 
in den Jahren 1961 bis 1963 erlebt haben, sich wie-
derholt. Herr Illerhaus, das mag man nennen, wie 
man will. Es gefällt Ihnen sicherlich nicht, wenn 
wir hier in diseem Zusammenhang von einer schlei-
chenden Inflation sprechen. Aber überlegen Sie sich 
einmal selbst, wie das für einen kleinen Sparer 
aussieht, wenn er erleben muß, daß die Lebenshal-
tungskosten, wie in den genannten Jahren, um bis 
zu 3,5% pro Jahr steigen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Übertragen Sie das einmal auf ein jahrzehntelanges 
Leben; dann werden Sie, wenn Sie sich in die Lage 
eines solchen kleinen Sparers versetzen, Verständ-
nis dafür haben, daß er es Inflation nennt, wenn 
sich eine solche Entwicklung zwanzig oder dreißig 
Jahre fortsetzt. 

Ich glaube nicht, daß es sehr viel Sinn hat, sich 
hier über Worte zu streiten. Ich bin der Meinung, 
daß wir in der Diskussion nur dann wirklich weiter-
kommen, wenn wir versuchen, uns an quantitative 
Vorstellungen, an Zahlen zu halten. Da ist nun 
folgendes zu sagen: Im Augenblick ist zwar das 
Preisklima etwas beruhigter als in den vergangenen 
Jahren. Das hat ja auch der Herr Bundeswirtschafts-
minister hier dargestellt. Aber ich glaube, dabei 
allein sollten wir uns nicht beruhigen. Es gibt zwei 
Tatsachen, die wir bei unseren Überlegungen be-
rücksichtigen müssen. 

Das eine ist der schnell gestiegene Ü berschuß in 
unserer Waren- und Dienstleistungsbilanz. Die Zah-
len dafür sind schon genannt worden. Der Herr 
Bundeswirtschaftsminister hat selbst zugegeben, daß 
sich der Überschuß dieser Waren- und Dienst-
leistungsbilanz in den ersten vier Monaten dieses 
Jahres gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt 
hat. Wir wissen nun, daß von einem solchen Außen-
handelsüberschuß eine inflationierende Wirkung 
ausgeht. Das mögen gewisse Leute nicht gern hören; 
aber die Wissenschaft und die Sachverständigen 
sind sich hierin völlig einig. 

Dazu kommt noch ein anderes. Es kommt dazu — 
und das ist an sich vom Standpunkt des Wachstums 
unserer Wirtschaft durchaus erfreulich —, daß wir 
die Stagnation der Jahre 1962 und 1963 überwunden 
haben und daß sich nunmehr auch die Konjunktur 
nicht nur auf die Exportaufträge, sondern auch auf 
die Inlandsnachfrage, auf die steigende Investitions-
neigung der Unternehmen in der Bundesrepublik 
stützen kann. Wir wissen aber, daß wir in bezug 
auf die Elastizität des Produktionsapparats anders 
dastehen als vor fünf oder gar vor zehn Jahren. Die 
Enge des Arbeitsmarktes führt zwangsläufig dazu, 
daß, wenn im Aufstieg die Nachfrage an die Grenzen 
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der Kapazitäten stößt, natürlich die Preise sehr viel 
schneller in Bewegung kommen können, als wir es 
früher erlebt haben, als wir noch aus einem großen 
Arbeitskräftereservoir schöpfen konnten. Auch das 
sind allgemein anerkannte Zusammenhänge. 

Wenn sich nun zu dieser Gefahr des Anstoßens 
an die Kapazitätsgrenzen durch die steigende Nach-
frage die  Wirkung eines Außenhandelsüberschus-
ses hinzuaddiert, von dem manche glauben, daß er 
in diesem Jahre 10 Milliarden DM erreichen könnte 
— einen Wert, den er niemals vorher, auch nicht 
in dem entsprechenden Jahr vor der Aufwertung, 
im Jahre 1960, erreicht hat —, dann können Ent-
wicklungen bezüglich der Preise eintreten, auf die 
wir vorbereitet sein müssen. Niemand von uns will 
hier Kassandra-Rufe ausstoßen. Aber sie werden 
mir doch eines zugeben: Ebensowenig wie man hun-
dertprozentig beweisen kann, daß der Herbstauf-
schwung uns in diese preispolitisch schwierige 
Situation hineinbringt, ebensowenig können Sie be-
weisen, meine Damen und Herren von der CDU/ 
CSU, daß wir nicht in diese Situation hineinkom-
men. Daraus ergibt sich zwangsläufig die Forde-
rung von unserer Seite, daß die Bundesregierung 
und das Parlament Maßnahmen treffen, um auf 
einen solchen Fall vorbereitet zu sein. Das lag uns 
deshalb besonders am Herzen, weil das Parlament 
nunmehr in die Ferien geht und praktisch keine 
Aussicht besteht, daß sich das Parlament mit diesen 
Problemen vor Oktober erneut befaßt. So ist die 
Situation, und so muß man es betrachten. Es han-
delt sich also nicht darum, Maßnahmen für einen 
Zustand zu treffen, der mit absoluter Sicherheit 
erwartet werden kann, sondern es handelt sich 
darum, vorbereitet zu sein für. Fälle, die ein schnel-
les Eingreifen notwendig machen. 

In diesem Zusammenhang ist auch schon erwähnt 
worden, daß in dem Nachtragsbericht von wirt-
schaftspolitischen Entscheidungen der Bundesregie-
rung die Rede ist. Es wäre wirklich interessant, 
vom Herrn Bundeswirtschaftsminister zu hören, wel-
ches denn die wirtschaftspolitischen Entscheidungen 
sind, von denen 'dort gesprochen wird und deren 
Klärung erst abgewartet werden muß, bevor man 
uns eine bessere Vorschau liefern kann. Ist das das 
konjunkturpolitische Programm, von dem der Herr 
Bundeskanzler am 15. Februar gesprochen hat und 
das er dem Parlament nicht verzettelt, sondern als 
geschlossenes Ganzes vorlegen wollte, oder was ist 
es eigentlich? Wir haben den  fatalen Eindruck, daß 
sich hier derselbe Vorgang abgespielt hat wie im 
Jahre 1960 wenige Monate vor der Aufwertung. 
Damals war es bekanntlich so, daß der derzeitige 
Bundeskanzler und damalige Bundeswirtschafts-
minister offensichtlich die Absicht hatte, mit der 
Fraktion der CDU/CSU ein konjunkturpolitisches 
Programm durchzuführen. Das ist, wie wir alle wis-
sen, durch das Eingreifen des damaligen Bundes-
kanzleres Dr. Adenauer und des Präsidenten des 
Bundesverbandes der Deutschen Industrie verhin-
dert worden. Wir haben dann einige Monate später 
die Aufwertung erlebt, die ohne Mitwirkung der 
Parlamentsfraktion durchgeführt werden konnte. 
Haben wir nun heute so etwas Ähnliches mit anders 

verteilten Rollen? Ich habe auch den Eindruck, daß 
der Herr Bundeswirtschaftsminister lieber noch 
etwas mehr bezüglich der  Zollsenkung und etwas 
weniger bezüglich der Ausnahmen getan hätte. Aber 
offensichtlich sind die Regierungsfraktionen diesmal 
von vornherein nicht bereit, für ein wirklich wirk-
sames kanjunkturpolitisches Programm einzutreten, 
das die notwendige Vorsorge auch für ungünstige 
Entwicklungen vorsieht. Niemand von allen Sach-
verständigen glaubt, daß das, was In dem Nach-
trag zum Wirtschaftsbericht an sogenannten Schluß-
folgerungen, d. h. an Maßnahmen, steht, ausreichend 
sein könnte, wenn, wie von vielen Sachverständi-
gen befürchtet wird, im Zuge des Herbstauf-
schwungs die Preise wieder in Bewegung kommen. 
Darum ist es notwendig, daß wir uns im einzelnen 
mit diesen Maßnahmen beschäftigen. 

Zunächst möchte ich zu der Zollsenkung ein paar 
Zahlen nennen, um die Diskussion auf eine sach-
liche Grundlage zu stellen. Im zweiten Halbjahr die-
ses Jahres wird, wenn am 1. Juli, wie zu erwarten, 
die Zollsenkung in Kraft tritt, davon ein Einfuhr-
volumen von 2,7 Milliarden DM erfaßt. Das ist un-
gefähr ein Zehntel der Einfuhr in der gleichen Zeit. 
Die Zollersparnis soll 75 Millionen DM betragen. 
Umgerechnet ist das weniger als 3% auf den Wa-
renwert dieses Zehntels Einfuhr. Wenn Sie sich 
diese Relation einmal klarmachen — ein Zehntel 
der Einfuhr wird um weniger als 3 % verbilligt —, 
wird Ihnen völlig klar, daß man mit dieser Maß-
nahme den Überschuß des Waren- und Dienstlei-
stungsverkehrs, der in diesem Halbjahr etwa 5 Mil-
liarden DM erreichen kann, keineswegs zu Leibe 
rücken kann. 

Das nächste Argument, das wir hier in der Liste 
der Schlußfolgerungen vorfinden, ist die Begrenzung 
des Bundeshaushalts auf eine bestimmte Ziffer. Ich 
glaube, es ist notwendig, dazu etwas Grundsätz-
liches zu sagen. Natürlich begrüßt es auch die SPD, 
wenn die öffentlichen Haushalte nicht ins Ungemes-
sene wachsen. Wir begrüßen es auch, wenn an Aus-
gaben gespart werden kann; denn es handelt sich 
hier um die Verausgabung von Steuergeldern. Wenn 
man hier aber versucht, den Eindruck zu erwecken, 
mit einer Fixierung eines öffentlichen Haushalts 
auf eine bestimmte Ziffer würde konjunkturpolitisch 
irgend etwas Wesentliches erreicht, ist das eine Irre-
führung der öffentlichen Meinung. 

Wir haben uns sehr eingehend beschäftigt — und 
ich hoffe, auch ,Sie — mit den Gutachten der wissen-
schaftlichen Beiräte. Aus ihnen und auch aus der 
Meinung der Wissenschaft ergibt sich einwandfrei, 
daß von den öffentlichen Haushalten erst dann eine 
bremsende Wirkung auf einen Preisanstieg ausge-
übt werden kann, wenn Überschüsse gebildet und 
diese stillgelegt werden. Es ist mir aber nicht be-
kannt, daß das hier geschehen soll. Ich zitiere in 
diesem Zusammenhang das Deutsche Industrie-Insti-
tut, das bestimmt nicht sozialdemokratisch beein-
flußt ist. Auch diese Herren — und dazu äußern sie 
sich relativ sachlich — sind der Meinung, daß durch 
die neue Hauhaltspolitik praktisch nicht mehr er-
reicht wird als eine Konjunkturneutralität, keines-
wegs aber eine wirksame Maßnahme gegen einen 
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drohenden weiteren Preisanstieg. Das muß in die-
sem Zusammenhang festgehalten werden. 

Und nun zu den weiteren Maßnahmen. Es wird 
weiter genannt die Kapitalertragsteuer auf festver-
zinsliche Wertpapiere für sogenannte Gebiets-
fremde. Ich glaube, die Bundesregierung weiß selbst, 
wie stark diese Maßnahme erstens bezüglich ihrer 
technischen Durchführung kritisiert worden ist und 
daß sie auch bezüglich ihrer konjunkturpolitischen 
Wirksamkeit außerordentlich umstritten ist. Das 
hat mit Recht dazu geführt, daß die Beratungen über 
diesen Gesetzentwurf auf Anfang Oktober verscho-
ben worden sind. Die Ausschüsse sahen sich nicht in 
der Lage, dieses schwierige Problem und die vielen 
Einwendungen, die dagegen erhoben werden, in der 
kurzen Zeit vor Beginn der Sommerferien durchzu-
beraten. 

In diesem Zusamemnhang möchte ich auch darauf 
aufmerksam machen, daß dieses Gesetz — und dar-
auf scheint man ja auch stolz zu sein — schon durch 
die Ankündigung eine gewisse Wirkung erzielt hat. 
Aber, meine Damen und Herren, welches war denn 
die besondere Wirkung? Die Wirkung, die so deut-
lich in der Öffentlichkeit in Erscheinung getreten ist, 
ist eine bemerkenswerte Erhöhung des Kapital-
marktzinses in der Bundesrepublik. Von einem sol-
chen Sachkenner wie dem früheren Leiter des Ifo-
Instituts, Herrn Dr. Hahn, ist in einem sehr interes-
santen Aufsatz in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" mit Recht darauf hingewiesen worden, daß 
es sehr fraglich ist, ob der deutschen Wirtschaft mit 
einer weiteren Erhöhung des langfristigen Kapital-
marktzinses wirklich gedient ist; denn es ist be-
kannt, daß ein hoher, langfristiger Zinssatz den 
Rationalisierungsprozeß verlangsamt, und es ist 
weiter bekannt, daß er sich natürlich sehr nachteilig 
auf die Mieten, d. h. auf einen wesentlichen Be-
standteil der Lebenshaltungskosten, auswirken muß. 
Das wollte ich zu diesem Problem, zu diesr soge-
nannten Schlußfolgerung aus der konjunkturpoliti-
schen Lage sagen. 

Nun noch ein Wort zur Lohnpolitik. Auch diese 
ist ja in den Schlußfolgerungen des Nachtrages zum 
Wirtschaftsbericht angesprochen. Da werden Hin-
weise gegeben; wir kennen das; das ist offensicht-
lich eine andere Form der Appelle. Und in diesem 
Zusammenhang wird davon gesprochen, daß die 
Tarifparteien sich bezüglich ihrer Lohnforderungen 
und Lohnerhöhungen an den Produktivitätszuwachs 
in dem betreffenden Zeitabschnitt halten sollten. 
Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob Sie 
sich darüber im klaren sind, was das für eine Zu-
mutung bedeutet. Der Verweis ausschließlich auf 
den Produktivitätszuwachs bedeutet doch, daß der 
Arbeitnehmer sich damit abfinden soll, daß Geld-
entwertungserscheinungen, für die er in keiner 
Weise verantwortlich ist, von ihm mitgetragen wer-
den müssen. 

Man wird in diesem Zusammenhang ganz deutlich 
sagen müssen, daß eine solche Forderung auf Be-
schränkung der Lohn- und Gehaltssteigerungen ent-
sprechend dem Produktivitätszuwachs nur dann zu-
mutbar ist, wenn die politisch verantwortlichen In-
stanzen für zwei Dinge sorgen; nämlich erstens da- 

für, daß alle sonstigen Quellen, die zu einer schlei-
chenden Inflation führen — ich verweise hier wie-
derum auf den großen Außenhandelsüberschuß — 
wirklich gestopft werden. Zweitens kann eine sol-
che These nur akzeptiert werden, wenn die politisch 
verantwortlichen Instanzen es unterlassen, auf an-
deren Gebieten Preissteigerungen durchzuführen, 
für die auch wiederum die Tarifpartner in keiner 
Weise verantwortlich gemacht werden können. Ich 
verweise in diesem Zusammenhang auf das Problem 
der Mieten und — auch nur als Beispiel — auf die 
Bundespost. Gott sei Dank scheint sich ja bezüglich 
der Gebühren bei Ihnen, meine Damen und Herren 
von der CDU/CSU, die Einsicht durchgesetzt zu 
haben, daß man eine solche stoßartige Erhöhung 
der Gebühren nicht in diesem konjunkturpolitischen 
Zeitpunkt durchführen kann, insbesondere deshalb 
nicht, weil sie im wesentlichen deshalb nötig ist, 
weil das Problem der Bundespost jahrelang in einer 
unverantwortlichen Weise von der Mehrheit dieses 
Hauses und von der Bundesregierung vernachläs-
sigt worden ist. Das also zum Problem der Lohn-
politik. 

Nun zur Frage der Verhandlungen mit der EWG. 
Das ist natürlich eine Angelegenheit, die wir durch-
aus begrüßen. Es ist sicherlich eine gute Sache, wenn 
die Bundesregierung versucht, Grundsätze für die 
Wirtschaftspolitik innerhalb der EWG durchzuset-
zen und hier Fortschritte gegenüber dem unerfreu-
lichen Zustand, in dem sich die gemeinsame Wirt-
schafts- und Konjunkturpolitik in der EWG befin-
det, zu erzielen. Aber ich glaube, auch darüber be-
steht Einigkeit, daß niemand hier im Hause sagen 
kann, wann diese Empfehlungen wirklich zum Tra-
gen kommen, wann sie sich in einem solchen Aus-
maß ausgewirkt haben werden, daß man sagen 
könnte: es ist vom Standpunkt unserer Ansprüche 
an die Stabilität des Preisniveaus befriedigend. Das 
ist doch die entscheidende Frage. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
richtig!) 

Ich glaube, wir sind uns alle darüber einig, daß bis 
zu ,dem neuralgischen Zeitpunkt im Herbst, für den 

 die Sachverständigen unter Umständen wieder eine 
schnellere Preissteigerung erwarten, mit wesent-
lichen Wirkungen durch diese Empfehlungen in der 
EWG nicht gerechnet werden kann. 

Angesichts dieser Lage, meine Damen und Herren, 
haben wir uns die Frage vorgelegt: Gibt es einen 
Weg, gibt es Mittel, gibt 'es konjunkturpolitische 
Instrumente, die Aussicht haben, eine stärkere Wir-
kung zu haben als das, wars hier in diesem Nach-
tragsbericht als sogenannte Schlußfolgerungen auf-
gezählt ist? Es ist ganz klar, daß diese Maßnahme 
eine andere quantitative Wirkung haben muß als 
das, wovon bisher von der Regierung und von ,den 
Sprechern der Regierungskoalition gesprochen wor-
den ist. Da sind wir zwangsläufig wieder auf die 
Umsatzsteuer beim grenzüberschreitenden Verkehr 
gekommen. Die Vorteile dieser Maßnahme — wir 
haben sie ja schon im Herbst 1960 empfohlen, übri-
gens durchaus im Einklang wie es mir schien, mit der 
damaligen Meinung, beim Bundeswirtschaftsministe-
rium und auch bei Ihrer Fraktion —, die Vorteile 
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einer solchen Maßnahme über die Umsatzsteuer im 
grenzüberschreitenden Verkehr liegen vor allen  Din-
gen in folgendem: Erstens handelt es sich hier um 
eine Maßnahme, die sich auf ein großes Volumen 
bezieht, nämlich auf nahezu den gesamten deutschen 
Außenhandel. Das heißt auf etwa 100 Milliarden DM 
und nicht auf die 2,7 Milliarden DM, auf die sich 
Ihre Zoll-Senkung bezieht. 

Das zweite ist, daß diese umsatzsteuerliche Mani-
pulation differenziert werden kann nach Wirtschafts-
bereichen und nach Zeit und Ausmaß. Wenn hier 
davon gesprochen wird, daß es im Augenblick noch 
nicht richtig ist, beim Export einzugreifen, und daß 
es richtiger wäre, nur bei der Einfuhr einzugreifen, 
dann, meine Damen und Herren, ist zu sagen: das 
liegt ja im Rahmen dieser Ermächtigung. Die Bun-
desregierung kann sich darauf beschränken, auf der 
einen Seite etwas zu tun und auf der anderen Seite 
nichts zu tun. Das ist alles in dieser Ermächtigung 
enthalten. 

Und nun zu dem, was der Herr Bundeswirtschafts-
minister eben dazu gesagt hat. Er hat davon ge-
sprochen, durch eine solche Maßnahme würde die 
Harmonisierung der Steuern in der EWG gestört. 
Meine Damen und Herren, dieses Argument ver-
stehe ich überhaupt nicht. Erstens ist es so, daß eine 
solche Senkung der Umsatzausgleichsteuer und der 
Exportrückvergütung für die inländische Umsatz-
steuerbelastung ja nur zeitweise gedacht ist zum 
Ausgleich anderer Disharmonien, wie sie im Ver-
hältnis zu anderen Ländern auf Grund einer Dis-
proportion des Wechselkurses oder des allgemeinen 
Preisniveaus bestehen. Hier soll also durch eine Ab-
weichung von der normalen Regelung eben eine 
zeitweilige Disharmonie in der Wirtschaftsgemein-
schaft beseitigt werden. 

(Abg. Etzel: Also: ausländische Waren ohne 
Umsatzsteuer!) 

— Zum Schutz des deutschen Sparers allerdings. 
Und hier muß ich eines sagen. Wenn hier von 
Steuersystematik in diesem Zusammenhang die 
Rede ist, dann, glaube ich, ist es richtig, die Dinge 
in die richtige Rangordnung zu bringen. Ich glaube, 
wenn es sich um die Frage handelt: Wie sorgen wir 
dafür, daß wir hier eine lupenreine Mehrwertum-
satzsteuer haben?, oder um die Frage: Wie sorgen 
wir dafür, daß die schleichende Inflation nicht wie-
der in Gang kommt und die Höhe erreicht, die sie in 
den vergangenen Jahren hatte?, dann ist die Rang-
ordnung, die wir diesen beiden Problemen geben 
müssen, wohl jedem von Ihnen klar. Es ist eindeutig, 
daß wir der Stabilisierung des Preisniveaus die 
Rangordnungsziffer 1 geben müssen und der Steuer-
systematik die Rangordnungsziffer 2. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich glaube, da kann es überhaupt keinen Zweifel 
geben. 

(Abg. Etzel: Völlig falsche Fragestellung!) 

Heute wurde auch noch der Einwand gemacht, 
eine solche pauschale Maßnahme bezüglich des 
grenzüberschreitenden Verkehrs könne nicht nach 
Ländern differenziert werden. 

Das ist richtig. Aber der Herr Bundeswirtschafts-
minister hat schon mit Recht darauf hingewiesen, 
daß auch dieses Argument durch die Entwicklung 
überholt ist. Ich hätte dieselben Zahlen verlesen 
können, wie sie Ihnen der Herr Bundeswirtschafts-
minister zur Kenntnis gebracht hat. Es ist heute so, 
daß die Steigerungsrate des Exports in den ersten 
Monaten des Jahres 1964 nach allen Gebieten prak-
tisch gleich groß geworden ist im Gegensatz zu dem 
Zustand von 1963, so daß das Argument, das viel-
leicht vor einigen Monaten noch stichhaltig gewesen 
ist, inzwischen seine Bedeutung verloren hat. 

Es handelt sich letzten Endes nur um die Frage: 
Soll etwas geschehen oder nicht? Soll die Bundes-
regierung ein Instrument besitzen, um gegebenen-
falls gegenüber gewissen, mit ziemlicher Wahr-
scheinlichkeit zu erwartenden Entwicklungen im 
Herbst gewappnet zu sein? Das ist die Frage, vor 
der wir heute stehen. 

Die Sozialdemokratische Partei hat sich eindeutig 
dafür entschieden, den Standpunkt zu vertreten, daß 
es notwendig ist, für alle Fälle gewappnet zu sein, 
und daß es notwendig ist, der Bundesregierung ein 
Instrument zu geben, das auch in der quantitativen 
Wirkung als ausreichend betrachtet werden kann, 
eine der gefährlichsten Gefahrenquellen für unser 
Preisniveau, nämlich den schnell wachsenden Über-
schuß unserer Waren und Dienstleistungen, auf das 
Ausmaß zu reduzieren, das mit unseren sonstigen 
internationalen finanziellen Verpflichtungen verein-
bar ist. 

Sollten Sie es erleben, daß ein solches Instrument 
der Bundesregierung nicht rechtzeitig zur Verfügung 
steht, dann wissen Sie alle, welches die Alternative 
ist, die sich dann nach der übereinstimmenden Mei-
nung aller Sachverständigen einstellen wird. Sollte 
die Bundesregierung nicht in den Stand gesetzt wer-
den, auf eine solche Entwicklung schnell zu reagie-
ren, so wird sich das inländische Preisniveau in der 
Bundesrepublik an das der Nachbarländer anglei-
chen, — genau das, was wir alle zusammen nicht 
wollen. Daher frage ich den Herrn Bundeswirtschafts-
minister, ob er es nicht doch begrüßen würde, wenn 
er eine solche Ermächtigung besäße, bei der er selbst 
entscheiden kann, je nach den Gegebenheiten der 
Stunde, ob und in welchem Umfange er davon Ge-
brauch machen will. 

Es ist ein seltsamer Zufall, daß man mir heute 
ein Exemplar vom „Deutschland-Union-Dienst" aus 
dem Oktober 1960 überreicht hat. Darin steht zu 
lesen, daß die CDU/CSU-Fraktion erstens begrüßt, 
daß die Bundesregierung ein konjunkturpolitisches 
Gesamtprogramm ausarbeitet, das bekanntlich dann 
niemals in Kraft gesetzt worden ist. 

(Abg. Dr. Barzel: Aber unseres ist doch 
besser als das der anderen! Es war doch 

wirksam!) 

Zweitens steht darin zu lesen, daß die Bundestags-
fraktion besonders den Gedanken des seinerzeitigen 
Bundeswirtschaftsministers begrüßt, der Bundes-
regierung eine Ermächtigung auf dem Gebiet der 
Umsatzsteuer für den grenzüberschreitenden Ver- 
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kehr zu geben. Zu lesen im Oktober 1960 im 
„Deutschland-Union-Dienst" ! 

Nun noch zu den Vorschlägen, wie sie kürzlich der 
Herr Bundesfinanzminister Dahlgrün in der Öffent-
lichkeit geäußert hat. Er scheint nunmehr überzeugt 
zu sein — und darüber freuen wir uns auch —, daß 
die Schlußfolgerungen, die im Nachtrag des Wirt-
schaftsberichtes aufgeführt sind, nicht mehr für alle 
Eventualitäten ausreichen. Wir wissen, daß die 
Frage der Ermächtigung der Bundesregierung zur 
Manipulation der Abschreibungssätze hier im Haus 
schon einmal eine Rolle gespielt hat. 

Ich erinnere mich noch sehr genau an eine Diskus-
sion hier im Jahre 1961, als ich den Auftrag hatte, 
meine Fraktion in dieser Frage zu vertreten, und 
als wir sehr kritisiert hatten, daß man damals ent-
gegen den konjunkturpolitischen Erfordernissen die-
ser Zeit lediglich eine Erhöhung der Abschreibungs-
sätze und nicht auch gleichzeitig eine Senkung der 
Abschreibungssätze vorsah, wie sie offensichtlich 
jetzt der Herr Bundesfinanzminister im Auge hat. 
Denn etwas anderes als das kommt in der augen-
blicklichen Konjunkturlage wohl nicht in Frage. 

Wir freuen uns also ehrlich, daß das, was wir im 
Zusammenhang mit  der Konjunkturpolitik im Zu-
sammenhang mit einer antizyklischen Finanzpolitik 
in diesem Hause vor Jahren vertreten haben, nun-
mehr Allgemeingut zu werden scheint. Wir haben 
uns bei unseren Vorstellungen, die wir in diesem 
Hause immer wieder vorgetragen haben, im wesent-
lichen auf die Gutachten der wissenschaftlichen Bei-
räte beim Bundesfinanzministerium und  beim Bun-
deswirtschaftsministerium gestützt. In den Gutachten 
dieser beiden Beiräte vom Jahre 1956 ist praktisch 
all das zu lesen, was in den letzten Jahren und heute 
wieder in der Konjunkturpolitik zur Debatte steht. 
Etwas Neues gibt es hier kaum. Das weitgehend 
durch die damaligen Ausarbeitungen der wissen-
schaftlichen Beiräte vorweggenommen worden. 

Aber eines scheint mir wesentlich zu sein: daß 
endlich, nachdem diese Gutachten nun nahezu 10 
Jahre alt sind, in der praktischen Gesetzgebungs-
arbeit Konsequenzen aus dem gezogen werden, was 
die wissenschaftlichen Beiräte dazu vor 10 Jahren 
unwidersprochen gesagt haben. Daher — das mögen 
Sie von der CDU/CSU mir bitte nicht übelnehmen — 
erscheint es mir besonders dumm, wenn im Juni im 
„Deutschland-Union-Dienst" zu lesen ist, es mangele 
der Opposition an einer neuen konjunkturpoliti-
schen Konzeption. Meine Damen und Herren, alles 
das, was von Ihnen in  den letzten Jahren vorge-
schlagen worden ist, war auch schon in den Gut-
achten der wissenschaftlichen Beiräte zu leisen. Es 
handelt sich also gar nicht mehr darum, etwas Neues 
zu finden. Aber um eines handelt es sich: daß end-
lich etwas Wirksames geschieht. Das ist unsere 
Alternative. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Professor Burgbacher. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zunächst darf ich namens 

meiner Freunde sagen, daß wir sowohl den Wirt

-

schaftsbericht als auch vor allem den Nachtrag zu 
dem Wirtschaftsbericht als eine vorzügliche Infor-
mation und — was den Nachtrag betrifft — als eine 
sehr schnelle Reaktion auf von außen her an uns 
herangetragene Erkenntnisse ansehen. Außerdem 
darf ich — vor allem an die Adresse des Herrn 
Kollegen Möller — sagen, daß die relativ gute 
Stabilität seit der Währungsreform bis heute durch 
die Politik der Bundesregierung erreicht worden ist, 
die  vollkommen identisch ist mit der Politik auch der 
derzeitigen Bundesregierung und die wirtschaftlich 
von dem derzeitigen Bundeskanzler verantwortlich 
getragen worden ist. Es ist deshalb auch am Platze, 
mit dieser Feststellung, daß die Stabilität bei uns 
relativ gut  ist, den Dank an den Herrn Bundes-
kanzler zu verbinden. 

Herr Kollege Möller, prophezeien ist immer 
Glücksache, für uns und für Sie. Die Vergangenheit 
läßt sich aber in Tatsachen erkennen. Die Bundes-
republik gehört zu den sechs stabilsten Ländern in 
der freien Welt. Darunter ist kein einziges sozia-
listisch regiertes Land, 

(Hört!Hört! bei der CDU/CSU) 

die sozialistisch regierten Länder befinden sich bei 
der anderen Gruppe. 

(Abg. Kurlbaum: Na, na! Wie ist es mit 
Frankreich?) 

— Frankreich gehört nicht zur Spitzengruppe Herr 
Kollege, bei den sechs stabilsten Ländern ist Frank-
reich nicht 'dabei. — Ich wiederhole: Die 'sechs sta-
bilsten Länder der freien Welt 'sind Länder, die sich 
entweder ausschließlich oder überwiegend zur 
Marktwirtschaft bekennen und in denen keine 
sozialistische Regierung besteht. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr gut!) 

Ich wiederhole, daß sich die Länder mit sozialisti-
scher Regierung in der Gruppe unter „ferner liefen", 
d. h. mit weniger guter Stabilität, befinden. 

(Abg. Dr.  Barzel: Leider sehr wahr!) 

Ich finde, daß diese belegbaren Tatsachen ein 
weit besseres Alibi für die  Richtigkeit unserer Poli-
tik sind als kritische Prophezeiungen von etwas, 
was in der Zukunft eintreten könnte. Wir haben 
diese Prophezeiungen von der Opposition — was 
übrigens sehr verständlich ist — in den vergange-
nen 15 Jahren bei vielen Fällen gehört, aber in 
keinem Fall hat sich ein Prophezeiung erfüllt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Die Konjunkturpolitik ist natürlich ein besonders 
schwieriger Fall. Auch ich möchte mich bemühen — 
ich glaube, der Herr Bundeskanzler hat es gesagt —, 
die Dinge in ruhiger Sachlichkeit zu behandeln, so 
wie es eben Herr Kollege Kurlbaum auch getan hat, 
während, Herr Kollege Möller — ich bitte höflichst 
um Entschuldigung —, das bei Ihren Ausführun-
gen heute morgen leider nicht durchweg der Fall 
gewesen ist. Die Konjunkturpolitik ist deshalb so 
schwierig, weil man die unmittelbaren Folgen einer 
Maßnahme in der Regel bei normaler Intelligenz 
erkennt, aber die mittelbaren nicht und vor allem 
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1 nicht die langfristigen. Ich glaube, man kann keine 

konjunkturpolitische Maßnahme um dessentwillen 
für richtig halten, weil sie im Augenblick vielleicht 
sogar hilft, aber Folgen auslöst, die unter Umstän-
den irreparabel sind. Ich denke vor allem an alle 
Folgen, die die Beziehungen der Bundesrepublik 
und  der  Wirtschaft in der Bundesrepublik mit dem 
Ausland, sowohl mit der EWG wie mit dritten Län-
dern, betreffen. Man kann in diesen Beziehungen 
auch nicht aus konjunkturpolitischen Gründen her-
umfuhrwerken, als ob man allein auf der Welt 
wäre, ohne langfristig unwiderruflichen Schaden 
anzurichten. 

(Abg. Kurlbaum: Was meinen Sie denn 
damit?) 

— Ich komme noch 'darauf. 

(Zuruf von der SPD: Aber erst hinterher!) 

— Ja, ja.  

Nun ist heute auch über die Lohnpolitik gespro-
chen worden. Ich möchte zunächst einmal feststellen, 
daß die  Realkaufkraft pro Arbeitsminute ständig 
und ununterbrochen gestiegen ist. Ich möchte weiter 
feststellen, daß die Vorteile aus der Produktivitäts-
steigerung und aus der Steigerung des Bruttosozial-
produkts sehr mit Recht — wie wir alle es wollen 
— allen Arbeitenden zugute gekommen sind. In 
einer Zeit aber, in der diese Steigerung des Brutto-
sozialprodukts mehr durch technische Kräfte als 
durch menschliche, unmittelbar physische Kraft be-
dingt ist, bedeutet das natürlich, daß die Massen- 
einkommen sehr steigen, daß aber alle Produkte, 
die  nicht mit Hilfe des technischen Fortschritts gefer-
tigt werden, also die sogenannten lohnschweren, 
ihre Preise erhöhen müssen, sofern man diese Pro-
dukte haben will oder haben muß. Diese Verände-
rung des Preisfächers — auf die ich schon einmal 
hingewiesen habe — aber mit inflationären Erschei-
nungen gleichzusetzen, ist doch wohl wollkommen 
abwegig. Mit anderen Worten: nicht jede Verände-
rung des Preisfächers ist von  der  Währungsseite her 
bestimmt, sondern sie kann ebenso gut dadurch be-
stimmt sein, daß der Artikel im Verhältnis lohn-
schwer ist, d. h. nicht oder nicht im gleichen Maße 
wie andere am technischen Fortschritt profitieren 
kann und deshalb, wie man vulgär sagt, teurer 
wird. Entscheidend bleibt dann — deshalb habe ich 
das zuerst gesagt —, daß die Realkaufkraft der 
Arbeitsminute dauernd gestiegen ist. 

Herr Kollege Möller hat an dem Maßstab des 
durchschnittlichen Zuwachses des Bruttosozialpro-
duktes Kritik geübt, und zwar mit Recht. Ein Durch-
schnittssatz ist eben nicht für alle gültig. Das kön-
nen wir z. B. bei der Steigerung des Bruttosozial-
produktes in der Automobilindustrie und in der 
Landwirtschaft feststellen, die in beiden Fällen völ-
lig verschieden ist; die eine liegt über dem Durch-
schnitt, die andere unter dem Durchschnitt. Man 
muß aber in Betracht ziehen, daß in einer Zeit eines 
überhitzten Arbeitsmarktes die Gefahr besteht, daß 
die Branchen mit dem höchsten Bruttosozialprodukt-
zuwachs auch in der Lohnhöhe Schrittmacher für alle 
anderen werden, unabhängig von deren Bruttoso-
zialproduktzuwachs. Ich will das nur feststellen und 

damit keine Kritik verbinden. Ich will sagen, daß in 
einer Zeit des überhitzten Arbeitsmarktes der 
Durchschnittssatz eben eine Art konstitutive Bedeu-
tung hat, weil es nicht möglich ist, die Arbeitsein-
kommen nach Branchen, womöglich nach der Be-
triebsgröße, verschieden zu staffeln, selbst wenn man 
das wollte. Da liegt eben, bedingt durch unseren 
Arbeitsmarkt, ein sehr schwieriges Problem. 

Herr Kollege Möller hat nach meiner Erinnerung 
heute nur von einem konkreten Vorschlag, nur 
von dem Ermächtigungsgesetz gesprochen. Ich nehme 
an, es war das, war Herr Kollege Kurlbaum eben 
im einzelnen begründet hat und worauf unser Kol-
lege Schmidt noch eingehen wird. Deshalb spreche 
ich darüber nicht. 

Die Bundesregierung, deren Vorschläge wir alle 
unterstützen, sowie sie uns vorliegen, konzentriert 
ihre Bemühungen auf die Förderung des Imports. 
Das ist richtig. Es ist nur die Frage, ob dies allein 
richtig ist, ob nicht auch eine Steigerung der inner-
deutschen Produktion förderungswürdig ist. Ich darf 
darauf hinweisen, daß in diesem Jahr im EWG-
Markt der Import wahrscheinlich um 4 Millarden 
Dollar höher ist als der Export. Wir sind inzwischen 
in der Halbzeit des Gemeinsamen Marktes, zwar 
noch nicht im Staate EWG, wir sind aber auch nicht 
mehr allein in der Bundesrepublik. Ich weiß nicht, 
ob man deshalb nicht auch Bemühungen zur Steige-
rung des inneren Angebotes, durch Steigerung der 
Produktion unternehmen müßte. Natürlich kann es 
sich dabei wegen des Arbeitsmarktes vorwiegend 
nur um Investitionen handeln, die so rationalisie-
rend wirken, daß mit veringerter oder gleicher Be-
legschaft mehr produziert werden kann als bisher. 
Ich möchte fragen, ob es nicht möglich ist, solche In-
vestitionen vorzunehmen, die sozusagen helfen, den 
Arbeitsmarkt zu entspannnen, ihn zumindest nicht 
nicht stärker zu spannen, als er schon gespannt ist, 
aber das innerdeutsche Angebot zu erhöhen, und 
zwar nicht statt Importförderung, sondern neben der 
Importförderung. 

Ich möchte noch auf einen anderen Gesichtspunkt 
aufmerksam machen, nämlich auf den Zusammen-
hang zwischen Eigentumspolitik und Konjunkturpo-
litik. In dem Bericht der Basler Internationalen Zah-
lungsbank für das Jahr 1963/64 ist folgendes zu 
lesen: 

Die ... Schmälerung der Gewinnspannen hat 
die Selbstfinanzierungskraft der Industrie ver-
ringert, während zugleich die Aussicht auf rela-
tiv niedrige Spannen und weiter steigende 
Preise die Kapitalgeber noch mehr zögern ließ, 
Geld längerfristig anzulegen. 

Und jetzt kommt die Stelle, auf die es mir an-
kommt: 

Zunächst kommt es aber darauf an, ein besseres 
Gleichgewicht zwischen Ersparnis und Investi-
tion herzustellen, und dies ist das eigentliche 
Anliegen der gegenwärtigen Politik fiskalischer 
und monetärer Beschränkung. 

Wir sehen also, die Eigentumspolitik, die wir gele-
gentlich von der gesellschaftspolitischen .Seite her 
ansprechen, ein sehr gewichtiges volkswirtschaft- 
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liches und stabilisierendes Element ist. Wir sollten 
deshalb auch im Zusammenhang mit der Konjunk-
turpolitik den eigentumsfördernden Maßnahmen 
unsere große Aufmerksamkeit widmen. 

(Abg. Etzel: Sehr richtig!) 

Eigentum bilden heißt Kapital bilden, und die 
eigentlichen Gefahren, von denen wir heute hier 
sprechen, liegen nicht beim Kapital, sondern in 
erster Linie beim Geld. 

Nun sind wir Mitglied des Gemeinsamen Marktes. 
Ich bitte um 'Entschuldigung, aber ich habe manch-
mal den Gedanken, daß das Hohe Haus noch nicht 
in allen Teilen erkannt hat, wie weit wir schon ge-
meinsamer Markt sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wir haben gerade statistisch, zeitlich die Halbzeit. 
Wir haben auf manchen Gebieten mehr als die 
Halbzeit erreicht, und Tag für Tag tropft sozusagen 
ein Stückchen nationaler Souveränität in die unter 
den sechs nationalen Töpfen stehende große euro-
päische Wanne, ohne daß das besonders registriert 
wird. 

(Abg. Hahn: Aber wirksam!) 

Der Bundestag hat z. B. seit Oktober 1957 355 Ver-
ordnungen verabschiedet, darunter 281 auf Grund 
der Pariser und der Römischen Verträge. Was be-
deutet das? Hier möchte ich zunächst Herrn Bundes-
wirtschaftsminister Schmücker unser aller Dank 
sagen, daß er mit einer wohlbegründeten Initiative 
im Minsterrat in Brüssel den Grundstein für eine 
europäische Konjunkturpolitik gelegt hat. 

Es liegen folgende Beschlüsse vor: Die Beschlüsse 
des Rates über die monetäre und wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit der Mitgliedstaaten, die vorherige 
Konsultation bei Wechselkursänderungen, die Grün-
dung eines Gremiums der Zentralbankgouverneure, 
der Beschluß einer mittelfristigen Wirtschaftspolitik, 
die Empfehlung zur Wiederherstellung des inneren 
und äußeren Gleichgewichts der Gemeinschaft, die 
Beschränkung der Gesamtnachfrage, insbesondere 
der Ausgaben der öffentlichen Hand, restriktive 
Kreditpolitik, eine Einkommenspolitik, die ein 
Gleichgewicht zwischen Produktivität und Einkom-
menserhöhung einhält, und schließlich eine liberale 
Einfuhrpolitik. 

Gewiß sind das Richtlinienbeschlüsse. Es geht 
jetzt darum, daß diese Richtlinienbeschlüsse mög-
lichst bald durch die notwendigerweise einstimmigen 
Beschlüsse des Ministerrats Leben bekommen. Die 
Situation dafür ist gut; denn alle sechs Länder haben 
erkannt, welche Gefahren dann bestehen, wenn wir 
in vieler Beziehung ein gemeinsamer Markt sind, 
aber im System sechs verschiedene Haushaltspoli-
tiken, sechs verschiedene Währungspolitiken und 
sechs verschiedene Kreditpolitiken haben. Man 
sollte die Stunde nutzen, um die europäische Kon-
junkturpolitik als EWG-Politik fest in den Griff zu 
bekommen. 

Auch Herr Professor Hallstein hat in seiner letz-
ten Erklärung im Europäischen Parlament dies mit 
gebührender Klarheit herausgestellt. Wir müssen 
uns auch ganz klar darüber sein, daß wir durch die 

Entwicklung des Gemeinsamen Marktes nicht mehr 
allein und souverän auf der Kommandobrücke des 
Schiffes „Konjunkturpolitik" stehen. 

Wir können viele Dinge noch machen, aber diese 
vielen Einzelheiten haben nur dann langfristig eine 
gute Wirkung, wenn die EWG-Konjunkturpolitik 
etwas auf die EWG hin stabilisiert wird und wenig-
stens gewisse Grundsätze für die sechs Länder ver-
bindlich werden. 

Bei den Zollsenkungen, die wir beschließen und 
die wir alle für richtig halten, gibt es eine Aus-
nahmeliste. Diese halten wir auch für richtig. Ich 
glaube, daß man die lineare Zollsenkung bei schon 
niedrigen Zollsätzen doch branchenweise auf ihre 
Wirkung untersuchen muß. Ich möchte mir erlauben, 
einen Hinweis darauf zu geben, daß inzwischen in 
Frankreich und Italien die Preise stärker gestiegen 
sind als bei uns, und daß auch dann, wenn die red-
lichen Bemühungen, die dort gemacht werden, zu 
einer Stabilisierung führen, dies nicht bedeutet, 
daß die Preise wieder auf den alten Stand zurück-
fallen. 

Es ist deshalbsehr zu begrüßen, daß die  Steige-
rung des Imports und des Exports möglichst in drit-
ten Ländern stattfindet und nicht in denen, die jetzt 
ein relativ hohes Preisniveau haben. 

Wirkungsvoller als die Binnenzollsenkung wäre 
die Außenzollsenkung. Diese ist, glaube ich, unbe-
stritten eine Vorleistung auf die Kennedy-Runde. 
Ich hoffe, daß die Bundesregierung auch der  Mei-
nung ist, daß wir eine Außenzollsenkung, die  drin-
gend erwünscht ist vor der Kennedy-Runde, nur 
dann vornehmen können, 'wenn staatsrechtlich klar-
gestellt ist, daß sie als Leistung in  der  Kennedy-
Runde ihre Anerkennung findet, weil sie sonst eine 
gegenwertfreie Vorleistung von uns 'bedeuten 
würde. 

Die Steigerung der  Haushalte entsprechend der 
Steigerung der  Bruttosozialproduktrate stellt einen 
Fortschritt gegenüber der Gefahr dar, größere Stei-
gerungen durchzuführen. Trotzdem möchte ich dazu 
sagen, daß diese Steigerung in Höhe der Steige-
rung des Bruttosozialprodukts gleichzeitig bedeutet, 
daß wir den Anteil der  öffentlichen Hand — und die 
Länder und Gemeinden werden sich diesem Prinzip 
wahrscheinlich lückenlos anschließen —, der jetzt 
schon 30 % am Bruttosozialprodukt beträgt, sozu-
sagen zementieren. Demgegenüber sind einige von 
uns der  Meinung — und dazu gehöre tauch ich —, 
man müßte eigentlich auch einmal darüber sprechen, 
den Anteil der öffentlichen Hand am Bruttosozial-
produkt zu reduzieren, was nicht heißt, daß die 
öffentliche Hand notwendige Investitionen ,auf dem 
Gebiet der Infrastruktur unterlassen soll;  vielmehr 
soll sie die Infrastruktur anders, d. h.  am Kapital-
markt finanzieren. Aber das geht nur, wenn die vor-
angehende Eigentumspolitik die erstrebenswerte 
Gleichheit zwischen Investitionsbedarf 'und Erspar-
nisbildung hergestellt hat. 

Was Herr Kollege Kurlbaum gesagt hat, trifft zu, 
und es steht auch im Nachtrag zum Wirtschafts-
bericht auf Seite 16: daß man eigentlich in Zeiten 
der Hochkonjunktur Kaufkraft abschöpfen und still- 
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legen müßte. Wir wissen alle, daß wir das nicht 
tun, und wir müssen doch wohl gerechterweise zu-
geben: die Verantwortung ,dafür — ich möchte mich 
ganz vorsichtig ausdrücken — liegt nicht in erster 
Linie bei der Bundesregierung, sondern in erster 
Linie bei diesem Hohen Hause, ,das die  Ausgaben 
beschließt. Was diesen Punkt antizyklischer Haus-
haltspolitik betrifft, müssen wir uns an unsere eigene 
Nase fassen und uns fragen, ob wir bereit sind, 
diesem Gesichtspunkt aus unserer Zuständigkeit 
heraus Rechnung zu tragen. Wie schwierig das ist, 
weiß auch ich. Aber 'wir können immerhin für die 
kommenden Jahre daraus gewisse 'Erkenntnisse ge-
winnen. 

In ,dem Nachtrag zum Wirtschaftsbericht ist ferner 
zu lesen, daß 50 % aller Investitionen mittelbar und 
unmittelbar durch die öffentliche Hand bestimmt 
sind und daß der Hauptanteil davon in den Händen 
von 60 öffentlichen Körperschaften des Bundes, der 
Länder und der  Gemeinden liegt. Wäre es nun nicht 
möglich, diese ,60 öffentlichen Körperschaften ab und 
zu zu einem Konjunkturrat zu versammeln und zu 
versuchen, über diese mächtige Kraft der Investition 
Einfluß auf Iden konjunkturellen Ablauf zu nehmen 
und dadurch ein wenig von dem wieder auszuglei-
chen, was uns bisher nicht gelungen ist, nämlich die 

 Abschöpfung und Stillegung der Kaufkraft in Zeiten 
der Hochkonjunktur. 

Wenn, wie ebenfalls angeregt worden ist, Investi-
tionsprogramme mittelfristiger Art aufgestellt wer-
den, könnte man sozusagen Jahr für Jahr die Quote 
festlegen, mit der diese Programme realisiert wer-
den sollen, und hätte damit ein weiteres Instrument 
zur Steuerung der Konjunktur. 

Ich möchte in vorsichtiger Form dafür plädieren, 
daß der Bundesregierung ein konjunkturelles Er-
mächtigungsgesetz gegeben wird, wobei ich das nicht 
im Hinblick auf die Umsatzausgleichsteuer meine — 
über die ich eine ganz andere Meinung habe —, son-
dern überhaupt. Man müßte allerdings prüfen, ob 
die vorhandenen Mittel wie das Außenwirtschafts-
gesetz und andere Bestimmungen nicht schon für 
die Regierung ausreichen. Trotzdem bin ich der Mei-
nung: ein Ermächtigungsgesetz, besser vielleicht 
noch: ein Vollmachtgesetz, wäre günstig. 

Warum? Ich glaube nicht, daß die Debatte jeder 
möglichen konjunkturellen Maßnahme auf dem 
Markt immer zum Vorteil der deutschen Volkswirt-
schaft verlaufen ist und verlaufen wird. Wenn wir 
beispielsweise 10 mögliche Maßnahmen debattie-
ren — und sie werden von ernsthafter Seite debat-
tiert; ich nehme an, daß man Regierung, Parteien 
und Parlament als eine ernsthafte Seite ansieht —, 
dann treten die Wirkungen volkswirtschaftlich ge-
sehen oft schon ein, bevor das Gesetz gemacht wird, 
ja, sie treten sogar ein, wenn es nicht gemacht wird. 
Die Ankündigung der Kapitalertragsteuer hat ihre 
positiven und ihre negativen Wirkungen gezeitigt, 
ohne daß wir das Gesetz verabschiedet haben. Wenn 
wir uns vor solchen Entwicklungen schützen wollen, 
die, soweit es sich um Maßnahmen handelt, die dann 
nicht Gesetz werden, vollkommen überflüssig sind, 
dann hilft in der Tat nur ein Vollmachtgesetz, wobei 
natürlich der Bundestag das Recht haben müßte, in 

kurzer Zeit festzustellen, was er beibehalten und 
was er wiederaufheben will. 

Ich fasse zusammen. Ich würde vorschlagen, er-
stens auch Maßnahmen zur Erhöhung arbeitssparen-
der Produktion zu prüfen; zweitens die Förderung 
der Eigentumsbildung nun auch unter dem Aspekt 
der Konjunkturpolitik zu sehen; drittens insbeson-
dere die von Herrn Minister Schmücker erfolgreich 
initiierte EWG-Konjunkturpolitik sehr zu forcieren 
und dabei keine Zeit zu verlieren, nicht weil ich 
meinte, demnächst ginge die Welt unter — dieser 
Meinung bin ich absolut nicht —, sondern weil ich 
meine, daß jetzt in allen Ländern der Gemeinschaft 
die politische Seele für so etwas aufgeschlossen ist, 
und wenn das wieder abklingt, dann klingt diese 
Bereitschaft zu einer EWG-Konjunkturpolitik auch 
wieder ab. Dann würde ich vorschlagen diesen Kon-
junkturrat der 60 großen Investoren der öffentlichen 
Hand, die Außenzollsenkungen schnell, aber unter 
der Bedingung verbriefter Anrechenbarkeit auf die 
Kennedy-Runde — sowie die Prüfung der Frage 
eines Vollmachtgesetzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Aschoff. 

Dr. Aschoff (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich werde mir erlauben, den Versuch 
zu machen, mich an den Vorschlag zu halten, der 
offenbar dem Ältestenrat vorschwebte, als er diese 
Art der Tagesordnung für richtig hielt. Danach soll-
ten nämlich die Reden kurz sein. 

(Beifall.) 

Ich muß es als befremdlich empfinden, wenn dann 
entgegen einer solchen Absicht — wenn dies zu-
trifft — die Debatte auch noch dadurch verlängert 
wird, daß entgegen der Geschäftsordnung längere 
schriftliche Ausarbeitungen vorgetragen werden, 
die die Probleme durch die Länge ihrer Darstellung 
in keiner Weise sonderlich erhellen. 

(Erneuter Beifall.) 

Meine Damen und Herren, bei dem Versuch eines 
Spazierganges durch den wirtschaftswunderlichen 
Gemüsegarten für Konjunkturmittel stellt sich doch 
zunächst folgendes heraus. Ich glaube, man kann 
eine solche Debatte nicht führen, wenn man sie 
zweimal mit fremden Dingen unterbricht und da-
durch ganz aus dem Kontakt kommt. Man kann aber 
zweitens eine solche Debatte wohl auch nicht füh-
ren, wenn man nicht den Versuch macht, in ihr eine 
gewisse Systematik aufzuzeigen. Die Konjunktur-
politik ist derartig vielschichtig, daß man nicht zehn 
Minuten über EWG und die nächsten zehn Minuten 
über ein ganz anderes Problem des Haushalts reden 
kann. Wenn wir so etwas wiederholen, sollten wir 
uns, glaube ich, selber dazu zwingen, diese Unter-
haltung vorher etwas zu gliedern, damit man weiß, 
zu welchem Ergebnis man kommt. 

Meine Damen und Herren, ich beschränke mich 
auf zwei grundsätzliche Bemerkungen und werde 
mir dann erlauben, für meine Fraktion die hier im 
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Raume stehende Erklärung zu den Gesetzesvorlagen 
abzugeben. Auch hier, meine Damen und Herren, 
zeigt sich, daß es unmöglich ist, eine Grundsatzaus-
sprache über konjunkturpolitische Fragen mit einer 
Stellungnahme zu zwei speziellen Vorlagen zu ver-
mengen. Entweder wird die Debatte zu klein ge-
führt, oder Sie kommen überhaupt nicht zur Beur-
teilung der Vorlagen, weil alles abschweift. 

Ich darf auf zwei Dinge eingehen. — Der Herr 
Bundeswirtschaftsminister hat die Vorlage des 
Wirtschaftsberichts verteidigt. Ich glaube, wir soll-
ten heute nicht mehr darüber nachdenken, ob der 
Wirtschaftsbericht, der im Dezember vorgelegt 
wurde, rechtzeitig gekommen ist, richtig war, oder 
sonst etwas. Er ist jedenfalls heute überholt und 
interessiert praktisch nicht mehr. Was interessiert, 
ist der Nachtrag. 

Aus dem Nachtrag ergeben sich zwei sehr inter-
essante Aspekte. Erstens ist dieser notwendig ge-
wordene Nachtrag der Beweis dafür, daß der Glaube 
an die Allmacht von Vorausschauen nur sehr be-
dingt richtig ist. Deshalb kann ich auch nicht ver-
stehen, daß sich hier in der Debatte jemand auf 
Äußerungen von Sachverständigen vor zehn Jahren 
beruft. Das ist mit einem Berliner Ausdruck heute 
natürlich „kalter Kaffee". Denn vor zehn Jahren 
waren die Dinge eben anders als sie heute sind. Eine 
andere Lage erfordert andere Mittel; das stand 
schon in den üblichen Vorschriften für den Kanonier. 

Zu der Frage, die Sie, Herr Kurlbaum, angeschnit-
ten haben, ist folgendes zu sagen. Sie haben mit 
dem lapidaren Satz geschlossen, Sie hielten die Auf-
fassungen, die im Regierungslager über die kon-
junkturpolitischen Notwendigkeiten vorgetragen 
worden seien, teilweise für dumm. In aller Höflich-
keit haben Sie das gesagt. 

(Zuruf des Abg. Kurlbaum.) 

— Sie haben das Wort „dumm" gebraucht. 

(Abg. Kurlbaum: Ich habe nur gesagt, daß 
eine Verlautbarung des Deutschland-Union

-

Dienstes dumm ist! Darauf habe ich mich 
beschränkt!) 

— Schön, also eine mittelbare Erklärung. Dazu darf 
ich Ihnen in aller Höflichkeit folgendes sagen. Ihr 
Vorschlag, was nun zu geschehen hat, ist dann 
schlechthin als dürftig zu bezeichnen. Denn das ist 
doch nicht möglich, daß man als Kontra lediglich 
feststellt: Es muß etwas geschehen. Damit kann ein 
furchtbares Unglück geschehen. 

Damit komme ich auf die Frage des Instrumenta-
riums, die hier grundsätzlich ansteht. Wir müssen 
zwischen zwei Dingen unterscheiden. Herr Starke 
hat heute vormittag den Schwerpunkt seiner Erör-
terungen auf die monetäre Entwicklung gelegt und 
die Kapitalmarktprobleme angeschnitten. Er hat in 
diesem Zusammenhang, sehr mit meinem Einver-
ständnis, indirekt an die Bundesregierung die Frage 
gerichtet, inwieweit sie Möglichkeiten und Not-
wendigkeiten sieht, in dieser Richtung unter An-
wendung bestehender gesetzlicher Vorschriften tätig 
zu werden oder — und da liegt die Verbindungs-
linie zu Ihnen, Herr Kurlbaum — eine etwa not- 

wendig werdende Tätigkeit vorzubereiten. Denn Sie 
sagten, Sie hätten den Eindruck, daß, wenn man 
nicht rechtzeitig etwas vorbereitet, unter Umstän-
den eine Situation kommt, in der nützliche Maß-
nahmen zu spät kommen. Um diese Frage geht es. 
Dieses eine . Problem ist von unserer Seite von 
Herrn Starke geschildert worden. 

Das zweite Problem sind die güterwirtschaftlichen 
und die sonst damit zusammenhängenden Fragen, 
nämlich diejenigen, die sich aus Kostensteigerungen 
am Binnenmarkt ergeben. Sie haben sich dagegen 
gewehrt, daß man sagt, auch die Lohnsteigerungen 
müßten sich in der Grenze des realen Zuwachses 
des Sozialprodukts halten; das wäre eine einseitige 
Benachteiligung einer bestimmten Gruppe. Nun, 
verehrter Herr Kurlbaum, ganz so ist das doch nicht. 
Wir haben Lohnsteigerungen in bestimmten Zwei-
gen, die nicht aufgefangen werden können, vom 
Dienstleistungsgewerbe ganz zu schweigen. Wir 
haben infolge bestimmter Dynamisierungen in un-
serer Versorgungswelt die Zwangsläufigkeit, daß 
jede Lohn- und Gehaltssteigerung auch etwas in 
den öffentlichen Haushalt bringt. Infolgedessen ist 
Ihre Meinung, daß das Festhalten an einer Höchst-
grenze für den Haushalt überhaupt keine konjunk-
turpolitische Wirkung hat, insofern nicht richtig, als 
bereits die Neutralisierung ein Plus ist gegenüber 
einem schlechten Verhalten. Da wir aus der bisheri-
gen Erfahrung wissen, daß die öffentliche Hand 
außerordentlich schwer zu einem antizyklischen 
Verhalten zu bringen ist, muß man doch als ersten 
Schritt diese Begrenzung des Haushalts begrüßen. 

Wir sind allerdings der Meinung, daß die Regie-
rung ein Zweites hätte sagen sollen. Sie hätte sagen 
sollen, daß sie gleichzeitig bereit ist, die aus dem 
steigenden . Sozialprodukt zu erwartenden Mehrein-
nahmen zu benutzen, um durch Abbau von Schulden 
und Schattenhaushalt Kaufkraft stillzulegen. Sonst 
ist dies ja nur eine halbe Sache. 

Weiter hätte ich gern eine Antwort auf die Frage 
gehabt, was die Bundesregierung zu tun gedenkt, 
um einer zweiten von mir für wesentlich gehaltenen 
Forderung zu entsprechen. Aus der Unterhaltung 
hier ist klar geworden, daß alle Sprecher einen Zu-
sammenhang zwischen Finanz- und Wirtschafts-
politik sehen. Uns allen geht es darum, die klassi-
schen Mittel der Finanzpolitik auf dem Gebiet der 
Konjunkturpolitik anzuwenden. Hier ergibt sich für 
mich die Frage: Inwieweit ist man bereit, sich bei 
der Finanzreform nicht darauf zu beschränken, den 
Schlüssel so oder so festzusetzen, sondern darüber 
hinaus Überlegungen anzustellen, ob im Rahmen 
der geltenden Verfassung die Möglichkeit besteht, 
Leitsätze für die Verwendung zur Verfügung ge-
stellter Gelder aufzustellen, damit wir die öffentliche 
Hand auf diesem Wege konjunkturpolitisch stärker 
in den Griff bekommen? Das ist eine der Grundsatz-
fragen, auf die ich gerne eine Antwort hätte. 

In diesem Zusammenhang eine weitere Frage! Ich 
glaube nicht, daß es eine Sünde wider den Heiligen 
Geist ist, wenn man z. B. die Frage stellt, ob es unter 
Umständen eleganter ist, durch eine Anwendung 
von Bestimmungen des Außenwirtschaftsgesetzes 
ein flexibles Instrument in Vorbereitung zu haben, 
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als durch ein Coupon-Steuer-Gesetz zwar einen Vor-
teil einzuhandeln, damit aber eventuell auch Nach

-

teile in Kauf zu nehmen. 

Diese ganz allgemeinen Fragen stehen für uns im 
Vordergrund der Überlegungen. Wir wollten sie 
noch einmal vortragen. 

Zur Sache selbst! Wir werden der Zollvorlage in 
der Form, die heute wohl noch von dem Herrn Vor-
sitzenden des Außenhandelsausschusses vorgetragen 
wenden wird, zustimmen. Meine Fraktion hat vom 
ersten Tage an kein Hehl daraus gemacht, daß sie 
einer Zollvorlage nur zustimmen könne, wenn eine 
Ausnahmeliste geschaffen würde. Wir waren näm-
lich grundsätzlich der Auffassung, daß die an der 
Exportsituation überhaupt nicht teilnehmenden Wirt-
schaftskreise durch die Konjunkturmaßnahmen nicht 
einseitig belastet werden dürften und daß aus 
Gründen der Gerechtigkeit Maßnahmen ergriffen 
werden sollten, um zu verhindern, daß wir dann 
umgekehrt durch neue Subventionszahlungen in 
weitere Verzerrungen kommen. Mir ist berichtet 
worden, daß ein Einverständnis aller Fraktionen mit 
der Regierung erreicht worden ist. Dabei darf ich 
vorsorglich feststellen, daß bei einer solchen Ver-
ordnung die Verantwortung für die Richtigkeit, die 
Vollständigkeit und die Zweckmäßigkeit einer Liste 
ausschließlich bei der Regierung liegt. 

Ferner liegt uns der Vorschlag einer Coupon-
Steuer vor. Wir sind mit der Überweisung an den 
Ausschuß einverstanden. Wir stehen diesem Vor-
schlag nicht ablehnend ,gegenüber. Wir werden zu 
prüfen haben, ob die vorgesehenen Kontrollen in 
dieser Form richtig und zweckmäßig sind. Wir wer-
den uns darüber zu unterhalten haben, ob hier eine 
Störung des Vertrauens im Ausland zu befürchten 
ist. Wir werden endlich überlegen müssen, inwie-
weit wir trotz dieser Steuer Maßnahmen treffen 
müssen, um auch in Zukunft das für unsere In-
vestitionsaufgaben notwendige Kapital erhalten zu 
können. Das ist auch in dieser Debatte klar gewor-
den. Wir sind unterkapitalisiert. Der Umfang un-
serer Eigenfinanzierungsmöglichkeit ist entgegen 
der Meinung wissenschaftlicher Beiräte zu gering. 
Wenn diese Überlegungen angestellt werden, sind 
wir also bereit, uns über die Verabschiedung dieses 
Gesetzes zu unterhalten. 

Bezüglich des Haushalts habe ich dem Herrn 
Wirtschaftsminister eben meine Bitte vorgetragen. 
Der Herr Bundeskanzler ist, glaube ich, gerade zu 
der Verabschiedung von Herrn Paulssen gegangen. 
Daher würde ich darum bitten, ihm zu übermitteln, 
daß eine Beantwortung der Fragen, die Herr Starke 
heute vormittag angeschnitten hat, auch durch ihn 
für uns interessant wäre. 

Meine Damen und Herren, es bleibt dann noch 
das hiermit nur in einem lockeren Zusammenhang 
stehende Gesetz über gewisse Steueränderungen 
übrig, zu dein ich nicht sprechen werde. Das wird 
nachher jemand anders tun. 

Ich darf damit schließen, indem ich der Hoffnung 
Ausdruck gebe, daß die Langlebigkeit dieser De- 

batte günstige Rückschlüsse auch auf die Langlebig-
keit einer guten Konjunktur zulassen möge. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stein. 

Stein (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Bei dem, was zum 
Wirtschaftsbericht zu sagen ist, kann ich mich jetzt 
kurz fassen. Ich möchte nur folgendes hervorheben. 
Man hätte sich nur wünschen können, ,daß auch 
andere europäische Länder sich ebenso rechtzeitig 
und ebenso selbstkritisch mit der Lage auseinander-
gesetzt hätten, wie es in unserem Wirtschaftsbe-
richt, ,den ich nur als vorzüglich bezeichnen kann, 
geschehen ist.  

Welche Konsequenzen haben wir aus diesem Be-
richt zu ziehen? Lassen Sie mich mit einer politi-
schen Forderung beginnen! Der Bericht erlaubt nicht 
nur, sondern er verlangt eine Versachlichung unse-
rer wirtschafts - und konjunkturpolitischen Diskus-
sion. Die Art, in der diese Diskussion in den letzten 
Wochen in der Öffentlichkeit geführt worden ist, 
grenzt nach meiner Ansicht fast ans Unerträgliche. 
Sie ist geradezu gekennzeichnet von dem Wunsch, 
parteipolitische Riemen aus einer ausgezeichneten 
Haut zu schneiden und diese damit insgesamt zu 
zerstückeln. 

Wenn diese Debatte heute zu Beginn der Ferien-
zeit einen Sinn haben kann, so vor allem den, eine 
Welle der Zuversicht und des Vertrauens — und 
dazu besteht aller Anlaß — in unserem Volk auszu-
streuen und es beruhigt in  die  Sommerferien fahren 
zu lassen, ohne die Sorge, daß in der Zwischenzeit 
seine Ersparnisse zusammenschmelzen und das zu-
rückgelassene Geld nicht ausreicht, den heimatlichen 
Haushalt über Wasser zu halten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Die Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers und 
die Ausführungen des Herrn Bundeswirtschaftsmini-
sters haben gezeigt, wie ernst sie es mit einer Be-
trachtung und mit der Kontrolle unserer wirtschaft-
lichen Entwicklung nehmen. Wir sollten sie dabei 
unterstützen und ihnen nicht durch ein nur pein-
lich wirkendes Zerreden der Konjunktur in den 
Arm fallen. 

Diese Maßnahmen sind auf das Ziel abgestellt, 
den hohen Grad des wirtschaftlichen Wachstums zu 
erhalten und gleichzeitig die Preisstabilität zu ge-
währleisten. Bislang hat diese Politik der Bundes-
regierung vollen Erfolg gehabt. Es besteht kein 
Grund zur Änderung dieser bewährten Politik, und 
es besteht kein Grund, Alternativen zu setzen und 
hervorzukehren. Sie hat schließlich dem deutschen 
Volk auch seinen hohen Lebensstandard gesichert. 
Wir hätten alle das Nachsehen, wenn das Rezept 
der Opposition, jetzt Kanonen gegen die Konjunk-
tur aufzufahren, verwirklicht würde. 

Dabei verkennen wir nicht, daß dieses Wachstum 
auch von stärkeren Differenzierungen einzelner 
Branchen gekennzeichnet ist. Wir können und dür- 
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fen uns nicht über Strukturkrisen einzelner Wirt-
schaftsbereiche hinwegsetzen. Ein sichtbares Bild 
dieser Strukturkrisen ist z. B. die Ausnahmeliste zu 
den heute zu verabschiedenden Zollsenkungsvor-
schlägen. 

Aus dem gleichen Grunde begrüße ich es auch, 
daß der Herr Bundeswirtschaftsminister heute Struk-
turhilfen angekündigt hat. Sie sind kein Odium für 
fehlende Unternehmerleistungen, sondern eine 
Starthilfe in den Fällen, in denen die Ausweitung 
der Märkte 'den einzelnen Unternehmer vor Konse-
quenzen stellt, die er allein zunächst nicht bewäl-
tigen kann. Richtig ausgesucht und mäßig verteilt 
passen sie durchaus in eine marktwirtschaftliche 
Landschaft; ja, gesellschaftspolitisch sind sie sogar 
unentbehrlich. 

Dieser Struktursituation trägt die  Bundesregie-
rung auch jetzt durch ihre bewußt vorsichtigen kon-
junkturpolitischen Maßnahmen Rechnung. Wir wis-
sen nicht, ob der konjunkturell ansteigende Trend 
der. letzten Monate anhält. Zum Teil unterliegt er 
nämlich Maßnahmen anderer Regierungen, und ich 
halte es kaum für vertretbar, 'die Bundesregierung 
für währungspolitische Sünden anderer Länder ver-
antwortlich zu machen. Die Stabilisierungsmaßnah-
men in Frankreich haben unzweifelhaft schon ge-
wisse Ergebnisse erzielt. Wir müssen dem Herrn 
Wirtschaftsminister dafür dankbar sein, daß er sich 
in Brüssel .so energisch um ein Stabilisierungspro-
gramm der EWG bemüht hat und daß seine  Initiative 
bewirkt hat, .daß sich auch die EWG-Partner soli-
darisch zur Übernahme antiinflationärer Maßnah-
men verpflichtet haben. Das ist doch ein beacht-
liches Novum. Es zeigt nicht nur die faktische Be-
deutung der Volkswirtschaft der zweitgrößten W elt-
handelsnation, sondern auch die Zugkraft und das 
Ansehen, .das diese Tatsache dem deutschen Ver-
treter im Ministerrat verleiht. Wenn Herr Marjolin 
zur Zeit in Rom Bedingungen, die an eine weitere 
Hilfe der Gemeinschaft für Italien geknüpft werden, 
aushandelt, so  ist dies nicht ohne 'die Stabilität der 
deutschen Verhältnisse möglich und auf ihr Beispiel 
mit abgestellt. 

Betrachte ich unter diesem Gesichtspunkt die Ge-
samtentwicklung, so kann zwar von einem erheb-
lichen Anstieg der Nachfrage, aber keineswegs da-
von die Rede sein, daß die  deutsche Wirtschaft die-
ser Anforderung 'bislang nicht gewachsen ist. Das 
Ifo-Institut spricht, wie Sie wissen, in seinem letzten 
Konjunkturbericht vor zwei Tagen von einem Aus-
lastungsgrad der deutschen Industrie von 88%. Die-
ser Auslastungsgrad ist immer noch um einige 
Punkte niedriger als im Spitzenjahr 1960. Er berück-
sichtigt überdies hierbei nicht die laufend produk-
tionsreif 'werdenden Investitionen. Von einer Ver-
knappung des Güterangebots kann nicht gesprochen 
werden. Im übrigen können wir jederzeit verstärkt 
auch auf ausländische Erzeugnisse zurückgreifen. 

Ein guter Beweis für die Elastizität des Produk-
tionsapparates ist darin zu erblicken, daß auch die 
neuerliche Zuwachsrate vom Mai in Höhe von 12 % 
ahne Preissteigerung bewältigt worden ist. Die Un-
ternehmerschaft insgesamt hat in den letzten Jahren 
ständig neue Investitionen durchgeführt, obschon es 

ihr von der Finanzierung her zeitweilig recht 
schwergefallen ist. 

Woran liegt das? Zum Teil daran, daß sie +die 
Überlegungen der früheren Wirtschaftsberichte nicht 
in den Windgeschlagen hat. Heute steht sie mit 
einer beachtlichen Kapazitätsreserve da,  'die  es uns 
erlaubt hat, den Konjunkturstoß der letzten acht 
Monate aufzufangen und mit gewisser Zuversicht 
der kommenden Entwicklung entgegenzusehen. Hät-
ten wir mehr Zeit gehabt und wäre vor allen Din-
gen unsere Kapitaldecke stärker gewesen, wäre die 
heutige Konjunkturbewältigung überhaupt kein 
Problem. 

Ich habe daher mit einiger Besorgnis von den 
Überlegungen Kenntnis genommen, gegebenenfalls 
die Abschreibungssätze aus konjunkturpolitischen 
Gründen zu verringern. Wir haben seinerzeit an 
eine Erweiterung für Zeiten der Depression, aber 
wir haben nicht an eine noch weitergehende Ein-
engung in Konjunktur hoch zeiten gedacht. Wenn 
wir uns schon darauf einstellen müssen, hohe Wachs-
tumsraten zum Gradmesser unserer Wirtschaftspoli-
tik zu machen, so ist das nur auf der Basis anhaltend 
großer Investionen möglich. Ich stimme dabei voll-
ständig der Auffassung zu, daß ein Übermaß von In-
vestitionen eine Gefahr bedeutet. Aber diese Gefahr 
ist begrenzt und begrenzbar. Hierbei lasse ich mich 
nicht zuletzt bestimmen von unserer Arbeitsmarkt-
situation. Sie ist nicht mehr ohne eine hohe Fremd-
arbeiterquote zu bewältigen. Aber ich habe große 
Zweifel, ob wir mit Sicherheit diese hohe Quote als 
einen verläßlichen Faktor in unsere Wirtschaftspoli-
tik einplanen können. Ein anhaltend hoher Investi-
tionsstand ist die beste Abwehr von Gefahren, die 
uns durch einen Abzug fremder Arbeitskräfte drohen 
könnten. Das führt notwendig zu der Frage der 
Lohn- und Arbeitszeitpolitik. 

Wir stehen am Vorabend großer Tarifauseinander-
setzungen. Gestern sind die Verhandlungen auf dem 
Gebiet der chemischen Industrie abgeschlossen wor-
den, im Herbst folgt die Metallindustrie. Zwei ent-
scheidende Gruppen unserer Wirtschaft setzen die 
Akzente für die Preisstabilität. 

Als Auftakt dieser Verhandlungen habe auch ich 
noch das Wort vom „kräftigen Schluck aus der 
Pulle"  im Ohr. Es ist seit der heutigen Debatte zu 
einem politischen „Schluckauf" geworden, an dem 
Sie, meine sehr geehrten Herren von der Sozial-
demokratie, noch lange Zeit zu leiden haben wer-
den. 

Die Gewerkschaften haben es weitgehend in der 
Hand, durch eine maßvolle Politik den Aufschwung 
der Konjunktur zu verlängern oder abzuwürgen. 
Der Wirtschaft ist die Aufgabe gestellt, die Entwick-
lung der Kosten preisneutral aufzufangen. Die Wirt-
schaft hat, wie die Entwicklung der Erzeugerpreise 
beweist, für diese Aufgabe alles Verständnis ge-
zeigt. Ohne die bemerkenswerte Stabilität der In-
dustriepreise hätten sich die aus Gründen der Preis-
entzerrung bewußt in Kauf genommenen Verteu-
erungen, vor allem bei den Mieten und den öffent-
lichen Tarifen, viel gravierender ausgewirkt. Aber 
es gibt von der Seite der Kosten her natürlich eine 
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Grenze. Es muß bei den kommenden Lohnverhand-
lungen auf diese Grenze Rücksicht genommen wer-
den. Dabei denke ich nicht daran, die Tarifautono-
mie anzutasten. Aber Tarifautonomie heißt gesamt-
wirtschaftliche Verantwortung. 

Der „kräftige Schluck aus der Pulle" unterstellt, 
daß die Gewinne der Unternehmer stark gestiegen 
sind. Ich erinnere daran, daß die Wirtschaft drei 
Jahre lang, wie die Wirtschaftsberichte gezeigt 
haben, einen Rückgang der Gewinne und der Selbst-
finanzierungsquoten aushalten mußte. Dieser Pro-
zeß muß sich auch wieder einmal umkehren. Das 
ist um so notwendiger, als die Eigenkapitalbasis der 
deutschen Unternehmen im internationalen Ver-
gleich noch unzulänglich ist. 

Das gleiche gilt von der deutschen Abschrei-
bungsquote, von der ich eben gesprochen habe. Da-
mit ist die Konsolidierung der Kapitalstruktur unse-
rer Unternehmen angesprochen, d. h. das Verhält-
nis von Eigenkapital zu Fremdkapital. Es gehört 
auch zu einer richtigen in die Zukunft weisenden 
Konjunkturpolitik, die finanzielle Basis der Indu-
strie für Krisenzeiten hinreichend stark zu machen. 
Infolgedessen halte ich Maßnahmen, die das Inve-
stitionsgeschehen allein aus Konjunkturbetrachtun-
gen drosseln, für nicht ungefährlich. 

Lassen Sie mich noch ein deutliches Wort zur 
deutschen Exportsituation sagen. Wir haben mit 
großer Genugtuung heute erneut von der Bundes-
regierung die Versicherung bekommen, daß an eine 
Exportdrosselung nicht gedacht ist. Das Hohe Haus 
wird diese neuerliche Bestätigung sicher begrüßen. 
Ich hoffe sehr, daß die heutige Regierungserklärung 
endlich zu einer allgemeinen Beruhigung, die allent-
halben als dringend empfunden wird, beiträgt. 

Eine Politik der Exporterschwerung können wir 
uns als industrielles Veredelungsland einfach nicht 
leisten. Natürlich wäre es wünschenswert, wenn wir 
insgesamt zu einem besseren Gleichgewicht unserer 
Handelsbilanz kämen. Deshalb stimmen wir auch 
den Zollsenkungen trotz mancher Bedenken in unse-
ren Reihen zu. 

Ich halte es aber für falsch, die Exportüberschüsse 
isoliert zu betrachten. Entscheidend ist die gesamte 
Devisenbilanz, da nur sie liquiditätsmäßig relevant 
ist. Die Maßnahmen auf dem Gebiet des Geld- und 
Kapitalexports, die von der Bundesbank seit diesem 
Frühjahr ergriffen worden sind, und die Ankündi-
gung der Kapitalertragsteuer haben bereits einen 
besseren Ausgleich der Devisenbilanz bewirkt. 

Eine noch weitergehende Pflege des Kapital-
exports bietet sich vor allem durch verstärkte Inve-
stitionen im Ausland an. Hier haben wir noch sehr 
viel nachzuholen. Ich schließe mich den Worten des 
Herrn Bundeskanzlers, der in diesem Zusammen-
hang heute morgen auf das unternehmerische Risiko 
verwiesen hat, in vollem Umfange an. Aber zum 
Risiko gehört auch seine Berechnung, und diese 
Rechnung fällt negativ aus, wenn in fremden Län-
dern nichts verdient werden kann oder die dortigen 
Verhältnisse so unstabil sind, daß eine Investition 
unübersehbaren Risiken ausgesetzt ist. Nur in  die

-

sem Rahmen ist der Wunsch nach pfleglicher Be-
handlung des Kapitalexports zu verstehen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

In diesen Tagen ging eine Verlautbarung durch 
die Presse, daß das ausländische Vermögen in der 
Bundesrepublik etwa achtmal so groß ist wie das 
deutsche Vermögen im Ausland. In jeder Branche, 
ja fast in jeder Stadt hören wir heute vom Aufkauf 
deutscher Firmen und der Übernahme von Betei-
ligungen. Sosehr wir diese Verpflechtung begrüßen, 
so sehr macht das deutlich, daß auch wir als zweit-
stärkste Welthandelsnation nicht darauf verzichten 
können, im Ausland eine ausreichende Kapitalbasis 
zu haben; hier dürfen wir nicht konjunkturell, son-
dern müssen wir langfristig strukturell denken. 

Daher sollten sich unsere Steuerpolitiker Gedan-
ken darüber machen, wie wir den Kapitalexport in 
vertretbarem Rahmen fördern können. Die beabsich-
tigte Beseitigung der Wertpapiersteuer weist in die 
richtige Richtung. Das alles kann nur ein erster 
Schritt sein. 

Im übrigen ist auch der Export von Differenzierun-
gen nicht frei. Ich warne auch vor einer leichtfer-
tigen Verallgemeinerung, der Export sei eine Sache, 
die uns Deutschen sozusagen in den Schoß falle. Da-
mit wird man den Anstrengungen der deutschen 
Industrie nicht gerecht. Auf den meisten Auslands-
märkten, vor allem in Übersee, ist der internatio-
nale Wettbewerb unverändert hart. 

Soweit es sich um Länder handelt, die zur Zeit 
mit Inflationen zu kämpfen haben, stößt deren Im-
portnachfrage zwangsläufig an ihre Devisendecke. 
Um so mehr rate ich zu größerer Vorsicht, weil wir 
eines Tages, nicht zuletzt infolge der Bemühungen 
des Herrn Bundeswirtschaftsministers, vor der 
Konsolidierung in den EWG-Ländern stehen werden 
und dann darauf angewiesen sind, unsere Anstren-
gungen in anderen Räumen zu verstärken. 

Es ist unmöglich, daß wir unsere Wettbewerbs-
situation, die uns langfristig dem Pfund und dem 
Dollar gegenüberstellen wird, auf Grund inflatio-
nistischer Situation anderer Länder verschlechtern. 
Unsere hohe Passivität gegenüber dem Dollarraum 
— es sind zur Zeit 4 Milliarden — zeigt, daß hier 
von einer Überlegenheit der deutschen Industrie 
im allgemeinen Wettbewerb nicht gesprochen wer-
den kann. Ebenso wenig rechtfertigt die Entwick-
lung in einigen Ländern strukturändernde Ein-
griffe in den deutschen Außenhandel. 

Ich fasse zusammen. Ich bin der Ansicht, daß der 
von der Opposition erhobene Vorwurf der Inak-
tivität gegenüber der Regierung unbegründet ist. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Nach meiner Ansicht ist er sogar unter dem Ge-
sichtspunkt des oppositionell Vertretbaren gefähr-
lich. Niemand leugnet, daß wir uns in einer Wachs-
tumsphase befinden, die uns allen zugute kommt. 
Wir müssen uns jedoch darüber klar sein, daß es 
Sorgen sind, die ein langjähriges Mitglied dieses 
Hauses vor einigen Wochen als „süße Sorgen" be-
zeichnet hat. Wenn man die deutsche Konjunktur-
situation heute richtig bezeichnen will, muß man 
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Stein 
sagen: Wir befinden uns — und das deutsche Volk 
dankt dafür der Bundesregierung — allenfalls auf 
einer Kurreise nach Kissingen, aber keineswegs, wie 
es heute bei der Diskussion häufig den Anschein 
hatte, auf einer Reise in ein Armenhaus nach 
Leichlingen, das im übrigen nicht besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, wir haben eine umfangreiche Rednerliste, 
aber es ist mir die erfreuliche Mitteilung gemacht 
worden, daß mehrere Abgeordnete bereit sind, hier 
das Wort nicht zu ergreifen und ihre Ausführungen 
zu Protokoll zu geben. *) 

(Beifall.) 

Das gilt für die Abgeordneten Seuffert, Dr. Schmidt 
(Wuppertal) und Frau Funcke. Stimmt das? — Gilt 
das auch für den Herrn Bundesminister der Finan-
zen? 

(Bundesfinanzminister Dr. Dahlgrün: Eben

-

falls! — Abg. Dr. Serres: Ich verzichte 
auch!) 

— Danke sehr. Dann habe ich nur noch dem Herrn 
Abgeordneten Dr. Luda das Wort zu geben. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir ein 
letztes Wort zur außenwirtschaftlichen Betrach-
tungsweise. Wenn man versucht, did Diskussion 
draußen im Lande und auch die lange Diskussion, 
die wir heute hier geführt haben, auf einen einzigen 
Nenner zu bringen, dann muß man fragen: welche 
ist die größere Gefahrenquelle, liegt sie in der Lei-
stungsbilanz oder liegt sie in der Zahlungsbilanz? 
Ist der erste Teil der Frage zu bejahen, dann hat die 
Opposition recht, die meint, daß die Exporte ge-
drosselt werden müßten. Ist aber die zweite Alter-
native richtig, so hat die Bundesregierung recht, die 
meint dafür sorgen zu müssen, daß der Kapitalim-
port eingeschränkt wird und daß auch eine gewisse 
Förderung des Kapitalexports durchgeführt werden 
sollte. Nun, wenn wir diese beiden Fragen hier stel-
len — bitte schön! 

Kurlbaum (SPD) : Herr Kollege Luda, ist Ihnen 
entgangen, daß wir mit keinem Wort von Export-
drosselung gesprochen haben, sondern von einer 
Ermächtigung, je nach den Bedürfnissen die Einfuhr 
zu verstärken und, wenn das zusätzlich nötig sein 
sollte, gleichzeitig auch am Export etwas zu tun, im 
Gleichgewicht dazu; ist Ihnen das entgangen? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Kurlbaum, 
darf ich Sie dahin berichtigen, daß Ihre Fraktion be-
antragt hat, die Bundesregierung zu ermächtigen, 
die Umsatzausgleichsteuer oder die Umsatzsteuer-
rückvergütung auszusetzen, wenn die konjunktur-
politische Lage es erfordert. Darin steckt beides, vor 
allem auch die Möglichkeit der Exportdrosselung. 

') Siehe Anlagen 

Das können Sie sicher nicht bestreiten, Herr Kollege 
Kurlbaum. 

(Abg. Kurlbaum: Aber nicht isoliert!) 

Aber die beiden Alternativen, die da bestehen, 
lassen sich eindeutig aus den nackten Zahlen der 
Bilanz beantworten, und darauf wollte ich die Auf-
merksamkeit des Hauses jetzt zu guter Letzt doch 
noch gerichtet haben. Nehmen wir die Leistungs-
bilanz des Jahres 1963, dann ergibt sie zwar einen 
Handelsbilanzüberschuß von 6 Milliarden DM, aber 
dieser enorme Überschuß wird weitestgehend ab-
sorbiert schon innerhalb der Leistungsbilanz durch 
die hohen Dienstleistungen und durch die hohen 
unentgeltlichen Leistungen mit der Konsequenz, daß 
der Überschuß der Leistungsbilanz für 1963 nur 881 
Millionen DM beträgt. Das ist die erste Tatsache. 

Jetzt die zweite Tatsache: Wie sieht die Kapital-
bilanz aus? Da ist nämlich die Krux; das ergeben die 
bloßen Zahlen. Die Kapitalbilanz ergibt einen Über-
schuß von 1691 Millionen DM. Sie sehen, daß der 
Überschuß, der sich aus dem Kapitalaustausch er-
gibt, doppelt so hoch ist wie der Überschuß aus der 
Leistungsbilanz. Diese nackten Zahlen — ich sage es 
nochmals — beweisen eindeutig, daß der Weg, dien 
die Bundesregierung beschritten hat, der einzig rich-
tige ist, nämlich die Kapitalimporte, soweit sie über-
flüssig sind, möglichst abzuwehren und nicht den 
deutschen Export reduzieren zu wollen. 

Ich sagte, die Krux biegt eben in der überzogenen 
Kapitalbilanz. In diesem Zusammenhang wird immer 
von der „importierten Inflation" gesprochen. Auch 
heute, leider Gottes auch heute, ist dieses Wort 
mehrfach gebraucht worden. Ich möchte im Anschluß 
an die Ausführungen, die insofern Herr Kollege Dr. 
Barzel gegenüber Ihnen, Herr Kollege Möller, ge-
macht hat, hier noch einmal ausdrücklich darauf zu-
rückkommen und sagen: Seien wir doch vorsichtig 
mit solchen Formulierungen, die sehr gefährlich sind! 

Was ergibt sich aus der Kapitalbilanz, wie ich sie 
eben verlesen durfte? Daraus ergibt sich, daß eine 
importierte Liquidität stattfindet. Aber importierte 
Liquidität ist noch keine importierte Inflation. Es 
fragt sich, was wir mit dieser Überliquidität machen. 
Ich bin bereit, gleich nachzuweisen, daß durch die 

 bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung schon 
die Gefahr, daß aus dieser Überliquidität eine im-
portierte Inflation werden könnte, abgewendet wird. 

Jetzt sind Sie dran, Herr Kollege Kurlbaum. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Kollege Kurl-
baum, zu einer Zwischenfrage! 

Kurlbaum (SPD) : Herr Kollege, haben Sie  es 
 nicht für notwendig gehabten, sich bei den Zahlen, 

die Sie genannt haben, auch die Zahlen der ersten 
Monate des Jahres 1964 anzusehen? 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Das kommt gleich an-
schließend. 

Kurlbaum (SPD) : Da hätten Sie nämlich fest-
stellen können, daß in den ersten vier Monaten 
des Jahres 1964 das Bild schon ganz anders ist als 
1963. 
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Dr. Luda (CDU/CSU) : Darauf will ich ja hinaus. 

Kurlbaum (SPD) : Und Sie hätten feststellen müs-
sen, daß in den ersten vier Monaten des Jahres 1964 
bereits der Warenverkehr plus Dienstleistungen 
minus unentgeltliche Leistungen einen Saldo von 
beinahe eineinhalb Milliarden DM zu unseren Gun-
sten ergibt. 

Dr. Luda (CDU/CSU) : Herr Kollege Kurlbaum, 
das kommt sofort. 

Meine Damen und Herren, die Meinungsverschie-
denheiten darüber, wo die Bremse anzusetzen ist, 
sind also völlig überflüssig, wenn man die Zahlen 
zugrunde legt. Herr Kollege Stein hat es schon aus-
geführt, daß wir uns als Industrienation nicht leisten 
können, unnötigerweise unseren Export zu drosseln. 
Herr Minister Schmücker hat es auch ausgeführt, daß 
zwar die Außenhandelsbilanz im Austausch mit den 
EWG-Staaten und mit den EFTA-Staaten Über-
schüsse aufweist; aber der Außenhandel mit den 
überseeischen Ländern ist größtenteils defizitär, und 
das sind ja gerade die international so heiß um-
kämpften Märkte. Deshalb war es richtig, die Kon-
sequenz einer Exportdrosselung zu vermeiden. Wir 
sind auf ein normales Wachstum unserer Wirtschaft 
auch in Zukunft angewiesen. 

Nun, meine Damen und Herren, welche ander-
weitigen Möglichkeiten hätte denn die Bundesregie-
rung gehabt als die, den überflüssigen Kapital-
import zu dämpfen? Da ist nun einmal die Frage der 
Passivierung der Handelsbilanz durch Zollsenkun-
gen. Dazu ist heute schon sehr viel gesagt worden; 
ich will das nicht noch vertiefen. Die erste Möglich-
keit wird also wahrgenommen. 

Die zweite Möglichkeit ist die Passivierung der 
Handelsbilanz durch Umsatzsteuer. Es sollte jetzt 
über Steuern nicht mehr gesprochen werden. Die 
Möglichkeit der Aufwertung will ich auch nicht noch 
vertiefen. Aber da bleibt die Schweizer Möglich-
keit, also die Regelung, die die Regierung der 
Schweiz getroffen hat. Was hat die Schweiz, deren 
Verhältnisse mit unserer deutschen Situation heute 
absolut vergleichbar sind, in ähnlicher Situation 
getan? Die Schweiz hat seit dem 1. April den Ban-
ken verboten, Auslandsgelder, die in die Schweiz 
hineinfließen, im Inland anzulegen. Sie hat dabei 
die Ausnahme der Altkonten und die Ausnahme der 
kleinen Beträge gemacht und hat außerdem eine 
Freiliste. Nun, das ist doch im Prinzip haargenau 
die Politik, die die Bundesregierung auch durchge-
führt hat. 

In diesem Zusammenhang ist auch das inter-
essant, was vom Ministerrat der EWG als Empfeh-
lung an die Bundesrepublik ausgesprochen worden 
ist. Der Ministerrat der EWG hat uns erstens emp-
fohlen, die bisherige Kreditpolitik und die Begren-
zung der öffentlichen Ausgaben fortzusetzen. Das 
ist eine Bestätigung der Richtigkeit des von uns 
eingeschlagenen Weges. 

Der Ministerrat hat uns zweitens aufgefordert, 
den Liquiditätszuflüssen entgegenzutreten, um den 
Gefahren der Überkonjunktur in der Bundesrepu

-

blik zu begegnen. Welches war aber im März dieses 
Jahres das Rezept von Herrn Kollegen Dr. Möller? 
Das Rezept von Herrn Kollegen Dr. Möller lautete 
wie folgt. Ich zitiere das aus der „Frankfurter All-
gemeinen" . Herr Kollege Möller, ich nehme an, daß 
sie richtig zitiert hat. Da heißt es wörtlich wie folgt: 

Das Konjunkturpaket von Bundesbank und 
Bundesregierung werde sicher nicht zu einer 
Abwehr der Inflationsgefahr führen, weil die 
monetären Vorgänge für die Stabilität der 
Deutschen Mark nahezu ohne Belang seien. 

Das ist die Auffassung von Herrn Kollegen Möller. 
Was ich eingangs gesagt habe, ist die Auffassung 
des Ministerrates der EWG. Es erhebt sich für uns 
alle, meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
sehr ernste Frage: Wer ist schlauer: Brüssel oder 
Dr. Alex Möller? Das ist die Frage, um die es sich 
handelt. 

(Lachen bei der SPD. — Abg. Seuffert: 
Oder Herr Luda! Das wäre auch möglich!) 

Es geht noch weiter. Die dritte Empfehlung, die 
wir vom Ministerrat bekommen haben, lautet dahin, 
unsere deutschen Einfuhren zu stimulieren. Genau 
das hat das Zollsenkungsprogramm der Bundes-
regierung zum Inhalt. Auch insofern ein Pluspunkt 
für die Bundesregierung! 

Viertens heißt es, Lieferbindungen bei der Ent-
wicklungshilfe sollten verringert werden. Das ist 
wohl für uns alle, die wir bemüht sind, uns mehr 
oder weniger mit Erfolg gegenseitig Vorwürfe zu 
machen, doch ein sehr interessanter Punkt. Die 
EWG empfiehlt uns, die Lieferbindungen bei der 
Entwicklungshilfe zu verringern. Dabei hat der 
Deutsche Bundestag am 19. Februar d. J. einstimmig 
mit den Stimmen aller drei Fraktionen, und zwar 
aus Anlaß der Ratifizierung des Assoziierungsab-
kommens der EWG mit einigen afrikanischen Staa-
ten die Bundesregierung aufgefordert, diese Liefer-
bindungen bei künftiger Kreditvergabe im Rahmen 
der Entwicklungshilfe möglichst immer zu verein-
baren. Sie ersehen daraus, daß alle drei Fraktionen 
dieses Hauses damals, Mitte Februar, einstimmig der 
Auffassung waren, daß eine überhitzte Konjunktur 
nicht gegeben sei und daß wir uns deshalb solche 
Lieferbindungen leisten könnten. Ich sage das und 
erinnere daran, weil Sie der Bundesregierung zum 
Vorwurf machen, sie handele nicht oder sie handele 
immer zu spät. Noch am 19. Februar waren also alle 
drei Parteien dieses Hauses der Meinung, daß eine 
überhitzte Konjunktur nicht gegeben sei. Aber schon 
am 23. März hat die Bundesregierung ihr Konjunk-
turdämpfungsprogramm und ihre Absicht verkündet, 
die Kapitalertragsteuer für ausländischen Renten-
besitz in Deutschland einzuführen. Daraus ersehen 
Sie: die Bundesregierung hat prompt gehandelt. 

Die fünfte Empfehlung, die wir vom Ministerrat 
der EWG bekommen haben, geht dahin, Regierungs-
aufträge ins Ausland zu geben. Das geschieht ja 
auch. Ich denke nur an die Verteidigungsaufträge, 
die insoweit von der Regierung erteilt werden. 

Schließlich heißt es in einem sechsten Punkt, wir 
sollten unseren Kapitalexport fördern. Wir wollen 
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Dr. Luda 
ja die Wertpapiersteuer abschaffen. Davon war 
heute noch gar nicht die Rede. Das geht ja in diese 
Richtung. 

Vergegenwärtigen wir uns also einmal die Schwei-
zer Regelung und zweitens die sechs Punkte in der 
Empfehlung des Ministerrates der EWG an die Bun-
desrepublik. Aus diesen Tatbeständen ergibt sich 
ganz eindeutig der Beweis, daß wir in der Bundes-
republik, daß unsere Regierung auf dem richtigen 
Weg sind. 

Jetzt komme ich zu dem Anliegen des Kollegen 
Kurlbaum, der gesagt hat, wir müßten, wenn wir 
uns schon die Zahlungsbilanz vor Augen führen, 
auch die Zahlen aus den ersten vier Monaten dieses 
Jahres vortragen. Das ist absolut richtig. Was ergibt 
sich aus diesen Zahlen? Daraus ergibt sich, daß wir 
einen Leistungsbilanzüberschuß hatten in Höhe von 
1212 Millionen DM, aber ein Defizit in der Kapital-
bilanz in Höhe von 1811 Millionen DM. Sie erse-
hen daraus ganz eindeutig, daß die angekündigten 
und teilweise auch schon durchgeführten Maßnah-
men prompt eine Wirkung gezeitigt haben genau in 
der Richtung, die die Bundesregierung schon in 
ihrem Wirtschaftsbericht vom 13. Dezember vorigen 
Jahres angedeutet hat. Es heißt wörtlich — wenn ich 
zitieren darf — in dem Wirtschaftsbericht der Bun-
desregierung: 

Gewisse Gefahren drohen allerdings von der 
Entwicklung im langfristigen Kapitalverkehr. 
Eine Fortdauer der hier zu beobachtenden Über-
schußbildung wäre wegen ihrer Wirkung auf die 
inländische Liquidität unerwünscht. 

Sie ersehen daraus, daß die Politik, die seit Februar 
von der Bundesregierung und von der Bundesbank 
eingeleitet worden ist, in den Umrissen schon in 
dem Wirtschaftsbericht vom 13. Dezember vorigen 
Jahres erkennbar gewesen ist.  

Abschließend nur noch eine Zahl. Die Netto-
kapitalabflüsse aus der Bundesrepublik haben im 
März 203 Millionen DM betragen und haben im Mai, 
wie heute zu erfahren war, 270 Millionen DM aus-
gemacht. Sie ersehen daraus, daß nicht nur prompt 
gehandelt worden ist, sondern auch wirkungsvoll. 
Das war das, meine Damen und Herren, was ich noch 
hatte sagen wollen. 

Zum Schluß noch die eine Bemerkung, die genau 
in Ihre Richtung geht, meine Damen und Herren. 
Herr Schoettle — das möchte ich im Zusammenhang 
mit diesen Zahlen der ersten vier Monate dieses 
Jahres sagen— hat in der Bundestagssitzung vom 
16. April das alles nicht gesehen, daß nämlich diese 
Maßnahmen wirksam sein würden, und er hat ge-
sagt, das alles, dieses Konjunkturprogramm, sei 
eine stümperhafte Inflationsabwehr. Meine Damen 
und Herren, wenn Sie sich diese Äußerung von 
Herrn Schoettle damals einerseits und die Zahlen 
der ersten vier Monate dieses Jahres andererseits 
vor Augen halten, so beweist das alles; wenn in 
diesem Zusammenhang von einer Stümperei geredet 
werden kann, dann jedenfalls nicht im Hinblick auf 
die Maßnahmen der Bundesregierung und der Bun-
desbank. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren! Herr Abgeordneter Dr. Serres hat freund-
licherweise auf seine Rede verzichtet. Selbstver-
ständlich ist er berechtigt, seine Rede zu Protokoll 
zu geben. 

(Beifall.) 

Damit liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Ich 
kann die Aussprache schließen und kann nunmehr 
zur Abstimmung kommen. 

Zuerst Punkt 28 a). Ich schlage vor Überweisung 
an den Wirtschaftsausschuß — federführend —, an 
den Außenhandelsausschuß — mitberatend —. — 
Widerspruch erfolgt nicht; es ist so beschlossen. 

Nun zu Punkt 28 b). Ich schlage vor Überweisung 
an den Finanzausschuß — federführend — und an 
den Wirtschaftsausschuß sowie den Außenhandels-
ausschuß — mitberatend —. — Widerspruch erfolgt 
nicht; es ist so beschlossen. 

Zu Punkt 29 schlage ich vor Überweisung an den 
Finanzausschuß — federführend — und an den Wirt-
schaftsausschuß — mitberatend — sowie an den 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung. — Wiederspruch erfolgt nicht; es ist so be-
schlossen. 

Bel Punkt 30 darf ich Ihnen nach dem Vorschlag 
des Berichts den Antrag des Ausschusses auf Druck-
sache IV/2419 zur Entscheidung unterbreiten. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen. Enthaltungen? — Keine Enthaltun-
gen; einstimmig angenommen. 

Ich komme zu Punkt 31. Hierzu liegt ein Antrag 
auf Drucksache IV/2360 unter Ziffern 1 und 2 vor. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Auch keine 
Enthaltungen; einstimmig angenommen. 

Dann noch Punkt 32: Das Steueränderungsgesetz 
1964, Drucksache IV/2400. Hier schlage ich Ihnen 
vor Überweisung an den Finanzausschuß — feder-
führend — und — mitberatend — an den Wirt-
schaftsausschuß, den Ausschuß für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung, den Ausschuß für 
Mittelstandsfragen und den Haushaltsausschuß. 
Widerspruch erfolgt nicht. Es ist so beschlossen. 

Damit, meine Damen und Herren, komme ich nun-
mehr zurück zum Punkt 11 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetzes (3. ÄndG 
KgfEG) (Drucksache IV/997) ; 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (13. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
(Drucksache IV/2416), 

b) Mündlicher Bericht des Ausschusses für 
Kriegsopfer- und Heimkehrerfragen (22. 
Ausschuß) (Drucksache IV/2384). 

(Erste Beratung 63. Sitzung) 
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Vizepräsident Dr. Jaeger 

Ich darf feststellen, daß der Abgeordnete Bazille 
einen merkwürdigerweise als mündlichen Bericht 
bezeichneten schriftlichen Bericht erstattet hat, für 
den ich ihm danken darf. Er wird das Wort nicht 
mehr wünschen, ebenso auch der Abgeordnete 
Lemmrich nicht mehr. Ich darf auch ihm für den Be-
richt danken. 

Wir kommen nunmehr in zweiter Beratung zu 
Artikel 1. Zu Artikel 1 liegen Änderungsanträge 
vor. Es sind die Umdrucke 4861 der Fraktion der 
SPD und 489 *) der Fraktionen der CDU/CSU, FDP. 
Wird der Umdruck der SPD begründet? — Herr 
Abgeordneter Merten! 

Merten (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe den Änderungsantrag auf 
Umdruck 486 zu begründen. Die SPD-Fraktion be-
antragt, den § 3 Abs. 1 des vorliegenden Entwurfs 
wieder in der Form herzustellen, wie ihn der Kriegs-
opferausschuß ursprünglich — vor einem Jahr — 
beschlossen hatte. Er sieht vor, daß den ehemaligen 
Kriegsgefangenen, die nach dem 31. Dezember 1948 
zurückgekehrt sind, wenn sie mindestens 3 Jahre 
in Kriegsgefangenschaft gewesen sind, monatlich 
zusätzlich eine Entschädigung von 50 DM gewährt 
wird. 

Auch dieser alte Ausschußbeschluß war schon ein 
Kompromiß; denn meine politischen Freunde hat-
ten im Kriegsopferausschuß beantragt, diesem Per-
sonenkreis die gleichen Leistungen zu gewähren, 
wie sie dem im Häftlingshilfegesetz angesprochenen 
Personenkreis bereits gewährt werden, d. h. also, 
statt der hier vorgesehenen 150 DM pro Quartal 
250 DM pro Quartal. Der Ausschuß ist also schon 
unter der Grenze geblieben, die meine Freunde und 
ich nach wie vor für die einzig gerechte Lösung hal-
ten, und zwar deshalb für die einzig gerechte Lö-
sung, weil die Gleichheit des Schicksals und die 
Gleichheit der Folgen dieses Schicksals auch eine 
Gleichheit in der gesetzlichen Betreuung dieser 
Menschen erforderlich macht, wenn sich das Parla-
ment nicht dem Vorwurf aussetzen will, daß hier 
mit zweierlei Maß gemessen wird. 

Es darf dabei nicht ausschlaggebend sein,  daß der 
im Häftlingshilfegesetz angesprochene Personen-
kreis kleiner ist und daher die erforderlichen Mittel 
nicht so hoch sind wie im Kriegsgefangenenentschä-
digungsgesetz; ich bin der Auffasssung, daß hier fis-
kalische Erwägungen erst in zweiter Linie am Platz 
sind. In erster Linie muß der Mensch in seiner be-
sonderen Situation Berücksichtigung finden, der 
viele Jahre hindurch unter unwürdigsten Umständen 
der Freiheit beraubt war, Hunger gelitten und Fron-
arbeit für das ganze deutsche Volk geleistet hat, 
ohne daß die geringste persönliche Schuld für diese 
furchtbare Strafe bei ihm gefunden werden kann. 

Selbst die in unserem Antrag — dessen Annahme 
ich Ihnen empfehlen möchte — geforderte Ent-
schädigung ist ja nur eine symbolische materielle 
Abfindung, von der wir wissen, daß sie nicht im 
entferntesten das ganze Ausmaß der seelischen und 

`) Siehe Anlagen 8 und 9 

körperlichen Leiden, der wirtschaftlichen und so-
zialen Schäden ausgleichen kann, die jene Männer 
und Frauen erlitten haben, um die es hier im Kriegs-
gefangenenentschädigungsgesetz geht. 

Das Schicksal dieser Novelle, die uns heute zur 
Beschlußfassung vorliegt, ist an  und tür sich schon 
ein sehr trauriges Kapitel in der Geschichte der 
Gesetzgebung dieses Parlaments. Seit über zehn 
Jahren sind nun die berechtigten Forderungen der 
Heimkehrer bekannt. Eine große Zahl gut begrün-
deter Eingaben hat jeden einzelnen Abgeordneten 
und jede einzelne Abgeordnete dieses Hohen Hauses 
erreicht. In großer staatsbürgerlicher Verantwortung 
und Mäßigung haben die Heimkehrer bisher ihre 
Ansprüche vertreten. Aber ganz offensichtlich wird 
ihnen diese Zurückhaltung als Schwäche ausgelegt, 
statt daß die vorbildliche Haltung anerkannt und 
durch entsprechende Leistungen honoriert wird.  

Dazu kommt, daß infolge der zwiespältigen Hal-
tung der Koalitionsparteien im Kriegsopferausschuß 
einerseits und im Haushaltsausschuß andererseits 
die Glaubwürdigkeit des Parlaments an sich schon 
großen Schaden gelitten hat. Das könnte durch die 
Annahme des Antrags der Sozialdemokratischen 
Partei wenigstens zum Teil wiedergutgemacht wer-
den, damit bei den ehemaligen Kriegsgefangenen 
keine Staatsverdrossenheit entsteht; denn nach den 
Äußerungen der letzten Monate ist nicht zu ver-
kennen, daß diese Gefahr ohne jeden Zweifel in 
starkem Maße gegeben ist. 

Die jetzt vom Ausschuß mit einer knappen Mehr-
heit verabschiedete Form des § 3, wie sie im Aus-
schußbericht vorliegt, ist nach über einjähriger Be-
ratung entstanden, und ich muß sagen, daß die 
Lösung, die jetzt im Ausschußbericht dem Parlament 
vorgeschlagen wird, die schlechteste und die unge-
rechteste aller möglichen Lösungen ist. Die in die-
sem Paragraphen vorgesehenen Stichtage sind völlig 
willkürlich gewählt. Sie haben keinen Bezug auf 
die sachlichen und tatsächlichen Verhältnisse in der 
Kriegsgefangenschaft. 

Ich glaube, es  bestehen  auch schwere außenpoliti-
sche, rechtliche und soziale Bedenken gegen diese 
Lösung. Hier werden tatsächlich alle Möglichkeiten 
verbaut, 140 Millionen DM sinnvoll auszugeben. 
Gerade die langjährigen Kriegsgefangenen werden 
besonders schlecht behandelt und geschädigt. 

Alle Versuche der Heimkehrer, über diese Fragen 
auch mit dem Herrn Bundeskanzler zu sprechen, 
sind leider gescheitert. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der Herr Bundeskanzler hat die Vertreter des Heim-
kehrerverbandes, die ihn im März um eine Unter-
redung gebeten hatten, trotz monatelanger Bitten 
und Erinnerungen nicht nur nicht empfangen, son-
dern hat ihnen noch nicht einmal eine Antwort oder 
einen Zwischenbescheid auf dieses Ersuchen erteilt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Endlich ist den Vertretern der Heimkehrer heute 
telefonisch die Mitteilung zugegangen, daß sie in-
nerhalb der nächsten Wochen den Herrn Bundes-
kanzler erreichen können, also an dem Tag, an dem 
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Merten 
dieses Gesetz hier im Parlament zur Diskussion 
steht. Man weiß nicht, was dahintersteckt, ob das 
Nachlässigkeit ist, ob das Mißachtung der ehe-
maligen Kriegsgefangenen ist oder ob hier andere 
Gründe maßgebend waren. Auf jeden Fall ist diese 
Haltung nicht gut gegenüber Menschen, die sich 
nach ihrer Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft 
vorbehaltlos in den Dienst des Wiederaufbaus unse-
res Landes gestellt haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Selbst nach Annahme unseres Antrages ist der 
unis vorliegende Entwurf noch keineswegs geeignet, 
einen Schlußstrich unter das Kapitel „Kriegsgefange-
nenentschädigung" zu ziehen. Zahlreiche berechtigte 
Forderungen, die wir auch mit Anträgen der SPD im 
Kriegsopferausschuß zu erfüllen trachteten, sind in 
diesem Ausschußentwurf unberücksichtigt geblieben. 
Deswegen wird die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion nach der Sitzungspause erneut die Initiative 
ergreifen und dem Hause ein echtes Schlußgesetz 
zur Kriegsgefangenenentschädigung vorlegen. Das 
vorliegende Gesetz wird in der Form der Ausschuß-
vorlage nicht die Zustimmung der sozialdemokrati-
schen Bundestagsfraktion finden können. 

Nun ist mir aus sehr vielen Kreisen und Bezirken 
der Bundesrepublik bekannt, daß sich zahlreiche 
Mitglieder des Hohen Hauses in Heimkehrerver-
sammlungen zu den berechtigten Forderungen der 
ehemaligen Kriegsgefangenen bekannt haben. 

Die sozialdemokratische Fraktion nimmt an, daß 
die Kolleginnen und Kollegen das auch in der Ab-
stimmung unter Beweis stellen wollen. Ich bean-
trage daher im Namen der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion namentliche Abstimmung über 
unseren Änderungsantrag. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wer begründet den 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 
Umdruck 489? — Bitte sehr, Herr Abgeordneter 
Maier. 

Maier (Mannheim) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Für den Fall, daß dem 
Antrag der sozialdemokratischen Fraktion stattge-
geben werden sollte, beantragen die Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP in dem Antrag Umdruck 
489, daß eine Änderung in § 4 dahin vorgenommen 
wird, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
falsch!) 

daß erstens hinter der Jahreszahl 1965 das Wort 
„und" gestrichen und durch ein Komma ersetzt wird 
und daß zweitens hinter der Jahreszahl 1966 die 
Worte „und 1967" eingefügt werden. Das heißt, 
daß dann, wenn dem Antrag der SPD zugestimmt 
werden sollte, der Beschluß des Kriegsopferaus-
schusses, den Betrag von 200 Millionen DM auf 
drei Jahre zu verteilen, dahin geändert wird, daß 
hierfür vier Jahre angesetzt werden, die Zeit also 
auf vier Jahre ausgedehnt wird. Ich bitte, diesem 
Antrag der CDU/CSU und der FDP zu entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir kommen jetzt 
zur Aussprache. Herr Abgeordneter Arndgen! 

Arndgen (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich hätte gewünscht, 
daß, bevor der Antrag der CDU/CSU und der FDP 
aufgerufen worden wäre, der Antrag der SPD zur 
Abstimmung gestanden hätte. Denn dieser Antrag 
ist nicht für den Fall gestellt, daß der Antrag der 
SPD angenommen wird, sondern wir haben den 
Antrag, den der Kollege Maier hier etwas irrtümlich 
begründet hat 

(Lachen bei der SPD) 

— Ihnen ist doch sicherlich auch schon einmal ein 
Irrtum unterlaufen —, gestellt ohne Rücksicht auf 
die Entscheidung über den Antrag, den Sie gestellt 
haben. Wir haben es getan, weil wir der Meinung 
sind, daß mit Rücksicht auf die Finanz- und Haus-
haltssituation, in der sich die Bundesrepublik be-
findet, der Ansatz, den das Gesetz enthält, auf vier 
Jahre verteilt werden sollte. Ich glaubte, das rich-
tigstellen zu sollen. 

Nun möchte ich noch ein Wort zu dem Antrag 
Umdruck 486 sagen, den der Kollege Merten hier 
begründet hat. Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, auch wir, die FDP und die CDU/CSU, 
wären glücklich, wenn wir dem Hause vorschlagen 
könnten, dem Beschluß des Kriegsopferausschusses 
vom 20. Juni 1963, der ein Finanzvolumen von 
360 Millionen DM beinhaltet, zu folgen. Aber die 
Finanz- und Haushaltssituation, in der wir uns be-
finden, läßt es nicht zu, einen finanziell derartig 
umfangreichen Gesetzentwurf zu verabschieden. Es 
ist doch schon ein Fortschritt gegenüber dem Regie-
rungsentwurf, der ja urspünglich nur 50 Millionen 
DM vorsah, wenn wir jetzt auf 200 Millionen DM 
kommen. Ein sehr großer Teil derjenigen, die durch 
das Gesetz berechtigt geworden sind, namentlich 
diejenigen, die nach dem 3. Februar 1954 berechtigt 
geworden sind, warten schon sehr lange auf Ent-
schädigungen, die ihnen auf Grund des Heimkehrer-
entschädigungsgesetzes zustehen. 

(Zuruf von der SPD: An wem liegt das wohl?) 

— Sie haben dem Gesetz, das damals verabschiedet 
wurde, ebenfalls zugestimmt! — Diese Leute war-
ten, wie gesagt, schon lange. Wenn dem Antrag, den 
der Kollege Merten hier begründet hat, zugestimmt 
würde, dann würde dieser Gesetzentwurf nach § 96 
der Geschäftsordnung automatisch wieder zum 
Haushaltsausschuß kommen, und damit würde das 
Gesetz vor der Sommerpause nicht mehr verabschie-
det werden können. Ich bitte daher, im Interesse 
derjenigen, die erst nach 1954 zurückgekommen sind 
und lange auf eine Entschädigung warten, • den An-
trag der Fraktion der SPD abzulehnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Imle. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Zunächst muß ich sagen, 
daß ich nicht für die Fraktion der FDP, sondern für 



6582 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1964 
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mich und eine Reihe meiner Freunde aus der Frak-
tion spreche. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Zuruf von der 
SPD: Wie groß ist denn die Reihe?) 

— Das werden Sie nachher sehen, und das können 
Sie nachlesen. 

(Zuruf von der SPD: Aber nur, weil wir es 
beantragt haben!) 

Meine Damen und Herren, das Gezerre um dieses 
Gesetz ist eigentlich ein Jammer. 

(Beifall bei der SPD.) 

Als im Frühjahr 1960 bei den Vorbereitungen der 
Beratungen über das Häftlingshilfegesetz darauf hin-
gewiesen wurde, daß man nicht ein einseitiges Recht 
für die einen schaffen und die anderen draußen las-
sen könne, hat man sich großzügig darüber hinweg-
gesetzt. Wenn wir noch die unterschiedlichen Lei-
stungen für die Berechtigten nach dem Bundesent-
schädigungsgesetz hinzunehmen, dann wird der 
Zwiespalt noch größer. Ich bin der Meinung, es ist 
völlig gleich, ob jemand unter Hitler, unter Ulbricht 
oder unter Stalin im Lager gesessen hat. Alle diese 
Menschen, die dort so gelitten haben, müssen gleich-
behandelt werden. 

Wir haben damals im Jahre 1960 seitens der FDP-
Fraktion die Initiative ergriffen. Dieser Antrag ist 
aus Gründen, die ich hier nicht erläutern möchte, 

I)  nicht zum Zuge gekommen. Wir haben dann in die-
ser Legislaturperiode, auch erst sehr spät, einen Ent-
wurf der Regierung bekommen, der am 20. Juni 1963 
im Ausschuß verabschiedet worden ist. Erst jetzt, 
ein Jahr später, sind wir soweit, daß das Gesetz — 
in  einer verkümmerten Form — hier verabschiedet 
werden soll. 

Ich darf für meine Fraktion sagen, daß wir in der 
jetzigen Fassung mit den 200 Millionen DM kein 
Schlußgesetz sehen. Ich bin aber der Meinung, daß 
das, was im Ausschuß beschlossen worden ist, durch-
aus ein Schlußgesetz sein könnte. Wir haben gestern 
ein Gesetz verabschiedet, das mit 400 Millionen DM 
über das hinausging, was ursprünglich vorgesehen 
war, und das ist ein Schlußgesetz geworden. Wir 
sollten allmählich in diesem Hause dazu kommen, 
daß diese Kriegsfolgengesetze endlich Schlußgesetze 
werden und nicht in jeder Legislaturperiode wieder 
neu aufgerollt werden. Das wäre es wert, daß wir 
uns heute darüber klar werden, daß das, was damals 
im Ausschuß beschlossen worden ist, auch durch Be-
lastung der Haushalte in den zukünftigen Jahren 
erreicht werden kann. Seit 1963 sind andere Gesetze, 
die den Haushalt mit großen Summen belasten, ver-
abschiedet worden. Der Antrag, der jetzt von der 
SPD angekündigt worden ist, soll nicht lediglich zur 
Bereinigung der ganzen Frage gestellt werden, son-
dern aus anderen Gründen. Wir sollten daher heute 
endgültig einen Abschluß finden und trotz der Be-
denken dem Antrag der SPD, auf 360 Millionen DM 
zu gehen, im Endergebnis zustimmen. Dabei habe ich 
auch keine Bedenken, dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und der FDP auf noch weitere Hinaus

-

Streckung zuzustimmen. Ich werde daher mit meinen 
Freunden dem Antrag der SPD in dieser Form zu-
stimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Stingl. 

(Abg. Stingl: Was ich sagen wollte, hat 
schon der Kollege Arndgen gesagt!) 

— Ich darf also festhalten, daß der Änderungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP 
auf Umdruck 489 kein Eventualantrag ist, sondern 
ein Antrag, über den unter allen Umständen abzu-
stimmen ist. 

(Zustimmung.) 

Meine Damen und Herren, wir stehen in der Dis-
kussion über den gesamten Art. I und beide Ände-
rungsanträge. Das Wort hat der Abgeordnete Seidel. 

Seidel (Fürth) (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich darf folgendes richtigstellen. 
Herr Kollege Arndgen hat gesagt, daß für den Fall, 
daß der SPD-Antrag angenommen würde, noch ein-
mal § 96 der Geschäftsordnung angewandt werden 
müßte. Das ist nicht ,der Fall; denn selbst bei diesem 
Antrag kommt für das Haushaltsjahr 1964 der § 96 
nicht mehr in Betracht, weil bereits die 37 Millionen 
DM, die im Haushaltsgesetz 1964 stehen, für den 
Anlauf der Durchführung ,des Dritten Gesetzes des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes im Jahr 
1964 ausreichen würden. 

Ich möchte deshalb empfehlen, den Antrag der 
SPD anzunehmen und damit die von dem Herrn 
Vorredner der FDP genannte wesentliche Aufgabe 
in Angriff zu nehmen. 

Ich möchte vor allem die FDP-Fraktion bitten, 
den Antrag ,der SPD im Fall einer namentlichen Ab-
stimmung zu unterstützen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wird weiterhin zu 
Art. I — sämtliche Nummern — und den beiden 
Änderungsanträgen noch das Wort gewünscht? — 
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Aussprache. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zur Ab-
stimmung über Nr. 1. Wer Nr. 1 in der Ausschuß-
fassung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Nr. 1 ist so beschlossen. 

Ich komme zu Nr. 2 und damit zum Änderungs-
antrag ,der Fraktion der SPD auf Umdruck 486. Hier-
zu hat der Abgeordnete Merten namentliche Ab-
stimmung beantragt. Von wem wird der Antrag 
unterstützt? — Das sind mehr als 50 Mitglieder des 
Hauses. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über 
den Antrag Umdruck 486. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das vor-
läufige Ergebnis ,der namentlichen Abstimmung be-
kannt. Mit Ja haben gestimmt — ich gebe zuerst 
die Stimmen der uneingeschränkt Stimmberechtigten 
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bekannt — 198 Mitglieder des Hauses, mit Nein 
201; 7 Enthaltungen. Von den Berliner Abgeord-
neten haben mit Ja gestimmt 12, mit Nein 7; eine 
Enthaltung. Der Antrag ist abgelehnt. 

Endgültiges Ergebnis: 

Ja: 195 und 12 Berliner Abgeordnete 
Nein: 201 und 7 Berliner Abgeordnete 
Enthalten: 7 und 1 Berliner Abgeordneter 

Ja 

CDU/CSU 

Baldauf 
Balkenhol 
Draeger 
Giencke 
Dr. Gleissner 
Gottesleben 
Dr. Jaeger 
Josten 
Klein (Saarbrücken) 
Dr. Knorr 
Leonhard 
Frau Dr. Probst 
Dr. Reinhard 
Schlee 
Weinzierl 
Wendelborn 
Dr. Willeke 
Wittmer-Eigenbrodt 

SPD 

Frau Albertz 
Anders 
Auge 
Bäuerle 
Bäumer 
Bals 
Bazille 
Dr. Bechert 
Bergmann 
Berlin 
Beuster 
Frau Beyer (Frankfurt) 
Biegler 
Biermann 
Birkelbach 
Dr. Bleiß 
Börner 
Brünen 
Bruse 
Buchstaller 
Büttner 
Busch 
Cramer 
Diekmann 
Frau Döhring 
Dopatka 
Dröscher 
Frau Eilers 
Dr. Eppler 
Erler 
Eschmann 
Felder 
Figgen 
Flämig 
Folger 
Franke 
Dr. Frede 
Frehsee 
Frau Freyh (Frankfurt) 
Fritsch 
Geiger 
Gerlach 
Glombig 
Gscheidle 
Haage (München) 

Hamacher 
Hansing 
Hauffe 
Heide 
Heiland 
Dr. Dr. Heinemann 
Hellenbrock 
Herberts 
Frau Herklotz 
Hermsdorf 
Herold 
Hirsch 
Höhmann 

(Hessisch Lichtenau) 
Höhne 
Hörauf 
Hörmann (Freiburg) 
Frau Dr. Hubert 
Hufnagel 
Hussong 
Iven (Düren) 
Jacobi (Köln) 
Jacobs 
Jahn 
Dr. h. c. Jaksch 
Jürgensen 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Frau Kettig 
Killat 
Frau Kipp-Kaule 
Dr. Koch 
Könen (Düsseldorf) 
Koenen (Lippstadt) 
Kohlberger 
Frau Korspeter 
Dr. Kübler 
Kulawig 
Kurlbaum 
Lange (Essen) 
Langebeck 
Lautenschlager 
Leber 
Lemper 
Dr. Lohmar 
Lücke (Osnabrück) 
Maibaum 
Marquardt 
Marx 
Matthöfer 
Matzner 
Frau Meermann 
Merten 
Metter 
Metzger 
Meyer (Wanne-Eickel) 
Michels 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
Dr. Mommer 
Dr. Morgenstern 
Müller (Erbendorf) 
Müller (Nordenham) 
Müller (Ravensburg) 
Müller (Worms) 
Dr. Müller-Emmert 
Nellen 
Paul 
Peiter 
Peters (Norden) 

Dr. Pohlenz 
Pöhler 
Porzner 
Priebe 
Ravens 
Regling 
Rehs 
Dr. Reischl 
Reitz 
Riegel (Göppingen) 
Dr. Rinderspacher 
Ritzel 
Rohde 
Frau Rudoll 
Sänger 
Saxowski 
Dr. Schäfer 
Frau Schanzenbach 
Scheuren 
Schmidt (Braunschweig) 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Dr. Schmidt (Offenbach) 
Schmitt-Vockenhausen 
Schoettle 
Schröder (Osterode) 
Schwabe 
Seibert 
Seidel (Fürth) 
Seither 
Frau Seppi 
Seuffert 
Steinhoff 
Stephan 
Frau Strobel 
Dr. Tamblé 
Theis 
Wegener 
Wehner 
Welke 
Welslau 
Weltner (Rinteln) 
Frau Wessel 
Wilhelm 
Wolf 
Frau Zimmermann 

(Brackwede) 
Zühlke 

Berliner Abgeordnete 

Dr. Arndt (Berlin) 
Bartsch 
Frau Berger-Heise 
Braun 
Frau Krappe 
Frau Lösche 
Mattik 
Neumann (Berlin) 
Dr. Schellenberg 
Dr. Seume 
Urban 
Wellmann 

FDP 

Dr. Dörinkel 
Dorn 
Ertl 
Dr. Hoven 
Dr. Imle 
Dr. Kohut 
Kubitza 
Mertes 
Ollesch 
Opitz 
Ramms 
Reichmann 
Dr. Rutschke 
Sander 
Schmidt (Kempten) 
Dr. Supf 
Weber (Georgenau) 

Nein 
CDU/CSU 

Dr. Adenauer 
Adorno 
Dr. Althammer 
Arndgen 
Dr. Artzinger 
Baier (Mosbach) 
Dr. Barzel 
Bauer (Wasserburg) 
Bauknecht 
Bausch 
Dr. Becker 

(Mönchengladbach) 
Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Dr. Besold 
Bewerunge 
Biechele 
Dr. Bieringer 
Frau Dr. Bleyler 
Blöcker 
Frau Blohm 
von Bodelschwingh 
Dr. Böhm (Frankfurt) 
Böhme (Hildesheim) 
Brand 
Frau Brauksiepe 
Brese 
Bühler 
Dr. Burgbacher 
Burgemeister 
Dr. Conring 
Dr. Czaja 
van Delden 
Deringer 
Dr. Dichgans 
Diebäcker 
Dr. Dollinger 
Drachsler 
Dr. Dr. h. c. Dresbach 
Ehnes 
Ehren 
Eichelbaum 
Dr. Elbrächter 
Frau Engländer 
Dr. Dr. h. c. Erhard 
Etzel 
Falke 
Dr. Franz 
Franzen 
Dr. Frey (Bonn) 
Dr. Fritz (Ludwigshafen) 
Dr. Furler 
Gaßmann 
Gedat 
Gehring 
Frau Geisendörfer 
Gewandt 
Gibbert 
Glüsing (Dithmarschen) 
Dr. Götz 
Dr. Gossel 
Dr. h. c. Güde 
Günther 
Freiherr zu Guttenberg 
Frau Haas 
Härzschel 
Häussler 
Gräfin vom Hagen 
Hahn (Bielefeld) 
Dr. von Haniel-Niethammer 
Harnischfeger 
Dr. Hauser 
Heix 
Dr. Hesberg 
Hesemann 
Hilbert 
Dr. Höchst 
Hörnemann (Gescher) 
Hösl 
Holkenbrink 
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Horn. 

Dr. Huys 
Frau Jacobi (Marl) 
Dr. Jungmann 
Frau Kalinke 
Dr. Kanka 
Dr. Kempfler 
Frau Klee 
Knobloch 
Dr. Kopf 
Krüger 
Krug 
Kühn (Hildesheim) 
Kuntscher 
Lang (München) 
Leicht 
Lemmrich 
Lenz (Brühl) 
Lenze (Attendorn) 
Leukert 
Dr. Luda 
Maier (Mannheim) 
Dr. Martin 
Meis 
Memmel 
Mengelkamp 
Dr. von Merkatz 
Müser 
Nieberg 
Dr. Dr. Oberländer 
Oetzel 
Frau Dr. Pannhoff 
Dr. Pflaumbaum 
Frau Pitz-Savelsberg 
Dr. Poepke 
Porten 
Dr. Ramminger 
Rasner 
Rauhaus 
Riedel (Frankfurt) 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Ruf 
Ruland 
Scheppmann 
Schlick 
Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Schmücker 
Schneider (Hamburg) 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schulhoff 
Dr. Schwörer 
Dr. Serres 
Dr. Siemer 
Dr. Sinn 
Spies 
Stauch 
Dr. Stecker 
Stein 
Dr. Steinmetz 
Stiller 
Dr. Stoltenberg 
Stooß 
Storm 
Strauß 
Struve 
Stücklen 
Sühler 
Dr. Süsterhenn 
Teriete 
Unertl 
Varelmann 
Verhoeven 
Dr. Freiherr von Vittinghoff

-

Schell 

Vogt 
Wagner 
Dr. Wahl 
Dr. Weber (Koblenz) 
Wehking 
Weigl 
Weinkamm 
Wieninger 
Dr. Wilhelmi 
Windelen 
Winkelheide 
Dr. Winter 
Dr. Wuermeling 
Wullenhaupt 
Ziegler 
Dr. Zimmermann (München) 

Berliner Abgeordnete 

Benda 
Dr. Gradl 
Hübner 
Dr. Krone 
Lemmer 
Frau Dr. Maxsein 
Müller (Berlin) 

FDP 

Dr. Achenbach 
Dr. Aschoff 
Dr. Atzenroth 
Burckardt 
Busse 
Dr. Dahlgrün 
Dr. Danz 
Dr. Dehler 
Deneke 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
Dürr 
Dr. Emde 
Frau Dr. Flitz 

(Wilhelmshaven) 
Frau Funcke (Hagen) 
Dr. Hamm (Kaiserslautern) 
Frau Dr. Kiep-Altenloh 
Kreitmeyer 
Logemann 
Dr. Mälzig 
Margulies 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 
Mischnick 
Freiherr von Mühlen 
Murr 
Peters (Poppenbüll) 
Dr. Rieger (Köln) 
Schultz 
Soetebier 
Spitzmüller 
Wächter 
Walter 

Enthalten 

CDU/CSU 

Dr. Arnold 
Dr. Gerlich 
Katzer 
Majonica 
Mick 
Müller (Remscheid) 
Tobaben 

Berliner Abgeordnete 

Stingl 

(Lebhafte Zurufe.) 

Ich lasse nunmehr über Nr. 2 in der Ausschuß

-

fassung abstimmen. Wer zustimmen will, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Angenommen. 

Ich komme zu Nr. 3 und damit zur Abstimmung 
über den Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP auf Umdruck 489. 

Wer zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Meine 
Damen und Herren, es ist nicht festzustellen, wie 
abgestimmt wird, da fast die Hälfte der Mitglieder 
des Hauses steht. Ich darf also bitten, Platz zu 
nehmen, damit wir ordnungsgemäß abstimmen 
können. — Das gilt auch für den Herrn Abgeord-
neten Bausch und 'seine Gesprächspartner. Ich bitte, 
Platz zu nehmen. Wer dem Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf Umdruck 489 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Das 
erste ist die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. 

Ich lasse nunmehr abstimmen über Nr. 3 der Aus-
schußfassung mit der soeben beschlossenen Ände-
rung. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Angenommen. 

Ich rufe auf die Nummern 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 
12, 13. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Angenommen. 

Wer nunmehr dem gesamten Art. I zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Angenommen. 

Ich rufe auf die Artikel I a, II, III, IV, Einleitung 
und Überschrift. — Das Wort wird nicht gewünscht. 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Angenommen. 

Ich komme nunmehr zur 

dritten Beratung 

und eröffne die allgemeine Aussprache. — Das 
Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die allge-
meine Aussprache. 

Ich komme zur Schlußabstimmung. Wer dem Ge-
setzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Bei wenigen Enthaltun-
gen mit Mehrheit angenommen. 

Ich komme nunmehr zu dem zweiten Antrag des 
Ausschusses, die zu dem Gesetzentwurf eingegange-
nen Eingaben und Petitionen für erledigt zu erklä-
ren. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Ich bitte um die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Mit Mehrheit beschlos-
sen. Meine Damen und Herren, damit ist dieser 
Punkt der Tagesordnung erledigt. 

Wir kommen zu Punkt 13 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Unertl, Dr. Kempfler, Dr. Huys, 
Wieninger und Fraktion der CDU/CSU ein- 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1964 	6585 

Vizepräsident Dr. Jaeger 
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Maß- und Gewichtsgesetzes 
(Drucksache IV/1862); 

Schriftlicher Bericht des Wirtschaftsausschus-
ses (16. Ausschuß) (Drucksachen IV/2234, 
zu IV/2234). 

(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter, dem Ab-
georneten Porzner, für seinen Schriftlichen Bericht. 
Ich erteile das Wort zur Geschäftsordnung dem 
Herrn Abgeordneten Rasner. 

(Abg. Rasner: Verzichte!) 
— Gut. 

Dann rufe ich in zweiter Beratung Art. 1 und den 
Antrag Umdruck 481 (neu) *) auf, Änderungsantrag 
der Abgeordneten Wieninger, Weinkamm, Wein-
zierl und Genossen. Wer wünscht das Wort? — Herr 
Abgeordneter Weinzierl. 

Weinzierl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte den Änderungsan-
trag der CDU/CSU, d. h. der Abgeordneten Wienin-
ger und Genossen, kurz begründen. 

Lassen Sie mich zum Bericht des Abgeordneten 
Porzner sagen, daß im Wirtschaftsausschuß eine 
Mehrheit grundsätzlich dafür war und daß man — 
bei der Mehrheit — nicht der Auffassung war, daß 
man noch warten sollte, bis das Eichgesetz kommt. 
Ich bin der Auffassung, daß man so schnell wie 
möglich handeln sollte, um Ordnung zu schaffen 
bzw. um zu verhindern, daß Unordnung aufkommt. 
Die Mehrheit im Wirtschaftsausschuß und auch mei-
ner Freunde ist der Auffassung, daß man im Inter-
esse der Verbraucher rasch handeln sollte, daß man 
dafür sorgen sollte, daß die Interessen der Verbrau-
cher gewahrt bleiben, und zwar dadurch, daß diese 
vor einem Irrtum oder vor einer Selbsttäuschung 
bewahrt werden. Wenn wir diesen Gesetzentwurf 
rasch erledigen, leisten wir damit auch eine positive 
Arbeit im Rahmen der anlaufenden Warentestbe-
strebungen. 

Zu dem Änderungsantrag Umdruck 481 (neu) 
möchte ich bemerken, daß die gleichen Vorausset-
zungen, wie sie für Bierflaschen aufgestellt worden 
sind, auch für Limonaden und diesen ähnliche Ge-
tränke — abgefüllte Getränke — gelten sollen, d. h. 
daß solche Flaschen — wie die Bierflaschen — nicht 
in differenzierten Größen auf den Markt kommen 
sollen, so daß auch bei diesen sämtlichen Getränken 
eine Täuschung der Verbraucher verhindert wird. 

Ich möchte deshalb das Hohe Haus bitten, dem 
Änderungsantrag 481 (neu) zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Der Antrag ist be-
gründet. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

*) Siehe Anlage 10 

Wer dem Änderungantrag der Abgeordneten 
Wieninger, Weinkamm, Weinzierl, Dr. Siemer und 
Genossen auf Umdruck 481 (neu) zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Das erste war die 
Mehrheit; der Antrag ist angenommen. 

Wer dem Art. 1 mit der beschlossenen Änderung 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 2, — 3, — Einleitung und Überschrift 
auf. — Das Wort wird nicht gewünscht. Wer zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Es ist so 
beschlossen. 

Damit kommen wir zur 

dritten Beratung. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Porzner. 

Porzner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Weinzierl hat hier von Verbrau-
cherinteressen gesprochen. Bei diesem Antrag geht 
es jedoch nicht in erster Linie darum, Verbraucher-
interessen zu schützen. Die Interessen der Brauer-
eien liegen sicher nicht in dieser Richtung. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sehr richtig!) 

Mit diesem Gesetzesantrag soll der Import auslän-
dischen Bieres erschwert werden. Dazu ist zu sagen, 
daß das Bier ausländischer Brauereien nur einen 
Anteil von weniger als 1/2% vom Ausstoß der deut-
schen Brauereien ausmacht. Und diesen minimalen 
Anteil möchte man am liebsten noch vom deutschen 
Markt verschwinden sehen. Aus diesem Grunde 
lehnt meine Fraktion den Änderungsantrag ab. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wir sind in der 
Generalaussprache zur dritten Beratung. Wünscht 
noch jemand das Wort? — Das ist nicht der Fall. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste war 
die Mehrheit. Das Gesetz ist verabschiedet. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Ent-
schließungsantrag der Fraktion der FDP auf Um-
druck 505:*) 

(Anhaltende Unruhe.) 

— Ich bitte doch um etwas Ruhe, meine Damen und 
Herren, trotz der Wichtigkeit der Sache! Es geht 
schneller, wenn wir es in Ruhe machen. 

*) Siehe Anlage 11 
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Wird der Entschließungantrag der FDP begrün-

det? — Das ist nicht der Fall. Aussprache wird auch 
nicht gewünscht? — 

Ich lasse abstimmen. Wer dem Entschließungs-
antrag der FDP auf Umdruck 505 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Keine Gegenstimmen. 
Enthaltungen? — Keine Enthaltungen. Einstimmig 
angenommen! 

Meine Damen und Herren, ich muß zurückkommen 
zu den Punkten 30 und 31 der Tagesordnung. Dort 
ist versehentlich über einen Entschließungsantrag 
nicht abgestimmt worden, weil er auf dem Abstim-
mungsplan nicht vermerkt war. Es handelt sich um 
den Umdruck 508 *), den Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU und der Fraktion der FDP 
zur Neunundsechzigsten Verordnung und zur Zwei-
undsiebzigsten Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Zolltarifs 1963. Wird der Antrag begründet? 
— Wird Aussprache gewünscht?— Das ist nicht der 
Fall. 

Ich lasse abstimmen. Wer dem Entschließungs-
antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Angenommen. 

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Es ist inter-
fraktionell festgelegt worden, daß die Punkte 15 
und 17 erst morgen behandelt werden sollen. 

Ich rufe damit Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von dem Abgeordneten 
Dr. Mommer und Fraktion der SPD einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Wahl der deutschen Mitglieder in das Euro-
päische Parlament (Drucksache IV/2338) 

b) Beratung des Antrags der Fraktion der FDP 
betr. parlamentarische Kontrolle der europäi-
schen Organe (Drucksache IV/2091) 

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Strobel, Birkelbach, Arendt (Wattenscheid), 
Bergmann, Frau Dr. Elsner, Faller, Kulawig, 
Dr. Kreyssig, Kriedemann, Metzger, Rohde, 
Seifriz, Wischnewski und Fraktion der SPD 
betr. Demokratisierung der europäischen Ge-
meinschaften (Drucksache IV/2211) 

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Strobel, Birkelbach, Arendt (Wattenscheid), 
Bergmann, Frau Dr. Elsner, Faller, ,Kulawig, 
Dr. Kreyssig, Kriedemann, Metzger, Rhode, 
Seifriz, Wischnewski und Fraktion der SPD 
betr. Haushaltskontrolle der europäischen 
Organe (Drucksache IV/2212). 

Zuerst frage ich, wer den Antrag der SPD zu 
Punkt 18 a) begründet. — Herr Abgeordneter Dr. 
Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als wir vor sieben Jahren hier 
die Römischen Verträge ratifizierten, wußten wir, 
daß die parlamentarische Institution der zu schaffen- 

*) Siehe Anlage 12 

den Gemeinschaften unterentwickelt sein würde und 
daß auf dem Weg von den nationalen Parlamenten 
zu den europäischen Institutionen parlamentarische 
Rechte verlorengehen würden. Wir haben trotzdem 
den Verträgen zugestimmt. Aber der Fehler, der 
also ein Geburtsfehler ist, ist inzwischen nicht beho-
ben worden, er ist schlimmer geworden; denn die 
europäischen Institutionen haben sich entwickelt und 
haben immer mehr Macht erlangt. Von dort aus 
wird immer mehr unsere Wirtschaftspolitik — und 
nicht nur diese — entschieden, ohne daß eine ange-
messene parlamentarische Kontrolle vorhanden 
wäre. 

Nun fehlen die Bekenntnisse nicht, daß diesem 
Übelstand gesteuert werden müsse. Man scheint sich 
bis auf ein Land, in dem die Regierung anderer Mei-
nung ist und dies nicht verbirgt, darüber einig zu 
sein, daß die Rechte des Parlaments vermehrt und 
gestärkt werden müssen und daß dieses Parlament 
schließlich auch die demokratische Weihe in einer 
direkten Wahl durch das Volk bekommen muß. 

Aber es hat sich gezeigt, daß durch eine Verände-
rung, die in unserem Nachbarlande Frankreich vor 
sich gegangen ist, der direkte Weg zur Vermehrung 
der Rechte des Europäischen Parlaments und zu sei-
ner direkten Wahl nicht gangbar ist. Der gerade 
Weg ist jetzt und auf absehbare Zeit blockiert. 

Wann immer einmal so etwas in der Politik pas-
siert — das passiert uns ja auch in der Politik der 
Wiedervereinigung —, steht man vor der Frage, ob 
man nun daraus, daß man nicht alles, jedenfalls nicht 
das bekommen kann, was man möchte, schließen 
sollte, daß man also nichts zu tun braucht, nichts tun 
kann, oder ob man sich umschauen muß, ob es nicht 
doch möglich ist, Schritte in Richtung auf das er-
strebte Ziel zu tun und vielleicht Umwege zu gehen, 
die eben doch, wenn auch beschwerlicher, länger, 
zum Ziele führen. Wir Sozialdemokraten haben dar-
über nachgedacht und legen Ihnen Anträge vor, mit 
denen wir versuchen, trotz der Blockierung auf dem 
geraden Wege Schritte zu tun und über Umwege 
dem Ziel näherzukommen. Wir haben einige An-
träge eingebracht, die die Rechte des Europäischen 
Parlaments betreffen und zu denen Frau Strobel 
gleich noch sprechen wird, und den Antrag auf Ver-
abschiedung eines Gesetzes über die Wahl der Mit-
glieder in das Europäische Parlament, zu dem ich 
einige kurze Ausführungen machen werde. Unsere 
Vorschläge zeichnen sich dadurch aus, daß sie reali-
sierbar sind, auch wenn ein Land in Europa nicht 
mitzieht. 

Der Vorschlag, zu dem ich spreche — die direkte 
Wahl der 36 Mitglieder, die wir nach der gegen-
wärtigen Vertragslage ins Europäische Parlament 
schicken —, ist bei uns und durch uns allein reali-
sierbar, und wir brauchen keine Unterstützung durch 
irgend jemand anders in der EWG. 

Die direkte Wahl war in den Römischen Verträgen 
vorgesehen. Dort wurde in Art. 138 auch ein Auftrag 
erteilt. Das Europäische Parlament sollte ein Ver-
fahren ausarbeiten, das vom Ministerrat beschlossen 
und auf Grund dessen dann in den sechs Staaten die 
direkte Wahl durchgeführt werden sollte. Das Euro- 
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päische Parlament hat sich des Auftrages pflicht- 
und fristgemäß entledigt und schon 1960 dem Mini-
sterrat eine Vorlage zugeleitet. Aber der Minister-
rat ist säumig, und ich glaube, er ist nicht nur säu-
mig, sondern er verstößt da hartnäckig gegen den 
Vertrag. Wir wissen, woran es liegt und daß es nicht 
alle Mitglieder sind, die dafür verantwortlich zu 
machen sind. Es ist e i n Land, das das Veto einlegt, 
obschon ich nicht sehr überzeugt bin, daß sich die 
anderen nun wirklich den Kopf zerbrächen, wie man 
mit dem Hindernis fertig werden könnte. Ich habe 
nicht den Eindruck, wenn ,ich die Tätigkeit des Mini-
sterrates beobachte, daß man da nun furchtbar un-
glücklich über die Blockierung wäre und daß man da 
alle Hebel in Bewegung setzte, um doch der Sache 
näherzukommen. 

Nun, wir können feststellen, daß es so ist. Wir 
können in absehbarer Zeit den vom Vertrag selbst 
geforderten Gesetzentwurf über die direkte Wahl 
nicht erwarten. Deswegen schlagen wir vor, daß wir 
den Ausweg beschreiten, der durch die Fassung des 
Art. 138 selbst möglich gemacht wird. In Art. 138 
heißt es: 

Die Versammlung besteht aus Abgeordneten, 
die nach einem von jedem Mitgliedstaat be-
stimmten Verfahren von den Parlamenten aus 
ihrer Mitte ernannt werden. 

„Von jedem Mitgliedstaat bestimmtem Verfahren", 
„aus ihrer Mitte" ! Das sind die entscheidenden 
Punkte. In dem Verfahren sind wir frei. Wir sind 
nicht frei in der Abtrennug der Mitgliedschaft im 
nationalen Parlament einerseits und im Europä-
ischen Parlament andererseits. 

Das ist die Grundidee der Vorlage, die wir machen: 
Wir setzen unser Verfahren so fest, daß zusammen 
mit der nächsten Bundestagswahl auf einer beson-
deren Liste mit einem besonderen Stimmzettel die 
Abgeordneten gewählt werden, die dann die Bun-
desrepublik. im Europäischen Parlament vertreten 
sollen. Die Koppelung mit der Mitgliedschaft im 
Bundestag wird dadurch gewahrt, daß nur derjenige 
kandidieren kann, der auch für den Bundestag kan-
didiert, und daß nur derjenige nachher entsandt 
wird, der auch in den Bundestag gewählt worden ist. 
Es besteht also eine doppelte Bedingung. Man muß 
nach dem Proporz an der Reihe sein, man muß ge-
wählt sein für die Mitgliedschaft im Europäischen 
Parlament, und man muß Mitglied des Bundestags 
geworden sein. Bei diesem Verfahren wird der Ver-
trag strikt beachtet; denn der Bundestag nimmt sich 
vor, nur die Mitglieder zu entsenden, auf die ge-
nügend Stimmen bei dem Wahlverfahren, das mit 
der Bundestagswahl parallel läuft, entfallen sind. 

Das ist ein wichtiger Punkt. Wir können nichts tun 
gegen den Vertrag; wir könnten sonst später beim 
Europäischen Gerichtshof scheitern. Wir sind aber 
überzeugt, daß hier juristische Einwände nicht ge-
macht werden können. 

Eine Überlegung, von der wir ausgegangen sind, 
ist die, daß ein solches Beispiel zieht. Wir sollten 
uns nicht nur immer ausweinen darüber, daß Europa 
nun so wenig demokratisiert ist. Wenn wir viel-
mehr auch das Bescheidene tun, was in unserer 

Macht steht, wird das ein Beispiel für die anderen 
werden. Wir meinen auch, daß unsere Abgeordne-
ten, wenn sie die ersten sein werden, die so die 
Weihe der direkten Wahl durch das Volk bekom-
men haben im Unterschied zu den anderen, die 
diese Weihe vorläufig noch nicht haben werden, 
den Kopf etwas höher tragen werden und daß auch 
das dazu führen wird, daß die anderen dem Bei-
spiel folgen werden. Wir haben Grund zu der An-
nahme — nach den Kontakten, die wir haben —, 
daß andere Mitgliedstaaten der EWG unserem Bei-
spiel folgen werden, und es ist zu vermuten, daß 
schließlich ein Mitgliedsland allein bleiben wird, 
in dem man drinnen und draußen — wenn ich jetzt 
Europa einmal als „draußen" bezeichnen darf — 
von  Parlamentarismus nicht viel hält. Wir haben 
Grund zu der Annahme, daß sich dieser Mitglied-
staat und seine Abgeordneten einsam fühlen wer-
den, daß sie also einem Druck, einem politischen 
Druck ausgesetzt sein werden. Wenn dieser Druck 
wirksam wird, dann kommt die Stunde, die es mög-
lich machen soll, von diesem Umweg, Ausweg, Not-
behelf wieder abzugehen und zu dem Verfahren zu 
kommen, das wir eigentlich wollen, nämlich zu dem 
Verfahren, das im Vertrag vorgezeichnet ist. 

Aber selbst wenn diese Rechnung nicht aufgehen 
sollte, da jede Voraussicht in die Zukunft natürlich 
spekulativer Natur sein muß, selbst wenn das nicht 
in Erfüllung geht, glauben wir, daß es sich trotzdem 
lohnt, das zu tun, was wir vorschlagen. Ich glaube 
nicht, daß es eine andere Möglichkeit geben kann 
als diese, die so sehr Gelegenheit böte, über Europa 
mit dem Volk zu sprechen, es vertraut zu machen 
mit den Problemen Europas, den Willen für die 
europäische Einigung hervorzulocken und zu stär-
ken. Wir glauben, daß, wenn wir bei der nationalen 
Wahl gleichzeitig auch eine europäische Wahl-
kampagne führen müssen, jeder von uns, der dann 
Reden hält, eben nicht nur wird sprechen können 
von unseren Problemen hier in Bonn; er wird auch 
davon sprechen müssen, daß noch ein weiterer 
Stimmzettel dabei ist und daß mit diesem Stimmzet-
tel der Wähler ein gewisses Mitbestimmungsrecht 
an diesem Europa gewinnt, das für sein eigenes 
Schicksal immer bedeutsamer wird. 

Die europäische Idee muß durch ein solches Ver-
fahren Auftrieb bekommen wie durch nichts anderes, 
das sonst möglich wäre. Wir können Europa an die 
Menschen heranbringen, und wir können unsere 
Menschen an Europa heranbringen. Außerdem, nie-
mand kann bei dem Verfahren etwas verlieren, das 
wir vorschlagen. Aber wir glauben, es gibt Beacht-
liches zu gewinnen. 

Der Vorschlag zeichnet sich auch dadurch aus, daß 
er praktikabel und angemessen ist. Es wäre wirklich 
problematisch, wenn man eine besondere Wahl mit 
Ingangsetzung der großen Wahlmaschinerie vor-
schlagen wollte für die Wahl der 36 Abgeordneten. 
Hier geht das so mit; das läuft nebenher, neben der 
sowieso notwendigen Wahl zum Deutschen Bundes-
tag. 

Die Technik des Entwurfs ist einfach. Sie ist die 
Technik des Bundeswahlgesetzes. Zwangsläufig er-
gibt es sich aus der kleinen Zahl der deutschen Mit- 
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glieder — 36, davon zwei für Berlin —, daß wir 
wohl ein einziges Wahlgebiet unterstellen müssen, 
also eine Bundesliste einführen müssen. 

Theoretisch wäre es auch anders möglich mit 
der Landeswahlliste. Aber da kämen wir auf sehr 
kleine Zahlen, auf im Schnitt drei Mitglieder, die 
aus den Ländern zu entsenden wären. Die Bundes-
liste, von der Herr Kollege Dr. Adenauer früher ge-
sprochen hat, ist etwas ganz anderes. Hier muß man 
zwangsläufig, wegen der kleineren Zahl, mit einer 
Bundesliste operieren. 

Der Entwurf bestimmt dann im § 13, daß eben der 
gewählt ist und entsandt wird, auf den genügend 
Stimmen entfallen sind und der gleichzeitig in den 
Bundestag gewählt worden ist. Um völlig klarzu-
stellen, daß das hier ein Hilfsmittel ist, das nur so 
lange gelten soll, bis das eigentliche Mittel an-
wendbar wird, lautet der  letzte Satz des Gesetzent-
wurfes: „Dieses Gesetz tritt außer Kraft am Tage 
des Inkrafttretens einer gemäß den Bestimmun-
gen der Römischen Verträge zu schaffenden Wahl-
ordnung." Es ist ganz klar, daß die europäische 
Wahlordnung vorgeht, und wenn wir sie bekom-
men — wir hoffen, sie gerade 'hierdurch zu errei-
chen —, dann würde dieses Gesetz außer Kraft 
treten. 

Noch ein Wort! Ich hatte die Freude, daß das 
älteste Mitglied dieses Hauses, Herr Dr. Adenauer, 
viele Sympathien für diesen Vorschlag entwickelte, 
und ich hoffe, daß er auch jetzt noch Sympathien für 
ihn hat. Auch Herr Dufhues hat sich öffentlich zu

-

gunsten dieser Idee geäußert. Schließen kann ich 
mit einem kernigen Wort von Herrn Dr. Barzel aus 
der Debatte von heute morgen. Er sagte: „Der 
Motor der europäischen Integration muß auf volle 
Touren gebracht werden." 

(Abg. Dr. Barzel: Warum hat Ihre Fraktion 
denn gelacht?) 

— Ich habe wörtlich zitiert. Herr Dr. Barzel, ich 
hoffe, daß Sie uns helfen, diesen Motor tüchtig auf 
Touren zu 'bringen. 

(Beifall bei ,der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort zur Be-
gründung des Antrags der Fraktion der FDP — 
Punkt 18 b der Tagesordnung — hat der Abgeord-
nete Margulies. 

Margulies (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Den Antrag der Freien Demokratischen 
Partei betr. parlamentarische Kontrolle der europä-
ischen Organe hat eigentlich soeben schon Herr 
Kollege Mommer begründet. Er hat daran erinnert, 
daß das Problem nicht neu ist, daß es uns seinerzeit 
bei der Verabschiedung der Verträge beschäftigt 
hat. 

Aber nun ist es Vertragsrecht geworden, was wir 
damals beanstandet hatten, nämlich der Mangel an 
parlamentarischer Kontrolle über die europäischen 
Gemeinschaften. Wir können jetzt nur Neben- und 
Hilfswege suchen, die eine Verstärkung der parla-
mentarischen Kontrolle zum Ziele haben. Wir haben 

das ja auch schon sehr häufig getan, sowohl hier im 
Hause als auch im Europäischen Parlament, und der 
von mir zu begründende Antrag hat schon eine ge-
wisse Patina angesetzt, bis er hier zur Debatte kom-
men konnte. Es ist also keineswegs eine neue Idee, 
im Gegenteil, ich habe sogar das unangenehme Ge-
fühl, ein wenig bei Herrn Kollegen Furler abge-
schrieben zu haben; aber ich hoffe, er wird mir das 
verzeihen. 

Warum ist denn eigentlich unser Drang nach par-
lamentarischer Kontrolle der europäischen Gemein-
schaften so viel lebhafter geworden? Nun, einfach 
weil wir erkennen müssen, daß sich die Dinge von 
uns fortentwickeln, daß immer weniger Kontroll-
möglichkeiten bleiben, nicht nur deswegen, weil im 
Zuge der Verwirklichung der Rom-Verträge die Ent-
scheidungsbefugnis allmählich von den nationalen 
Parlamenten hübsch zum Ministerrat abwandert, wo 
wir nur einen sehr spärlichen Einfluß haben, son-
dern auch, weil sich in der ganzen Entwicklung der 
Anwendung der Verträge gezeigt hat, daß selbst die 
spärlichen Rechte des Europäischen Parlaments noch 
durch die angewandte Praxis beeinträchtigt werden. 
Es wäre z. B. durchaus möglich, den Parlamentshaus-
halt einfach unbeanstandet anzunehmen; der sollte 
gar nicht Gegenstand der Debatte von irgendwelchen 
Finanzexperten sein. Es wäre eine Geste der Höflich-
keit, diesen Parlamentshaushalt so zu akzeptieren, 
wie er vom Parlament vorgelegt wird. Aber das ist 
keineswegs der Fall. Vielmehr wird da in jeder ein-
zelnen Position herumgeschraubt und herumgefis-
selt. Alle Bemühungen von uns, Sparsamkeit im 
Hause zu erzielen, werden natürlich durch eine 
solche Praxis illusorisch gemacht. 

Ich habe das nur als Beispiel erwähnt; es gibt 
schlimmere Dinge. Wir haben erlebt, daß das Euro-
päische Parlament vom Rat zu einem Vorschlag der 
Kommission konsultiert worden ist. Das Parlament 
hat seine Stellungnahme abgegeben. In der Zwi-
schenzeit haben Verhandlungen stattgefunden zwi-
schen Kommission und Ständigem Vertreter im 
Ministerrat. Der Vorschlag war völlig verändert und 
wurde dann ohne nochmalige Konsultation des Euro-
päischen Parlaments vom Rat verabschiedet, so daß 
die Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu 
diesem Vorschlag völlig ins Leere ging. 

Das sind also die Dinge, die uns bewegen. In-
zwischen hat sich noch etwas anderes herausgestellt. 
Wie Sie wissen, sind beim Bundesverfassungsgericht 
ernsthafte Bedenken angemeldet worden, ab das 
Ratifikationsgesetz überhaupt mit unserem Grund-
gesetz vereinbar ist. Ich wage natürlich nicht zu ent-
scheiden, ob die dort vorgetragenen Bedenken stich-
haltig sind. Soweit ich informiert bin, handelt es sich 
aber darum, daß nach unserem Grundgesetz die Ge-
waltenteilung unabdingbar ist. Sie kann auch nicht 
durch eine Einstimmigkeit dieses Hauses geändert 
werden. 

Diese Dreiteilung der Gewalten ist natürlich in den 
Verträgen aufgegeben, und so ist jetzt die Rechts-
frage entstanden, ob denn die Praxis der Minister-
räte überhaupt legal ist, ob es so gehandhabt wer-
den kann, daß ein Exekutivorgan die Legislative 
übernimmt. Ich sage nochmals, ich bin kein Jurist, 
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ich wage das nicht zu entscheiden oder auch nur zu 
bewerten. Aber ich bin der Meinung, daß wir einer 
Entscheidung darüber insofern vorbeugen könnten, 
als wir die Rechte des Europäischen Parlaments ent-
sprechend verstärken. Dann würde ja wohl der 
Drang, eine Verfassungsbeschwerde durchzupauken, 
etwas gemildert werden. 

Wir haben zu diesem Zweck also vorgeschlagen 
— ein recht bescheidener Vorschlag —, daß jeweils 
dann, wenn das Europäische Parlament auf Konsul-
tation hin Änderungsvorschläge zu dem Vorschlag 
der Kommission gemacht hat, diese Änderungsvor-
schläge vom Rat nur einstimmig verworfen werden 
können und daß dem Parlament die Entscheidung 
mit Begründung unverzüglich mitzuteilen ist. Das 
ärgert uns ja besonders, daß wir die Entscheidungen 
des Rates überhaupt nicht erfahren, daß uns auch 
keine Begründung gegeben wird, warum sich der 
Rat über die Änderungsvorschläge des Parlaments 
hinwegsetzt. 

Das alles liegt also im Vertragsrecht, kann durch 
einfache Änderung der Praxis ohne Vertragsände-
rung durchgeführt werden. Zum Teil handelt es sich 
rein um die Forderung nach einer normalen Höf-
lichkeit, wie sie im Verkehr zwischen Institutionen 
üblich ist. Denn wenn man einen Antrag gestellt 
hat, bekommt man ja allgemein gesagt, ob ihm zu-
gestimmt wird oder ob ,er abgelehnt wird und war-
um. Das hat aber den Rat bisher noch nicht bewegt; 
er denkt nicht daran, dem Europäischen Parlament 
diese Mitteilungen zukommen zu lassen. Deshalb 
bitten wir die Bundesregierung, in dem Rat der 
EWG und in dem Rat von Euratom diese Forderung 
durchzusetzen. 

Nun ist uns ja nicht unbekannt geblieben, daß es 
nicht ganz leicht sein dürfte, diese Forderung durch-
zusetzen. Sie geht immerhin weiter, als wir sie kürz-
lich im Europäischen Parlament hinsichtlich des Haus-
halts gestellt haben. Dort haben wir eine Menge 
von Klauseln hinzugefügt, um zu beweisen, wie 
brav wir sind, nämlich daß wir ihn nur mit qualifi-
zierter Mehrheit und in namentlicher Abstimmung 
verabschieden und solche Dinge mehr, und erst 
dann, wenn wir so brav gewesen sind, wird der Mi-
nisterrat gezwungen, auf die Sache etwas mehr Auf-
merksamkeit zu verwenden. Solche Bedingungen 
möchten wir hier nicht stellen. Wir sind der Mei-
nung: wenn ein Parlament mit ausreichender Mehr-
heit etwas beschließt, dann ist das ein Beschluß des 
Parlaments, mit dem sich der Rat auseinanderzuset-
zen hat. 

Wir sind, wie gesagt, darüber informiert, daß es 
nicht ganz einfach sein dürfte, diese Sache durchzu-
setzen. Deshalb haben wir sie mit einem Treibsatz 
versehen. Wir sind der Meinung, die parlamentari-
sche Kontrolle muß unter allen Umständen stattfin-
den, sie steht vor allem anderen, sie ist uns das 
Wichtigste. Bekommen wir sie im Europäischen Par-
lament, dann sind wir zufrieden, dann ist für uns 
der Fall erledigt. Aber auch für den Fall, daß wir 
sie nicht bekommen und bis wir sie bekommen, 
sind wir der  Meinung, daß die parlamentarische 
Kontrolle auf jeden Fall stattfinden muß und daß 
sie, wenn sie nicht im Europäischen Parlament er

-

folgen kann, dann hier bei uns erfolgen muß. Des-
halb haben wir einen zweiten Absatz hinzugefügt, 
in dem wir die Bundesregierung bitten, bis zum 
30. Juni — das ist ja noch Zeit genug, das sind im-
merhin noch vier Tage — einen Vorschlag vorzule-
gen, der vorsieht, daß die Bundesregierung ihre Zu-
stimmung zu einer Entscheidung in den Räten nicht 
gibt, bevor sie einen Beschluß des Deutschen Bun-
destages über den anstehenden Gegenstand herbei-
geführt hat. 

Das sieht so aus, als ob wir verzögern oder 
blockieren wollten. Das ist nicht der Fall. Primär 
geht es uns um den ersten Absatz, um die Herbei-
führung der parlamentarischen Kontrolle durch das 
Europäische Parlament. Aber wir sind der Meinung, 
daß die Regierungen diesen Vorschlag sehr viel 
wohlwollender prüfen werden, wenn wir im zweiten 
Absatz die Kontrolle an das nationale Parlament 
zurücknehmen. Daraus brauchen keine wesentlichen 
Verzögerungen zu entstehen. 

Es kann natürlich nicht Sache dieses Hauses sein, 
jedesmal eine große Debatte zu führen, etwa dar-
über, wieviel Körner Getreide ein europäisches 
Huhn fressen darf, wenn es die europäische Durch-
schnittszahl an Eiern legen soll. So ist der Antrag 
nicht gemeint. Wir haben ja so eine Art europäi-
schen Ältestenrat, der die ganzen Vorlagen berät. 
Der kann die Unterscheidung treffen, ob eine solche 
Sache wert ist, in die Plenardebatte zu gehen, oder 
ob sie wie bisher bei den Bagatellfragen in den 
einzelnen Ausschüssen beraten und hier im Plenum 
nur zur Kenntnis genommen wird. Wir stellen uns 
also vor, daß große, entscheidende Fragen durch 
einen Beschluß des Bundestages, der eine Empfeh-
lung an die Regierung darstellt — noch keine Bin-
dung —, geregelt werden, so daß die parlamenta-
rische Kontrolle in jedem Falle sichergestellt ist. 

Wir haben ein praktisches Beispiel. Ich darf daran 
erinnern, daß noch vor kurzer Zeit ziemlich un-
widersprochen die Mär umlief, die deutschen Be-
amten in Brüssel seien schlechter, sie verständen es 
nicht so, zu verhandeln, die Franzosen seien viel 
gescheiter, viel besser informiert usw. Inzwischen 
hat sich herausgestellt, daß das alles gar nicht 
wahr ist, daß die deutschen Beamten in dem 
Moment, wo sie einen festen Auftrag bekommen, 
ganz genauso gut zu kämpfen verstehen wie die 
anderen auch, daß sie mit allen Mitteln, mit allen 
Tricks, mit der Zeit, mit der Tagesordnung, mit 
allem, was wir vor den  anderen kennen, arbeiten, 
um den Auftrag des Bundestages zu erfüllen. 

(Abg. Dr. Barzel: Nicht so laut!) 

— Das ist ihre Pflicht; das verlangen wir von ihnen. 
— Ich will damit nur sagen: Es kommt nur darauf 
an, daß wir ihnen eine feste Marschroute mit auf 
den Weg geben. Es hat mich sehr gefreut, daß dieses 
Märchen, die anderen Beamten seien besser als 
unsere, widerlegt worden ist. 

Das ist also das Anliegen der Freien Demokraten. 
Uns geht es darum, die parlamentarische Kontrolle 
in jedem Falle zu sichern, wenn irgend möglich, 
dann im Europäischen Parlament; solange das nicht 
möglich ist, durch die entsprechenden Entscheidun- 
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gen des Bundestages. Dem bitte ich Sic, meine Kol-
legen, zuzustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Wer begründet die 
Anträge c) und d)? — Frau Abgeordnete Strobel. 

Frau Strobel (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir freuen uns über 
jeden Antrag, der das Gespräch über die  Demokra-
tisierung der europäischen Gemeinschaften auch auf 
nationaler Ebene in Bewegung bringt. 

Mit dem ersten Teil des Antrags, den Herr Mar-
gulies eben begründet hat, stimmen wir weitgehend 
überein. Das ergibt sich auch aus dem von uns vor-
gelegten Antrag. 

Bei dem zweiten Teil bin ich skeptisch, Herr Mar-
gulies. Sie haben ihn zwar jetzt durch Ihre Begrün-
dung etwas entkräftet, mindestens in der Richtung, 
daß er nicht blockieren soll. Er ist schon ein bißchen 
anders formuliert als der ursprüngliche Beschluß des 
FDP-Parteitags. Darin kam nämlich die nationale 
Blockierung noch stärker zum Ausdruck. Ich freue 
mich, wenn Sie das nicht wollen. Der Beschluß des 
Deutschen Bundestages, auf den Sie hingewiesen 
haben, würde dann nicht das einzige Beispiel blei-
ben. Das ist möglich. Sie haben aber selbst bereits 
gesagt, daß die Regierung hundertprozentig doch 
nicht gebunden werden kann. Ich würde also meinen 

 — man wird sich ja im Auswärtigen Ausschuß, so 
hoffe ich, sehr gründlich über diese Anträge unter-
halten —, daß man diesen Weg nicht gehen sollte, 
wenn man nicht in den Verdacht geraten will, weil 
es in den europäischen Gemeinschaften mit der 
Demokratisierung bisher nicht klappt, zurück zu 
nationalen Entscheidungen gehen zu wollen. Denn 
in dem Moment, in dem alle Parlamente ihre Regie-
rungen mit gebundenen Händen in den Ministerrat 
schicken würden, gäbe es natürlich keine Chance 
mehr, sich dort zu einigen, wenn man nicht zufällig 
von vornherein überall der gleichen Meinung wäre. 
Das dazu! Uns hätte es also sehr interessiert  — ich 
weiß nicht, ob ich das überhört habe —, die Meinung 
der FDP zu unserem Vorschlag der direkten Wahl 
der deutschen Abgeordneten bei der nächsten Bun-
destagswahl zu erfahren. Das möchte ich noch an-
merken. Vielleicht erfahren wir das aber dann auch 
im Auswärtigen Ausschuß. 

Meine Damen und Herren, es (ist bekannt, daß sich 
nicht wenige immer mehr Sorgen darüber machen — 
und zwar nicht zu Unrecht —, daß die demokratische 
Entwicklung in den europäischen Gemeinschaften 
zurückbleibt. Viele haben die Beschlüsse im Dezem-
ber vorigen Jahres in Brüssel begrüßt, weil dadurch 
die Lähmung, die in den europäischen Gemeinschaf-
ten durch das Veto des französischen Staatspräsiden-
ten gegen den Beitritt Englands eingetreten war, 
doch überwunden wurde. Zugleich wurde aber — 
und ich beziehe mich praktisch auf diese Beschlüsse 
— einmal mehr deutlich, daß das Gesetzgebungs-
verfahren in der EWG auf die Dauer für Demokra-
tien einfach nicht haltbar ist. 

Die in den Verordnungen festgelegten Beschlüsse 
des Ministerrats — das müssen wir uns immer wie-
der vergegenwärtigen — sind unmittelbar gelten-
des Recht auch bei uns. Die Vertreter der Regierun-
gen beschließen aber im Ministerrat in vertraulicher 
Sitzung, und nur auf Umwegen — Herr Margulies 
hat das schon angedeutet — erfährt man etwas Ge-
naueres über die Verhandlungen im Ministerrat. Ob 
und wie er sich mit der Stellungnahme des Parla-
ments befaßt, das bleibt doch eigentlich völlig im 
dunkeln, und so können die Staatsbürger überhaupt 
nicht sehen, wer im Ministerrat für welche Be-
schlüsse verantwortlich ist und wer oder wo die 
Ursache ist, wenn keine Beschlüsse zustande kom-
men. Denn nicht alle Entscheidungen oder alle nicht 
gefaßten Beschlüsse des Ministerrats werden in der 
Öffentlichkeit so bekannt wie z. B. die Entscheidung 
in der Getreidepreisfrage. 

(Abg. Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller: Sehr 
richtig!) 

Es ist ,auch so,  daß allzu leicht unpopuläre Maßnah-
men oder unpopuläre Entscheidungen auf die  für 
den Bürger unerreichbaren Kommissionen in Brüssel 
abgeladen 'werden. Wenn z. B. irgendwelche Preise 
erhöht wurden, war es doch sehr bequem, zu sagen: 
„Daran sind die Marktordnungen schuld, die in Brüs-
sel beschlossen worden sind", und der deutsche 
Staatsbürger konnte nicht ohne weiteres sehen, daß 
solche Marktordnungen ahne ,die Zustimmung der 
Bundesregierung im Ministerrat  (gar nicht beschlos-
sen wenden können, weil dazu ja noch Einstimmig-
keit notwendig ist. 

Die Kommission hat zwar das Vorschlagsrecht, 
muß sich aber den Entscheidungen des  Ministerrates 
beugen, und das Unbehagen wächst meiner Meinung 
nach zu Recht; denn immer mehr Entscheidungen — 
das hat Kollege Mommer ,schon gesagt — mit Geset-
zeskraft gehen von den nationalen Parlamenten über 
an den Ministerrat, der als Ganzes — das muß 
man, glaube ich, auch betonen — keinem Parlament 
verantwortlich ist,  sondern nur in der Sechsteilung 
den nationalen Parlamenten, und als Ganzes auch 
keiner parlamentarischen Kantrolle unterliegt. Dazu 
kommt noch — und das möchte ich ?sehr betonen —, 
daß die  echten Mitglieder des Ministerrats, also die. 
Herren Minister aus den  Mitgliedstaaten, physisch 
und zeitlich gar nicht in  (der Lage sind, beide Funk-
tionen, die  des  Ministers und die des Mitglieds des 
Ministerrats, vollinhaltlich auszuüben, und daß sie 
außerdem ständig in einer Zwitterstellung sind, da 
sie ,einmal nationale Exekutive, zum anderen euro-
päische Legislative sind. Es wind .sicher nicht leicht 
möglich sein, sich aus diesem Widerspruch zu be-
freien. 

Aus diesem Grunde haben sie sich Hilfsorgane 
geschaffen, und zwar vor allem den Ausschuß 
der ständigen Stellvertreter. Das ,sind hohe, ja 
höchste Beamte. Der Ministerrat  hat  sich ferner ein 
Generalsekretariat in  Brüssel zugelegt. Darüber hin-
aus gibt es das Comité Special, es gibt die  Verwal-
tungsausschüsse, z. B. bei der Generaldirektion 
Landwirtschaft, die auch aus nationalen Beamten zu-
sammengesetzt sind. Es sind also alles Beamte, 
meine Damen und Herren. Ich würde sagen: Nichts 
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gegen die Herren, auch nichts an Kritik; sie leisten 
ein hohes Maß an Arbeit. Aber 'wem sind sie eigent-
lich verantwortlich? Auf nationaler Ebene ihrem 
Minister, sicher. Aber das, was sie an Beschlüssen 
im Ministerrat vorbereiten, wird als Ganzes keinem 
Parlament gegenüber verantwortet. 

Nehmen wir z. B. diesen Ausschuß der ständigen 
Stellvertreter. Es ist doch kein Geheimnis, daß der 
Apparat der EWG-Kommission in Brüssel, also  die 
Tausende von notwendigen Beamten, die ein hohes 
Maß an  wichtiger europäischer Arbeit leisten, und 
der Apparat  des  Ministerrats in Brüssel — beide 
sitzen in Brüssel; es ist doch bekannt, daß sie nicht 
isoliert voneinander arbeiten, im Gegenteil — viele 
Entscheidungen im wesenlichen vorbereiten. Es ist 
auch bekannt, daß sie das nicht tun, ohne vonein-
ander in etwa zu wissen, wohin die Reise gehen 
soll. 

Nun wird das Parlament zwar konsultiert. Das 
Parlament nimmt seine  Konsultationen sehr ernst. 
Ich muß sagen: Man muß sich immer wieder wun-
dern, wie das Parlament so, als hätte es wirklich 
die 'Gesetzgebungsentscheidung, Paragraph für Para-
graph berät und politisch für jeden Artikel kämpft. 
Aber nimmt auch der Ministerrat ,die Konsultationen 
ernst? Ich wage es kaum, diese Frage zu beantwor-
ten; denn die Antwort könnte nicht positiv ausfallen. 

Wenn man sich einmal die Mühe machte, das zu 
vergleichen, was die Kommission vorgeschlagen 
hat, was das Parlament vorgeschlagen hat und was 
der Ministerrat beschlossen hat, so würde man auf 
sehr erhebliche Unterschiede stoßen. Deshalb frage 
ich: Stützt sich der Ministerrat nicht sehr viel mehr 
auf die Vorschläge seiner Bürokraten als auf die 
Vorschläge des Europäischen Parlaments? Das kann 
man leider nicht vergleichen, weil die Sitzungen des 
Ministerrats vertraulich sind und wir die Vorschläge 
der Organe, die er sich geschaffen hat und die im 
Vertrag nirgends eine Stütze finden, gar nicht ken-
nen. Bei einem Vergleich stellt man aber fest, daß 
oft völlig neue Elemente in die Beschlüsse des 
Ministerrats hineingekommen sind, und das ist 
natürlich für das Parlament noch weniger ermuti-
gend. Weder das Parlament noch die Öffentlichkeit 
erfahren, welche sachlichen und politischen Gründe 
den Ministerrat zu diesen Änderungen veranlaßt 
haben. Deshalb muß man feststellen, daß sich das 
Gleichgewicht zwischen den Organen der euro-
päischen Gemeinschaften — Kommission, Minister-
rat und Parlament — noch mehr, als es im Vertrag 
bereits der Fall war, in der Praxis zu Lasten des 
Parlaments verschoben hat. Das nimmt noch mit 
wachsendem Integrationsstand zu. 

Nun befinden wir uns bereits in der zweiten 
Hälfte der Übergangszeit. Die Integration erreicht 
einen immer intensiveren Grad; wir begrüßen das. 
Aber wir können und dürfen nicht zulassen, daß der 
Prozeß der Entdemokratisierung immer weiter fort-
schreitet. 

Nun hat sich das Europäische Parlament — auch 
das ist schon gesagt worden; ich will es nicht wie-
derholen, sondern will nur darauf hinweisen — ein-
mütig immer dieser Entwicklung entgegengestemmt 
und hat seine klassischen Rechte und Pflichten ge

-

fordert. Es gibt hier den Stufenplan, der durch den 
„Furler-Bericht" bekannt geworden ist; es gibt die 
Unterstützung dieser Forderungen durch die euro-
päische Bewegung, in der alle demokratischen 
Kräfte der Bundesrepublik vertreten sind. Es wer-
den jetzt in Zusammenhang mit der Fusion der Exe-
kutiven auch von den Regierungen Vorschläge ge-
macht für die Stärkung der Rechte des Parlaments. 
Wir haben nur eben wirklich die Sorge, daß der 
Ministerrat selbst in diesem Zusammenhang, wenn 
überhaupt etwas, dann nur ein Minimum an Ver-
besserungen beschließt. 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages, 
die dem Europa-Parlament angehören, haben vor 
kurzem ein Gespräch mit Herrn Wirtschaftsminister 
Schmücker, auch mit Herrn Staatssekretär Neef, ge-
führt, der der einzige aus dem Kreis der Bundes-
regierung bzw. dem Kreis der Staatssekretäre ist, 
der an unserer Debatte hier teilnimmt. Auch mit 
Herrn Staatssekretär Lahr haben wir gesprochen, 
aber das Gespräch war auch nicht gerade ermuti-
gend; nicht ermutigend deswegen, weil wir eben 
dort auch erfahren haben, wie wenig Hoffnung man 
auf die Durchsetzung dieser Vorschläge im Minister-
rat setzt. 

Die Regierungen verschanzen sich dabei gern 
etwas hinter dem französischen Staatspräsidenten 
und hinter dem Vertrag. Es ist bis jetzt noch nicht 
nachgewiesen worden, ob General de Gaulle wirk-
lich der einzige ist, der jede Verbesserung der 
Rechte des Parlaments im Ministerrat blockiert. Der 
Versuch muß erst einmal gemacht werden. 

Nun wird das Europäische Parlament sicher nicht 
müde werden, immer wieder dagegen anzukämpfen. 
Aber wir haben diese Anträge hier gestellt, weil 
wir der Auffassung sind, daß man das Europäische 
Parlament dabei keineswegs allein lassen darf und 
daß sich jetzt die nationalen Parlamente einschalten 
müssen, da ja ihre Rechte verlorengehen. Da sie 
Hüter der demokratischen Rechte der Parlamente 
sind, müssen sie als diese Hüter ihre Aufgaben er-
füllen. 

In den Verträgen fehlt einfach ein aufbauender 
Übergang für die Zuständigkeiten des Europäischen 
Parlaments. Das muß nachgeholt werden. Das kann 
nicht durch diese Anträge geschehen, dazu bedarf 
es einer Vertragsänderung. Mit diesen Anträgen 
wollen wir erreichen eine freiwillige Selbstbindung 
der Regierungen, vor allen Dingen dort, wo ohne 
Einstimmigkeit, weil bereits Mehrheitsbeschlüsse 
möglich sind, diese freiwillige Selbstbindung es den 
Regierungen gestattet, die Beschlüsse des Parla-
ments zu respektieren, wenn sie nur wollen. Das ist 
der Grund, weil man sich da nämlich nicht hinter 
einem Mann verstecken kann. 

Der Haushalt der europäischen Organe kann 
heute schon mit Mehrheit beschlossen werden. Das 
volle Haushaltsrecht kann man selbstverständlich 
für das Parlament nur durch Vertragsänderung er-
reichen. Aber beim nötigen Respekt vor den Be-
schlüssen des Parlaments ist es nicht verboten, daß 
die Mehrheit im Ministerrat freiwillig die Beschlüsse 
des Parlaments zum Haushalt anerkennt. 

(Abg. Metzger: Sehr richtig!) 
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Wir wollen uns auch gar nicht an die Klagemauer 

stellen und jammern, sondern wir wollen einen Weg 
suchen, einen Weg, der es den Regierungen, insbe-
sondere auch unserer eigenen Regierung, ermöglicht,. 
ihr Bekenntnis zur notwendigen parlamentarischen 
Demokratie zu praktizieren. Das ist bestimmt nur 
ein Schritt auf dem Weg zur Demokratisierung. Er 
entbindet uns nicht von der Notwendigkeit der gro-
ßen Reform. 

Wir haben einen ähnlichen Antrag wie für den 
Haushalt auch auf alle anderen Gebiete ausgedehnt, 
in dem wir auch dort das sogenannte avis conform 
anstreben. Aber bei dem Haushalt ist es besonders 
wichtig. 

Ich finde, wir sollten uns hier im Deutschen Bun-
destag immer wieder vergegenwärtigen, daß der 
Bundestag den deutschen Anteil an den Kosten der 
europäischen Gemeinschaften nur global beschließt, 
da er keinen Einfluß auf seine Verwendung nehmen 
kann, weil ja die Verwendung erst auf der euro-
päischen Ebene geschieht. Bisher hat es sich nur um 
Verwaltungsausgaben gehandelt. Durch Schaffung 
eines Ausgleichs- und Garantiefonds für die Land-
wirtschaft sind bereits Eigenmittel, wenn auch nur 
ganz spärlich, aus den Abschöpfungen in diesen 
Haushalt geflossen und werden in Zukunft mehr 
fließen. Kein Parlament, weder das deutsche, weder 
das nationale noch das europäische, hat Einfluß auf 
die Verwendung dieser Mittel, wohl aber, meine 
Damen und Herren, die Bürokratie, und zwar die 
nationale sowohl wie die europäische, und das ist 
doch ein unhaltbarer Zustand. Das kann man doch 
vor dem Staatsbürger in einer Demokratie nicht ver-
antworten. 

Nun hat Herr Margulies ein bißchen kritisiert, daß 
sich das Europäische Parlament in dieser Frage sel-
ber ein Korsett anzieht. Ich möchte sagen, wir schla-
gen einen Weg vor, der uns selber erhebliche Selbst-
zucht auferlegt und der vom Parlament verlangt, daß 
es mit qualifizierter Mehrheit abstimmt usw. Ich will 
das hier nicht wiederholen. Wir verlangen aber auch 
— und ich glaube, mit mehr Nachdruck können wir 
das dann verlangen — die freiwillige Respektierung 
dieser Parlamentsbeschlüsse dadurch, daß eben die 
Mehrheit im Ministerrat nicht von ihnen abweicht. 

Wir machen einen zusätzlichen Vorschlag: einen 
Vermittlungsausschuß einzurichten, wenn sich der 
Ministerrat und das Parlament nicht einigen kön-
nen, und zwar nach dem Beispiel des Vermittlungs-
ausschusses in der Bundesrepublik — nicht generell 
so, aber ähnlich — einen Vermittlungsausschuß zu 
schaffen. Es war ein. Abgeordneter der CDU/CSU, 
der Kollege Aigner, der sich, nachdem wir unseren 
Antrag eingebracht hatten, im Europäischen Par-
lament ebenfalls für einen solchen Vermittlungsaus-
schuß ausgesprochen hat. Ich habe daher die Hoff-
nung, daß Sie diesem unserem Vorschlag minde-
stens positiv gegenüberstehen. Das würde auch der 
notwendigen Verbindung zwischen dem Minister-
rat und dem Parlament sehr nützlich sein. 

Bei Konsultationen, bei denen das Parlament ein-
stimmig oder mit Mehrheit beschließt, möchten wir, 
daß der Ministerrat seine abweichende Stellung

-

nahme im Parlament begründen muß. Das wäre ein 
ganzer Schritt nach vorn, meine Damen und Herren. 
Er kann das freiwillig ohne Vertragsänderung tun. 
Jetzt haben wir nämlich im Europäischen Parlament 
immer die Debatte zwischen der Kommission und 
dem Parlament, d. h. zwischen dem Organ, das vor-
schlägt, und dem Organ, das Empfehlungen gibt, 
während das gesetzgebende Organ hinter verschlos-
senen Türen tagt. Das ist einfach nicht denkbar. Ich 
glaube, die Menchen, die der Überzeugung sind, daß 
wir in einer Demokratie leben, würden nicht begrei-
fen, wenn man ihnen erklärte, daß das auf europä-
ischer Ebene so vor sich geht. Wenn man diesen Be-
schluß faßte — man kann ja darüber im Außen-
politischen Ausschuß noch gründlich diskutieren —, 
dann würde man nicht nur dem Schrumpfungsprozeß 
der parlamentarischen Demokratie in der EWG be-
gegnen, man würde dadurch auch das Interesse der 
Offentlichkeit an der europäischen Politik wesent-
lich steigern. Das, glaube ich, müßte man zusätzlich 
zu dem, was Herr Kollege Mommer zu unserem 
Wahlgesetzentwurf sagte, noch betonen. Wenn die 
Debatten im Europäischen Parlament eine echte 
Auseinandersetzung mit dem gesetzgebenden Organ 
sind, das zur Zeit — ich sage: leider — der Minister-
rat ist, wenn die Debatten mit dem gesetzgebenden 
Organ stattfinden, so wie das hier der Fall ist, dann 
wird .das die Offentlichkeit sehr stark interessieren. 

Ich will Ihnen ein einziges Beispiel nennen. Im 
Dezember vorigen Jahres bei den berühmten Brüs-
seler Beschlüssen hat der Ministerrat z. B. beschlos-
sen — ohne jede Vorlage, ohne Konsultation des 
Parlaments! —, zur Stützung des Ölfruchtanbaus in 
Italien und Frankreich eine Abgabe auf Margarine-
rohstoffe einzuführen. 350 Millionen DM sollen da-
für aufgebracht werden. Das ist, wenn es eingeführt 
wird, im Grunde genommen die erste Verbrauch-
steuer, die in der EWG vom Ministerrat auf Vor-
griff beschlossen worden ist. Das Parlament wird 
darüber erst konsultiert, wenn ihm die Fettverord-
nung vorgelegt wird, und dann hat es auch nicht 
den Rat als Gesprächspartner, sondern die  Kom-
mission.  

Es ist heute z. B. schon möglich, daß der Rat auf 
dem Gebiet des gesamten Wettbewerbsrechts Mehr-
heitsbeschlüsse faßt. Auch da ist er dann keinem 
Parlament verantwortlich;. denn in dem Moment, in 
dem die anderen ohne die Bundesregierung im 
Wettbewerbsrecht Beschlüsse fassen können, nützt 
es gar nichts, wenn wir vorher unsere Regierung 
hier gebunden haben, da ihre Stimme für die Be-
schlüsse im Ministerrat dann gar nicht mehr not-
wendig ist. 

Man hat im Vertrag für die Übergangszeit Stufen 
geschaffen, um der Wirtschaft den Anpassungs-
prozeß zu erleichtern. Im Ministerrat hat man eben-
falls Stufen geschaffen: Man kommt von der Ein-
stimmigkeit zu Mehrheitsbeschlüssen. Der Kommis-
sion wächst immer mehr Macht zu. Einzig die 
parlamentarische Demokratie bleibt unterentwickelt, 
wenn wir diesem Prozeß nicht endlich begegnen. 
Das bedeutet, daß der Repräsentant des politischen 
Willens der Völker — das ist schließlich das Parla- 
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ment — immer nur in dieser unterentwickelten Stel-
lung stehenbleibt. 

Abschließend möchte ich folgendes sagen. Ich 
glaube, wir sind uns alle darüber klar: ohne die 
Mitwirkung der parlamentarischen Vertretung der 
Völker, d. h. ohne die Mitwirkung der Völker Euro-
pas hat die europäische Einigung keine Zukunft. 
Aus diesem Grund ist es dringend nötig, daß wir 
uns mit diesen Anträgen befassen, daß sie vom 
Bundestag weitgehend akzeptiert werden. Es wäre 
sehr schön, wenn gerade die Bundesrepublik im 
Ministerrat der EWG als erste ein wirklich demo-
kratisches Beispiel gäbe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Wir treten in die 
Aussprache ein. Das Wort hat der Abgeordnete Pro-
fessor Dr. Furler. 

Dr. Furler (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Alle vorgelegten und begrün-
deten Anträge und Vorlagen stehen in einem großen 
Zusammenhang: man will die Position des Europä-
ischen Parlaments, dieses Parlaments der Europä-
ischen Gemeinschaften, stärken. In diesem Willen 
sind wir alle einig, in allen drei Fraktionen. Ich will 
das von vornherein sagen. Es gibt wohl niemanden 
im Hause, der der Meinung ist, es wäre nicht nötig 
oder nicht erwünscht, daß das Europäische Parlament 
eine stärkere Position erhält. 

Das gilt auch für den Wahlgesetzentwurf, den die 
SPD hier vorgelegt und den Herr Mommer begrün-
det hat. Dieser Vorschlag hängt mit einem großen 
Ziel zusammen, das wir — die christlich-demokra-
tische Fraktion — immer verfolgt haben, nämlich: 
für das Europäische Parlament allgemeine und 
direkte Wahlen zu bekommen. Ich kann erklären, 
daß wir bei diesem Ziel treubleiben, um das wir 
seit vielen Jahren kämpfen. 

Wie ist der Stand? M an  hat erstmals in  den Römi-
schen Verträgen eine Möglichkeit, ja, ich möchte 
sagen, eine moralische Verpflichtung geschaffen, in 
einiger Zeit zu diesen allgemeinen Wahlen über-
zugehen. Die Verträge sehen noch vor, daß die 142 
Abgeordneten dieses Europäischen Parlaments aus 
den nationalen Parlamenten — aus deren Mitte — 
bestellt werden. So wird es bisher gehandhabt. Die 
Mitglieder des Europäischen Parlaments sind direkt-
gewählte Abgeordnete der nationalen Parlamente, 
sie sind aber nicht unmittelbar gewählt für das 
Europäische Parlament. Aber in dem Vertrag ist vor-
gesehen, daß man zu allgemeinen, unmittelbaren 
Wahlen übergehen kann, ich möchte sagen, s o 11. 

(Zurufe von der SPD: Muß!) 

— Obwohl keine Verpflichtung dafür besteht? — 
Nein! Aber der Weg ist folgender. Als Anfang wird 
verlangt: ein Wahlgesetzentwurf des Europäischen 
Parlaments. Dieser ist schon seit dem Jahre 1960 
geschaffen. Er verfolgt das große Anliegen in einer 
durchaus realisierbaren Weise. Er wurde am 20. Juni 
1960 dem Ministerrat vorgelegt. Der Ministerrat hat 
bis heute nicht entschieden, d. h. er hat weder ja 

noch nein gesagt. Praktisch scheitert das Ja vor 
allem an  dem Widerspruch eines Staates der Ge-
meinschaft, der sich bis  heute nicht entschließen 
kann, eine positive Stellung einzunehmen, und 
dessen Regierung sagt, man könne darüber wieder 
reden bei der berühmten Fusion der Verträge, also 
in ziemlich später Zeit. Nun ist es so: es müßte nicht 
nur Einstimmigkeit im Ministerrat dasein, sondern 
das Wahlgesetz müßte noch in allen nationalen Par-
lamenten ratifiziert werden. Das kann natürlich nur 
geschehen, wenn der Ministerrat eine positive Ent-
scheidung getroffen hat. 

Da nun auf absehbare Zeit unsere ganzen Bestre-
bungen, zu einem europäischen Wahlgesetz zu 
kommen, nicht durchsetzbar sind — wir sind über-
zeugt, es gibt einmal einen Zeitpunkt, wo das so 
sein wird; aber wir können im Augenblick und für 
längere Zeit nicht damit rechnen —, wird nun ver-
sucht, irgendwie, vielleicht auf indirekte Weise, wie 
Herr Mommer es ja dargelegt hat, zu einem ähn-
lichen Ergebnis zu kommen. 

Nun muß ich sagen: Was hier als Entwurf vor-
liegt, ist zweifellos eine Arbeit, die sehr erwägens-
wert aber auch sehr kompliziert ist und zu der man 
erklären muß: wir sind im Ziel völlig einig, und 
wenn es möglich wäre, hierdurch das Europäische 
Parlament zu stärken, die europäische Integration 
vorwärtszubringen, würden wir mitmachen. 

Es fragt sich nur: Ist der Weg richtig, und ist diese 
Methodik überhaupt wirksam? Darüber müssen wir 
im Ausschuß noch diskutieren. Ich möchte nur bit-
ten, daß wir die Dinge nicht so optimistisch be-
trachten; denn es ist natürlich ein außerordentlicher 
Unterschied, ob ich allgemeine unmittelbare Wahlen 
zum Europäischen Parlament in allen sechs Ländern 
durchführe oder ob ich diese Methode nur in einem 
Staate zur Anwendung bringe. In Wirklichkeit geht 
es in diesem Entwurf auch nicht um eine unmittel-
bare und direkte Wahl der deutschen Abgeordne-
ten, sondern die letzte Ernennung bleibt wieder, 
weil es vertraglich so vorgeschrieben ist, beim Bun-
destag, und sie erfolgt aus der Reihe derer, die Mit-
glieder des Bundestages sind und auch noch die 
nötigen Stimmen in der Bundesliste — wie es Herr 
Dr. Mommer dargelegt hat — erhalten haben. Es 
findet also weder eine unmittelbare Wahl der Ab-
geordneten des Europäischen Parlaments noch eine 
direkte Wahl unserer Abgeordneten in das Euro-
päische Parlament statt. 

Wir fragen: Kann damit ein Schritt vorwärts 
getan werden, wird die europäische Integration da-
durch verstärkt, wird die Stellung des Europäischen 
Parlaments dadurch verbessert, daß in einem Staat 
solches geschieht? Wir müssen das genau prüfen. 
Ich befürchte, daß uns manche Erwägungen zu dem 
Ergebnis führen, daß es mindestens fraglich ist, ob 
wir dieses Ziel erreichen können. Denn glauben 
Sie, die Stellung des Parlaments gegenüber dem 
Ministerrat würde dadurch wirklich entscheidend ver-
stärkt, daß die deutschen Abgeordneten auf diese 
etwas komplizierte — durch den Vertrag notwendig 
komplizierte — Methode ausgewählt und bestellt 
werden? Ich habe erhebliche Zweifel, ob dadurch die 
Stellung des Parlaments oder auch nur der deut- 



6594 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 133. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 25. Juni 1964 

Dr. Furler 

schen Abgeordneten verbessert würde. Es gibt ja 
keine zwei Klassen von Abgeordneten. Die Posi-
tion der Abgeordneten eines Parlaments kann nur 
einheitlich grundlegend verändert werden. 

Aber wird wenigstens erreicht, was man mit den 
europäischen Wahlen auch erreichen will: daß die 
europäische Idee einen Auftrieb erfährt, daß die 
Souveränität des Volkes eingesetzt wird, daß der 
Wahltag ein Tag der europäischen Entscheidung 
wird? Meine Freunde, auch das muß überlegt wer-
den. Sehen Sie, es hat eine lange und eingehende 
Aussprache im Europäischen Parlament bei der 
Schaffung des Wahlgesetzentwurfes stattgefunden, 
und es haben, ich kann nur sagen, die besten Köpfe 
aus allen Fraktionen damals mitgewirkt. Herr Metz-
ger sitzt hier, der dabei war, und andere. Alle diese 
Fragen wurden geprüft, und man hat eine Bestim-
mung in die europäische Wahlordnung aufgenom-
men, die lautet, daß auf keinen Fall der Tag der 
europäischen Wahlen mit dem Tag der nationalen 
Wahlen zusammenfallen darf. Warum hat man das 
getan? Man schrieb in den Bericht: „Sonst wäre es 
nämlich durchaus möglich, daß der besondere Cha-
rakter der europäischen Wahl von den nationalen 
oder lokalpatriotischen Thesen, die von den Par-
teien oder den Kandidaten während der Wahlkam-
pagne vertreten werden, verdrängt wird. Dadurch 
würde zweifellos eines der Hauptziele der euro-
päischen Wahlen, das darin besteht, die Völker 
selbst stärker für die Einigung Europas zu interessie-
ren, auf's Spiel gesetzt". Die Dinge sind also über-
legt worden. Man hat damals gesagt: zumindest muß 

) der Wahltag getrennt sein. 

(Abg. Dr. Mommer: Aber wenn in den sechs 
Ländern gewählt würde!) 

— Richtig. Aber ich wollte sagen: der Grundgedanke 
ist, daß man die europäische Idee an einem Tag in 
den Vordergrund stellt. Auch wenn wir bei uns 
wählen, wäre es doch wahrscheinlich nicht unklug, 
das zu trennen, wenn man schon eine deutliche Wir-
kung auf die europäische Entwicklung will. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Metzger will eine Frage an Sie stellen. 

Metzger (SPD) : Herr Dr. Furler, sind wir uns 
nicht einig in der Meinung, daß alles das ausgeführt 
worden ist unter der Voraussetzung, daß der Mini-
sterrat seine Pflicht erfüllt, und zwar seine Rechts-
pflicht, die in Art. 3 festgelegt ist? 

Dr. Furler (CDU/CSU) : Ja, selbstverständlich. 
Ich habe ja dargelegt, daß wir darum kämpfen. Auch 
die deutsche Regierung hat von jeher erklärt, daß 
sie bereit sei, dieses Wahlgesetz zu akzeptieren; 
aber sie setzt sich nicht durch. Natürlich ist das alles 
für die unmittelbaren europäischen Wahlen gedacht. 
Und, Herr Dr. Mommer, wir haben gesagt: wir sind 
bereit, mitzumachen und im Ausschuß zu prüfen, ob 
wir damit weiterkommen, ob wir etwas Positives 
für Europa erreichen. 

Es könnte ja auch sein — man muß das er-
wägen —, daß so eine teilweise Wahl, diese etwas 
indirekte direkte Wahl, die Sie vorschlagen, einen 
guten Gedanken verbraucht, weil er sich nicht so 
durchsetzt, wie man glaubt. Wir wollen mit europä-
ischen Wahlen die Integration vorwärtstreiben. Wir 
wollen die Stellung des Europäischen Parlaments 
stärken. Dann muß man genau prüfen, ob das auch 
eintritt, ob man nicht vielleicht etwas tut, was sehr 
gut gemeint ist, aber gar nicht zu den Wirkungen 
führt, die man dabei erwartet. 

Auch die unmittelbare Mitwirkung des Volkes 
bei dem europäischen Geschehen durch die europä-
ischen Wahlen wird durch eine solche Art der Wahl 
nur in sehr schwacher Weise erreicht, wenn über 
eine Bundesliste eine Art allgemeine Vorbereitung 
der Ernennung durch den Bundestag stattfindet. 
Aber, wie gesagt, wir werden das im Ausschuß 
prüfen. Ich wollte nur sagen, daß große Risiken 
darin stecken. Es ist nicht so, daß das unbedingt zu 
einem Erfolg führen würde. Es könnte sogar sein, 
daß dadurch, wenn wir nicht mindestens bei zwei, 
drei großen Staaten eine direkte Wahl erreichen, 
die anderen nicht überzeugt würden. Ich weiß auch 
nicht, ob sich die Regierungen, die heute noch gegen 
die unmittelbaren Wahlen sind, dadurch veranlaßt 
fühlen, sie einzuführen, wenn wir dieses hier tun. 

Nun zu den anderen Anträgen! Auch da sind wir 
völlig einig, daß die Stellung des Europäischen Par-
laments verstärkt werden muß. Frau Strobel, Sie 
haben das schon erwähnt. Wir haben die ganzen 
Fragen sehr eingehend im Europäischen Parlament 
diskutiert. Ich billige weitgehend die von Ihnen vor-
gebrachte Kritik an der gegenwärtigen parlamen-
tarisch-demokratischen Situation in den europä-
ischen Gemeinschaften. Zweifellos hat das Europä-
ische Parlament nicht die Stellung, wie ein natio-
nales Parlament, die ausreichende Stellung die ets 
bei den schwerwiegenden Entscheidungen haben 
müßte, die vor allem im Verordnungsrecht heute 
durch den Ministerrat getroffen werden. Aber das 
hängt damit zusammen, daß man damals bei der 
Schaffung der Verträge noch nicht den Mut hatte, 
so viel auf eine parlamentarische Instanz zu über-
tragen, wie es 1956/57 vielleicht noch möglich ge-
wesen wäre. Aber darüber wollen wir nicht rechten. 
Man hat es versucht. Man glaubte, mit mehr am An-
fang nicht durchzukommen. 

Aber wir betreiben, seit dieses Europäische Par-
lament existiert, die Politik, seine Position zu ver-
stärken. Ich darf eines sagen. Ich halte es nicht für 
gut, wenn wir immer so tun, als ob das Europäische 
Parlament überhaupt keinen Einfluß und keine Stel-
lung habe, und sagen, es bedürfe erst einer Vertrags-
änderung, um ihm eine Bedeutung zu geben. Ich 
glaube — Sie haben das auch angedeutet —, daß das 
Europäische Parlament seit Jahren alles im Rahmen 
dieser schwachen Konstitution Mögliche tut, um 
seine Position zu verstärken. Es hat ein ausgedehn-
tes Kontrollrecht, leider nicht gegenüber dem Mini-
sterrat, wohl aber gegenüber den Kommissionen. 
Es arbeitet außerordentlich intensiv. Sicher ist es 
nicht gut, daß der Ministerrat sagen kann: ich nehme 
die Konsultation vor, aber ich kümmere mich nicht 
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darum, was da gesagt wird. Die Erfahrung zeigt 
immerhin, daß eine intensive Arbeit im Parlament 
— und das Parlament hat das mit allen Fraktionen 
immer und immer wieder getan — doch einen Ein-
fluß auf die Entscheidungen hat. Es ist nicht so, daß 
das Parlament ohne Einfluß wäre. 

Ich habe in meinem großen Bericht die tatsäch-
liche Situation geschildert und habe auch Statisti-
ken vorgelegt und Erwägungen darüber angestellt, 
wann der Ministerrat berücksichtigt hat, was das 
Parlament gewollt hat, und wann er es nicht be-
rücksichtigt hat. Das ist natürlich nicht leicht festzu-
stellen. Aber es hat sich gezeigt, daß in vielen ern-
sten Fällen, in denen das Parlament eine gute Ar-
beit geleistet hatte, der Ministerrat gar nicht dar-
um herumkam, im Ergebnis diese Arbeit zu berück-
sichtigen und zu versuchen, Einfluß zu nehmen. Na-
türlich ist das keine befriedigende Stellung für das 
Parlament. Immerhin haben wir die Möglichkeit, mit 
zu beraten. Deswegen sage ich: ich unterstütze alles, 
was getan werden kann, um weiterzukommen, und 
ich unterstütze auch Ihre Anträge. Aber man soll 
nicht so tun, als hätten wir überhaupt noch keinen 
Einfluß. Sie behaupten das zwar nicht. Ich spreche 
darüber wegen der allgemeinen Erwägungen, die 
immer wieder angestellt werden. Wir sind einge-
schaltet und haben, soweit wir im Rahmen der Ver-
träge können, schon die Position des Europäischen 
Parlaments verstärkt. Wir können feststellen, daß 
die Kommissionen in weitem Umfange unsere Be-
strebungen decken. Herr Hallstein hat auf unsere 
Entschließung hin eine sehr positive Erklärung ab-
gegeben. Die  Zusammenarbeit zwischen Kommis-
sion und Parlament ist sehr gut. Daß wir nicht im 
direkten Gespräch mit dem Ministerrat sind, ist be-
dauerlich. Aber wir versuchen auch da weiterzu-
kommen. Sie wissen, daß wir unmittelbare Diskus-
sionen mit dem Ministerrat haben. Wir versuchen 
ständig, ihn an das Parlament heranzuziehen. Er 
diskutiert mit, ohne daß er sich allerdings einer 
Kontrolle unterwerfen würde. Es wäre natürlich gut, 
wenn wir das erreichen könnten. Dies ist aber nur 
mit einer Änderung der Verträge zu erreichen. 

Frau Strobel, Sie werden zugeben, daß all das, 
was in Ihren Anträgen vorgebracht wird und was 
der Regierung nahegelegt werden soll, von uns auch 
schon vertreten worden ist. Wir haben das in 
großen Resolutionen des Europäischen Parlaments 
sowohl  dm  letzten Sommer als auch vor wenigen 
Wochen niedergelegt. Ich habe dabei vor allem 
den Gedanken — und das war eigentlich mein per-
sönlicher Gedanke —, zu verlangen, daß das Parla-
ment in entscheidenden Fragen wiederholt gehört 
wird und daß der Ministerrat sich einer freiwilligen 
Bindung dahingehend unterwirft, daß er, wenn das 
Parlament einstimmig oder mit qualifizierter Mehr-
heit beschließt, auch nur einstimmig ablehnen darf, 
sonst aber annehmen muß. Das ist im Vertrag nicht 
vorgesehen. Das kann man nur mit einem Gentle-
man's Agreement machen. Sie nennen es freiwillige 
Selbstbeschränkung; ganz einverstanden. Wir wer-
den unsere Regierung bitten, unsere Bemühungen 
zu unterstützen — wir haben das auch schon ge-
tan —, um zu einer stärkeren Position des Europäi-
schen Parlaments zu kommen. 

Es gibt natürlich außer Ihren Anträgen noch eine 
ganze Reihe von Vorschlägen. Wir wollen sie nicht 
fallen lassen. Es ist gut, daß wenigstens  einige zur Dis-
kussion gestellt werden. Ich muß Ihnen sagen: Ich 
bin auch für einen Vermittlungsausschuß, allerdings 
müßte dann doch das Parlament in dein Vermitt-
lungsausschuß eine gewisse Position haben; denn 
ein Parlament, das nicht endgültig nein sagen kann, 
hat natürlich in einem Vermittlungsausschuß eine 
fast hoffnungslose Position. 

Die Beratende Versammlung des  Europarats hat 
einen solchen Vermittlungsausschuß. Er hat sich 
nicht durchgesetzt, und er kann das auch nicht, wenn 
das Parlament  keine stärkere Position bekommt. 
Trotzdem würde ich den Versuch lohnend finden, 
einmal mit dem Ministerrat in einem Vermittlungs-
ausschuß zu arbeiten. Ich glaube also, daß wir die 
Anträge, die Sie gestellt haben, in den  Ausschuß-
beratungen :sogar noch erweitern können auf Grund 
dessen, was wir im Europäischen Parlament ,an Vor-
schlägen auf Grund unserer Erfahrungen niederge-
legt haben. 

Nun komme ich noch zu einem Punkt, den Sie sehr 
stark betont haben. Sie haben recht. Der Ministerrat 
hat in den europäischen Gemeinschaften die Ent-
scheidung in der Hand, auch die Gesetzgebungsent-
scheidung. Es ist natürlich auf die Dauer eine un-
mögliche Situation, daß im europäischen Raum für 
170 Millionen Menschen Rechtsvorschriften ergehen, 
die unmittelbar in den einzelnen Ländern wirken, 
ohne daß eine ausreichende 'Beteiligung einer parla-
mentarischen Instanz stattfindet. Deshalb ja auch un-
sere Forderung: im Europäischen Parlament, wenn 
wir schon nicht das Gesetzgebungsrecht bekommen, 
mindestens ein allgemeines Zustimmungsrecht zu er-
halten und wenigstens nein sagen zu können. Damit 
wären wir stark in das Geschehen .der Gesetzgebung 
eingeschaltet. Wir wollen den Ministerrat irgendwie 
an uns binden. Wir unterstützen alle diese Pläne. 
Wir müssen hoffen, über  die  nationalen Interventio-
nen, wie hier heute, und die europäischen Interven-
tionen zu einem Ziel zu kommen; denn ich glaube 
nicht, daß wir in absehbarer Zeit eine Änderung 
der Verträge erreichen. Da sind wir wohl völlig 
einig. 

Was ich 'aber für bedenklich halte,  ist der  Antrag 
der FDP in  seinem zweiten Absatz. Ich freue mich, daß 
Herr Margulies hier eine etwas abmildernde Erklä-
rung gegeben hat. So wie es hier steht, heißt es 
zwar: das geschieht, um  die  Stellung des Europäi-
schen Parlaments zu verstärken — in  Wirklichkeit 
verstärkt es die Stellung des Parlaments nicht —. 
Aber wenn das durchgeführt würde, wie es hier for-
muliert ist, würde es eine außerordentliche Beein-
trächtigung der Funktionsfähigkeit der Organe der 
Europäischen Gemeinschaften mit sich bringen. Der 
bisher erreichte Grad der Integration könnte dadurch 
in Gefahr geraten. 

Herr  Margulies,  dies ist ganz klar. Sie  sagen, die 
deutsche Regierungsolle veranlaßt werden, einer 
Entscheidung in  den  Ministerräten nur dann zuzu-
stimmen, wenn sie zuvor einen Beschluß des Deut-
schen Bundestages herbeigeführt habe. Das ist ganz 
eindeutig mit den Römischen Verträgen nicht ver- 
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einbar. Die Integration ging ja dahin, daß man  zwar 
nicht das Parlament ausreichend 'beauftragte, aber 
dem Ministerrat die Möglichkeit gab, europäische 
Beschlüsse zu fassen. Dies dürfen wir nicht verges-
sen. 

(Zuruf des  Abg. Metzger.) 

— Nein, nicht ganz! 

(Abg. Metzger: Aber natürlich!) 

— Ich darf Ihnen eines sagen:  Der Ministerrat ist 
trotz aller Bedenken Jauch ein europäisches Organ. 
Vergessen Sie nicht, daß über Beschlüsse des Mini-
sterrates die europäische Integration in vielen Rich-
tungen gefördert und vorwärtsgeführt worden ist. 
Denken Sie an die Beschleunigungsbeschlüsse, den-
ken Sie an die Verkürzungen und an den Übergang 
zur zweiten Stufe  ides  Gemeinsamen Marktes, an 
alle diese Dinge, in denen der Ministerrat durchaus 
positive Entscheidungen gefällt hat. 

Es wäre nicht gut, wenn wir hier ein Beispiel gä-
ben, zu redressieren, das heißt übertragene Befug-
nisse zurückzunehmen, mindestens mit einer Vor-
bindung zu belasten. Ich glaube nicht, daß das 2u 

einer Förderung der  Demokratisierung im europäi-
schen Raum führen würde. Ich befürchte, eine solche 
Entscheidung — ganz abgesehen davon, daß sie gar 
nicht ergehen kann, weil sie  'den  Verträgen wider-
spricht — würde die bisherige, wenn auch noch be-
scheidene Integrationsentwicklung nur hemmen kön-
nen; denn vergessen Sie nicht, was wir verlangen, 
würden dann auch andere nationale Parlamente für 
sich in Anspruch nehmen. Dann 'hätten Sie die Situa-
tion, daß die Dinge, die noch europäisch entschieden 
werden können, von dem franzäsischen Parlament, 
vom holländischen Parlament oder vom deutschen 
Bundestag vielleicht nicht 'gebilligt würden. Es ist 
doch eine Erfahrungstatsache, daß der Geist  der 

 europäischen Zusammenarbeit, der Wille, gemein-
same Entscheidungen über die Nationen hinaus zu 
treffen, sich in  der  letzten Zeit nicht gerade vor-
wärtsentwickelt hat, obwohl wir alles tun und dar-
auf drängen, daß sich dieser Geist verstärkt. 

Ich möchte zusammenfassend für meine Fraktion 
sagen, daß wir alles unterstützen, was die europäi-
sche Integration weiterführt. Daran kann es bei 
unserer Haltung keine Zweifel geben; denn wir sind 
angetreten nach dem Grundsatz, dieses Europa durch 
Integration 'zusammenzufügen. Wir stehen zu den 
Römischen Verträgen. Wir stehen auch zum Geist 
der Verträge, der  ganz klar verlangt, daß diese 
parlamentarisch-demokratische Entwicklung weiter-
geführt wird. Sie können sich darauf verlassen, daß 
wir das alles mitmachen, 'was  diesem Ziele dient. 
Erlauben. Sie uns aber, daß wir darüber beraten, ob 
wir dabei nicht vielleicht Schritte tun könnten, die 
dem Ziel nicht näher kommen, daß wir vielleicht 
sogar gefährden, was wir erreichen wollen. Aber 
wir können uns darüber in den Ausschüssen noch
eingehend und in aller Ruhe 'unterhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und der 
SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Dichgans. 

Dr. Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Maximal fünf 
Minuten! Es ist erfreulich, daß wir hier den Ansatz 
einer Europadebatte haben. Es ist jedoch sehr 'be-
dauerlich und der Wichtigkeit des Anliegens nicht 
angemessen, daß wir 'so sehr unter Zeitdruck stehen. 

Aufgabe der ersten Lesung soll es sein, einige 
Anregungen für die Ausschußberatungen zu geben. 
Ich will auf die konkreten Vorschläge hier nicht ein-
gehen; einige halte ich für gut, andere für proble-
matisch. Wir müssen uns darüber klar sein, daß wir 
in der Europapolitik nicht Initiativen, sondern Fort-
schritte brauchen und daß eine 'bloße formale 
Aktion, die sachlich nichts ändert, unter Umständen 
eher gefährlich ist, weil sie die Illusion eines Fort-
schrittes erzeugt, der nicht erzielt ist. 

Meine Damen und Herren! Ich bin auch für eine 
formale Stärkung des Europaparlaments, möchte je-
doch bitten, bei den Ausschußberatungen auch die 
Frage einer sachlichen Anreicherung 'der Arbeit die-
ses Parlaments zu prüfen. 

Das Gewicht des Europaparlaments vermehrt sich, 
wenn es gute sachliche Arbeit leistet. Hier sollte die 
Zusammenarbeit zwischen Bundestag und Europa-
parlament verstärkt werden. Dazu einige konkrete 
Anregungen: 

Wir sollten uns zunächst 'die Frage vorlegen, ob 
wir nicht auf dem Gebiet der Rechtsangleichung 
weiterkommen könnten. Sollten wir uns nicht dar-
um bemühen, ein europäisches Wechselrecht, ein 
europäisches Handelsrecht zu schaffen? Ich bin über-
zeugt, daß ein solches 'gemeinsames Gesetz, erar-
beitet im:  Europäischen Parlament und dann gleich-
mäßig verabschiedet in sechs nationalen Parlamen-
ten, eine sehr große psychologische Wirkung haben 
würde. 

Zweitens sollten wir uns darum bemühen, die 
Aktivitäten der verschiedenen Ebenen in Europa 
und den 6 Mitgliedstaaten zu koordinieren. Ich 
denke da z. B. an die Aktivitäten auf dem Gebiet 
der Entwicklungshilfe, an die Aktivitäten auf dem 
Gebiet der Forschung, beides Aktivitäten, die, so-
weit 'ich sehen kann, jetzt auf den verschiedenen 
Ebenen zum Teil unkoordiniert nebeneinander

-

laufen. 

Drittens sollten wir uns auch einmal Gedanken 
über einen Endzustand machen, sowohl im Bundes-
tag als auch im Europaparlament. Dieses Europa 
wird am Ende ein föderalistisches Europa sein mit 
drei Ebenen: einer Ebene in Europa, einer Ebene im 
Bund und einer Ebene in den Ländern. Dann müssen 
wir uns die Frage stellen: Wohin gehören die ver-
schiedenen Aufgaben? Wollen wir den Wohnungs-
bau in Luxemburg, in Bonn oder in Düsseldorf be-
treiben oder in allen drei Ebenen zugleich? 

Meine Damen und Herren, wenn wir in den Aus-
schußberatungen neben den formalen Anliegen, die 
mir sehr wichtig erscheinen, auch die Möglichkeiten 
der sachlichen Anreicherung prüfen, so wird das den 
Beschlüssen, die wir in der zweiten und dritten 
Lesung zu fassen haben, mehr Gewicht geben. 

(Beifall in der Mitte.) 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Margulies. 

Margulies (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Frau Kollegin Strobel hat mit Recht 
gefragt, warum ich nichts zum Antrag der SPD ge-
sagt habe. Ich hatte aber zunächst nur unseren An-
trag begründet. Erlauben Sie mir nun, In  der  Debatte 
auf die anderen Anträge und auf die abgegebenen 
Stellungnahmen einzugehen. 

Ich darf für die Freien Demokraten erklären, daß 
wir selbstverständlich auf dem Boden des Gedan-
kens der Direktwahl der europäischen Abgeordneten 
stehen. Das gehört ja zur Vertragserfüllung. Das 
Europäische Parlament hatte ja den Auftrag, einen 
Vorschlag für die Direktwahl auszuarbeiten, der 
dann vom Ministerrat — man wird wohl sagen kön-
nen: eigentlich schuldhaft — nicht verabschiedet 
worden ist. Er ist verzögert worden. Wir brauchen 
gar nicht nach dem Schuldigen zu suchen. Das er-
fahren wir sowieso nicht. Es war also der Minister-
rat, der das nicht verabschiedet hat. 

In dem Antrag der Sozialdemokratie, dem Entwurf 
eines Gesetzes über die Wahl der deutschen Mit-
glieder in das Europäische Parlament, sehen wir 
einen anerkennenswerten Versuch, auf dem schma-
len Bereich, den uns der Vertrag noch läßt, eine 
Ersatzlösung zu finden. Aber diese Ersatzlösung hat 
natürlich alle Nachteile eines Ersatzes. Das hat Herr 
Kollege Mommer in seiner Begründung auch zuge-
geben. Wir wissen das, wir können eben nicht 
anders, und wir fragen uns nur, ob einige der Vor-
schläge, die in diesem Entwurf enthalten sind und 
die uns — ich muß das offen sagen — stören, nun 
tatsächlich hingenommen werden können, ob es sich 
lohnt, eine solche, wie soll ich sagen, Surrogatdirekt-
wahl durchzuführen. 

Eins, verehrter Herr Kollege Mommer, habe ich 
ungern gehört, nämlich daß dann die einen Abge-
ordneten die Nase höher tragen sollen als die an-
deren. 

(Abg. Dr. Mommer: Das Haupt!) 

— Dazu möchte ich sagen, daß die Mitglieder des 
Europäischen Parlaments ohnedies den Kopf so hoch 
tragen, daß da wohl nicht mehr viel zu machen sein 
wird. Dann müßten wir eine Dienstmütze einführen, 
bei der die einen Abgeordneten die goldene Schnur 
und die anderen nur die silberne bekommen. 

(Abg. Dr. Mommer: Stellen Sie einen An-
trag! — Heiterkeit.)  

Ich wollte nur Anregungen für die Beratungen im 
Außenpolitischen Ausschuß geben. — Also das war 
sicher von Ihnen nicht so ernst gemeint. Es geht 
Ihnen wohl nur darum — wie Sie richtig sagten —, 
die anderen zu veranlassen, diesem Beispiel zu fol-
gen. 

Ich möchte Ihnen auch nicht verheimlichen, was 
uns an Ihrem Vorschlag stört und was in der Aus-
schußberatung dann von Ihnen sicherlich ausgeräumt 
werden kann. Uns stört, daß — Herr Furler hat es 
schon gesagt — das an einem Tag gemacht werden 
soll. Das ergibt sich zwangsläufig aus Ihrem Vor- 

schlag. Ich sehe ein: Sie können natürlich nicht we

-

gen dieser 36 Mann eine eigene Wahl in Bewegung 
setzen. Aber wir sind jetzt schon nicht besonders 
glücklich darüber, daß z. B. die Landtagswahlen mit 
dem geballten Einsatz Bonner Prominenz geführt 
werden und damit völlig denaturiert sind. Sie wer-
den ja zweckentfremdet, sie sind gar keine Land-
tagswahlen mehr, sondern Probeabstimmungen für 
den nächsten Bundestag. Das sehen wir also jetzt 
schon bei den Landtagen sehr ungern, und die 
gleiche Erscheinung hätten wir dann hier: Wir Euro-
päer ziehen dann herum und sprechen in dem Wahl-
kampf nur von Europa, und die Bundestagswahl 
würde dabei gar keine Rolle spielen. Diese Ver-
mischung gefällt uns also nicht. Das ist der eine 
Grund. 

Das andere, was uns nicht gefällt, ist, daß dann 
wieder diese Honoratiorenliste auftaucht. Ich sehe 
natürlich auch hier ein, daß es schwer ist, einen an-
deren Vorschlag zu machen. Man wird also im Aus-
schuß sehr abwägen müssen, ob das, was man mit 
diesem Gesetz erreicht, tatsächlich soviel wert ist, 
daß man diese kleinen Dinge, die ich Ihnen soeben 
als Bedenken vorgetragen habe, schlucken kann. 

Nun zu der Frage der Stärkung der Rechte des 
Parlaments. Es ist klar, daß wir alle das gleiche 
wollen. Wir haben das x-mal ausgesprochen. Nicht 
einmal über den Weg sind wir uns uneinig. Was jetzt 
noch an Meinungsverschiedenheiten offenbleibt, ist 
doch nur die Frage, ob wir der Sache etwas Nach-
druck verleihen wollen oder ob wir es bei einer 
Deklamation bewenden lassen. Herr Professor Fur-
ler, wir können natürlich, wenn Sie wollen, jede 
Woche einmal, meinetwegen sogar in den Ferien, 
hier zusammentreten und erklären, wir möchten 
mehr Rechte für das Europäische Parlament. Aber 
das nützt überhaupt nichts, das wissen Sie, und das 
weiß auch ich. Daher habe ich gesagt, wir haben 
dieser Sache einen Treibsatz nachgefügt. Wir wollen 
mit der Möglichkeit, hier im Bundestag die Entschei-
dung der Bundesregierung zu binden, die Sache vor-
wärtstreiben. Wir möchten also, daß nicht nur der 
Mund gespitzt wird, sondern ,es soll auch gepfiffen 
werden. Sie wissen so gut wie ich, wenn wir nicht 
Druck dahintersetzen, dann wird es nichts. 

Frau Strobel hat mit Recht schon angedeutet, daß 
man ja nicht immer nur Herrn General de Gaulle als 
den Alleinschuldigen hinstellen kann, sondern daß 
möglicherweise auch anderwärts Kräfte vorhanden 
sind, die in einer parlamentarischen Kontrolle 
eigentlich nur eine lästige Behinderung der büro-
kratischen Arbeit sehen. Ich glaube also, daß wir 
alle Veranlassung haben, das, was in unserer Macht 
steht, nämlich einen Beschluß darüber zu fassen, 
auch zu tun, um wenigstens die Kräfte bei uns, die 
über eine parlamentarische Kontrolle nicht beson-
ders glücklich sind, zu veranlassen, sich energisch 
für den Vorschlag nach Abs. 1 einzusetzen. Das deckt 
sich im übrigen mit den Anträgen der SPD, die aber 
insofern eine Neuerung enthalten, als sie sich den 
Vorschlag eines Vermittlungsausschusses zu eigen 
machen. 

Hier muß ich nun sagen, daß wir im Gegensatz zu 
Herrn Professor Furler der Meinung sind, daß wir 
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jede Möglichkeit suchen sollten, mit dem Minister-
rat ins Gespräch zu kommen, der ja zunächst unse-
rer Kontrolle nicht untersteht, mit dem wir gar keine 
Verbindung haben. Wir haben uns durch das Kollo-
quium jedes Jahr, durch die Möglichkeit der münd-
lichen Fragen Möglichkeiten geschaffen, und wir 
wollen dankbar anerkennen, daß sich der Minister-
rat der Diskussion im Europäischen Parlament stellt, 
wenn auch sehr stark eingegrenzt — vorher verein-
bartes Thema usw. Aber immerhin, er ist nach dem 
Vertrag dazu nicht gezwungen. Nun, vielleicht wäre 
er bereit, diese Freundlichkeit, dieses Entgegen-
kommen zu erweitern und sich zu einem gemein-
samen paritätischen Ausschuß herbeizulassen, um 
dort wenigstens das zu tun, was wir verlangen, 
nämlich uns zu sagen, warum er von unseren Vor-
schlägen abweicht oder welche Gründe er dafür 
hat. Insofern würde ich also diesen Vermittlungsaus-
schuß, über den wir auch in Straßburg schon mehr-
fach gesprochen haben, als eine recht nützliche Insti-
tution ansehen. Ich sehe nicht, warum man ihn nicht 
verlangen sollte. Ob wir ihn bekommen, ist sowieso 
eine zweite Frage. Da Sie anscheinend weniger ge-
neigt sind, etwas Nachdruck dahinter zu setzen, als 
einfach nur die Forderung zu stellen, sehe ich 
schwarz, daß wir auch etwas erreichen. 

Noch eines. Frau Strobel, ich bitte, mich nicht miß-
zuverstehen. Daß ich vorhin etwas darüber gespöt-
telt habe, daß wir uns so besonders brav zeigen mit 
qualifizierter Mehrheit und namentlicher Abstim-
mung, .soll nicht heißen, daß ich dagegen wäre. Ich 
bin nur der  Meinung, daß es mit der Würde des 
Parlaments nicht vereinbar ist, das immer anzubie-
ten. Wenn uns der Ministerrat sagte: Gut, wir sind 
bereit, auf eure Anregung einzugehen, daß wir nur 
einstimmig eure Gegenvorschläge ablehnen, wenn 
sie unter den  und den Voraussetzungen gemacht  

worden sind, dann würde ich sagen: Gut, das kann 
man machen. Es wäre sowieso ganz nützlich — dar-
über waren wir uns auch in  der  letzten Debatte in 
Straßburg einig —, wenn z. B. die Haushalte der 
Gemeinschaften in namentlicher Abstimmung ver-
abschiedet würden, damit etwas mehr Druck dahinter 
sitzt. Ich bin also nicht dagegen, sondern ich bin  nur 
dagegen, daß wir es anbieten. Wir sollten uns das 
abhandeln lassen. Aber nun steht es geschrieben, 
und wir werden darüber 'weiter beraten. 

Ich hoffe, daß wir gemeinsam zu dem Ergebnis 
kommen — das muß ich allerdings als den  Willen 
meiner Fraktion dartun —, daß wir uns nicht mit 
Deklamationen begnügen, mit Forderungen, von 
denen wir vorher wissen, daß wir sie nicht erfüllt 
bekommen, wenn wir nicht bereit sind, auch den 
Druck dahinter zu setzen, den  dieses Haus dahinter 
setzen kann, und  die  Beschlüsse zufassen, die in 
unserer Macht liegen, um das gemeinsame Anliegen 
zu fördern. 

(Beifall bei der  FDP und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich schließe die 
Beratung. Es ist vorgesehen, den Tagesordnungs-
punkt 18 a) an den Ausschuß für auswärtige Ange-
legenheiten als federführenden Ausschuß und  an 

 den Ausschuß für Inneres zur Mitberatung, die 
Tagesordnungspunkte 18 b), c) und d) an den Aus-
schuß für auswärtige Angelegenheiten zu über-
weisen. Darf ich Ihr Einverständnis feststellen? — 
Es  ist so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Verhand-
lungen. Ich berufe die 'nächste Sitzung ein auf mor-
gen, Freitag, den 26. Juni, 9 Uhr. 

(Schluß der Sitzung: 21.18 Uhr.) 
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'Dr. Dr. h. c. Friedensburg 26. 6. 
Dr. Furler * 26. 6. 
Haase (Kassel) 28.6. 
Haase (Kellinghusen) 27.6. 
Dr. Hahn (Heidelberg) 26. 6. 
Hammersen 26. 6. 
Dr. Harm (Hamburg) 4. 7. 
Dr. Hellige 2. 7. 
Frau Dr. Heuser 25. 6. 
Höhmann (Hessisch Lichtenau) 27. 6. 
Frau Dr. Hubert * 26. 6. 
Kahn-Ackermann * 26. 6. 
Kemmer 26. 6. 
Dr. Kliesing (Honnef) * 26. 6. 
Klinker * 26. 6. 
Dr. Kopf * 26. 6. 
Kriedemann ** 26. 6. 
Frau Dr. Kuchtner 4.7. 
Lenz (Bremerhaven)  27. 6. 
Lenze (Attendorn) * 26. 6. 
Lermer * 26.6. 
Liehr 26. 6. 
Dr. Löhr 26.6. 
Lücker (München) ** 25. 6. 
Mauk ** 26. 6. 
Frau Dr. Maxsein * 26. 6. 
Memmel * 26. 6. 
Menke 4.7. 
Dr. von Merkatz * 26. 6. 
Metzger 26. 6. 
Dr. Meyer (Frankfurt) * 26. 6. 
Müller (Aachen-Land) 28. 6. 
Dr.-Ing. Philipp 
Rademacher 

26. 6. 
26. 6. 

* Für die Teilnahme an einer Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union. 

** Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par-
laments. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Frau Renger * 26. 6. 
Dr. Schmid (Frankfurt) * 26. 6. 
Schmidt (Würgendorf) 26. 6. 
Seidl (München) 26. 6. 
Dr. Serres * 26. 6. 
Storch ** 26. 6. 
Striebeck 27. 6. 
Dr. Süsterhenn * 26. 6. 
Wienand * 26. 6. 
Wischnewski ** 25. 6. 
Dr. Zimmer * 26. 6. 

b) 	Urlaubsanträge 

Kraus 4. 7. 

Anlage 2 

Schriftliche Ausführungen 

des Abgeordneten Meis zu dem Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
(Drucksache IV/2342). *) 

Mit dem Antrag auf Umdruck IV/2342 wollen die 
Antragsteller erreichen, daß die Besteuerung der 
von den Arbeitgebern unmittelbar an ihre früheren 
Arbeitnehmer gezahlten Pensionen an die Besteue-
rung der Renten angenähert wird. Bekanntlich 
unterliegt seit dem 1. 1. 1955 bei sämtlichen Renten 
nur der Ertragsanteil der Einkommensteuer. Dieser 
Ertragsanteil bestimmt sich gemäß § 22 EStG nach 
dem Lebensalter des Rentenempfängers bei Beginn 
der Rente. Das sind nach der im Gesetz enthaltenen 
Tabelle 65 verschiedene Sätze für die einzelnen 
Altersstufen von 0 bis 99 Jahren. So beläuft sich 
beispielsweise der Ertragsanteil bei einem maßgeb-
lichen Alter, 

wenn die Rente vom 65. Lebensjahr an gezahlt wird, 
auf 20% 

wenn die Rente vom 55. Lebensjahr an gezahlt wird, 
auf 29 % 

wenn die Rente vom 50. Lebensjahr an gezahlt wird, 
auf 34 % 

der Rente. 

Die Auswirkung dieser Regelung sieht so aus, daß 
ein verheirateter Rentenbezieher, der keine anderen 
Einkünfte hat und seit seinem 65. Lebensjahr eine 
Rente bezieht, steuerfrei bleibt bis zu einer Renten-
höhe von rd. 21 000 DM jährlich oder rd. 1750 DM 
monatlich. Wird die Rente vom 50. Lebensjahr ab 
bezogen, so bleibt sie ohne andere Einkünfte auch 
einkommensteuerfrei bis zu einem Betrag von ca. 
1000 DM monatlich. 

Demgegenüber werden die vom Arbeitgeber an 
seine früheren Arbeitnehmer gezahlten Versor-
gungsbezüge nach § 19 EStG wie normaler Arbeits-
lohn voll der Lohnsteuer bzw. der Einkommensteuer 

*) Siehe 132. Sitzung Seite 6499 B. 
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unterworfen. Zahlt somit ein Rentner im Normal-
fall, d. h. im Alter von 65 Jahren von einer Rente 
von monatlich 1500 DM keine Steuern, so ist von 
den sonstigen Versorgungsbezügen, die jemand von 
seinem früheren Arbeitgeber erhält, bei gleichen 
Voraussetzungen in Steuerklasse III/0 eine Steuer 
von 2746 DM jährlich oder 228,80 DM monatlich zu 
zahlen. 

Ein sogenannter kleiner Beamter mit einer Pen-
sion von monatlich 450 DM — das ist der Post-
schaffner in der Besoldungsgruppe A 2 — zahlt von 
dieser Pension bereits als Junggeselle 336 DM jähr-
lich oder 28,— DM monatlich und als Verheirateter 
auch noch 168,— DM jährlich oder 14,— DM monat-
lich an Lohnsteuer. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang gleich er-
wähnen, daß die angestrebte Annäherung der Be-
steuerung der Pensionen an die Rentenbesteuerung 
nicht nur für die pensionierten Beamten in Frage 
kommen soll, sondern auch, wie aus dem Ihnen vor-
liegenden Vorschlag zur Änderung des § 19 des 
EStG hervorgeht, für alle diejenigen, die auf Grund 
eines Gesetzes, eines Tarifvertrages, einer Betriebs-
vereinbarung oder eines Einzelvertrages Bezüge und 
Vorteile aus früheren Dienstverhältnissen beziehen. 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung ist aus ver-
schiedenen Gründen eine genaue Anpassung an die 
Rentenbesteuerung nicht möglich, sondern nur eine 
Annäherung. Der Hauptgrund dürfte wohl darin zu 
erblicken sein, daß die Bezieher eines Ruhegehaltes 
im Gegensatz zu den Rentenbeziehern unmittelbar 
keine eigenen Beiträge zur Ansammlung des Ver-
sorgungskapitals leisten. Die Bezieher von Renten 
sollen etwa 50 % des Rentenkapitals selbst aufbrin-
gen. Die Beiträge zum Rentenkapital werden aber 
im Normalfall aus dem unversteuerten Einkommens-
teil geleistet. Außerdem werden die Arbeitgeber-
anteile in der Regel weder vom Arbeitnehmer als 
Teil des Lohnes noch vom Arbeitgeber versteuert. 

Es wird nun häufig der Einwand gebracht, daß 
auch die Arbeitgeberanteile an den Beiträgen zur 
Rentenversicherung bei wirtschaftlicher Betrach-
tungsweise Teile des Lohnes seien. Das ist ohne 
Zweifel richtig und von den Wirtschaftswissen-
schaftlern bereits in den 80er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts vertreten worden. Das spricht jedoch 
keineswegs gegen die von uns begehrte Reform der 
Ruhegehaltsbesteuerung; denn dann muß• man auch 
für die Besteuerung der Pensionen von der jahr-
hundertealten Auffassung ausgehen, daß es sich 
z. B. bei der Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
der Beamten um „erdiente" Pensionen handelt und 
sie steuerlich so behandeln wie die Rententeile, die, 
auf den Arbeitgeberbeiträgen basieren, d. h. sie nur 
mit dem Ertragsanteil von der gesamten Pension 
der Steuer unterwerfen. Diese Auffassung ist noch 
in jüngster Zeit vom Bundesverwaltungsgericht in 
der Begründung des Urteils vom 29. 6. 1961 (Zeit-
schrift für Beamtenrecht von Oktober 1961, Seite 319) 
bestätigt worden. Darin wird ausdrücklich festge-
stellt, daß auch die Beamten zu ihrer späteren Ver-
sorgung indirekt dadurch geleistet haben, daß ihre 
Gehaltsbezüge während der aktiven Dienstzeit ent-
sprechend niedriger festgesetzt wurden. 

Geht man dagegen von den Fakten aus, so dürfte 
man m. E. bei einer Angleichung der Besteuerung 
der Pensionen an die Rentenbesteuerung höchstens 
50 % der Pensionen voll versteuern, weil der ren-
tenversicherungspflichtige Arbeitnehmer im Normal-
fall an sich die Hälfte des Rentenkapitals selbst auf-
bringen soll, dagegen derjenige, der Pension von 
seinem Arbeitgeber bezieht, nicht. 

Wenn wir nun in unserem Antrag vorschlagen, 
für die Besteuerung der restlichen 50 % der Pensio-
nen nicht die in § 22 des EStG aufgeführte Renten-
tabelle anzuwenden, sondern in jedem Falle als Er-
tragsanteil 20 % abzuziehen und ohne Rücksicht auf 
das Alter 40 % der Pensionen steuerfrei zu lassen, 
so hat uns dazu folgendes bewogen: Einmal haben 
wir die Absicht, weitere Komplizierungen des 
Steuerrechts zu vermeiden, und zweitens wollen wir 
diese Einkünfte nicht unter § 22 EStG subsumieren, 
weil wir vermeiden möchten, daß die ganze Renten-
besteuerung wieder überprüft und neu geordnet 
werden müßte. Dabei darf man noch anmerken, daß 
sicher alle Parteien schon aus politischen Gründen 
nicht bereit sein würden, die jetzige Besteuerung 
der Renten zu Lasten der Rentenempfänger zu än-
dern, insbesondere auch deshalb nicht, weil die 
jetzige Regelung nach Auffassung des Bundesfinanz-
hofes nicht verfassungswidrig ist. 

Trotzdem erscheint es mir richtig, die Unter-
schiede innerhalb der Besteuerung der Renten kurz 
aufzuzeigen, um zu beweisen, daß eine gerechte 
Besteuerung nicht gegeben und in vielen Fällen 
auch nicht zu erreichen ist. 

1. Die Rentenversicherungsbeiträge betrugen 

a) vor 1948 	= 5,6 0/o 

b) von 1948-1958 = 11,0 0/o und 

c) ab 1958 	= 14,0 0/0. 

Unterschiede in den Renten, die auf die zeitlich ver-
schieden hohen Beitragssätze zurückzuführen sind, 
gibt es nicht. 

2. Die freiwillig Versicherten haben die Beiträge für 
die Zeit der Weiterversicherung nicht wie die übri-
gen Normalversicherten nur zur Hälfte aufbringen, 
sondern zu 100 % zahlen müssen, wenn auch hierbei 
wieder mit unterschiedlicher steuerlicher Wirkung, 
wie bei Steuerfreiheit im Rahmen der Sonderaus-
gabenhöchstbeträge oder teilweiser Steuerpflicht bei 
Überschreitung dieser Höchstbeträge, weiter bei 
Erstattung eines Teils der Beiträge für die frei-
willige Weiterversicherung durch den Arbeitgeber 
im Rahmen der Freigrenze von 312,— DM und 
darüber hinausgehende Zahlungen. 

3. Die Aufteilung der Beiträge auf Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer ist unterschiedlich; so trägt z. B. 
von den Beiträgen zu den Zusatzversorgungskassen 
für den öffentlichen Dienst der Arbeitgeber 2/3 , der 
Arbeitnehmer 1/3. 

4. Unentgeltlich erworbene Leibrenten werden 
ebenfalls nach § 22 EStG besteuert; das gilt z. B. 
auch dann, wenn der Rentenempfänger sie aus An- 
laß des unentgeltlichen Überganges eines gewerb-
lichen Betriebes erworben hat. 
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5. Laufende Leistungen aus betrieblichen Unter-
stützungskassen beruhen nicht von vornherein auf 
einem Anspruch und haben evtl. nicht den Charak-
ter einer Leibrente. Die Verwaltung hat aber An-
weisung gegeben, solche Zahlungen aus Billigkeits-
gründen von Anfang an als Renten im Sinne des 
§ 22 EStG anzusehen, obwohl eigene Leistungen des 
Arbeitnehmers nicht vorliegen. 

6. Die Zuschüsse des Bundes zu den einzelnen 
Arten der Rentenversicherung sind sehr unterschied-
lich und betragen z. Z. 

bei der Angestelltenversicherung ca. 14 %  
der Versicherungsleistungen, 

bei der Arbeiterversicherung 	ca. 26 % 
der Versicherungsleistungen, 

bei der Knappschaftsversicherung ca. 60 % 
der Versicherungsleistungen. 

Man darf allerdings dann auch nicht unterlassen, 
darauf hinzuweisen, daß diese Zuschüsse in einer 
Reihe von Umständen begründet liegen, die zumin-
dest dem größten Teil der Beamtenschaft nicht voll-
ständig bekannt sind. Es sind dies in der Haupt-
sache folgende Tatsachen: 

a) Vermögensverluste der Rentenversicherungen 
durch Inflation, Währungsreform und Kriegs-
schäden, 

b) Übernahme von Leistungen für die Kriegsbe-
schädigten und Hinterbliebenen, die im Normal-
fall vielleicht noch Beitragszahler und nicht Ren-
tenempfänger gewesen wären, 

c) Zahlungen von Fremd- und Auslandsrenten, 

d) Minderung der Fürsorgeleistungen bzw. Sozial-
hilfe, 

e) Leistungen für Ersatzzeiten wie Wehr- und 
Kriegsdienstzeiten und für Zeiten des Schul-
besuchs, 

f) Rentenleistungen für Flüchtlinge und Heimatver-
triebene und höhere Renten für politisch Ver-
folgte, 

g) die hohen Zuschüsse an die Knappschaft als Bei-
trag des Bundes an den Bergbau für die notwen-
dige Umstrukturierung in diesem Industriezweig. 

Alle diese Tatbestände mit ihren Unterschieden in 
der Aufbringung der Mittel und deren Besteuerung 
zeigen einwandfrei erhebliche Unterschiede bei der 
Rentenbesteuerung. Wenn man aber, wie bereits 
aufgeführt, solche Ungleichbehandlung nicht besei-
tigen kann, aber den Grundsatz der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung noch in etwa wahren will, kann 
man diejenigen, die ihre Alters- und Hinterbliebe-
nenversorgung von ihren Arbeitgebern beziehen, 
nicht einem Sonderrecht — in diesen Fall einem 
Sonderunrecht — unterstellen, sondern muß wenig-
stens einen Teil der Versorgungsbezüge steuerfrei 
lassen. 

Ein Vergleich der Besteuerung von Pensionen und 
Renten wäre unvollständig, wenn dabei nicht auf 
die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs einge-
gangen würde. Der BFH hat sich in seinem Urteil 

vom 29. 1. 1960 (BStBl. 1960, Teil III, S. 105) ausführ

-

lich mit diesem Fragenkomplex befaßt. Er hält die 
unterschiedliche Besteuerung dieser beiden Ein-
kunftsarten für richtig. Erstaunlich ist allerdings die 
Begründung hierfür. U. a. heißt es in der Begrün-
dung: „Die Beiträge der Arbeitgeber (Arbeitgeber-
anteile an den Versicherungsbeiträgen) sind in die-
sen Fällen grundsätzlich Arbeitslohn, der im Zeit 
punkt der Beitragsleistung den Arbeitnehmern zu-
fließt und deshalb alsbald bei ihnen der Einkommen-
steuer unterworfen wird." Es ist unerfindlich, warum 
eine solche wahrheitswidrige Behauptung als wich-
tigster Grund für die getroffene Entscheidung an-
geführt wird. Jedenfalls ist es bis heute noch nicht 
vorgekommen, daß ein Arbeiter den von seinem 
Arbeitgeber gezahlten Beitragsanteil zur Invaliden-
versicherung als Arbeitslohn versteuert hat. Bei den 
Angestellten könnte es ausnahmsweise vorkommen, 
daß die Arbeitgeberanteile lohnsteuerpflichtig wer-
den, wenn bei freiwilliger Weiterversicherung oder 
Zusatzversicherung der Arbeitgeber Beitragsteile 
zahlt. Aber auch dabei gelten noch gewisse Ein-
schränkungen. 

Weiter ist in der Urteilsbegründung ausgeführt: 
„Wenn ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer wäh-
rend der aktiven Dienstzeit für die Zeit der späteren 
Pensionierung eine Altersversorgung nur zusagt, 
ihm also eine Anwartschaft auf eine spätere Ver-
sorgung einräumt, ohne in der Gegenwart schon 
Aufwendungen dafür zu machen, die entweder als-
bald dem Arbeitnehmer zufließen oder ihm gegen-
über einer Versorgungseinrichtung einen Rechts-
anspruch auf spätere Versorgungsleistungen ver-
schaffen, so fließt dem Arbeitnehmer noch kein 
geldwerter Vorteil zu. Arbeitslohn bezieht ein sol-
cher Arbeitnehmer erst, wenn er tatsächlich Ver-
sorgungsleistungen von seinem Arbeitgeber erhält." 
Es ist m. E. nicht erkennbar, wie man mit solchen 
Gründen die unterschiedliche Besteuerung recht-
fertigen kann. Wenn man z. B. Beamte und Sozial-
versicherte gegenüberstellt, so muß man doch zu-
nächst darauf hinweisen, daß die Beamten zwar in 
der größeren Zahl von ihrem Arbeitgeber unmittel-
bar ihre Pension beziehen, daß aber andererseits 
die Zahl der Arbeitgeber (nur Bund, Länder, große 
Städte und vielleicht einige wenige andere), die die 
Pensionen selbst zahlen, sehr gering ist, während 
mehr als 10 000 Gemeinden, Gemeindeverbände und 
andere Körperschaften des öffentlichen Rechts die 
Beamtenpensionen auf dem Wege über besondere 
selbständige Versorgungseinrichtungen zahlen, wie 
ja auch die Renten aus den besonderen Versor-
gungseinrichtungen, den Landesversicherungsanstal-
ten und der Bundesanstalt für Angestelltenversiche-
rung fließen. Daß die Mittel, die die Versorgungs-
einrichtungen für die Zahlungen der Beamten-
pensionen benötigen, als Beiträge in der Art von 
Umlagen von den Gemeinden usw. erhoben werden, 
bedeutet zum mindesten steuerlich keinen Unter-
schied gegenüber den Rentenversicherungsbeiträgen. 

In der Rentenversicherung haben wir, wenn auch 
in anderer Form, ebenfalls ein Umlagesystem, was 
schon für jeden Laien daran erkennbar ist, daß wir 
in einem Jahrzehnt drei verschieden hohe Beitrags- 
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sätze gehabt haben. Daß die Beamtenpensionen, ge-
zahlt aus besonderen Versorgungseinrichtungen, zu-
mindest steuerlich sich nicht von den Renten unter-
scheiden, zeigt auch folgendes Beispiel: Eine kleine 
Gemeinde, die einen oder zwei Beamte beschäftigt, 
zahlt jahrzehntelang Beiträge an die Versorgungs-
kasse, ohne daß ein Beamter dieser Gemeinde 
irgendeinen Vorteil davon hat, weil zufällig der be-
schäftigte Beamte vor der Pensionierung stirbt und 
keine versorgungsberechtigten Angehörigen hinter-
läßt. Die Versorgungskasse ist eben die Einrichtung 
einer echten Solidargemeinschaft wie bei der Ren-
tenversicherung. 

Es bleibt weiter zu sagen, daß man allein aus der 
Tatsache, daß Beiträge gezahlt werden, steuerlich 
auch keine Schlußfolgerungen ziehen kann. So zah-
len z. B. große Gemeinden mit einer Eigenunfall-
versicherung laufend Unfallrenten, ohne daß sie je-
mals an sich selbst Unfallversicherungsbeiträge ge-
zahlt haben. Solche Renten müßten, wenn man von 
der Urteilsbegründung des BFH ausginge, beim 
Empfänger voll steuerpflichtig sein, obwohl sämt-
liche Unfallrenten steuerfrei sind. 

Der einzige Unterschied zwischen Renten und 
Pensionen, der steuerlich in etwa berücksichtigt wer-
den müßte, ist, abgesehen von den Unfallrenten, den 
laufenden Zahlungen aus Unterstützungskassen und 
den unentgeltlich erworbenen Leibrenten darin zu 
sehen, daß für die Renten im Normalfall die Hälfte 
der Mittel durch die Arbeitnehmerbeiträge aufge-
bracht werden sollen, — im Durchschnitt sind es 
allerdings zur Zeit nur 25 %. Aus diesem Grunde 
müßte dann aber mindestens eine Hälfte der vom 
Arbeitgeber gezahlten Pension steuerlich mit den 
Renten gleichgestellt werden. Dadurch würde in je-
dem Fall auch dem Versicherungscharakter Rech-
nung getragen. Das gilt nicht nur für die Beamten-
pensionen, sondern auch für die sonstigen auf 
Grund von Arbeitsverträgen usw. vom Arbeitgeber 
gezahlten Pensionen. Auch hierbei ist im Grunde 
auf beiden Seiten ein Versicherungsrisiko gegeben. 
Bei Vertragsabschluß wird von beiden Seiten der 
Wert der Arbeitskraft nach Gehalt und wahrschein-
licher Pension bemessen. Der Arbeitnehmer stellt 
seine volle Arbeitskraft nur unter Berücksichtigung 
dieser zusätzlichen Vergünstigung zur Verfügung 
und kommt vielleicht niemals in den Genuß dieses 
erdienten und mit seiner Arbeitskraft bezahlten 
Vorteils (Tod usw.). Umgekehrt ist selbstverständ-
lich auch das dem Versicherungsverhältnis ähnliche 
Risiko des Arbeitgebers durch die vertraglich ver-
einbarte Pensionszusage beachtlich groß. 

Soweit das erwähnte Urteil des BFH in Frage 
kommt, möchte ich der Urteilsschelte doch ein Lob 
anfügen. Am Schluß der Urteilsbegründung ist fol-
gendes ausgeführt: „Der Senat hat allerdings schon 
mehrfach darauf hingewiesen, daß die verschiede-
nen Formen der Alterssicherung von Arbeitneh-
mern zu einer verschieden hohen steuerlichen Be-
lastung führen können. Es ist auch bereits dem Ge-
setzgeber nahegelegt worden, zum Zwecke der An-
passung das EStG zu ändern (z. B. Troeger, „Denk-
schrift zur Verbesserung der Einkommensbesteue-
rung 1957", S. 9). Aber es geht dabei um eine Frage 

der Steuerpolitik und der zweckmäßigen Gesetzes-
gestaltung." Aus dieser Bemerkung des Bundes-
finanzhofs geht eindeutig hervor, daß er die ver-
schieden hohen steuerlichen Belastungen nicht für 
glücklich hält. Diese Auffassung wird auch in der 
vom BdF herausgegebenen Schrift „Untersuchungen 
zum Einkommensteuerrecht" auf Seite 217 vertre-
ten. 

Wir haben aber für den Kampf um die Verwirk-
lichung unserer Absicht noch weitere Bundesgenos-
sen gefunden. So hat der Herr Bundesinnenminister 
am 9. 1. 1964 auf einer beamtenpolitischen Tagung 
auf der Bühler Höhe folgendes ausgeführt: „Weil 
ich Ihr Interesse an diesem Fragenbereich (Pen-
sionsbesteuerung) kenne, freue ich mich, daß im 
vergangenen Jahr die Reform der Besteuerung der 
Versorgungsbezüge in Angriff genommen werden 
konnte. Zwar ist für diese Frage der Bundesminister 
der Finanzen federführend, der Bundesminister des 
Innern kann aber für sich in Anspruch nehmen, daß 
er sich um eine befriedigende Lösung dieser Frage 
bemüht hat und dies auch weiter tun wird. Ich hoffe, 
daß wir in dieser Frage bald zu greifbaren Ergeb-
nissen kommen werden". Herr Minister Höcherl 
hat auch in der Fragestunde am 26. 5. 1964 auf eine 
Frage des FDP-Kollegen Hammersen in gleichem 
Sinne geantwortet. 

Wenn man der Fama Glauben schenken darf, 
dann vertreten der Bundesverkehrsminister, der 
Verteidigungsminister und der Bundespostminister, 
d. h. die Minister, die in ihrem Bereich eine große 
Zahl von Beamten beschäftigen, denselben Stand-
punkt. Auch die Länder stehen unserem Begehren 
aufgeschlossen gegenüber. 

Herr Staatssekretär Dr. Freienstein vom Landes-
finanzministerium in Düsseldorf hat in einem Schrei-
ben vom 2. 1. 1963 an den Deutschen Beamtenbund 
bereits mitgeteilt, daß das Bundesfinanzministerium 
z. Z. — d: h. also bereits Anfang 1963 — den ge-
samten Komplex der steuerlichen Behandlung der 
Versorgungsbezüge überprüfe; Herr Staatssekretär 
Dr. Freienstein führt dann fort: „Ich teile Ihre Auf-
fassung, daß die unterschiedliche Behandlung der 
Versorgungsbezüge — Sozialrenten und Beamten-
pensionen — sachlich in dem derzeitigen Umfang 
nicht ohne weiteres gierechtfertigt erscheint." 

Selbst von dem zuständigen Ministerium, dem 
Bundesfinanzministerium, ist bereits geäußert wor-
den, daß wohl grundsätzlich anerkannt werden 
müsse, daß ein Mißverhältnis zwischen der Be-
steuerung der Pensionen und der Sozialrenten be-
stehe. Jedoch müsse der Umfang dieses Mißverhält-
nisses und insbesondere auch eine mögliche Aus-
wirkung der Änderung der Pensionsbesteuerung auf 
die Besteuerung anderer Einkünfte noch genauer 
untersucht werden. 

Gedacht ist hierbei in erster Linie daran, daß Be-
rufungsfälle vermieden werden sollen, soweit es 
sich um Fälle der Altersversorgung etwa in der 
Form von Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung, aus Kapitalvermögen oder aus Gewerbebetrieb 
ohne eigene Mitarbeit handelt. Man rechnet mit der 
Möglichkeit, daß bei einer Steuerbegünstigung der 
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Pensionen ein Berufungsfall für die vorgenannten 
Formen der Altersversorgung geschaffen wird. Eine 
solche Annahme ist aber durchaus unbegründet. Der 
wesentliche Unterschied zwischen diesen verschie-
denen Formen der Altersversorgung besteht darin, 
daß bei den Pensionen wie auch bei allen Renten 
die Altersversorgung an die Person gebunden ist, 
während bei den anderen Formen, wie bei den Ein-
künften aus Vermietung und  Verpachtung usw., die 
Einkünfte nicht von der zu versorgenden Person 
abhängig ist. Die Basis, aus der die Einkünfte flie-
ßen, bleibt auch nach dem Tode desjenigen, der da-
mit seine Altersversorgung gesichert hat, erhalten. 
Die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
usw. können auch noch von den Kindern und Kin-
deskindern bezogen werden. Es bleiben im Normal-
fall sowohl die Einkünfte als auch das Vermögen 
über den Tod desjenigen hinaus erhalten, der sich 
diese Art der Altersversorgung geschaffen hat. 
Irgendeine Form von Versicherung oder eine den 
Pensionen ähnliche Form ist nicht gegeben. Es ist 
vielmehr gerade der Versicherungscharakter aus-
geschaltet, weil Krankheit, Tod usw. die Einkunfts-
quelle nicht versiegen lassen und außerdem das 
Vermögen erhalten bleibt. Auch ist die Einnahme 
aus irgendwelchen Vermögen nicht wie bei den Ren-
ten- oder Pensionsansprüchen vom Alter oder der 
Erwerbsunfähigkeit abhängig. 

Von den Äußerungen des Bundesfinanzministe-
riums wirkt eine allerdings nicht überzeugend, näm-
lich, daß es bisher noch nicht möglich gewesen sein 
soll, den Fragenkomplex abschließend zu überprü-
fen. Ich möchte dazu folgendes feststellen: Die 
„Troeger-Denkschrift", in der die Anpassung der 

 Pensionsbesteuerung an die Rentenbesteuerung 
empfohlen wird, stammt aus dem Jahre 1957. Bei 
den Beratungen des letzten Jahressteuergesetzes 
1961 habe ich selbst im Finanzausschuß den Antrag 
auf Verbesserung der Pensionsbesteuerung gestellt. 
Ein entsprechender Beschluß wurde mit dem Hin-
weis verhindert, daß der gesamte Fragenkomplex 
erst überprüft werden müßte. Ich erinnere weiter an 
die erwähnte schriftliche Äußerung des Herrn 
Staatssekretärs Dr. Freienstein. Danach war das 
Bundesfinanzministerium Anfang 1963 mit der 
Überprüfung des gesamten Komplexes der steuer-
lichen Behandlung der Versorgungsbezüge befaßt. 
Ich bin der Meinung, daß die Überprüfung inzwi-
schen sicher wohl ein solches Ausmaß angenommen 
hat, daß eine Beratung unseres Antrages im Zusam-
menhang mit den Beratungen des Steueränderungs-
gesetzes im Finanzausschuß möglich sein wird, zu-
mal da diese Beratung erst im Herbst beginnen soll 
und deswegen noch mehrere Monate zur weiteren 
Überprüfung des ganzen Fragenkomplexes verblei-
ben. 

Wie ich inzwischen erfahren habe, hat eine be-
sondere Kommission, die aus Fachreferenten der 
obersten Finanzbehörden des Bundes und der Län-
der besteht, bereits Übereinstimmung über die er-
forderliche Reform der Ruhegehaltsbesteuerung er-
zielt. Die Angelegenheit ist somit entscheidungsreif. 
Eine weitere Verzögerung einer gerechten Lösung 
sollte verhindert werden. Schließlich 'hat  man  den 

Betroffenen seit mehr als 7 Jahren eine gerechte 
Lösung versprochen. Wenn man bedenkt, daß es sich 
dabei meist um ältere Personen handelt, so ist es 

 nach meiner Ansicht nicht nur ein Gebot der Gerech-
tigkeit, ,sondern auch ein solches der  Fairneß, nun-
mehr 'die erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Mit 
unserem Antrag wollen wir den entscheidenden An-
stoß dazu geben und erwarten Ihre Unterstützung. 

Auf weitere Einzelheiten der von uns vorgeschla-
genen Gesetzesänderung brauche ich jetzt nicht ein-
zugehen; das wird bei der Beratung im Finanzaus-
schuß geschehen. 

Anlage 3 

Schriftliche Begründung 

des Abgeordneten Jahn zum Antrag der  Fraktion 
der SPD für ein Zweites Ausführungsgesetz zu Arti-
kel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes (Gesetz über die 
Beteiligung Deutscher an der Herstellung und dem 
Vertrieb von Waffen außerhalb des Bundesgebietes) 
(Drucksache IV/2355) *). 

Die Fraktion der  SPD legte den Entwurf eines 
Zweiten Ausführungsgesetzes zu Artikel 26 Abs. 2 
des Grundgesetzes vor, um nachmehr als einem 
Jahr dem Willen des Bundestages auf Regelung 
eines längst fälligen Auftrages Ides Grundgesetzes 
Ausdruck zu verleihen und das Hohe Haus in den 
Stand zu versetzen, an Hand dieses Entw urfs in die 
Beratungen einzutreten. Sie  sah sich dazu veranlaßt, 
nachdem die Bundesregierung sich bis zum heutigen 
Tage außerstande gesehen hat, den vor genau einem 
Jahr ,am 28. Juni 1963 gefaßten Beschluß des  Bundes-
tages auf Vorlage eines Gesetzes zu Artikel 26 
Abs. 2 des  Grundgesetzes zu erfüllen. 

Im März des Jahres 1963 wurde der Öffentlichkeit 
zum ersten Male bekannt, 'daß deutsche Staatsbürger 
als Wissenschaftler im Ausland an der Entwicklung 
und Herstellung von Kriegswaffen ,arbeiten. Die Tat-
sache, daß diese Tätigkeit in einem Spannungsgebiet 
der Weltpolitik erfolgte, führte alsbald zu der  Frage, 
ob eine derartige Tätigkeit mit den Vorstellungen 
des Grundgesetzes über die Stellung der  Bundes-
republik Deutschland in der .Gemeinschaft der Völ-
ker und mit ihren Interessen überhaupt vereinbart 
werden kann. 

Am 21. März 1963 kündigte die Bundesregierung 
eine Prüfung der Frage an, ob und wann sie in die-
ser Angelegenheit tätig werden könnte. 

Am 22. März 1963 erklärte die Bundesregierung 
durch Staatssekretär von  Hase,  wenn sich deutsche 
Staatsangehörige in  Ägypten ;an der Herstellung von 
Angriffswaffen beteiligten, .so .geschehe dieses ohne 
Wissen und ohne Billigung ,der Bundesregierung. 
Die Bundesregierung habe jedoch keine rechtliche 
Handhabe, die Ausreise 'deutscher Wissenschaftler 
nach Ägypten und deren Tätigkeit dort zu unter-
binden. 

*) Siehe Seite 6524 C 
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Am 26. März 1963 beschäftigte sich der Vorstand 
der Fraktion der SPD mit dieser Frage und erklärte 
folgendes: 

„Der Vorstand der .Sozialdemokratischen Bundes-
tagsfraktion hat mit Beunruhigung von den Nach-
richten über die Tätigkeit deutscher Wissenschaft-
ler bei der Entwicklung und Herstellung von Ra-
keten und Düsentriebswerken Kenntnis genom-
men. Er ist der Auffassung, daß diese Tätigkeit 
den deutschen Interessen nicht dient und erwartet, 

,daß die Bundesregierung alle zur Wahrung des 
deutschen Ansehens und des  friedlichen Zusam-
menlebens der Völker erforderlichen Schritte un-
ternimmt. 

Die Sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
prüfen, welche parlamentarischen Schritte in Zu-
sammenarbeit mit den anderen Fraktionen des 
Bundestages ergriffen werden können." 

Am 27. März 1963 erklärte die Bundesregierung 
u. a., sie verurteile die Mitwirkung deutscher Staats-
angehöriger bei der  Entwicklung und Herstellung 
von Waffen in Spannungsgebieten. Wörtlich heißt 
es dann: 

„Die Bundesregierung hat von jeher darauf hin-
gewirkt, daß deutsche Staatsangehörige, deren Tä-
tigkeit ian Ausland zur Erhöhung politischer Span-
nungen beitragen könnte, in  die  Bundesrepublik 

 zurückkehren. Die  Bundesregierung wird ihre Be-
mühungen in dieser Richtung fortsetzen. Es wird 
geprüft, ob sich solche Vorgänge durch weitere 
gesetzliche oder Verwaltungsmaßnahmen wirksam 
verhindern lassen." 

Offen blieb dabei, an  welche  gesetzlichen oder Ver-
waltungsmaßnahmen die Bundesregierung dachte. 

Am 2. April 1963 forderte der Vizepräsident des 
Bundestages, Professor Carlo Schmid, ein Gesetz zur 
Ausführung des Artikels 26 Absatz 1 ides  Grundge-
setzes, wonach Handlungen, die geeignet sind und 
in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere 
die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, 
verfassungswidrig sind und unter Strafe gestellt 
werden müßten. 

Am selben Tage trat eine Arbeitsgruppe von Ab-
geordneten aller Fraktionen, zu der die Abgeord-
neten Professor Böhm, Dr. Güde, Bausch, Dr. Dehler 
und Jahn gehörten, mit Vertretern der  Bundesregie-
rung, darunter mehreren Staatssekretären, zusam-
men und erörterte die Möglichkeiten gesetzlicher 
Maßnahmen. Die Abgeordneten, die in dieser Be-
sprechung mitgewirkt haben, erklärten: 

„Abgeordnete der Bundestagsfraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP haben heute mit Ver-
tretern der Bundesregierung die Mitarbeit deut-
scher Wissenschaftler bei der Herstellung von 
Kriegswaffen in Ägypten erörtert. Sie verurteilen 
diese Tätigkeit deutscher Staatsbürger, durch die 
sie die Gefahr eines Krieges in jenem Teil der 
Welt heraufbeschwören, schärfstens. Sie halten es 
für dringend erforderlich, daß diese Mitwirkung 
unverzüglich eingestellt wird. 

Sie werden alles tun, daß umgehend die erfor-
derlichen gesetzlichen Regelungen geschaffen 
werden." 

Am 3. April 1963 befaßte sich das Bundeskabinett 
erneut mit den Möglichkeiten, gesetzliche Maßnah-
men gegen die Beteiligung deutscher Forscher und 
Techniker an der Herstellung von Kriegswaffen im 
Ausland zu treffen. Wiederum wurde anschließend 
zwar auf die Schwierigkeiten hingewiesen, eine Lö-
sung deutete sich aber nicht einmal an. 

Am 17. April 1963 lehnte es das Bundeskabinett 
ab, Staatssekretär Westrick die Genehmigung zu er-
teilen, an weiteren Beratungen der interfraktionel-
len Abeitsgruppe des Bundestages, die sich mit der 
Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs beschäftigte, 
mitzuwirken. 

Am 3. Mai 1963 teilte der Bundesjustizminister 
mit, das Bundeskabinett habe beschlossen, hinsicht-
lich der Tätigkeit deutscher Wissenschaftler im Aus-
land selbst keine Initiative zu ergreifen. Es habe 
den Bundesminister der Justiz jedoch beauftragt, 
der interfraktionellen Arbeitsgruppe bei ihren Be-
mühungen um eine Gesetzesinitiative Formulie-
rungshilfe zu leisten. 

Die interfraktionelle Arbeitsgruppe schloß ihre 
Beratungen am 9. Mai 1963 ab und leitete den Ent-
wurf eines Gesetzes über die Beteiligung Deutscher 
an der Herstellung von Waffen außerhalb des Bun-
desgebietes den Fraktionen zur Entscheidung zu. Der 
Entwurf sah vor, daß die Mitwirkung Deutscher an 
der Herstellung von ABC-Waffen und Raketen im 
Ausland der Genehmigung bedarf. Wer diese Tä-
tigkeit ohne Genehmigung ausübt, macht sich straf-
bar. 

Die SPD-Fraktion billigte den Entwurf im Juni 
1963 und beschloß, sich an seiner interfraktionellen 
Einbringung zu beteiligen. Ende Juni beschloß je-
doch die CDU-Fraktion, den Gesetzentwurf nicht 
zu unterstützen und im Bundestag einen Antrag ein-
zubringen, durch den die Regierung aufgefordert 
werden sollte, ein Zweites Ausführungsgesetz zu 
Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes einzubringen. 

Bei dieser Sachlage hielt es die Fraktion der SPD 
für zweckmäßig, sich diesem Vorhaben anzuschlie-
ßen, um so zu einer möglichst breiten Grundlage 
für die notwendigen gesetzgeberischen Maßnahmen 
zu gelangen. 

Am 28. Juni 1963 beschloß der Bundestag ein-
stimmig aufgrund eines interfraktionellen Antrages 
auf Drucksache IV/1388 (neu): 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag ein weiteres Gesetz 
zur Ausführung des Artikels 26 Abs. 2 GG vor-
zulegen. 

In diesem Gesetz soll insbesondere § 4 des Ge-
setzes über die Kontrolle von Kriegswaffen vom 
20. April 1961 (BGB1. I S. 444) dahin gehend er-
weitert werden, daß die Bundesregierung in die 
Lage versetzt wird, die Beteiligung Deutscher an 
der Herstellung von Massenvernichtungswaffen 
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und zugehörigen Trägern im Ausland verhindern 
zu können." 

In der Debatte erklärte der Abgeordnete Erler 
für die SPD-Fraktion u. a.: 

„ ... Wir hätten es begrüßt, wenn es möglich ge-
wesen wäre, noch einen Schritt weiterzugehen 
und heute bereits eine Gesetzesvorlage den Aus-
schüssen des Bundestages zur weiteren Beratung 
— an der dann auch die Regierung beteiligt ge-
wesen wäre — zu überweisen. Immerhin liegt 
jetzt eine Willenskundgebung des Bundestages 
vor, die klarmacht, daß wir — bei allem Respekt 
vor der Notwendigkeit der Verteidigung eines 
jeden einzelnen Landes und Volkes gegen An-
griffe von außen — wünschen, daß sich deutsche 
Staatsbürger und Einwohner der Bundesrepublik 
Deutschland nach unserem.  Grundgesetz und dem 
Geiste dieses Grundgesetzes richten, auch wenn 
sie eine Tätigkeit im Ausland aus-
übe 

handelt sich bei diesem Problem — das sei 
offen ausgesprochen — nicht nur um die unmittel-
bare außenpolitische Interessenwahrung der Bun-
desrepublik Deutschland; nach allem,  was  in der 
deutschen Geschichte geschehen ist, handelt es 
sich für den Deutschen Bundestag hierbei auch 
um ein moralisches Problem." 

Am 2. August 1963 meldete demgegenüber die 
Zeitung „Der Tagesspiegel", die Bundesregierung 
bemühe sich, auf eine unauffällige Weise das Pro-
blem zu lösen. Der Plan, deutschen Staatsangehö-
rigen 'die Mitarbeit an ausländischen Rüstungspro-
jekten durch ein besonderes Gesetz zu verbieten, 
werde kaum noch weiter verfolgt werden, weil die 
Schwierigkeiten fast unüberwindlich seien. Statt 
dessen versuche der zuständige Wissenschafts-
minister Lenz, die deutschen Raketenforscher nach 
Deutschland zurückzuholen. 

Wiederum nach Pressemeldungen, nämlich in den 
„Stuttgarter Nachrichten" vom 12. September 1963 
erklärte der der CDU-Fraktion angehörige Abge-
ordnete Dr. Martin laut einer dpa-Meldung aus 
Kairo, es stehe den deutschen Wissenschaftlern völ-
lig frei, in Ägypten zu arbeiten; das vorgeschlagene 
Gesetz werde nicht von den deutschen Parlaments-
mitgliedern unterstützt. Nach seiner Rückkehr inter-
pretierte Dr. Martin seine Auffassung damit, das 
vorgesehene Gesetz sei auf Grund der Verfassung 
nicht praktikabel. 

Am 3. Dezember 1963 erklärte der Bundeskanzler 
vor der Bundespressekonferenz, die Bundesregie-
rung sehe in der Tätigkeit deutscher Wissenschaft-
ler in Ägypten zwar einen in höchstem Maße un-
erwünschten Vorgang; andererseits sei aber die 
deutsche Beteiligung nicht so groß, daß man daraus 
eine politische Aktion machen sollte. 

In der Fragestunde des Bundestages in der 98. Sit-
zung am 4. Dezember 1963 stellte ich 5 1/2 Monate 
nach der Verabschiedung des einstimmigen Be-
schlusses des Bundestages die Frage: 

„Wann wird die Bundesregierung dem einstim

-

migen Beschluß des Deutschen Bundestages vom 

28. Juni 1963 entsprechen und ein weiteres Ge-
setz zur Ausführung des Artikels 26 Abs. 2 GG 
(Herstellung und Vertrieb von Waffen) vor-
legen?" 

Die Antwort lautete: 

Schmücker, Bundesminister für Wirtschaft: „Die 
beteiligten Bundesministerien haben geprüft, ob 
ein weiteres Ausführungsgesetz zu Art. 26 Abs. 2 
des Grundgesetzes vorgelegt werden kann oder 
andere Maßnahmen vorzuschlagen sind. Das Er-
gebnis ist in einer Kabinettsvorlage dargestellt. 
Die Bundesregierung wird darüber am 11. Dezem-
ber beraten." 

Am 11. Dezember 1963 beschloß das Bundes-
kabinett, den Bundesinnenminister zu beauftragen, 
eine Änderung des Paßgesetzes zu erarbeiten. Sei-
tens der SPD-Fraktion wurde dazu am 12. Dezember 
1963 erklärt, daß die vorgesehene Änderung des 
Paßgesetzes nicht ausreiche und die Regierung 
offenbar einer eindeutigen Entscheidung ausweichen 
wolle. 

Am 16. Januar 1964 fand auf Einladung des Bun-
desministers des Innern eine Besprechung mit Ver-
tretern der Fraktionen über die Ausführung des Be-
schlusses des Bundestages vom 28. Juni 1963 statt. 
Der Bundesinnenminister erklärte, daß nach seiner 
Auffassung ein Ausführungsgesetz zur Artikel 26 
Grundgesetz nicht möglich sei und er eine Ände-
rung des Paßgesetzes vorschlage. 

Dazu nahm die Fraktion der SPD verabredungs-
gemäß mit Schreiben vom 23. Januar 1964 Stellung 
und erklärte: 

„Die Fraktion der SPD hat Kenntnis genommen 
von den Plänen der Bundesregierung, wonach be-
absichtigt ist, einzelne Bestimmungen des Paßge-
setzes zu ändern und gewisse Strafbestimmungen 
im Zusammenhang damit einzuführen. 

Meine Fraktion ist der Auffassung, daß mit der-
artigen Vorschlägen allein weder dem Beschluß 
des Bundestages vom 28. Juni 1963 noch über-
haupt dem sachlichen Bedürfnis hinreichend Rech-
nung getragen wird. Sie ist insbesondere der Auf-
fassung, daß es geboten ist, in Anlehnung an Ar-
tikel 26 Abs. 1 und 2 GG und die Bestimmungen 
des Kriegswaffengesetzes ein Verfahren vorzu-
sehen, das auch die persönliche Tätigkeit bei der 
Herstellung von Kriegswaffen von einer Geneh-
migung abhängig macht insbesondere dann, wenn 
diese Tätigkeit im Ausland ausgeübt wird. 

Die hierzu vorgetragenen verfassungsrechtlichen 
Bedenken vermögen nicht zu überzeugen. Es kann 
nicht darauf ankommen, ob der aus Artikel 26 
Abs. 2 herzuleitende Auftrag bereits erfüllt, diese 
Bestimmung also "verbraucht" ist oder nicht. In 
jedem Falle bietet Artikel 26 Abs. 2 in Verbin-
dung mit Abs. 1 eine hinreichende verfassungs-
rechtliche Grundlage und auch Sicherheit für 
Überlegungen in dem angeregten Sinne. 

Meine Fraktion hat deshalb den Wunsch, daß 
noch einmal geprüft werde, ob die Bundesregie-
rung sich nicht entschließen kann, entsprechende 
gesetzgeberische Vorschläge zu machen. 
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Allerdings sollte bei aller Notwendigkeit, der-
artige weitere Schritte zu prüfen, das bisher ge-
plante Gesetzesvorhaben nicht verzögert werden. 
Meine Fraktion wäre deshalb gegebenenfalls be-
reit, eine Vorlage der Bundesregierung im bisher 
geplanten Rahmen grundsätzlich zu unterstützen, 
wenn zugesichert würde, daß im weiteren Gesetz-
gebungsverfahren auch von ihrer Seite die von 
uns für notwendig gehaltenen Ergänzungen und 
Erweiterungen weiter verfolgt und unterstützt 
würden." 

Trotzdem erklärte der Bundesminister am 27. Fe-
bruar 1964, daß eine Änderung des Paßgesetzes die 
einzige in Frage kommende Maßnahme sei. 

In der Fragestunde des Bundestages vom 5. März 
1964 in seiner 119. Sitzung habe ich die Bundesre-
gierung gefragt: 

„Wann wird die Bundesregierung in Ausführung 
des einstimmigen Beschlusses des Bundestages 
vom 28. Juni 1963 den Entwurf eines Zweiten 
Ausführungsgesetzes zu Artikel 26 Abs. 2 des 
Grundgesetzes vorlegen?" 

Der Bundesminister antwortete, in den nächsten 14 
Tagen dürfte die von ihm erarbeitete Vorlage im 
Kabinett verabschiedet werden. 

Am 27. März 1964 verlautete, die Vorlage des In-
nenministers sei auf Widerstand innerhalb der Bun-
desregierung gestoßen. 

In der Fragestunde des Bundestages vom 
15. April 1964 in seiner 122. Sitzung erklärte der 
Bundesverteidigungsminister auf die Frage des 
SPD-Abgeordneten Cramer, ob die Bundesregierung 
und ihr früherer Verteidigungsminister die Tätig-
keit deutscher Flugzeugingenieure beim Bau der 
für Ägypten bestimmten Düsenträger gebilligt und 
unterstützt habe, daß weder die Bundesregierung 
noch ihr früherer Verteidigungsminister diese Tätig-
keit gebilligt noch unterstützt habe. Das Bundes-
ministerium für Verteidigung habe schon frühzeitig 
gegen die Tätigkeit deutscher Experten für militä-
rische Zwecke in Ländern, die nicht Mitglieder der 
NATO sind, Vorstellungen erhoben. 

Am 20. April 1964 verlautete, daß die Bedenken 
innerhalb der Bundesregierung gegen den Entwurf 
des Innenministeriums zurückgestellt worden seien. 

Am 21. April 1964 erklärte der Vorsitzende des 
Innenausschusses des Bundestages, der SPD-Abge-
ordnete Schmitt-Vockenhausen, daß die zu erwar-
tende Vorlage der Bundesregierung weder den 
Beschluß des Bundestages vom 28. Juni 1963 aus-
führe noch frei von verfassungsrechtlichen Bedenken 
sei. 

Am 22. April 1964 erklärte das Bundeskabinett, 
es bestünden nach wie vor gegen den Entwurf des 
Innenministers rechtliche und politische Bedenken 
und verschob die Verabschiedung des Gesetz-
entwurfs erneut. Am gleichen Tage forderte der 
Abgeordnete Schmitt-Vockenhausen erneut die Vor-
lage eines Ausführungsgesetzes zu Artikel 26 des 
Grundgesetzes. 

In der Fragestunde des Bundestages in seiner 
124. Sitzung am 29. April 1964 habe ich zum dritten 
Male die Frage gestellt, wann  die  Bundesregierung 
in Ausführung des einstimmigen Beschlusses des 
Deutschen Bundestages vom 28. Juni 1963 den Ent-
wurf ,eines Zweiten Ausführungsgesetzes zu Arti-
kel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes vorlegen werde. 
Der Herr Bundesinnenminister hat zwar ausführlich 
zu den von ihm behaupteten Schwierigkeiten Stel-
lung genommen, jedoch weder erklärt noch erken-
nen lassen, wann mit der Vorlage eines Gesetz-
entwurfs durch die Bundesregierung zu rechnen sei. 

Am selben Tage hat die Fraktion der SPD ange-
kündigt, sie werde sich erneut um eine Initiative 
aus der Mitte des Bundestages bemühen. 

In ihrer Sitzung vom 25. Mai 1964 forderte die 
SPD-Bundestagsfraktion auf Grund eines Berichts 
des Vizepräsidenten des Bundestages Professor 
Carlo Schmid die alsbaldige Vorlage eines Gesetzes 
zu Artikel 26 des Grundgesetzes. 

Am 29. Mai 1964 forderte der Vorstand der Sozial-
demokratischen Partei Deutschlands die Bundestags-
fraktion auf, die Arbeiten beschleunigt fortzusetzen, 
um gesetzliche Grundlagen zu schaffen, wonach 
deutsche Staatsbürger nicht durch waffentechnische 
Entwicklung an der Vorbereitung von Angriffs-
kriegen beteiligt sein dürfen. 

Am 3. Juni 1964 billigte die  SPD-Bundestags-
fraktion den jetzt vorgelegten Entwurf eines Zwei-
ten Ausführungsgesetzes zu Artikel 26 Abs. 2 des 
Grundgesetzes und leitete ihn den beiden anderen 
Fraktionen des Bundestages mit dem Angebot zu, 
sich der Einbringung dieses Entwurfs anzuschließen. 
Nachdem beide Fraktionen auf dieses Angebot nicht 
eingegangen sind, hat die Fraktion der SPD allein 
die Initiative ergreifen müssen und den Gesetz-
entwurf nunmehr vorgelegt. 

Vor nunmehr 5/4 Jahren ist das Problem der Tätig-
keit deutscher Wissenschaftler und Techniker bei 
der Entwicklung und Herstellung von Kriegswaffen 
im Ausland akut geworden. Seit 5/4 Jahren hat sich 
die Bundesregierung als außerstande erwiesen, die-
ses Problem in einer den Interessen der Bundes-
republik Deutschland gerechtwerdenden Weise zu 
lösen. Nach einem Jahr ist noch immer nicht abzu-
sehen, ob, wann und wie der einstimmige Auftrag 
des Bundestages ausgeführt werden wird. Deshalb 
muß das Parlament die Ausführung seines Auftrages 
nunmehr selbst in die Hand nehmen.. 

Der vorgelegte Entwurf läßt sich von folgenden 
grundsätzlichen Erwägungen leiten: In den Arti-
keln 24 bis 26 des Grundgesetzes sind für die Stel-
lung der Bundesrepublik Deutschland in der Gemein-
schaft der Völker verbindliche Grundsätze und 
Richtlinien festgelegt. Die Bereitschaft zum Verzicht 
auf eigene Hoheitsrechte zugunsten eines Systems 
zur Sicherung des Friedens, die Anerkennung der 
Verbindlichkeit der allgemeinen Regeln des Völker-
rechts und schließlich das eindeutige Verbot aller 
Handlungen, die geeignet sind, das friedliche Zu-
sammenleben der Völker zu stören, lassen sich in 
der Feststellung zusammenfassen: Das Grundgesetz 
gebietet der Bundesrepublik Deutschland und den 
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deutschen Staatsbürgern eine unbedingte Pflicht zum 
Frieden. Diese Pflicht zum Frieden ist nicht be-
schränkt auf deutsches Gebiet, sondern gilt für das 
Verhalten deutschen Staatsbürger überall in der 
Welt. Der richtig verstandene Sinn der Vorschriften 
ist und kann nur sein, nicht den geringsten Zweifel 
am Friedenswillen der Bundesrepublik Deutschland 
und  des  deutschen Volkes aufkommen zu lassen, 
ganz gleich, wo und unter welchen Umständen diese 
Frage auftauchen könnte. Es ist eine ebenso not-
wendige wie selbstverständliche Folgerung daraus, 
daß deshalb Deutsche nirgendwo in der Welt daran 
mitwirken dürfen, zur Kriegführung bestimmte 
Waffen zu entwickeln, herzustellen, an ihrer Her-
stellung mitzuwirken oder in den Verkehr zu 
bringen. 

Der vorgelegte Gesetzentwurf geht von diesem 
Grundsatz aus. 

Es ist nicht leicht, im einzelnen zu bestimmen, 
welche Waffen als zur Kriegführung bestimmt ange-
sehen werden müssen. Diese Frage ist aber schon an 
anderer Stelle, nämlich in dem - ich sage hier zur 
Erklärung - „Ersten" Gesetz über die Kontrolle 
von Kriegswaffen vom 20. April 1961 geklärt. Die-
sem Gesetz ist eine Anlage beigefügt, die im ein-
zelnen die Kriegswaffen bestimmt. Diese bereits 
vorhandene gesetzliche Grundlage soll auch den 
Maßstab für die Anwendung des Zweiten Ausfüh-
rungsgesetzes zu Artikel 26 Abs. 2 des Grundgeset-
zes setzen. 

Der Einwand, Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes 
sei bereits verbraucht, ist falsch. Ein Auftrag des 
Grundgesetzes wird nicht dadurch verbraucht, daß 
in einem Ausführungsgesetz eine Teilfrage dieses 
Auftrages gelöst wird. Die Tatsachen haben ergeben, 
daß der Auftrag, der sich aus Artikel 26 Abs. 2 des 
Grundgesetzes auch in seinem Zusammenhang mit 
Artikel 26 Abs. 1 ergibt, umfassender verstanden 
werden muß. Nicht nur durch die Kontrolle von 
Kriegswaffen ist die Friedenspflicht gewährleistet. 
Vollständig wird sie erst gesichert durch das gesetz-
liche Verbot gegenüber deutschen Staatsbürgern, 
auch im Ausland zur Kriegsführung bestimmte Waf-
fen zu entwickeln oder herzustellen. 

Um der Sorge zu begegnen, daß dieser Grundsatz 
unter Umständen in Kollosion geraten könnte mit 
den Verteidigungs- und Bündnispflichten der Bun-
desrepublik Deutschland, ist vorgesehen, daß die 
Bundesregierung im Einzelfall auf Antrag und auf 
Grund besonderer sorgfältiger Prüfung Ausnahme-
genehmigungen erteilen kann, allerdings nur für 
solche Länder, mit denen die Bundesrepublik 
Deutschland sich in einem gemeinsamen Verteidi-
gungsbündnis befindet. 

Der Entwurf sieht weiter vor, daß derjenige, der 
das gesetzliche Verbot mißachtet, bestraft wird. Es 
wird noch im einzelnen zu prüfen sein, ob nicht auf 
diesem Wege endlich auch die Möglichkeit gefunden 
werden kann, Artikel 26 Abs. 1 des Grundgesetzes 
zu erfüllen, wonach Handlungen, die geeignet sind 
und in der Absicht vorgenommen werden, das fried-
liche Zusammenleben der Völker zu stören, insbe-
sondere die Führung eines Angriffskrieges vorzu

-

bereiten, verfassungswidrig sind und unter Strafe 
gestellt werden müssen. 

Die Fraktion der SPD gibt der Erwartung Aus-
druck, daß in Anerkennung des seit 15 Jahren unge-
lösten Verfassungsauftrages nunmehr alsbald die 
Beratung dieses Entwurfs in den Ausschüssen auf-
genommen und abgeschlossen werden wird. Es kann 
nur den Interessen und dem Ansehen der Bundes-
republik Deutschland in der Gemeinschaft der Völ-
ker dienen, wenn sie ihren Willen unmißverständ-
lich bekundet. Der vorgelegte Entwurf bietet hierzu 
eine Diskussionsgrundlage. Schon allzulange ist ge-
zögert worden. Die Bundesrepublik Deutschland war 
und ist deshalb den unterschiedlichsten Vorwürfen 
und Anfeindungen ausgesetzt worden. Es wäre bes-
ser gewesen, man hätte sich rechtzeitig darum be-
müht, eine solche Situation zu vermeiden. 

Der Gedanke, daß an uns die Frage gestellt wird, 
ob Deutsche erneut in Handlungen verwickelt wer-
den können, die zur Gewaltanwendung gegen andere 
Völker beitragen könnten, muß für jeden Deutschen 
unerträglich sein. Es wäre besser gewesen, wenn wir 
es niemals zu einer Situation hätten kommen lassen, 
in der diese Frage auch nur gestellt werden könnte. 
Das, was in diesem Teil der Welt gerade für Deutsch-
land besonders bedrückend sein muß, kann sich in 
anderer Form in jedem anderen Teil der Welt jeder-
zeit wiederholen. Dem können wir nur dadurch be-
gegnen, daß endlich eindeutige gesetzliche Grund-
lagen geschaffen werden. 

Anlage 4 

Schriftliche Ergänzungen 

des Bundesministers Schmücker zu seinen münd-
lichen Ausführungen zu dem Bericht der Bundes-
regierung über die Wirtschaftsentwicklung im Jahre 
1963 und die Aussichten für 1964 (Drucksachen 
1V/1352, zu 1752) t). 

Veränderungen gegenüber 
der gleichen Zeit 

des Vorjahres 

	

1964 	1963 	1962 
Lebenshaltungskosten 

Januar              	 2,6 	3,6 	3,5 
Februar            	 1,5 	4,7 	3,5 
März                      	 1,3 	4,4 	3,8 
April                 	 1,6 	3,6 	4,6 

Einzelhandelspreise 

Januar              	 1,9 	2,7 	3,7 
Februar            	 1,3 	3,3 	3,7 
März                	 1,1 	3,1 	4,0 
April                	 1,2 	2,5 	4,7 

Industrielle 
Erzeugerpreise 

Januar              	 0,8 	1,0 	0,9 
Februar            	 0,8 	1,0 	0,8 
März                 	 0,9 	0,8 	1,0 
April                	 1,2 	0,5 	1,3 

*) Siehe Seite 6559 B 
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Landwirtschaftliche 
Erzeugerpreise 

Januar   	 4,8 	3,0 	5,0 
Februar 	 1,8 	4,5 	5,3 
März    	 — 1,6 	2,5 	9,7 
April    	 —2,6 	— 0,3 	11,4 

Bauleistungen 
am Gebäude 

Februar   	 4,6 	7,5 	8,6  

Baunebenleistungen 

Februar 	 4,0 	6,4 	9,5 

Anlage 5 

Schriftliche Begründung 

des Bundesministers Dr. Dahlgrün zu .dem von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Körperschaftsteuergesetzes, 
des Spar-Prämiengesetzes, des Wohnungsbau-Prä-
miengesetzes und anderer Gesetze (Steuerände-
rungsgesetz 1964) (Drucksache IV/2400). 

Mit dem Entwurf  eines Steueränderungsgesetzes 
(B) 1964, den ich heute einzubringen ,die Ehre habe, setzt 

die Bundesregierung ihre umfassend angelegten Be-
mühungen zur Verbesserung des Steuerrechts fort. 
Im Gegensatz zu den dem Hohen Hause bereits vor-
liegenden Entwürfen eines neuen Umsatzsteuerge-
setzes und eines Änderungsgesetzes zum Bewer-
tungsgesetz, deren wesentliches Ziel auf lange Sicht 
die Schaffung wettbewerbsneutralerer Besteuenungs-
grundlagen darstellt, sieht der Entwurf eines Steuer-
änderungsgesetzes 1964 erstmals wieder seit 1958 
eine kräftige Entlastung der Steuerpflichtigen vor. 
Der Gesamtbetrag dieser Entlastung beläuft sich auf 
rd. 2,75 Mrd. DM. 

Die Änderungsmaßnahmen des Gesetzentwurfs 
sind seit einigen Monaten Gegenstand der steuer-
politischen Diskussion. Diese Diskussion hat sich zu-
nächst an der Frage entzündet, ob die vorgeschla-
genen Steuersenkungsmaßnahmen den gesellschafts-
pollitischen Zielsetzungen einer gerechteren Vertei-
lung  der  wachsenden Steuerlast entsprechen. Dar-
über hinaus aber ist der Gesetzentwurf auch wegen 
seiner haushaltsmäßigen Rückwirkungen und in letz-
ter Zeit insbesondere wegen seiner möglichen Ein-
flußnahne auf die  in 1965 zu erwartende konjunk-
turelle Situation erörtert und kritisiert worden. Ich 
möchte deshalb die Gelegenheit benutzen, mich mit 
diesen Problemen ,auseinanderzusetzen. Zunächst 
gestatten Sie mir jedoch, daß ich Ihnen einen kurzen 
Überblick über den wesentlichen Inhalt des Steuer-
änderungsgesetzes 1964 selbst gebe. 

Dieses Gesetz soll in dem zur Zeit möglichen 
Umfang insbesondere as Einkommensteuerrecht an 
die veränderten wirtschaftlichen und sozialen Ver

-

hältnisse anpassen sowie die staatliche Sparförde-
rung harmonisieren. Der Gesetzentwurf enthält vier 
Schwerpunkte: 

— die Korrektur des Einkommensteuertarifs und 
die damit zusammenhängenden außertariflichen 
Maßnahmen, 

— die Änderung der  steuerlichen Gewinnermitt-
lungsvorschriften durch Einfügung eines neuen 
§ 6 b in ,das Einkommensteuergesetz, 

— neue und verbesserte Sonderabschreibungen und 

— die Neuregelung der Sparförderung. 

Neben diesen Schwerpunkten enthält der Gesetz-
entwurf eine Reihe von Maßnahmen, die zwar im 
Einzelfall entscheidende Bedeutung haben können, 
die aber im Verhältnis zu den Schwerpunkten insge-
samt auch haushaltsmäßig — nicht ins Gewicht 
fallen. In diesem Zusammenhang ist beispielsweise 
zu erwähnen, daß die Bundesregierung die  Verlän-
gerung der  §§ 7 e und 10 a des Einkommensteuer-
gesetzes vorschlägt, die bestimmte steuerliche Ver-
günstigungen für Heimatvertriebene, Flüchtlinge 
und Verfolgte enthalten. 

Kernstück ides  Gesetzentwurfs sind die Korrektur 
des Einkommensteuertarifs und die damit zusam-
menhängenden außertariflichen Maßnahmen. Durch 
die Korrektur des Einkommensteuertarifs soll das 
überproportionale Wachstum der Einkommensteuer 
im Verhältnis zum Wachstum der Einkommen selber 
tendenziell gedämpft werden. Deshalb sollen der 
Steuersatz in der Proportionalzone, d. h. für Ein-
kommen bis 8000 DM für Ledige und 16 000 DM für 
Verheiratete, um 5 v. H., nämlich von 20 v. H. auf 
19 v. H. gesenkt und die Unebenheiten im Tarifver-
lauf innerhalb der Progressionszone dergestalt be-
seitigt werden, daß im Anschluß an den Proportio-
nalsteuersatz der Progressionstarif mit einem Spit-
zensteuersatz von 19 v. H. anstelle von bisher 27,2 
v. H. beginnt. Diese Beseitigung von Unebenheiten 
führt zu einer Progressionsabschwächung bis zu Ein-
kommen von 75 000 DM bzw. 150 000 DM. Oberhalb 
dieser Einkommen wird die Durchschnittsbelastung 
des gegenwärtigen Tarifs wieder erreicht. 

Mit der Tarifkorrektur zusammen gesehen werden 
müssen die  Einführung eines Ausbildungsfreibe-
trages für Kinder, die sich nach Vollendung des 
15. Lebensjahres in der Ausbildung befinden, die 
Einführung eines Arbeitnehmerfreibetrags und die 
Erhöhung des Sonderausgabenpauschbetrags für 
Arbeitnehmer. Mit der Einführung eines Ausbil-
dungsfreibetrags will die Bundesregierung ein 
spezielles bildungspolitisches Anliegen konkretisie-
ren. Sie hofft, ,damit auch dazu beizutragen, durch 
eine steuerliche Entlastung die Eltern zu veranlas-
sen, ihre Kinder über (die Volksschulzeit hinaus aus-
bilden zu lassen. Neu ist auch ein Arbeitnehmerfrei-
betrag der vorgesehenen Art, wodurch den Arbeit-
nehmern ein gewisser Ausgleich, u. a. auch dafür ge

-

währt werden soll, daß sie im Lohnsteuerabzugsver

-

fahren ihre Steuer zeitnäher als die veranlagten 
Steuerpflichtigen .entrichten müssen. Insgesamt füh-
ren allein die Tarifkorrektur und die damit zusam-
menhängenden Maßnahmen zu einer durchschnitt- 
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lichen Steuerentlastung der Einkommensteuer- und 
Lohnsteuerpflichtigen von 9 v. H. 

Den zweiten Schwerpunkt des Gesetzentwurfs bil-
det der neue § 6 b des Einkommensteuergesetzes, 
wodurch die bisherigen Gewinnermittlungsgrund-
sätze in der Weise geändert werden sollen, daß die 
bei der Veräußerung bestimmter Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens aufgedeckten stillen Reser-
ven auf bestimmte Neuinvestitionen übertragen 
werden können. Die neue Vorschrift wird die Ra-
tionalisierung der Unternehmen erleichtern und 
nicht zuletzt auch die steuerlichen Probleme lösen, 
die sich bei der Verlagerung von Betrieben aus Bal-
lungszentren ergeben. 

Als dritten Schwerpunkt darf ich die Einführung 
neuer und die Verbesserung bereits bestehender 
Sonderabschreibungen nennen. Insbesondere die 
neuen Sonderabschreibungen für Einrichtungen, die 
der Forschung und Entwicklung dienen, sind wegen 
der zunehmenden volkswirtschaftlichen Bedeutung 
und unserer aller Abhängigkeit von der Forschung 
und Entwicklung unabweisbar geworden. Ebenfalls 
unabweisbar sind die neuen Sonderabschreibungen 
für Einrichtungen, die der Lärmbekämpfung dienen, 
sowie die verbesserten Sonderabschreibungen für 
Wirtschaftsgüter, die der Luftreinigung, der Abwäs-
serbeseitigung sowie der Modernisierung des  Alt-
hausbesitzes dienen. 

Ein weiteres Kernstück des Gesetzentwurfs ist ein 
Vorschlag zur Neuregelung der Sparförderung im 
Sinn der vom Bundestag geforderten Harmonisie-
rung der zur Zeit geltenden verschiedenen Förde-
rungsmaßnahmen. Ausgangspunkt für die Konzep-
tion der Bundesregierung ist die Überlegung, daß 
— unbeschadet des weiterhin geltenden Grundsat-
zes, daß die private Alterssicherung nicht zuletzt im 
Interesse individueller Gestaltungsmöglichkeiten 
allgemein eine steuerliche Begünstigung verdient — 
auf die Dauer gesehen die staatliche Förderung der 
Eigentumsbildung nur bei den Beziehern kleiner 
und mittlerer Einkommen berechtigt ist. Sie muß 
deshalb so gestaltet sein, daß sie den finanziellen 
Möglichkeiten dieser Bevölkerungskreise entspricht 
und die einkommensstärkeren Schichten keinen grö-
ßeren Nutzen daraus ziehen als die einkommens-
schwächeren. Aus diesem Grunde sieht der Gesetz-
entwurf vor, die kumulative Inanspruchnahme der 
verschiedenen für das Bausparen und das Konten-
und Wertpapiersparen vorgesehenen Begünstigun-
gen für nach dem 31. Dezember 1964 abgeschlossene 
Verträge auszuschließen und nach Ablauf einer 
Übergangszeit, die am 31. Dezember 1972 enden 
soll, die genannten Sparformen nur noch mit nach 
einheitlichen Maßstäben zu errechnenden Geldprä-
mien zu begünstigen. 

Lassen Sie mich nun kurz auf einige Änderungs-
vorschläge zu dem Gesetzentwurf eingehen, denen 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht gefolgt 
werden kann. 

a) Zum Einkommensteuertarif hat der  Bundesrat 
vorgeschlagen, .die Tarifkorrektur nicht erst, wie in 
der  Regierungsvorlage vorgesehen, bei rd. 75 000 DM 
für Ledige und bei rd. 150 000 DM für Verheiratete 

in den bisherigen Tarif einlaufen zu lassen, sondern 
bereits bei 60 000 DM bzw. 120 000 DM. Eine der-
artige Tarifgestaltung, die nur zu Mehreinnahmen 
von schätzungsweise 50 Mio DM führen würde, be-
gegnet nicht zuletzt vom Tarifverlauf 'her starken 
Bedenken. Ohne Frage könnte der Tarif weitaus 
harmonischer gestaltet werden, wenn die Steuer-
senkung bis zu einem Einkommen von 110 000 DM 
bzw. 220 000 DM durchgeführt werden würde. Da 
jedoch .die Tarifkorrektur auch aus haushaltsmäßi-
gen und konjunkturpolitischen Gründen in ihrer 
Wirkung beschränkt bleiben muß, hat  die Bundes-
regierung mit der Begrenzung auf 75 000 bzw. 
150 000 DM bereits einen Kompromißweg beschrit-
ten. Wollte man aber die Tarifkorrektur schon bei 
einem Einkommen von 60 000 DM bzw. 120 000 DM 
in den bisherigen Tarif einmünden lassen, so müßte 
der Tarif zu Beginn der Progressionszone einen sehr 
steilen Verlauf nehmen. Das hätte zur Folge, daß die 
Spitzensteuersätze, die  für die Besteuerung des Ein-
kommenzuwachses maßgebend und somit für das 
Erwerbsstreben von besonderer Bedeutung sind, 
stärker angehoben werden müßten. Sie lägen dann 
bereits bei Einkommen von 17 000 DM für Ledige 
und 34 000 DM für Verheiratete 'über denen des 
geltenden Rechts. Eine solche Verschlechterung des 
Tarifs würde insbesondere ,den mittelständischen 
Einkommensgruppen zum Nachteil gereichen, ein 
Nachteil, der .aus keinem Grunde zu rechtfertigen 
wäre. 

b) Die Bundesregierung vermag auch der von der 
Opposition (BT-Drucksache IV/1568) geforderten Er-
höhung des Spitzensteuersatzes von 53 v. H. auf 
58 v. H. nicht zu folgen. Ich habe bereits von dieser 
Stelle aus, und zwar in der 96. Sitzung des Bundes-
tages am 14. November 1963, darauf hingewiesen, 
daß eine 'derartige Tarifänderung nur Mehreinnah-
men von 150 Mio DM erbringen würde. Auf diesem 
Weg ist also eine offensichtlich damit angestrebte 
Gewichtsverlagerung indem Sinn, daß die Steuer-
belastung wirksam von den unteren und mittleren 
Einkommen auf die höheren Einkommen umge-
schichtet wird, überhaupt unmöglich. Wesentlicher 
aber scheint mir zu sein, daß den geringfügigen 
fiskalischen Vorteilen unverhältnismäßig  große 
Nachteile gegenüberstehen. So müßte eine noch 
stärkere Anspannung der Spitzenbelastung bei der 
Einkommensteuer, die ja im Zusammenhang mit der 
Steuerbelastung insgesamt zu sehen ist, die Investi-
tionsneigung nachteilig beeinflussen. Auch wären 
Preissteigerungen, eine verstärkte Neigung 'zu wirt-
schaftlich unvernünftigen Betriebsausgaben  sowie 
ein Anwachsen der Steuerflucht zu befürchten. 
Schließlich aber würde damit das bisher bestehende 
ausgewogene Verhältnis zwischen der Einkommen-
steuerbelastung und der Körperschaftsteuerbela-
stung, auf das die Bundesregierung aus volkswirt-
schaftlichen und gesellschaftspolitischen Gründen 
Wert legen muß, wieder ,empfindlich gestört. 

c) Die Bundesregierung kann sich auch nicht dazu 
entschließen, jetzt schon die Abzugsfähigkeit der 
Vermögensteuer bei der Ermittlung des Einkom-
mens einzuschränken, wie es die Opposition gefor-
dert hat. (BT-Drucksache IV/1567). Es handelt sich 
hier ohnehin um eine höchst problematische Frage, 
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Die Bundesregierung ist der Meinung, daß diese 
Frage überhaupt erst aufgegriffen werden sollte, 
wenn die Unebenheiten, die auf dem Gebiet der 
Vermögensbesteuerung heute noch bestehen, be-
seitigt sind. Ich denke dabei vor allem daran, daß 
die Bewertung des Grundbesitzes heute noch den 
Ansätzen für 1935 folgt, während die übrigen Ver-
mögensgegenstände mit zeitnahen Werten steuer-
lich zu erfassen sind. Abgesehen davon bin ich der 
Meinung, daß bei einer Neuregelung dieses ganzen 
Komplexes — einschließlich der Frage des Ver-
mögensteuerabzugs bei der Einkommensteuer — auf 
keinen Fall, wie ich bereits früher betont habe, die 
mittelständischen Einkommen und Vermögen einer 
höheren Belastung ausgesetzt werden dürfen, als 
das derzeitig der Fall ist. Die Folge der von der 
Opposition gemachten Vorschläge, die Abzugsfähig-
keit der Vermögensteuer bei der Einkommensteuer 
etwa auf einen Betrag von 200 DM zu beschränken, 
würde aber sein, daß trotz der Senkung der Ein-
kommensteuer eine höhere Gesamtbelastung durch 
Einkommensteuer und Vermögensteuer einträte. 
Schon aus diesen Gründen muß sich die Bundesre-
gierung gegen diese Vorschläge aussprechen. 

d) Es ist ferner vorgeschlagen worden, nicht einen 
Arbeitnehmerfreibetrag von 120 DM, sondern einen 
Arbeitnehmerfreibetrag von 360 DM einzuführen. 
Hierzu vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß der von ihr vorgesehene Freibetrag etwaige 
steuerliche Nachteile der Arbeitnehmer durchaus 
ausgleicht, zumal nicht verkannt werden darf, daß 
Arbeitnehmern bereits ein Weihnachtsfreibetrag in 
Höhe von weiteren 100 DM zugute kommt. Eine Er-
höhung des Arbeitnehmerfreibetrags von 120 DM 
auf 360 DM würde außerdem einen zusätzlichen 
Steuerausfall von 800 bis 850 Mio DM zur Folge 
haben, der nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht tragbar ist. 

e) Zur Neuregelung der Sparförderung hat der 
Bundesrat in seiner Stellungnahme zur Regierungs-
vorlage Änderungsvorschläge gemacht, die der von 
mir bereits dargelegten Konzeption der Bundes-
regierung für eine allmähliche Harmonisierung der 
staatlichen Sparförderungsmaßnahmen, um die übri-
gens dieses Hohe Haus in einer Entschließung selbst 
ersucht hatte, widersprechen. Die Vorschläge des 
Bundesrats zielen darauf ab, den Vorrang des Bau-
sparens vor dem Konten- und Wertpapiersparen 
steuerrechtlich durch Beibehaltung des Sonderaus-
gabenabzugs der Bausparkassenbeiträge und prä-
mienrechtlich durch ein erhöhtes begünstigungs-
fähiges Sparvolumen bei gleichzeitig höheren Prä-
miensätzen für die Dauer beizubehalten. Damit 
würde aber auf die Harmonisierung der beiden 
Sparformen weitgehend verzichtet. Die Bundes-
regierung verkennt keineswegs, daß sich für die 
Bausparkassen aus der Änderung der Sparförderung 
Probleme ergeben können. Sie ist aber der Meinung, 
daß die von ihr vorgesehene Übergangszeit bis 
1. Januar 1973 ausreichen sollte, um sich auf diese 
Probleme einzustellen und. damit fertig zu werden. 
Deshalb vermag die Bundesregierung den Vorschlä-
gen des Bundesrats nicht zu folgen. Das Problem 
der Harmonisierung der Sparförderung ist jedoch so 

vielschichtig, daß es im Finanzausschuß des Bundes-
tages sorgfältig geprüft werden sollte. 

Wenn ich mich nun den hauswirtschaftlichen Fra-
gen zuwende, so kann ich feststellen, daß die mit 
dem Gesetzentwurf verbundenen Steuerminderein-
nahmen und Haushaltsmehrausgaben dank der 
Wirtschaftsentwicklung tragbar sind. Die stärkste 
Haushaltsbelastung tritt mit einem Ausfall von 
etwa 1900 Mill. DM im Rechnungsjahr 1965 ein; 
davon entfallen rd. 740 Mill. DM auf den Bund und 
1160 Mill. DM auf die Länder. Trotz dieser sicherlich 
nicht unbeträchtlichen Einbußen kann jedoch nach 
den neuesten Schätzungen für 1965 — im Vergleich 
zu 1964 — mit folgenden Steuermehreinnahmen ge-
rechnet werden: 

Beim Bund 

(bei einem Gesamtaufkommen 
in 1965 von 57,057 Mrd. DM) 	3,8 Mrd. DM 

Bei den Ländern 

(bei einem Gesamtaufkommen 
in 1965 von 32,853 Mrd. DM) 	1,8 Mrd. DM 

Bei den Gemeinden 

(bei einem Gesamtaufkommen 
in 1965 von 13,2 Mrd. DM)    	0,8 Mrd. DM 

Zusammen 

(bei einem Gesamtaufkommen 
in 1965 von 103,1 Mrd. DM)        = 6,4 Mrd. DM 

Ich bin der Ansicht, daß für die Gesamtheit der 
öffentlichen Haushalte bei einer — auch konjunk-
turpolitisch gebotenen — sparsamen Haushaltsfüh-
rung diese Steuermehreinahmen, wenn auch mit 
einiger Anstrengung, ausreichen, die zwangsläufigen 
Mehrausgaben der öffentlichen Hand im Jahre 1965 
zu decken, ohne daß der Kapitalmarkt zusätzlich be-
ansprucht werden müßte. In den folgenden Rech-
nungsjahren sind die neu hinzukommenden Steuer-
ausfälle (mit 850 Mill. DM in 1966 und 50 Mill. DM 
in 1967) ohnehin geringer. Diese Feststellungen gel-
ten aber nur unter der Voraussetzung, daß keine 
Maßnahmen beschlossen werden, durch die das Volu-
men der Steuermindereinnahmen ausgeweitet wird. 

Die haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen des 
Gesetzentwurfs stehen in engem Zusammenhang 
mit der in der Öffentlichkeit besonders heftig dis-
kutierten Frage, wie die vorgeschlagenen Steuersen-
kungen unter konjunkturellen Gesichtspunkten zu 
beurteilen sind. Zur derzeitigen konjunkturellen 
Situation hat bereits heute in diesem Hohen Hause 
eine lebhafte Diskussion stattgefunden, so daß ich 
mich hier kurz fassen kann. Sie wissen, daß die 
Bundesregierung Maßnahmen eingeleitet hat, die 
einen konjunkturdämpfenden Einfluß ausüben sol-
len. Wenn es aber gelingt, die konjunkturelle Ent-
wicklung im Zaume zu halten, und wenn massivere 
Maßnahmen konjunkturpolitischer Art mithin unter-
bleiben können, dann stellt sich nur die Frage, ob 
die für die Steuersenkung veranschlagten Beträge 
zweckmäßiger in der Hand der Steuerpflichtigen 
oder in der Hand des Staates aufgehoben sind. 
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Wie ich bereits erwähnt habe, werden trotz der 
vorgesehenen Steuersenkung die Steuermehrein-
nahmen für das kritische Jahr 1965 im Vergleich zu 
1964 auf 6-7 v. H. veranschlagt. Auf annähernd 
den gleichen Prozentsatz, nämlich auf 5-6 v. H., 
soll nach Auffassung der Bundesregierung und ent-
sprechend den Empfehlungen des EWG-Minister-
rates der Ausgabenzuwachs der öffentlichen Haus-
halte begrenzt werden. Eine solche Begrenzung wird 
am ehesten sichergestellt durch eine Beschneidung 
der Einnahmen. 

Bei einem Verzicht auf die beabsichtigte Steuer-
senkung würden den öffentlichen Haushalten etwa 
1,9 Mrd. DM für 1965 mehr zur Verfügung stehen, 
die — wie es bei der Verwendung zusätzlicher Ein-
nahmen in der Regel der Fall ist — gerade für 
solche Vorhaben, insbesondere Baumaßnahmen ein-
gesetzt werden würden, die in einen konjunkturell 
besonders überhitzten Bereich fallen. Demgegenüber 
ist die Multiplikatorwirkung einer Steuersenkung 
als sehr viel ungefährlicher anzusehen. Von dem in 
1965 entstehenden Gesamtausfall von etwa 1,9 Mrd. 
DM entfallen schätzungsweise rd. 1,8 Mrd. DM auf 
die Ermäßigung der Einkommensteuer. Dieser Be-
trag verteilt sich auf über 20 Millionen Steuerpflich-
tige, welche die Steuerersparnis für die verschieden-
sten Zwecke verwenden werden. Ein großer Teil der 
Steuersenkung dürfte dem privaten Verbrauch zu-
fließen, dessen Entwicklung bisher in verhältnis-
mäßig ruhigen Bahnen verlaufen ist. Die Angebots-
elastizität dürfte in diesem Bereich noch relativ groß 
sein. Eine konjunkturpolitisch unerwünschte Aus-
weitung der Konsumgüternachfrage durch die Steuer-
senkung ist kaum zu erwarten, weil angesichts der 
hohen Sparneigung (die Sparquote betrug 1962: 
8,5 v. H. und 1963: 9,6 v. H.) ein nicht unbeträcht-
licher Teil der Steuerersparnis auf die „hohe Kante" 
gelegt werden und weil die Steuerentlastung der 
Arbeitseinkommen vermutlich auch einen mäßigen-
den Einfluß auf künftige Lohnverhandlungen aus-
üben dürfte. Von besonderer konjunkturpolitischer 
Bedeutung ist, daß höhere Einkommen (über 75 000 
DM bzw. für Verheiratete über 150 000 DM) nach 
dem Regierungsentwurf durch die Korrektur des 
Einkommensteuertarifs keine Entlastung erfahren 
sollen. 

Etwas schwieriger abzuwägen sind die konjunk-
turellen Wirkungen, die sich aus der Einführung 
eines neuen § 6 b EStG (Übertragung der bei der 
Veräußerung von bestimmten Anlagegütern aufge-
deckten stillen Reserven auf Neuinvestitionen im 
Anlagevermögen) und durch die Einführung neuer 
Sonderabschreibungen ergeben. Wenn auch wegen 
der „nachhinkenden" Veranlagung der für das kri-
tische Jahr 1965 zu erwartende Steuerausfall durch 
diese Maßnahmen nur bei etwa 50 Mill. DM liegt, so 
sind doch die Impulse auf die Investitionsneigung 
nicht zu verkennen, die von diesen neuen Bestim-
mungen ausgehen. Immerhin glaubt die Bundes-
regierung auch angesichts des noch jetzt erkennbar 
werdenden Nachfragedrucks nach Investitionsgütern 
diese Vorschläge noch befürworten zu können. In 
diesem Zusammenhang prüft die Bundesregierung 
zur Zeit den Gedanken einer Ermächtigung, die es 

ihr gestatten soll, bei einer Konjunkturerhitzung 
steuerliche Vorschriften einzuschränken, die einen 
besonderen Investitionsanreiz ausüben. Eine solche 
Ermächtigung sollte oder könnte noch im Laufe der 
Beratungen des Gesetzentwurfs im Finanzausschuß 
erörtert und gegebenenfalls eingebaut werden. 

Meine Ausführungen möchte ich mit der Bemer-
kung abschließen, daß nach Auffassung der Bundes-
regierung der vorliegende Gesetzentwurf ein wohl 
abgewogenes Bündel von Maßnahmen enthält, das 
als einheitliches Ganzes sowohl verteilungspoliti-
schen als auch haushalts- und konjunkturpolitischen 
Erfordernissen Rechnung trägt. Ich möchte die Hoff-
nung aussprechen, daß der Gesetzentwurf rechtzei-
tig verabschiedet werden wird, damit die neuen Be-
stimmungen, wie vorgesehen, am 1. Januar 1965 in 
Kraft treten können. 

Anlage 6 

Schriftliche Ausführungen 

des Abgeordneten Seuffert für die Fraktion der SPD 
zur ersten Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung und Ergänzung des Einkommensteuergesetzes, 
des Körperschaftsteuergesetzes und des Kapitalver-
kehrsteuergesetzes (Drucksache IV/2345) und zur 
ersten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Körperschaftsteuergesetzes, des Spar-Prämien-
gesetzes, des Wohnungsbau-Prämiengesetzes und 
anderer Gesetze (Steueränderungsgesetz 1964) 
(Drucksache IV/2400). 

Zu Drucksache IV/2345: 

Der vorgesehene Wegfall der Wertpapiersteuer 
wird allseits und auch von uns bejaht. Der übrige 
Inhalt dieses Gesetzentwurfs hat jedoch ziemlich 
allgemein Unbehagen hervorgerufen, das auch im 
Bundesrat deutlich zum Ausdruck gekommen ist. Es 
sind mehr deutsche Renten von Ausländern gekauft 
worden, als uns lieb ist; deswegen sollen die Zinsen 
daraus für Gebietsfremde steuerpflichtig gemacht 
werden. Das wird als Maßnahme zur Konjunktur-
dämpfung begründet; aber man muß sich doch fra-
gen, ob Konjunkturmaßnahmen wirklich am Renten-
markt angebracht sind, ob eine Kreditinflation 
wirklich von diesem Markt ausgehen kann, und an-
dererseits, warum die Maßnahme dann nicht auch 
auf Schuldscheindarlehen ausgedehnt wird, die doch 
jedenfalls konjunkturell bedeutend heftiger virulent 
werden könnten. Die tatsächliche Auswirkung ist 
fraglich: wo Doppelbesteuerungsabkommen Anwen-
dung finden, wird die neu vorgesehene Steuer, wenn 
auch mit Umständlichkeiten, zu erstatten sein, und 
es ist auch bereits klar, daß mindestens den EWG-
Ländern, auch wo kein Doppelbesteuerungsabkom-
men besteht, dieselbe Handhabung zugebilligt wer-
den muß. 

Die marktkonforme Maßnahme wäre eine Sen-
, kung des deutschen Kapitalzinsfußes gewesen; das 
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I ist einstweilen mißlungen, die Bemühungen darum 
war auch sehr schwächlich. Eingetreten ist eine 
Marktbeunruhigung, von der man nur hoffen kann, 
daß sie sich nicht dauernd auswirkt. Ob juristisch 
bei der Anwendung auf Altemissionen ein rück-
wirkendes Steuergesetz vorliegt, ist dabei nicht 
entscheidend. Die Vertrauensfaktoren des inter-
nationalen Kapitalmarkts sind sehr empfindlich und 
reagieren auch, wenn die juristische Frage zu ver-
neinen ist. Die Folge, die vorauszusehen war, ist 
starker Abgabedruck auf dem Rentenmarkt und 
fallende Kurse. Was das für die Baufinanzierung 
und den Sparwillen bedeutet, braucht nicht ausge-
führt zu werden. Es besteht der Eindruck, daß das 
Augenmaß dafür fehlte, ob dem Abgabedruck mit 
ausreichenden Mitteln entgegengetreten werden 
konnte, zumal dieser Druck zweifellos noch nicht 
in voller Stärke aufgetreten ist. Wir haben uns noch 
nicht überzeugen können, daß die Bundesregierung 
in dieser Sache von der Bundesbank gut beraten 
war. Jetzt ist festzustellen, daß infolge des Zeit-
verlustes, der durch die zeitweise unentschlossene 
Behandlung seitens der Bundesregierung eingetreten 
ist, das Gesetz frühestens mit Wirkung für den 
Januarzinstermin in Kraft treten könnte. Diese Fest-
stellung kann für den Rentenmarkt einstweilen nur 
beruhigend wirken. Vielleicht fällt der Regierung 
oder uns bis dahin etwas Besseres ein, um mit der 
entstandenen Situation fertig zu werden. 

Noch zu einer Spezialfrage: Es erreichen uns die 
Klagen, insbesondere von Wiedergutmachungsbe-
rechtigten, die in erfreulichem Vertrauen auf die 
Bundesrepublik ihre Entschädigung hier angelegt 
haben, aber auch von Auslandslehrern und Aus-
landsexperten, die  ihre Ersparnisse in Deutschland 
halten und die von der neuen Steuer betroffen 
würden. Es sollte selbstverständlich sein, daß eben-
so, wie von jeher individuelle Pauschalregelungen 
in § 31 EStG für diejenigen vorgesehen sind, die 
durch Zuzug ins Inland steuerpflichtig werden, 
dasselbe auch für den nunmehr eintretenden Fall 
zugelassen wird, daß man durch Wegzug steuer-
pflichtig werden kann. Denjenigen, die bed Inkraft-
treten des Gesetzes im Ausland sind, sollte ein sol-
cher Antrag zugestanden werden, wenn sie inner-
halb der letzten Jahre ihren inländischen Wohnsitz 
aufgegeben haben, und das gleiche müßte für die-
jenigen gelten, die seinerzeit aus Verfolgungsgrün-
den von hier vertrieben wurden. 

Zu Drucksache IV/2400: 

Dieses Haus ist sich mit der Bundesregierung 
darin einig, daß eine Tarifreform mit Steuersenkung 
vor allem bei kleinen und mittleren Einkommen 
notwendig ist. Unsere eigene Auffassung darüber 
haben wir bereits vor Monaten in einer Reihe von 
Anträgen dem Hause vorgelegt. Wir haben damit 
bereits deutlich gemacht, daß wir die Begründung 
dafür nicht aus der Konjunkturpolitik, sondern ein-
fach aus der Steuergerechtigkeit als gegeben an-
sehen. Es ist auch wirklich zu paradox, wenn neuer-
dings versucht wird, eine Steuersenkung, deren Zeit-
punkt eindeutig aus wahlpolitischen Gesichtspunk-
ten gewählt wird, als Mittel der Konjunkturbrem-
sung anbieten zu wollen. Wir sind aber nachdrück

-

lich der Ansicht, daß diese erforderliche Steuer

-

senkung auch in der sich abzeichnenden Konjunktur-
lage vertretbar ist und notwendig bleibt. Wir ver-
weisen dazu auf unsere vorgelegten Anträge, wel-
che für den zu erwartenden Steuerausfall Kompen-
sationen vorsehen, die etwaige konjunkturpolitische 
Einwände weitgehend ausräumen würden. 

Übrigens haben wir mit einer gewissen Genug-
tuung vernommen, daß einigen Kollegen im Hause 
— der Kollege Katzer ist dabei hervorgetreten — 
der  Bericht des Bundesfinanzministeriums über 
Wettbewerbsverfälschungen aus Sitzverlagerungen 
in das Ausland und aus dem zwischenstaatlichen 
Steuergefälle (der bekanntgeworden ist, obwohl er 
dem Hause noch nicht vorliegt) Anlaß zu Über-
legungen geben wird. Wir dürfen die Aufmerksam-
keit 'darauf lenken, daß unser Antrag, die Schere 
beim gespaltenen Körperschaftsteuersatz etwas zu-
zumachen, ein wirksames Mittel zur Milderung der 
Wettbewerbsnachteile inländischer Unternehmen 
gegenüber solchen, die durch ausländische Holding-
gesellschaften geführt werden, darstellt — was auch 
dieser Bericht unter IV/7 feststellt. Wir hoffen also, 
daß wir hier Unterstützung finden. 

Da, wie gesagt, unsere Anträge zur Sache dem 
Hause vorliegen und begründet wurden, kann ich 
mich auf diese beziehen und nur noch einige Punkte 
aus den  Fragen der Tarifreform hervorheben. 

Wir konnten uns noch nicht überzeugen, daß die 
Senkung des Proportionalsteuersatzes auf 19% 
unserem Vorschlag, die allgemeinen Freibeträge zu 
erhöhen, vorzuziehen sei. Das Letztere kostet nicht 
wesentlich mehr, entlastet die untersten Einkom-
menschichten wesentlich stärker und entlastet vor 
allem auch die Verwaltung, die das nach wie vor 
dringend nötig hat. In dem vorgesehenen Rahmen 
sollte dann auch die Ausdehnung des Geltungsbe-
reichs des Proportionalsatzes — für Ledige bis zu 
10 000, für Verheiratete bis zu 20 000 DM jährlich 
— möglich sein. Das gäbe auch eine bessere Grund-
lage für den Tarif der daran anschließenden Mittel-
schichteneinkommen. 

Wir freuen uns, daß unser Antrag, die Sonder-
ausgabenpauschale der Lohneinkommen zu erhöhen, 
endlich als Regierungsvorlage erscheint. Allerdings 
müssen wir leider feststellen, daß nunmehr wahr-
scheinlich die  vorgesehene Erhöhung gar nicht mehr 
ausreicht, um die notwendige Erleichterung der 
Lohnsteuerverwaltung und der Lohnsteuerpflichti-
gen wirklich herbeizuführen. Auch sonst müssen 
wir auf unsere Anträge zur Entlastung der Arbeit-
nehmereinkommen verweisen, für die uns die Re-
gierungsvorlage nicht zureichend erscheint. 

Auf Einzelfragen soll weiter nicht eingegangen 
werden, auch nicht auf den neuen § 6 EStG, der sich 
mit der Auflösung oder vielmehr Nichtauflösung 
stiller Reserven befaßt; er wird sehr eingehend 
überprüft werden müssen. Ich begrüße dagegen aus-
drücklich, daß § 17 EStG (Veräußerungsgewinne bei 
Kapitalbeteiligungen) nunmehr in eine grundgesetz-
mäßig vertretbare Form gebracht werden soll. 

Zur Neuordnung der Sparförderung: Wir stimmen 
dem Grundgedanken der Harmonisierung zu, leh- 
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nen aber wie der Bundesrat die Kürzung der Prä

-

mien für Bausparleistungen ab und halten an unse-
rer bekannten Forderung fest, die Sparförderung 
für kleine Einkommen zu verstärken. 

In diesem Sinne werden wir unsere Mitarbeit bei 
der Beratung dieser Vorlage geltend machen, in der 
Erwartung, daß das Gesetz nach der guten Gewohn-
heit dieses Hauses nicht ohne wesentliche Verände-
rungen des Regierungsentwurfs verabschiedet wer-
den wird. 

Anlage 7 

Schriftliche Ausführungen 

der Abgeordneten Frau Funke zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Körperschaftsteuerge-
setzes, des Spar-Prämiengesetzes, des Wohnungs-
bau-Prämiengesetzes und anderer Gesetze (Steuer-
änderungsgesetz 1964 (Drucksache IV/2400). 

Die FDP bedauert, daß durch die zeitliche Planung 
die Einbringung des Steueränderungsgesetzes all-
zusehr in eine sachliche Nähe zu den konjunktur-
politischen Beratungen des heutigen Tages gebracht 
worden ist. Sicherlich haben Steuern eine Steue-
rungsfunktion, und es gibt 'bestimmte Bereiche — 
etwa das der Sonderabschreibung —, die sich für 
konjunkturpolitische Regulierung besonders eignen; 
aber in ihren Grundzügen und in ihrer wesentlichen 
Zielsetzung sollte die  Steuerpolitik nicht der Augen-
blickslage schwankender Konjunktur folgen, son-
dern den Grundüberlegungen zur Gesellschaftspoli-
tik und zur Wirtschafts-, Sozial- und Finanzpolitik. 

Gerade unter diesem Gesichtspunkt langfristiger 
Überlegungen begrüßt die FDP das vorgelegte 
Steueränderungsgesetz mit den Tarifänderungen. Sie 
hat bereits seit Jahren die allgemeine Steuersen-
kung und eine fühlbare Milderung der hohen 
Steuerprogression oberhalb der  Proportional-Zone 

 gefordert und begrüßt es daher, daß unsere Finanz-
minister Dr. Starke und Dr. Dahlgrün unabhängig 
von der jeweiligen Konjunkturlage eine entspre-
chende Änderung des Einkommensteuergesetzes 
vorbereitet, mit den Ländern abgestimmt und  par-
lamentsreif gemacht haben. 

Es geht darum, die ständig überproportional stei-
genden Steuereinnahmen — die „heimliche Steuer-
erhöhung" — zurückzuschrauben. Wir verkennen 
nicht, daß dem Staat für die Allgemeinheit zuneh-
mend Aufgaben und damit steigende Ausgaben zu-
wachsen, aber wir sind der Meinung, daß diese stei-
genden Ausgaben keinesfalls über das allgemeine 
Einkommens- und Wirtschaftswachstum gehen, bes-
ser darunter bleiben sollten. Wenn man weiß, daß 
seit der letzten Tarifreform 1958 das Volkseinkom-
men um 60%, die Bruttoeinnahmen der Arbeit-
nehmer um 71 %, die Lohn-, Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer hingegen um fast 100% gestiegen 
sind, kann man leicht erkennen, welche 'Entwicklung 
zu Lasten der Steuerzahler die Ausgaben der öffent-
lichen Hand nehmen können, wenn der Tarif nicht 

in gewissen Zeitabständen gesenkt wird. Es könnte 
überdies geschehen, daß die öffentliche Hand in Er-
wartung höherer Einnahmen nicht mit ,der äußersten 
Energie einer schleichenden Geldentwertung ent-
gegentritt. 

Zudem zwingen hohe Steuersätze immer wieder 
zu Sonder- und Ausnahme-Regelungen, und diese 
machen das Steuerrecht nicht nur immer unüber-
sichtlicher, sondern auch ungerecht gegenüber 
denen, für die die Ausnahmen nicht gelten. Es ist 
nun einmal nach unserer Auffassung so, wie unser 
Sprecher bereits bei der Beratung der Einkommen-
steuernovelle 1957 sagte: Tarifsenkung für alle ist 
besser als Steuervergünstigung für einzelne. 

Daß dennoch die Sondervergünstigungen in dem 
vorliegenden Gesetzentwurf kaum zurückgegangen, 
sondern teilweise ausgeweitet sind, gehört sicher 
nicht zu seinen besten Seiten. Mit Recht klagen die 
Finanzbeamten über die wachsende Komplizierung 
des Steuerrechts, und es wäre aus dieser Sicht aber 
auch im Interesse der Gerechtigkeit besser, man 
könnte den Tarif generell noch weiter senken und 
damit das Interesse an weiteren Sonderregelungen 
abschwächen. 

Zu dem vorliegenden Steueränderungsgesetz wur-
den und werden in der Öffentlichkeit zwei wesent-
liche Vorwürfe erhoben: einmal fürchtet man, daß 
durch die  Befassung der nicht erhobenen Steuer beim 
Steuerzahler die Nachfrage und damit die Preise 
steigen würden, und zum anderen weist  man darauf 
hin, daß der Ausfall in den öffentlichen Kassen dazu 
führen könnte, daß wichtige Einrichtungen für die 
Allgemeinheit nicht im erforderlichen Umfang oder 
nicht rechtzeitig geschaffen werden. 

Den konjunkturpolitischen Überlegungen muß 
man jedoch entgegenhalten, daß Steuereinnahmen 
in der Vergangenheit voll durch die öffentliche Hand 
ausgegeben, cl. h. in die . Nachfrage .gegangen sind. 
Es wird kaum möglich sein, auf allen Ebenen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden eine Still-
legung von Steuereinnahmen zu erreichen. Dagegen 
sind wir der Überzeugung, daß, wenn wir dem 
Steuerzahler einen größeren Anteil als bisher von 
seinem Einkommen belassen, ein nicht unbeträcht-
licher Teil tatsächlich gespart, also zur Eigentums-
bildung verwendet wird. Gerade um diese Eigen-
tumsbildung breiter Bevölkerungskreise geht es 
uns. Gegenüber anderen vergleichbaren Ländern ist 
das Eigentum an Sparkapital pro Kopf der Bevölke-
rung in Deutschland sehr gering. Die Gründe brau-
chen hier nicht untersucht zu werden. Man weist in 
diesem Zusammenhang auf mangelnde Sparwillig-
keit und mangelnde Sparfähigkeit hin. Es hat sich 
jedoch gerade in der Entwicklung des letzten Jah-
res gezeigt, daß die Spar willigkeit durchaus 
vorhanden ist. 1963 wurden von den privaten Haus-
halten allein 3,8 Mill. DM, d. h. rund 10 % des ver-
fügbaren Einkommens gespart. Das deutet durchaus 
auf ein wachsendes Vertrauen zur Spartätigkeit hin. 
Um so mehr muß es uns daran liegen, auch die Spar-
fähigkeit zu erhöhen, und dazu soll die Steuer-
senkung ein Weg sein. Es darf nicht bleiben, wie 
es in der Vergangenheit war, daß die Vermögens-
bildung der öffentlichen Hand größer ist als die der 
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privaten Haushalte. Wenn, wie ich schon sagte, die 
Spartätigkeit der privaten Haushalte 1963 um 9,6 % 
stieg, während das verfügbare Einkommen nur um 
6,7% anstieg, gibt uns das die Zuversicht, daß auch 
von den durch die Steuersenkung dem Steuerzahler 
belassenen Beträge ein nicht unbedeutender Teil 
wirklich gespart oder zur Rückzahlung von Dar-
lehen verwendet und damit der Nachfrage entzogen 
werden wird. 

Zu dem anderen Bedenken, daß nach einer Steuer-
reform wichtige Aufgaben der öffentlichen Hand 
nicht erfüllt werden könnten, ist bereits Stellung ge-
nommen worden. Die Steuersenkung wird für 1965 
nach den Berechnungen nur etwa ein Viertel der 
zu erwartenden Mehreinnahmen von Bund, Ländern 
und Gemeinden ausmachen. Wir halten es deswe-
gen keinesfalls für notwendig, Steuererhöhungen 
an anderer Stelle vorzusehen, zumal auch die be-
reits vorliegenden Steueränderungsanträge der Op-
position per Saldo, d. h. Steuersenkung gegen Steuer-
erhöhungen, ebenfalLs einen Umfang von mindestens 
2,4 Milliarden Steuerausfall enthalten. Es ist, unab-
hängig von der Höhe der Einnahmen, Aufgabe der 
Parlamente, innerhalb der verfügbaren Einnahmen 
eine Dringlichkeit aufzustellen und die Mittel so 
zu verteilen, daß die wichtigen Aufgaben vorrangig 
erfüllt werden. Wir sind, wie bereits Herr Kollege 
Dr. Starke sagte, der Auffassung, daß bei einer rich-
tigen Haushaltspolitik für die notwendigen Ausga-
ben insbesondere auch auf dem Gebiet der Wissen-
schaft, Forschung und Bildung genügend Mittel zur 
Verfügung stehen werden. 

Auf die einzelnen Vorschläge des Steuerände-
rungsgesetzes möchte ich in der ersten Lesung nur 
kurz eingehen. Wir begrüßen die vorgeschlagenen 
Sonderabschreibungen wegen ihrer volkswirtschaft-
lichen und gesundheitspolitischen Bedeutung. Eben-
so erscheint uns aus kulturpolitischen Gründen der 
Sonderfreibetrag für Kinder in der Ausbildung in 
Höhe von 720 DM besonders wichtig. Doch sollte in 
diesem Zusammenhang ebenfalls geprüft werden, ob 
nicht die Ausgaben für die Aus- und Fortbildung, 
die der Steuerpflichtige selbst trägt, in erweitertem 
Maße berücksichtigt werden können. Auf diesem 
Gebiete gibt es im derzeitigen Steuerrecht Abgren-
zungen und Begrenzungen, die durchaus über-
holungsbedürftig erscheinen. 

Die Anhebung der Wertgrenzen bei Veräuße-
rungsgewinnen ist zweifellos zu begrüßen, weil die 
Geldwertentwicklung fortgeschritten ist. Aber aus 
dem gleichen Grunde sollten auch andere Wert-
grenzen überprüft werden. Ich denke hier einmal an 
die untere Freigrenze im Einkommensteuertarif, 
die mit 1680 DM unverändert geblieben ist. Zwar ist 
für die Arbeitnehmer ein zusätzlicher Freibetrag von 
120 DM jährlich eingeführt worden, der praktisch 
diese Untergrenze nach oben verschiebt und daher 
in dieser Wirkung durchaus zu begrüßen ist, aber 
trotzdem und besonders für die übrigen Einkom-
mensbezieher bleibt die Freigrenze unseres Erach-
tens unzureichend und sollte daher überprüft wer-
den. Auch die Begrenzung der kurzlebigen Wirt-
schaftsgüter auf DM 600,— entspricht längst nicht 
mehr den heutigen Verhältnissen und sollte nicht 

zuletzt zur Vermeidung unnötiger Kleinarbeit er-
höht werden. 

Bedenken haben wir, ob die Begrenzung der Spar-
förderungsmaßnahmen in dem durch die Regierung 
vorgeschlagenen Umfange richtig ist. Wir sollten 
hier im Ausschuß über den ganzen Komplex der 
Sparförderung und ihrer Koordinierung eingehend 
sprechen, um nicht das Ziel, die Eigentumsbildung 
zu fördern, gerade in den Kreisen zu behindern, die 
in den Jahren ihrer Berufstätigkeit für das Alter 
vorsorgen können und müssen. 

Abschließend möchte ich namens der FDP sagen: 
wir begrüßen den Gesetzentwurf der Regierung in 
seiner Zielrichtung und in seinen Schwerpunkten 
und stimmen der Überweisung an den Finanzaus-
schuß —federführend —, den Ausschuß für Woh-
nungswesen, Städtebau und Raumordnung, den Aus-
schuß für Mittelstandsfragen und den Haushalts-
ausschuß zu. 

Anlage 8 	 Umdruck 486 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur Än-
derung des Kriegsgefangenenentschädigungsgeset-
zes (3. ÄndG KgfEG) (Drucksachen IV/997, IV/2384). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel I Nr. 2 erhält Buchstabe a ,folgende Fas-
sung: 

,a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Für jeden Kalendermonat des Festhaltens 
in ausländischem Gewahrsam — frühestens vom 
1. Januar 1947 an — wird als Entschädigung ein 
Betrag von 30 Deutsche Markgewährt, der sich 
nach weiteren zwei Jahren ausländischen Ge-
wahrsams auf 60 Deutsche Mark erhöht. Vom 
dritten Gewahrsamsjahr an — frühestens vom 
1. Januar 1949 an — wird für jeden Gewahrs-
monat eine zusätzliche Entschädigung von 
50 Deutsche Mark gewährt; jedoch erhalten die-
jenigen Berechtigten, die erst im ausländischen 
Gewahrsam geboren worden sind, diese zusätz-
liche Entschädigung nicht. Die Gesamtentschä-
digung wird auf einen Höchstbetrag von 12 000 
Deutsche Mark begrenzt. Mit der Entschädigung 
sind etwa bestehende Ansprüche des Berechtig-
ten wegen Freiheitsentziehung und Arbeits-
leistung im ausländischen Gewahrsam gegen die 
Bundesrepublik abgegolten." 

Bonn, den 23. Juni 1964 

Bazille 
Merten 
Riegel 
Erler und Fraktion 
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Anlage 9 	 Umdruck 489 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP zur zweiten Beratung des  von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Kriegsgefangenenentschädigungs-
gesetzes (3. ÄndG KgfEG) (Drucksachen IV/997, 
IV/2384). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel I Nr. 3 wird § 4 erster Halbsatz wie folgt 
geändert und  ergänzt: 

a) Hinter der Jahreszahl 1965 wird das Wort „und"
gestrichen und durch ein Komma ersetzt. 

b) Hinter  der  Jahreszahl 1966 werden die Worte 
„und 1967" eingefügt. 

Bonn, den 23. Juni 1964 

Arndgen und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 10 	 Umdruck 481 (neu) 

Änderungsantrag der Abgeordneten Wienin-
ger, Weinkamm, Weinzierl, Dr. Siemer und Genos-
sen zur zweiten Beratung 'des von den Abgeordneten 
Unertl, Dr. Kempfler, Dr. Huys, Wieninger und Frak-
tion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Maß- und Gewichts-
gesetzes (Drucksachen IV/1862, IV/223 4 ). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

Artikel 1 

§ 56 des  Maß- und Gewichtsgesetzes vom 13. De-
zember  1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1499) erhält fol-
genden Satz 2: 

„Unter die §§ 52 b is 55 fallen auch die vom Aus-
land eingeführten, gefüllten Flaschen, sowie unge-
füllte Flaschen, die im Reichsgebiet gefüllt und in 
den Verkehr gebracht werden." 

Bonn, den 25. Juni 1964 

Wieninger 	 Hesemann 
Weinkamm 	Kühn (Hildesheim) 
Weinzierl 	 Nieberg 
Dr. Siemer 	 Dr. Dr. Oberländer 
Balkenhol 	 Schulhoff 
Bauer (Wasserburg) 	Tobaben 
von Bodelschwingh 	Unertl 
Dr. Elbrächter 

Anlage 11 	 Umdruck 505 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP 
zur dritten Beratung des von den Abgeordneten 
Unertl, Dr. Kempfler, Dr. Huys, Wieninger und 

Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Maß- und Gewichts-
gesetzes (Drucksachen IV/1862, IV/2234). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

in der geplanten Änderung 'des Maß- und Gewichts-
gesetzes eine Bestimmung vorzusehen, die auch für 
aus diem Ausband eingeführte Flaschen mit Geträn-
ken gemäß § 54 MuGG ,die Kennzeichnung des ge-
nauen Rauminhalts zwingend vorschreibt. 

Bonn, den 23. Juni 1964 

Mischnick und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 508 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur Neunundsechzigsten Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 (Konjunk-
turpolitische Zollsenkung) (Drucksachen IV/2313, 
IV/2419); zur Zweiundsiebzigsten Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1963 (Konjunk-
turpolitische Zollsenkung — II. Teil) (Drucksachen 
IV/2314, IV/2360). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts der Risiken, die für einzelne Wirtschafts-
zweige mit der konjunkturpolitischen Zollsenkung 
verbunden sind, sollte die Bundesregierung von den 
angebotenen Möglichkeiten einer Wiederheraufset-
zung einzelner Zölle, die  das Zollgesetz im Artikel 77 
Abs. 1 Nr. 2 vorsieht, in Fällen drohenden oder ein-
getretenen ernsthaften Schadens Gebrauch machen 
und entsprechende Rechtsverordnungen vorlegen. 

Bonn, den 24. Juni 1964 

Dr. Barzel und Fraktion 
Dr. Emde und Fraktion 

Anlage 13 

Schriftliche Ausführungen 

des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) zu dem 
von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Körperschaft-
steuergesetzes, des Spar-Prämiengesetzes, des Woh-
nungsbau-Prämiengesetzes und anderer Gesetze 
(Steueränderungsgesetz 1964) (Drucksache IV/2400). 

Mit Rücksicht auf die Kürze der Zeit, die uns in 
dieser gedrängten Debatte zur Verfügung steht, las-
sen Sie mich nur wenige Bemerkungen zu zwei 
Punkten machen: 

Zunächst zu der Frage, ob im Rahmen konjunk-
turpolitischer Maßnahmen die Umsatzausgleich-
steuer und Ausfuhrvergütung manipuliert werden 
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sollte und zum anderen zu der konjunkturpoliti-
schen Bedeutung des von der Bundesregierung vor-
gelegten Steueränderungsgesetzes. 

Herr Kollege Kurlbaum hat durchaus recht, daß 
vor der DM-Aufwertung auch dieses Problem der 
Manipulation der Umsatzausgleichsteuer und Aus-
fuhrvergütung zur Diskussion stand und daß es 
auch in unseren Reihen dafür Befürworter gab. Aber 
inzwischen hat sich ja nun einiges ereignet. Wir be-
treiben die Reform der Umsatzsteuer wesentlich 
auch unter dem Gesichtspunkt, einen exakten um-
satzsteuerlichen Ausgleich im grenzüberschreiten-
den Warenverkehr herbeizuführen. Außerdem 
haben wir im vergangenen Jahr in ernsten Ausein-
andersetzungen, insbesondere mit Brüssel, die not-
wendigen Korrekturen auf diesem Gebiet herbei-
geführt. Wir würden m. E. unglaubwürdig werden, 
wenn wir die leitenden Motive dieser Politik aus 
konjunkturpolitischen Erwägungen, die ja immer 
nur vorübergehenden Charakter haben können, 
über Bord werfen würden. Wer im Sinne der Er-
mächtigungsvorlage der Opposition derartige Mani-
pulationen ermöglichen will, sollte sich lieber direkt 
einer neuen Aufwertung der DM zuwenden, denn 
eine solche Manipulation ist eine partielle Aufwer-
tung nur verzerrter Art, weil die Senkung oder 
Suspendierung der Umsatzausgleichsteuer infolge 
der unterschiedlichen Sätze im allgemeinen die 
Fertigwaren weit stärker trifft als Halbwaren und 
Rohstoffe. 

Die Ermächtigung würde der Regierung auch rela-
tiv wenig nützen. Die Regierung ist auf Grund des 
still-stand-Abkommens auf die Konsultationen der 
EWG-Kommission angewiesen. Die  Kommission be-
treibt die Mehrwertsteuerreform auf der Grundlage 
des Bestimmungslandprinzips und könnte, ohne die 
Harmonisierung der Umsatzsteuer zu gefährden, 
den hier vorgeschlagenen Manipulationen den Weg 
nicht ebnen. 

Nun noch einige Worte zu dem Entwurf eines 
Steueränderungsgesetzes. Auch hier möchte ich mich 
auf einige konjunkturpolitische Überlegungen be-
schränken, obwohl das Gesetz eine Fülle von Grund-
satzfragen neu ordnet, die in ihrem Für und Wider 
auszubreiten einer ersten Lesung ;sehr wohl an-
stünde. Ich gelbe durchaus zu, daß, konjunkturpoli-
tisch gesehen, das Nächstliegende wäre, den  über-
proportionalen Zuwachs des Steueraufkommens in 
verfassungsrechtlicher Bindung stillzulegen, um 
überschüssige Nachfrage zu eliminieren. Ich weiß, 
was dagegen eingewandt wird, und lasse das ein-
mal im Augenblick dahin stehen. Jedenfalls ist das 
zweitbeste Mittel: Steuersenkung. 

Der Bürger hat sich, aufs ganze gesehen, in  den 
letzten Jahren konjunkturgerechter verhalten als 
die Gebietskörperschaften. Wir können auf Grund 
der Entwicklung der letzten Jahre durchaus das Ver-
trauen haben, daß ein nicht unwesentlicher Teil der 
Steuerentlastungen sogar ohne Sparprämien gespart 
wird, immer unter der Voraussetzung, daß es ge-
lingt, eine relative Preisstabilität zu gewährleisten. 
Aber selbst wenn ein Teil der 3 Milliarden DM in 
den Konsum fließt, ist dieser Weg ungefährlicher 
als der über die öffentlichen Haushalte, der im Bau

-

sektor endet. Es gibt viele Konsumgüterbranchen, 
die weit von einer Erhitzung oder sogar Überhit-
zung entfernt sind. Die Zahl der Bürger und ihrer 
verschiedenartigen Konsuminteressen ist so groß 
und mannigfaltig, die Objekte öffentlicher Ausga-
ben aber so begrenzt, daß im ersteren Falle die 
Konjunkturwirkungen verebben, im letzteren Falle 
diese aber oft eine Springflut darstellen. Die 3 Mil-
liarden in den Händen von etwa 8 'Millionen Steuer-
pflichtigen wirken wie einige Waggon Sand, die in 
den Bodensee fallen; die gleiche Summe in der Ver-
fügungsgewalt der öffentlichen Hand wirkt dagegen 
wie ein Bergsturz in einen Stausee. Darum sagen 
wir ein unbedingtes Ja zur Beschneidung öffentlicher 
Einnahmen als dem derzeit wirksamsten Mittel zum 
Stoppen öffentlicher Ausgaben. Über die 3 Mil-
liarden verfügen die Steuerzahler ja nicht in der 
Weise wie die  Genossen einer Genossenschaft, 
wenn sie ihre Rückvergütungen empfangen, also 
plötzlich und einmalig. Die Steuerminderungen 
erstrecken sich über Jahre und wirken sich nur suk-
zessiv aus. Um zu meinem Bodensee-Beispiel zu-
rückzukehren: der  Sand fließt nicht schubartig, son-
dern gleichsam wie durch ... zig Sanduhren aus den 
Waggons in den See. 

Die Opposition hat wiederholt versucht, den Ge-
setzentwurf als Wahlgeschenk zu deklassieren. 
Diese Qualifizierung ist schlicht gesagt falsch und 
unsachlich. Das Gesetzgebungswerk wertet vielmehr 
unser Steuerrecht auf. Das ist eine gute Tat, denn 
das Steuerrecht bestimmt die Zukunft unserer Bun-
desrepublik, wie der Bundesfinanzminister am 
16. 4. 1964 in diesem Hause zu Recht festgestellt 
hat — eine Feststellung, die sich diejenigen Per-
sönlichkeiten zu eigen machen sollten, die in unse-
rem Steuerrecht immer noch eine niederrangige 
Rechtstechnik sehen oder ein probates Mittel für 
momentane Routinepolitik. Der Gesetzentwurf ist 
weithin ein Akt der Wiedergutmachung an der 
Legion der Tarifgeschädigten, um es einmal un-
dogmatisch zu formulieren. Verzerrungen im ESt-
Tarif werden .glattgestellt. Der steuerungerechte 
Tarif hat immerhin sieben Jahre lang mit hart zu-
fassender progressiver Faust regiert. Das ist genug, 
womit ich aber nicht gesagt haben will, daß nun-
mehr für die betroffenen glücklichen Arbeitnehmer 
und Mittelständler die sieben fetten Steuerjahre an-
gebrochen sind. Die tarifliche Steuerentlastung ist 
immer noch ein Kompromiß, aber unter Berücksich-
tigung der durch den Haushalt gesetzten Grenzen 
ein optimaler, bringt er doch Entlastungen bis zu 
14 %. 

Sodann noch ein weiteres! Die Bundesregierung 
hat sich nicht nur von den Forderungen der Steuer-
gerechtigkeit leiten lassen, sondern hat ein Stück 
sozialer Steuerpolitik geleistet, eine Arbeit, die viel 
nachhaltigere Würdigung verdient. Das Schwer-
gewicht der Steuerentlastungen liegt doch offenbar 
in Bereichen, in denen das unselbständige Element 
vorherrscht. Es überrascht daher nicht, daß der DGB 
im Grundsatz den Gesetzentwurf gutgeheißen hat. 
Über ein Drittel des Steuerverzichts entfällt auf 
Pflichtige mit Monatseinkommen unter 1000 DM. 
Die optimale Begünstigung erhalten Steuerpflichtige 
mit Jahreseinkommen von 15 000 DM. 
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Aus der Palette der Einzelmaßnahmen greife ich 
nur zwei heraus. Endlich hat die Bundesregierung 
in ganz nüchterner Weise ein Problem einer Lösung 
entgegengeführt, das in mehrfacher Hinsicht ein 
Stein des Anstoßes war. Nach der bisherigen Rege-
lung führte der Verkauf der meisten betrieblichen 
Anlagegüter zu einer Versteuerung unechter stiller 
Reserven mit der Folge einer an sich nicht gewoll-
ten Substanzbesteuerung. Diese unerwünschte 
Steuerfolge blockierte betriebswirtschaftlich sinn-
volle Dispositionen, u. a. auch auf dem Gebiete der 
Rationalisierung. Was namentlich die Veräußerun-
gen von Betriebsgrundstücken anbelangt, so be-
schränkt die steuerlich verursachte Nichtveräuße-
rung unnötig das Angebot am Grundstücksmarkt, 
behindert im weiteren Sinne eine vernünftige 
Raumordnung, die ja so dringend notwendig ist. 
Diese neue Vorschrift kann daher als echte Struk-
turmaßnahme angesprochen werden. 

Sodann dürfen die Maßnahmen zur steuerlichen 
Förderung der Forschung nicht unerwähnt bleiben. 
Stipendien von Forschern uund Forschungsinvestitio-
nen erfahren nunmehr einer steuerlichen Sonderbe-
handlung, die ihnen zusteht, wenn man den Wert 
der Forschung für die  Wirtschaft und damit für das 
ganze Volk richtig einschätzt. 

Die SPD bleibt offenbar auf der Linie der Forde-
rung nach Steuererhöhungen. Diese Forderung ist 
nachdrücklichst abzulehnen. Einmal haben die be-
kannten Vorschläge keine beträchtliche Haushalts-
wirksamkeit, dafür aber um so verheerendere volks-
wirtschaftliche Folgen. So würde die Heraufsetzung 
des ESt-Spitzensatzes nur 4% des projektierten 

Steuerverzichtes wieder hereinbringen. Wenn die 
Gesamtsteuerbelastung höherer Vermögen und Ein-
nahmen die 70er Marke überschreitet, wird das 
Unternehmerdenken in ein Spesendenken umdiri-
giert. Die Übernahme von Risiken interessiert nicht 
mehr. Die Investitionsfaulheit greift dann um sich 
mit all ihren mittelbaren schädlichen Folgen. 

Höhere Steuern übernehmen damit die Funktion 
des Vorarbeiters für die Sozialisierung. Hinzu 
kommt noch, daß fühlbare Steuererhöhungen die 
Preissteigerung ebenso anreizen wie die Steuer-
flucht, übrigens zwei Ergebnisse, die die Argumenta-
tionen der  SPD als sehr widersprüchlich erscheinen 
lassen. 

Das Schreckgespenst der Steueroasen wird oft 
beschworen, manchmal sicherlich mit Recht. Das viel 
schrecklichere Schreckgespenst der Steuerwüsten 
wird aber totgeschwiegen. Zu hoch besteuerte Staa-
ten sind aber Steuerwüsten, die wirtschaftlich un-
fruchtbar sind und zur Unternehmerflucht führen. 
Hohe Steuern haben zweifellos Erosionswirkung, 
sie verwüsten das Land. Das können wir uns wahr-
lich nicht leisten. 

Ein federgewandter Journalist seufzte, als er vor 
Monaten über die Behandlung des Steueränderungs-
gesetzes 1964 durch den Bundesrat berichtete, das 
Schicksal des Entwurfs sei ungewiß, da er noch 
durch die rauhe Luft des Bundestages müsse. Möge 
diese rauhe Luft wesentliche Glieder des Gesetzes 
nicht erfrieren lassen, aber hier auch keine Eis-
panzer hinzufügen, denn auch diese wirken erstar-
rend. Ich mahne daher, an dem Entwurf nicht allzu-
viel herumlaborieren zu wollen. 
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